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Vorwort der Herausgeber

Der Philosoph Ernst Bloch hat imJahre1935 Studien zumdeut
schen Faschismus veröffentlicht (»Erbschaft dieser Zeit«) und
dabei den Begriff der Ungleichzeitigkeit eingeführt. Der Sieg
des Faschismus in Deutschland - so lautete seine zentrale
These, die namentlich an die revolutionäre Arbeiterbewegung
gerichtet war —vollendet sich in einem System ungleichzeitiger
Widersprüche: denn die tiefe kapitalistische »Wirtschaftskrise,
welche den Spukfreisetzt, vollzieht sichin einem Landmit be
sonders viel vorkapitalistischem Material«. DieMassenbasis des
Faschismus, die Mobilisierung derBauern und Kleinbürger, die
ebenfalls unter der Wirtschaftskrise zu leiden hatten, kann aus
den objektiven ökonomischen und gesellschafdichen Wider
sprüchen des Kapitalismus gerade nicht erklärt werden. Die
Ungleichzeitigkeit wirdzur zentralen, strategischen Herausfor
derung für die revolutionäre Arbeiterbewegung; denn »das Ka
pital gebraucht das ungleichzeitig Konträre, wo nicht Dispa
rate, zur Ablenkung von seinen streng gegenwärtigen Wider
sprüchen; esgebraucht denAntagonismus einernochlebenden
Vergangenheit als Trennungs- und Kampfmittel gegen die in
den kapitalistischen Antagonismen sich dialektisch gebärende
Zukunft« (Bloch, 1935, S. 77ff.).

Für Bloch stellte sich die Ungleichzeitigkeit in ihrer politi
schen Artikulation noch als der durch den Faschismus okku
pierte Widerspruch von modernen (kapitalistischen) und vor-
modemen (vor-kapitalistischen) Lebenswelten dar. Wenn dage
gen gegenwärtig in den Diskussionen der internationalen Ar
beiter- und Gewerkschaftsbewegung immer häufiger von einer
paralysierenden Ungleichzeitigkeit zwischen derDynamik der
gesellschaftlichen Umbruchprozesse und deren strategischer
Verarbeitung durch die politische und gewerkschaftliche Linke
die Rede ist, so reflektiert sich darin eine durchaus neuartige
Erfahrung.

Zunächst erscheint dieUngleichzeitigkeit in der—möglicher
weise verhängnisvollen - Verspätung, mitderTeile der Arbeiter-



Bewegung (auch die sich in derTradiäon des Marxismus defi
nierenden Strömungen) beginnen, sich den neuen - durch die
Umbruchskrise erzeugten - Herausforderungen theoretisch
imd praktisch zu stellen. Schon umdie Mitte der70er Jahre -
nach der ersten Weltwirtschaftskrise 1974/75 - setzten jene Ver
änderungen des wirtschaftlichen Wachstums, der wissenschaft
lich-technologischen Innovation, der Arbeitsmärkte (chroni
sche Massenarbeitslosigkeit), aber auch der betrieblichen und
der gesamtgesellschaftlichen Kapitalstrategien (Deregulierung/
angebotsorientierte Wirtschaftspolitik) ein, deren Gesamtheit
inderFolge als »große Krise« inderEntwicklung des Kapitalis
mus des 20. Jahrhunderts, als epochale »Umbruchsknse« bzw.
als »Erosionskrise« begriffen wurde. In dieser löst sich der für
die Nachkriegsentwicklung des Kapitalismus (in den Zentren
Westeuropas und Nordamerikas) charakteristische Regulations
typ (»Fordismus«) auf, ohne daß schon die Konturen eines
neuen gesellschaftlichen und politischen Entwicklungstyps
genauzu bestimmen wären.

Daß die Gewerkschaften international in die Defensive bzw.
in eine Krise geraten sind, die sich in Mitgliederverlusten, Ver
minderung der Streikfähigkeit und einer sinkenden Mobilisie
rungsfähigkeit ausdrückt, ist längst kein Geheimnis mehr
(Deppe, 1985; Müller-Jentsch 1988; Visser 1989). Gewiß ist
diese Krise zunächst durchdieobjektiven Bedingungen der kri
senhaften Umbruchsperiode beeinflußt worden. Dennoch läßt
sich die Ungleichzeitigkeit —als das subjektive Moment der
Krise - leicht konkretisieren, wenn kurz der Frage nachgegan
gen wird, wann eigentlich die wichtigsten —wissenschaftlich
fundierten - Beiträge zur Analyse der epochalen Umbruchs
krise und ihrer Bedeutung für die Arbeits- und Lebensbedin
gungen - nicht nur der Arbeiterklasse, sondern der gesamten
Menschheit - veröffentlicht und diskutiert wurden.
—Die gesamte Diskussion über die »Grenzen des Wachstums«
und die dabei immer wichtiger werdende Frage nach dem Zu
sammenhang von Wirtschaftswachstum und Naturzerstörung
sowie nach den Risikopotentialen neuer technischer Systeme
(insbesondere der Kernenergie) in ihren globalen Wirkungsdi-



mensionen wurde schon inden frühen 70erJahren eröffnet (vgl.
zusammenfassend Grün/Wiener, 1984).
- Die langfristigen Trends zur Veränderung der Produktions
und Sozialstrukturen in den entwickelten kapitalistischen Ge
sellschaften wurden ebenfalls schon Anfang der 70er Jahre im
soziologischen Konzept der »postindustriellen Gesellschaft«
angesprochen (Touraine, 1972; Bell, 1975).
- Analysen über die Irreversibilität der mikroelektronischen
und informationellen »Revolution« lagen schon Ende der70er/
Anfang der 80er Jahre vor. Immerhin ging ein Bericht an den
Club of Rome (der von einem Abteilungsleiter beim Vorstand
der IG Metall mit herausgegeben war!) imJahre 1982 von der
Annahme aus, »daß wir in eine bedeutende Übergangsperiode
eintreten, die dreißig bis fünfzig Jahre dauern kann, ehe sie in
einen völlig andersartigen Typus der Weltgesellschaft münden,
eine Weltgesellschaft mit vielmehr Menschen,verändertenWel
ten, neuen politischen und administrativen Strukturen, völlig
neuartigen Formen institutionellen Verhaltens und einer tech
nologischen Basis, die völlig anders sein wird als dieuns heute
vertraute und den Lebenstil aller Nationen und Kulturen von
Grund auf beeinflussen wird« (Friedrichs/Schaff, 1982, S. 31).
Als die wichtigsten Ursachen für diesen Übergang werden ge
nannt: 1. das weltweite Bevölkerungswachstum, 2.dieNotwen
digkeit einer vollkommenen Erneuerung der Energieerzeu
gung, 3. dieAuswirkungen der neuen Technologien, vor allem
derjenigen, die auf der Mikroelektronikberuhen.
- Bis zurMitte der80er Jahre waren die wichtigsten Analysen
von kritischen Sozialwissenschafdem in der BRD erschienen,
die sich u. a. mit den veränderten Wachstums- und Akkumula-
tionsbedingimgen des Kapitalismus (Lutz, 1984), mitderRatio
nalisierung der industriellen Produktion und den »neuen Pro
duktionskonzepten« (Kern/Schumann, 1984) beschäftigten.
Schon 1983 war mit dem sog. »Späth-Bericht« eines der wich
tigsten programmatischen Dokumente erschienen, in dem die
Konzeption einer neokonservativen Modemisierungspolitik de
tailliert ausgearbeitet worden war (Kommission »Zxjkunftsper-
spektiven«, 1983). 1984 folgten Arbeiten, die die neuen Hand-



lungsanforderungen an die Gewerkschaften ins Zentrum rück
ten (u. a. Negt, 1984, Deppe 1984). Schließlich häuften sich
nunmehr auch marxistische Analysen der Umbruchsperiode,
die nicht nur - z. T. höchst kontrovers - die »neue Qualität«
des Vergesellschaftungs- und Reproduktionstyps, dessen Kon
turen in den 80er Jahren deudich zu erkennen sind, sondern
zugleich - im Blick auf die Zukunft - neue Probleme und Poli
tikfelder thematisieren, die die Fundamentalkritik kapitalisti
scher Herrschaftsverhältnisse zu berücksichtigen hat, wenn sie
sich nicht selbst zum Relikt vergangener Epochen degradieren
will (vgl. u. a. IMSF, 1985; Hirsch/Roth, 1986; Hickel, 1987;
Altvater, 1987).

Diese kappen Hinweise mögen verdeutlichen, daß die Ana
lyse der Umbruchsperiode eine inzwischen lange Vorgeschichte
hat. Weite Teile der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung
haben bisheute solche Analysen weitgehend ignoriert bzw. eine
Art »Wagenburg-Mentalität« entwickelt, die verzweifelt - oft
mals gepanzen durch bürokratische Abschottung - an vorgeb
lich »alt-bewährtem« Wissen sowie an Erfahnmgen festhalten,
die noch nicht durch dieneuen Widerspruchskomplexe getrübt
erscheinen. Oftmals diente auch die marxistische Kritik an den
Defiziten von Einzelahalysen, vor allem an der Ausblendung
derRelevanz der krisenhsrften Kapitalakkumulation fürdieDy
namik und die Formen.des Umbruchs, lediglich dazu, solche
Ignoranz gegenüber den neuen Fragen zuzementieren.

Darin manifestiert sich freilich zugleich eine zweite Dimen
sion der Ungleichzeitigkeit, die das politische Gewicht einer
verspäteten Reaktion auf die neuen Herausforderungen noch
verstärken muß. Die gegenwärtige Umbruchskrise zeichnet sich
gerade dadurch aus, daß sie die weitgehende Auflösung vor-ka-
pitalistischer Reproduktionsverhältnisse und Lebenswelten zur
geschichtlichen Voraussetzung hat. Jeder neue Schritt der Mo
dernisierung greift inder Gegenwart selbst die industriekapiu-
listischen Strukturen der Modernean, zersetzt sieund reprodu
ziert dabei selbst noch Widerspruchskomplexe (z. B. auf dem
Felde der Mensch-Umwelt-Natur-Beziehungen oder auch in
der Transformation von kommunikativen Lebenswelten durch
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die »informationelle Revolution«), in denen sich die Problema
tik der Ungleichzeitigkeit auf neue und vielfach verwirrende
Weise stellt.

Die politischen Antworten, die von der Arbeiter- und Ge
werkschaftsbewegung in dieser Umbruchskonstellation zu ent
wickeln sind, werden von dieser neuen Ungleichzeitigkeit nicht
abstrahieren können. Auf der einen Seite kommt es —angesichts
desvomProHtmotiv gesteuerten und vonder neokonservativen
Politikund Ideologie flankierten sozialökonomischen und tech
nischen Umbruchs - sogar verstärkt darauf an, klassische
Schutzfunktionen der Gewerkschaften und der betrieblichen
Interessenvertretungen im täglichen »Guerillakrieg vonKapital
und Arbeit« (Marx) wahrzunehmen, um oftmalsnur tarif- und
sozialpolitische, arbeits- und tarifvertragsrechdiche Positionen
zu verteidigen. Gleichzeitig werden jedoch neue Felder des
Kampfes eröffnet, dessen Inhalte und Ziele nicht länger aus den
früher bestimmenden industriekapitalisdschen und proletari
schen Milieus im Bereich der Produktion wie der Reproduk-
don (Konsum, Wohnen, Alltagskulturen usw.) abgeleitet wer
den können.

In einersolchen gesellschaftspolitischen Situadonist es- wie
der »Solidaritätskreis gegen Arbeitslosigkeit« beim DGB in
einer kridschen Stellungnahme zum 25jährigen Wirken des
Sachverständigenrates zur Begutachtung dergesamtwirtschaft
lichen Entwicklung betont hat - unbedingt erforderlich, daß
die neue Ungleichzeitigkeit zugleich tradidonelle Verengungen
und Fragmentierungen des Denkens aufbricht: »In gesellschaft
lichen Umbruchs- und Krisensituationen, die erkennbar tiefere
und umfassendere Wirkungen haben als die geschichtlichen Er
fahrungen von Rezession und Konjunktur zeigen, sind schnelle
Antworten, in denen Krisenlösungen versprochen werden,
meist nurAusdruck von Hilflosigkeit und betrügerischer Arro
ganz. Begründete, die Lebensverhältnisse der Menschen wirk
lich humanisierende Antworten können nur gefunden werden,
wenn im Klima einer kritisch-aufgeklärten Öffentlichkeit zen
trale gesellschafdiche Fragen thematisiert werden - und zwar
ohne daß sievon vornherein unter das Diktat einesökonomisch
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verkürzten Ansatzes gestellt werden. Das große Defizit an ge
sellschaftspolitischer Orientierung und sozialen Strategien in
der Periode des industriegesellschafdichen Umbruchs hat
viel... damit zu tun, daß zentrale Fragen unter dem Hinweis
auf ökonomische Sachzwänge dem politischen Diskus entzo
gen werden« (Gewerkschaftliche Monatshefte, 2/1989, S. 118/
9). .

Die in diesem Band zusammengestellten Beiträge gehen der
Frage nach, mit welchen Herausforderungen die DGB-Gewerk
schaften in der BRD in der Umbruchsperiode konfrontiert
sind, wie sie in ihrer bisherigen Politik darauf reagiert haben
imd welche Defizite im Blick auf die Fortsetzung bzw. Be
schleunigung des sozialökonomischen Strukturwandels in den
90er Jahre zu konstatieren sind. Dereinleitende Beitrag von K.
Dörre beleuchtet die gesamtgesellschaftlichen Dimensionen der
Umbruchsperiode, deren gesellschaftstheoretische Reflexion
sowie dieveränderten gewerkschaftlichen Handlungsbedingun-
geh, die namentlich durch den neuen Modus der Vergesellschaf
tung (»Individualisierung«) beeinflußt werden. W. Roßmarm
analysiert danach —vor allem anhand der »Zukunftskongresse«
derIG Metall im Jahre 1988 - die Entwicklung und den derzei
tigen Stand der gewerkschaftlichen Zukunftsdiskussion. K.
Pickshaus wertet sodann die Erfahrungen der gewerkschaftli
chen Kämpfe der80er Jahre aus, um die Frage zubeantworten,
welche dieser Erfahrungen im Hinblick auf die zukünftigen
Auseinandersetzungen zwischen Kapital undStaat aufdereinen
und einer klassenautonomen Gewerkschaftspolitik auf der an
deren Seitevon besondererBedeutungsein können.

Die nachfolgenden vier Beiträge sind der Analyse von ge
werkschaftlichen Politikfeldem gewidmet, die in der Um
bruchskrise neu definiert bzw. aufgewertet worden sind: K.
Stegmüller diskutiert den Zusammenhang von »neuer Technik«
und Tarifpolitik, während M. Waldschmitt die neuen Kapital
strategien behandelt, die unter dem Schlagwort der »Flexibili
sierung« zusammengefaßt werden können. J. Schattmann plä
diert dafür, daß die Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung die
Umweltpolitik als zentrales Feld der betrieblichen und außerbe-
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trieblichen Interessenvertretung anerkennt. Schließlich entwirft
K. Maase die Konzeption einerneuen gewerkschaftlichen Kul
turpolitik, die den neuen Bedingungen derVergesellschaftung,
der Bedürfnisartikulation und des gewerkschaftlichen Kampfes
inderGegenwart gerecht zu werden vermag.

Besondere Aufmerksamkeit wird in diesem Band jenen
Gruppen der Lohnabhängigen zuteil, die oftmals als die »Pro
blemgruppen« für die gewerkschaftliche Organisierung be
zeichnet werden. H. J. Urban beschäftigt sich am Beispiel der
IG Metall mitProblemen der gewerkschaftlichen Angestellten
politik. R. Lück begründet dieNotwendigkeit eines fundamen
talen Neuzugangs zur gewerkschaftlichen Frauenpolitik undK.
Dörre untersucht die Frage nach dem gewerkschaftlichen Orga
nisationsverhalten von Jugendlichen sowie nach den Ursachen
derviel diskutierten Krise dergewerkschaftlichen Jugendarbeit.

Im letzten Teil dieses Bandes wird dann aUf einige Dimensio
nen internationaler Gewerkschaftspolitik eingegangen. D.
Plehwe stellt die Motive, Ziele und Ergebnisse der Deregulie
rungspolitik in den USA vor. Gerade weildie neokonservativen
und -liberalen Kräfte inWesteuropa diese - vorallem gegen die
Gewerkschaften gerichtete —Politik alsnachahmenswertes V)r-
bild propagieren, erschien es sinnvoll, diesen Beitrag hier aufzu
nehmen. K. P.Weiner konzentriert sich auf die Herausforderun
gen, die mit dem Projekt »EG-Binnenmarkt *92« für die Ge
werkschaften erkennbar sind. R.Falk schließlich geht inseinem
Beitrag von den erheblichen Defiziten aus, die die nationale
und internationale Gewerkschaftspolitik im Hinblick auf die
Veränderungen derWeltwirtschaft, derRolle dersog. »multina
tionalen Konzerne« und die sich zuspitzenden sozialen Kata
strophen in weitenTeilen der »Dritten Welt« auszeichnen.

Dieser Band erhebt keinen Anspruch aufeine systematische
Analyse aller gewerkschaftlichen Handlungsfelder. Die Aus
wahl und Schwerpunktsetzung ergab sich auch ausArbeitszu
sammenhängen jüngerer Marburger Sozial- und Politikwissen-
schaftlerZ-innen, die sich mit derGewerkschaftsforschung bzw.
mitderAnalyse derUmbruchsperiode beschäftigen. Ebensowe
nig wollen die Beiträge als eine vordergründige Politikberatung
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mißverstanden werden, die den Gewerkschaften vorschreiben
möchte, in welche Richtungen sich ihre Politik zu entwickeln
hätte. Freilich gibt es eine gemeinsame Perspektive, die wesent
lich aus der Bestimmung der Umbruchskrise nicht als eines -
gleichsam formationsneutralen - Modemisierungsprozesses,
sondern als einer kapitalistischen Umbruchskrise resultiert.
Rdls die Gewerkschaften sichder Problematik der Ungleichzei-
tigkeit nicht stellen, besteht in derTat die Gefahr einer Stagna
tion bzw. der Marginalisierung der Gewerkschaften, wie sie-
von konservativen Ideologen - gelegentlich mit dem Bildvom
unbeweglichen, unintelligenten, zum Aussterben verurteilten
Dinosaurier umschrieben wird. Auf der anderen Seite müßte
die Beteiligung an sozialpartnerschaftlichen Modernisierungs
projekten dazu führen, daß die Gewerkschaften immer mehr
auf die Ebene der betrieblichen Interessenvertretung sowie auf
dieRepräsentanz des schrumpfenden, relativ privilegierten Teils
der Industriearbeiterschaft reduziert würden. In der Konse
quenz solcher Prozesse (die in vielen Ländern, aber auch bei
einigen DGB-Gewerkschaften zu beobachten sind) müßten die
Gewerkschaften endgültig daraufverzichten, sichalseineorga
nisierte Kraft der Lohnabhängigen zu verstehen, die in einer
kapitalistischen Wirtschafts- undGesellschaftsordnung Schutz-
und gesellschaftspolitische Gestaltungsfunktionen miteinander
verbindet. Gestaltung aber heißt in diesem Sinne die Verände
rung der gesellschaftlichen und politischen Kräfteverhältnisse
von Kapital und Arbeit, Durchsetzung von gesellschaftspoliti
schen Reformaltemativen, diezugleich denWeg in eine»andere
Ztikunft« eröffnen. Die Sicherung der Arbeits- und Lebensbe
dingungen inderPerspektive von sozialer Gerechtigkeit, ökolo
gischem Gleichgewicht, Friedensfähigkeit und internationaler
Solidarität, Demokratisierung und kultureller Entfaltung für
alle wird den Inhalt dieser »anderen Zukunft« ausmachen.
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Klaus Dörre

Die Gewerkschaften im
»Risikokapitalismus«

Auf den ersten Blick scheint es, als hätten die bundesdeutschen
Gewerkschaften die zurückliegenden 15 Jahre verlangsamten
ökonomischen Wachstums trotz konservativer Wende und an
haltender Massenarbeitslosigkeit vergleichsweise gut überstan
den.* Zwar mußten in Verteilungskämpfen, beiAuseinanderset
zungen in Krisenbranchen und auch in Konflikten um soziale
und politische Rechte z. T. beträchtliche Rückschläge hinge
nommen werden. Dennoch blieb der Mitgliederbestand relativ
stabil.^ Die Mobilisierungsfähigkeit besonders deseheran klas
senautonomer Interessenspolitik orientierten Teils der Gewerk
schaftsbewegimg konnte erhalten werden. Mitdem Kampf um
Arbeitszeitverkürzung gelang sogar trotz widriger Durchset
zungschancen die Mobilisierung für eine offensive Forderung.^

Obwohl die bundesdeutschen Gewerkschaften also - gemes
sen an Mitgliederstärke, Organisationskraft sowie tarifvertrag
lich und gesetzlich fixierten Einflußmöglichkeiten - wahr
scheinlich stärker sind, als ihre Vorläuferorganisationen wäh
rend historisch vergleichbarer Krisenperioden^, dominieren in
derStrategie- undZukunftsdiskussion eherdieMoll-Töne. Auf
einer der Zukunftskonferenzen seiner Organisation faßte der
IG Metall-Vorsitzende Steinkühler ein Panorama ökonomi
scher, ökologischer und sozialer Fehlentwicklungen indem Be
fund zusammen, daß diebloßeFortschreibung desBestehenden
keine lebenswerte gesellschaftliche Zukunft mehr ergebe.^ Hält
man das Dramatische einer solchen Aussage nicht für bloße
Rhetorik, so impliziert das Konsequenzen in doppelter Hin
sicht: Nicht nur, daß technologischer Umbruch, Branchenkri
sen, Massenarbeitslosigkeit, ökologische Gefahren oder die Po-
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litisierung geschlechtsspezifischer Ungleichheiten nach einem
grundlegenden Umbau gesellschaftlicher Strukturen verlangen,
auch Rolle und Politik der Gewerkschaften selbst müssen in
vielerlei Hinsichtneu ausgelotet werden.

Erst allmählich beginnt sich bei den »organischen Intellektu
ellen« der Arbeiterbewegung, im Kreis der aktiven Funktionä
rinnen und Bildungsarbeiterinnen die Erkenntnis durchzuset
zen, daß mit der tiefen zyklischen Krise 1973/75 ein - unter
den Bedingungen wirtschaftlicher Prosperität in materieller
Hinsicht einmalig erfolgreiches —Modell gewerkschafüicher In
teressenpolitik zu Bruch gegangen ist. Gewandelt haben sich
nicht nur die Rahmenbedingungen gewerkschaftlicher Interes
senvertretung, vielmehr stehen inhaltliche Zielvorstellungen
und Schwerpunktsetzungen, Organisationsstrukturen, Mobili-
sierungs- und Politikformen zur Disposition. Wie nicht anders
zu erwarten, lösen solche Anforderungen sowohl in den Füh
rungsstäben als auch an der Basis zunächst einmalVerunsiche
rung aus. Ein labiler Zustand, der allerdings immer die Gefahr
beinhaltet, sich mit dem Festhalten an in der Vergangenheit be
währten Konzepten und Vorstellungen Scheinsicherheit zu ver
schaffen.

1. Von der Vielfalt der Krisendiagnosen

Nicht nur in der neuen gewerkschaftlichen InteUektuellen-
schicht* wächst der Bedarf an operationalisierbarem Orientie
rungswissen. An sozialwissenschafüichen Krisen- und Um
bruchdiagnosen, aufdiezurückgegriffen werden kann, herrscht
denn auch kein Mangel. Doch wenngleich Kategorien wie >kon-
servative Hegemonie<, >Krise des Fordismus<, >Individualisie-
rung< oder >systemische Rationalisierung< allmählich Eingang
in die gewerkschaftliche Resolutions- und Alltagssprache fin
den, reproduziertsichdarinnichtselten die »neue Unübersicht-
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lichkeit«, die auch die sozialwissenschaftliche Debatte be
herrscht.

Zwar ist die Existenz einzelner Krisenphänomene unbestrit
ten, doch Ursachenbestimmung und Gewichtung fallen jenach
Erklärungsansatz unterschiedlich, ja gegensätzlich aus. Gerade
die analytische Beschäftigung mit dem besonderen Charakter
der gegenwärtigen Umbruchperiode wirft grundsätzliche Fra
gen auf. Wie kommt es beispielsweise, daß fünfzehn Jahre Mas
senarbeitslosigkeit, soziale Ausgrenzung, daß die Wiederbele
bung von alter und die Entstehung neuer Armut bislang nicht
zur Stärkung einer »Systemopposition von links« geführt
haben? Woran liegt es, daß gerade die Reaktualisierung »klassi
scher« Widersprüche des Kapitalismus mit einer Krise des lin
ken Flügels der Arbeiterbewegung einhergeht? Weshalb gingen
links-oppositionelle Impulse auf zentralen Konfliktfeldem
(Frieden, Ökologie) inder zurückliegenden Krisenperiode stär
ker vonmittelschicht- und intelligenzdominierten neuen sozia
len Bewegungen als von den Gewerkschaften und der arbeiter-
bewegungsorientierten Linken aus? Wie verträgt sich überhaupt
die Inflationierung sozialwissenschaftlicher Krisendiagnosen
mit der überraschenden Stabilität bestehender politischer Struk
turen und Machtverhältnisse? Und werden nicht die Krisenpro
zesse in den westlichen Metropolen durch die Eruptionen in
den nachkapitalistischen Gesellschaften Osteuropas bei weitem
in denSchatten gestellt und somit auch relativiert?

Ein amklassisch-soziologischen Begriff der Moderne' orien
tierter Diskussionsbeitrag beantwortet diese Fragen mit(impli
ziter) Fundamentalkritik an polit-ökonomisch und kapitalis
mustheoretisch argumentierenden Ansätzen.

Das Steuerungspotential der gesellschaftlichen Teilsysteme
gilt in diesem Diskurs als ausreichend, um ökonomische und
soziale Krisenprozesse zuregulieren, ohne daß sie zuBestands
gefährdungen des Sozialsystems werden. Die nunmehr relevan
ten Krisenprozesse werden außerhalb derSystemstrukturen an
gesiedelt und nicht auf die inneren Widersprüche, sondern im
Gegenteil auf die ungeheure Funktionstüchtigkeit der einzel
nen Teilsysteme zurückgeführt. »Äußere« Entwtcklungsschran-
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ken, die Zerstörung der Umwelt sowie Sinn-, Gemeinschafts
und Traditionsverlust, gelten als Folge eines »Expansionismus
der Funktionssysteme«, der nun an die »Grenzen des Fort
schritts« herangeführt hat. Ökologisches Bewußtsein, »Ent-
standardisierung der Arbeitsbeziehungen« und die »Abkehr
vom Optimismus der Gesellschaftssteuerung« lassen sich in
diesem Kontext als Indikatoren füreinen Epochenwechsel deu
ten, der sichnicht als Systemwechsel durchsetzt, sondern sich
in und mit den industriekapitalistischen Strukturen vollzieht.®
Dieser sicher sehrabstrakte Grundgedanke fmdet sich in vielen
Schattierungen und mit z.T. gegensätzlichen Begründungen in
einer Fülle zeitgenössischer Umbruchdiagnosen.

So geht z. B. der konservative TheoretikerD. Belldavonaus,
daß sich mit der sozialstaatlichen Befriedung des Klassenkon
flikts dieWidersprüche moderner Gesellschaiten indie Kultur
sphäre verlagern. Der Übergang zu Wohlfahrtsstaat und Mas
senkonsum habe zu einem Widerstreit zwischen modemer Ge
sellschaft und modernistischer Kultur geführt. Die Legitima
tionsfunktion für soziales Handeln sei von der Religion andie
moderne Massenkultur übergegangen. Letztere fülle diese
Funktion jedoch nicht aus. Statt dessen räume sie das Feld für
einen - ursprünglich antibürgerlichen - Hedonismus. Dieses
System anarchischer Werte und Lebensstile seider protestanti
schen Ethik, dem Weberschen »Geist des Kapitalismus«, diame
tral entgegengesetzt. Während also die Gesellschaft weiterauf
den Prinzipien funktionaler wissenschafdich-technischer und
ökonomischer Rationalität beruhe, stimuliere der Kulturprozeß
einen narzißdschen Selbstbezug der Individuen, der die Sozial
verbindlichkeit eben dieser Prinzipien untergrabe.

In derdaraus resulderenden Kulturkrise sieht Bell das große
Systemproblem aller wesdichen Gesellschaften. Die Lösung
liegt für ihn in der Rückfühmng der Ökonomie zu ihren sittli
chen Normen, der Wiederbelebung religiösen Bewußtseins.'
Der hier anklingende Gegensatz zwischen heftiger Ablehnung
der kulturellen Moderae und vorbehaldoser Bejahung ökono
misch-technischer Modernisierung Endet sich mehr odermin
der ausgeprägt in allen (neo}konservadven Krisendeutungen
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wieder.'" Während Bell seine einseitig kulturpessimistische In
terpretation des Wertewandels auf eine differenzierte Analyse
gesellschaftlicher Strukturveränderungen stützt (Tertiärisie-
rung, Expansion industrieller Kultur und Smnproduzenten wie
Freizeitindustrie, Massenmedien usw.), fallen dieWertzerfalls-
Hypothesen seiner konservativen Nachbeter meist flacher aus.
Sozialstaatlich erzeugte »Anspruchsinflation«, überlastete Be
hörden undVerwaltungen sowie daraus resultierende Legitima
tionsdefizite gelten als die Hauptursache gesellschaftlicher Kri
sen. Angebotsorientierte Wirtschaftspolitik, Rücknahme sozia
ler Sicherungen, eine Revitalisierung tradierter Pflichtwerte und
die Stärkung der Exekutive sind das Kernstück der empfohle
nen Gegenstrategie.

Zu Recht hat Habermas diesem neokonservativen Denkmu
ster das Verdrehen von Ursache und Wirkung vorgeworfen.
Krisenursachen werden nicht in der Funktionsweise der Öko
nomie und desStaatsapparates gesucht, sondern in die Kultur
sphäre hineinprojeziert und als bloße Sinnprobleme abgehan
delt."

Aber auch Habermas selbst geht—in diesem Punkt durchaus
mit Bell übereinstimmend - davon aus, daß Staatsinterventio
nismus, Massendemokratie und Sozialstaat eine »Pazifizierung
von Klassenkonflikten« bewirkt haben. Die gesellschafdiche
Regulierungskapazität sei auf die Zähmung des Klassenantago
nismus konzentriert worden, dies aber um den Preis einer nun
mehr klassenunspezifischen, universellen »Verdinglichungspro-
blematik«.*^ DieüberdieSteuerungsmedien Tauschwert undad
ministrative Macht ausdifferenzierten Handlungssysteme
(Staat, Gesellschaft) seien »überkomplex« geworden und hätten
sich gegenüber den kommunikativ strukturierten Lebenswelten
(Privatsphäre, Öffentlichkeit) verselbständigt. Soziale Bezie
hungen würden zunehmend inWaren und Objekte der Verwal
tung verwandelt. Der gesellschaftliche Rationalisierungsprozeß
drohe so in eine »Kolonialisierung der Lebenswelten« umzu
schlagen. Während Klassenkonflikte ihre strukturbildende Wir
kung verloren hätten und an die Stelle von Klassen- ein »frag
mentiertes Massenbewußtsein« getreten sei, wurzele die zen-
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trale Konfliktachse spätkapitalistischer Gesellschaften nunmehr
imSpannungsfeld vonSystem und Lebenswelt."

Noch einen Schritt weiter als Habermas geht Ulrich Beck. In
seinem Entwurf der »Risikogesellschaft« deutet Beck den ge
sellschaftlichen Umbruch als Übergang zueiner nachindustriel
len »anderen Moderne«. Ausschlaggebend für den Epochen
wechsel seien zwei Entwicklungen: Einmal habe die Entste
hung des Wohlfahrtsstaates durch Aufzehrung sozialer Tradi-
tionsbestände zu einer Individualisierung sozialer Ungleichhei
ten und damit zu einem lebensweltlichen Evidenzverlust der
Klassengesellschaft geführt. Zwar bestünden Ungleichheitsrela
tionen fort; sie seien aber einem »Fahrstuhleffekt« gleich eine
Etage höher gefahren worden und hätten ihre Bedeutung für
Bewußtsein und Handeln der sozialen Akteure zunehmend ein
gebüßt. Es bleibe einewachsende Markt- und Institutionenab
hängigkeitder Individuen, die aus sich heraus aber keineerfahr
baren Gemeinsamkeiten erzeuge. Vielmehr sehe sich jeder ein
zelne mit einer wachsenden Fülle von Wahl- und Entschei
dungsmöglichkeiten konfrontiert. Dies zwinge zurAusbildimg
eines ich-zentrierten Weltbildes, das zugleich die Subjektivie-
rung gesellschaftlicher Widersprüche und Konflikte begün
stige."

Parallel dazusei mit dem Umschlagen wissenschaftlich-tech
nischer Produktiv- in Destruktivkraft ein neues gesellschaftli
ches Konflikaentrum entsunden. Eine quer zuden traditionel
len Klassengrenzen verlaufende »Logik der Risikoverteilung«
bestimme mehr und mehr die gesellschaftliche Entwicklungsdy
namik. Die Freisetzung industrieller Großgefahren münde in
»Fortschrittskonflikte«, die eine »Querdifferenzierung der So
zialstruktur« bewirkten. Die Gesellschaft werde zunehmend in
Risikoverlierer und -gewinner gespalten. Sofern man indu
strielle Gefahren ins Zentrum der Analyse stelle, seien Kon
flikte in der Erwerbsarbeit nicht mehr am Kriterium »Nichtbe-
sitz von Produktionsmitteln festzumachen,sondern an Arbeits
plätzen in risikoreichen und risikogefährdeten Teilen des öko
nomischen Systems«. Dadurch werde die »mit dem Verblassen
des Klassencharakters und der Klassenerfahrung im Wohl-
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fahrtsstaat sowieso schon historisch eingeleitete Tendenz zur
Entsolidarisierung« in einer »völlig neuen Tiefenwirkung ver
schärft«.'®

So unterschiedlich diese hier nur knapp skizzierten Ansätze
auch sein mögen, in einem zentralen Aspekt besteht Überein
stimmung. Allesamt beanspruchen sie die Überwindung des
»klassischen« Kapitalismusparadigmas. Die relevanten gesell
schaftlichen Krisenherde und Konflikdinien scheinen nicht
mehr aus der Ökonomie, der Selbstbewegung des »prozessie
renden Widerspruchs« Kapital heraus erklärt werden zu kön
nen. Die Krisen des Industrialismus, der Arbeitsgesellschaft,
der Kultur werden mehr oder weniger jenseits kapiulistischer
Formbestimmtheit angesiedelt. Dieals Resultat eines evolutio
nären Zuwachses an Regulierungskapazität gedeutet Stillegung
desKlassenkonflikts legt zugleich einen fortschreitenden Bewe
gungsverlust der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung nahe.

Gegen solche Paradigmenwechsel wäre nichts weiter einzu
wenden, griffen nicht alle vorgestellten Ansätze letztlich doch
wieder a^ Basiskategorien der klassischen Kapitalismustheo
rien zurück. Auch Beck und Habermas kommen in ihren An
sätzen nicht ohne Begriffe wie Markt, Ware, Lohnarbeit, Kapi
tal, Akkumulation ect. aus. Freilich werden diese Kategorien
»ausgedünnt«, die in ihnen enthaltenen Aussagen über Krisen
prozesse, Produktions- und Machtverhältnisse nicht mehr sy
stematisch in die Analyse einbezogen." Derstrukturelle Bruch
in der ökonomischen Entwicklung der kapitalistischen Metro
polen wird allenfalls noch über einzelne soziale Auswirkungen
wahrgenommen; die »außen« verorteten Krisen verlieren ihren
Bezug zu »inneren« Systemwidersprüchen.

Nun ist aber die in vielen Moderne- und Spätkapitalismus
theorien bereits ausgeschlossene Wiederkehr des ökonomischen
»Krisengespenstes«, das Zerschellen des Traums von der »im
merwährenden Prosperität« (B. Lutz) ein prägendes Moment
des gesellschaftlichen Umbruchs. Die »(neo)konservative
Welle«, welche ab Mitte der 70er Jahre nahezu alle kapitalisti
schen Metropolen erfaßt, kann nur in diesem Kontext analy
siert werden. Sie wird von politischen Formationen getragen,
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deren erklänes Ziel die Wiederherstellung der Verwertungsbe
dingungen des Kapitals mittels technologischer Modernisie
rung, Umverteilung zuungunsten der Lohnabhängigen und
durch Zurückdrängen von Gegenmachtpositionen der Arbei
terbewegung ist.'̂ Es liegt inderKonsequenz der theoretischen
»Überwindung« des Kapitalismusparadigmas, eben diese Di
mension von Krise und Restrukturierung unterzubelichten und
damit in der Tendenz zu banalisieren.

2. Krise des »Fordismus«

Ein Konzept, das den Strukturbruch in den kapitalistischen Me
tropolen aus der Krise der Kapitalakkumulation zu erklären
sucht, ohne dabei in Ökonomismus zu verfallen, ist von der
französischen Regulationsschule'« vorgelegt worden. Anspruch
dieses - allerdings keineswegs homogenen" - Ansatzes ist es,
die Entwicklung des Kapitalismus als-Abfolge jeweils relativ
subiler historischer »Formationen« zuanalysieren. Eine »For
mation« wird allgemein als selbstgesteuertes Sozialsystem defi
niert, dessen Entwicklungsfähigkeit durch endogene Akkumu
lationsblockaden und begrenzte Adaptionsfähigkeit Schranken
gesetzt sind. Vermittelt über das Klassen- und Sozialhandel ge
sellschaftlicher Akteure mündet der Niedergang einer solchen
Formation in eine »große Krise« kapitalistischer Akkumula
tion, die schließlich durch die Herausbildung eines neuen Ak-
kumulations- und Regulierungsmodells überwunden wird.^"
Der Ansatz zielt also auf die »lange Frist«, auf die Erklärung
langer Wachstumsphasen und ihr krisenhaftes Auslaufen. Ein
zelne Wachstumsperioden werden als Akkumulationsregimes
bezeichnet, die über längere Zeiträume hinweg »Übereinstim
mungen zwischen Produktions- und Konsumtionsnormen si
chern«. Über spezifische Regulationsformen (des Lohnver
hältnisses, des Warenverhältnisses, des Geldverhältnisses, der
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Staatsintervention) werden kohärente Beziehungen zwischen
ökonomischer und institutioneller Organisation der Gesell
schaft gestiftet. Das Ensemble der Regulätionsformen macht
die Regulationsweise aus. '̂ Entscheidendes Periodisierungskri-
terium ist für den Ansatz die Regulierung des Lohnverhältnis
ses, die Form der Subsumtionvon Arbeitskraftunter das Kapi-
talverhältnis.^

Die während der 70er Jahre in allen kapitalistischen Metro
polen einsetzende ökonomische Stagnation wird von den Regu-
lationisten als Krise des »fordistischen« Akkumulations- und
Regulierungsmodells interpretiert. »Fordismus« meint hier ein
bestinuntes »Prinzip der Artikulation zwischen dem Prozeß
der Produktion und der Konsumweise, ein Prinzipgesellschaft
licher Rationalisierung, das die Massenproduktion als spezifi
schen Gehalt der Universalisierung des Lohnverhältnisses be
gründet«.^ Tragende Säulen des »Fordismus« sind (a) Durchra
tionalisierung der Arbeitsprozesse (Taylorisierung), (b) die
Massenproduktion dauerhafter Konsumgüter und (c) die Siche
rung von Nachfragesteigerungen durch effektive Lohnerhöhun
gen. Zur Funktionsfähigkeit des Modells gehört ein tiefgreifen
der Wandel im Verhältnis von Ökonomie und Politik —die Etab
lierung von wirtschafdicher Globalsteuerung und staadichen
Interventionsinstrumenten sowie die Institutionalisierung kor
porativer Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit. Dies ist
zugleich die Basis für eine Neuorganisation der Klassenbezie
hungen und einen darauf gegründeten hegemonialen Politiktyp,
der die Masse der Lohnarbeiter und ihre Gewerkschaften in den
»fordistischen Block« integriert.^^ Eine Stärke des Regulations
konzepts ist sicher, daß es sich nicht auf die im engeren Sinne
ökonomische Krisenanalyse beschränkt, sondern verschiedene
Ebenen des Sozialsystems in ihrer wechselseitigen Verschrän
kung beleuchtet. Der »Fordismus« sei nicht nur ein spezifisches
Akkumulationsregime, er stelle zugleich »eine spezißsch histo
rische Realisierungsform vontechnischer und sozialer Rationa
lität« dar. Mit seinenim ökonomischen Systemerprobten Prin
zipien der Rationalisierung greife er »wie mit Tentakeln inalle
individuellen und gesellschsdtlichen Lebensbereiche« ein. Die
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Ausdehnung der Rationalisierung in alle gesellschaftlichen
Sphären könne somit als »eigentliche Logik« des »fordisd-
schen« Regulierungstyps bezeichnet werden.^^

Auch wenn dieses Konzept scheinbar nahtlos zur Realität des
prosperierenden bundesdeutschen Nachkriegskapitalismus
paßt, darf doch nicht übersehen werden, daß es sich im Kern
um eine theoretische Modellkonstrukdon handelt, die realen hi
storischen Prozessen nicht einfach übergestülpt werden kann.
Schon die Fordismus-Kategorie selbst ist nichtproblemlos an
wendbar, weil selbst in einer Reihe kapitalisdscher Metropolen
nur eine Minderheit der Erwerbstädgen in »fordisdsch« regu
lierten Sektoren arbeitet. '̂ Historische Entwicklungen wie der
Aufstieg einer integrationistischen Strömung innerhalb der Ar
beiterbewegung können nicht unminelbar aus funkdonalen Sy-
stemerfordemissen abgeleitet werden, sondern bedürfen zu
sätzlich der konkret-historischen Analyse (nationale Spaltung,
kalter Krieg, Ausschaltung der linken Systemopposition etc.).
Hinzukommt, daßdieAbhängigkeiten undWechselwirkungen
zwischen den verschiedenen Regulationsebenen offenbar noch
wenig systematisiert sind; der Stellenwert von oppositionellem
Sozial- und Klassenhandeln im Gesamtmodell bleibt unklar. An
der heuristischen Fruchtbarkeit des Fordismus-Konzepts än
dern dieseLücken jedoch nichts.

Hirsch/Roth haben versucht, das Konzept der Grenobler Re-
gulationisten aufdieKrise »fordistischer« Vergesellschaftung in
der Bundesrepublik anzuwenden. Den inneren Krisenmecha
nismus des »Fordismus« siedeln sie auf der Ebene der Wirksam
keit des Gesetzes vom tendenziellen Fall der Profitrate an. Die
Mobilisierung vondemProfitratenfall entgegenwirkenden Ten
denzen bedingtzunächstden Aufbau eines relativ stabilen »for-
distischen« Akkumulationsmodells mit kompatiblen Klassen
beziehungen, Wertmustem und Hegemoniekonstellationen.
Die allmähliche Durchsetzung dieses auf taylorisierte Massen
produktion und Massenkonsum gegründeten Akkumulations
regimes bedeutet eine »passive Revolution«, eine im Rahmen
der kapitalistischen Produktionsweise verbleibende weitrei
chendeTransformationvon Klassenstruktur,Lebensweisen, Re-
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gulienuigsformen, Wert- und Normensystenten. Im Laufe der
Zeit kehren sich nun die zunächst Wachstums- und stabilitäts-
fördernden Faktoren um und werden zu Auslösern einer säku
laren Stagnationstendenz, die erst durch den Aufbau eines
»postfordistischen« Akkumulations- und Regulierungsmodells
überwunden werden kann. Herzstück der Krisenerklärung ist
für Hirsch/Roth die Erschöpfung der produktiven Reserven
taylorisierter Arbeitsorganisation, diesich u. a. in einer durch
schnittlich sinkenden Zuwachsrate der Arbeitsproduktivität
und der Erhöhung der Kapitalintensität äußert. Rationalisie
rungsschritte auf Basis des Taylorismus seien »an die Grenze
unkalkulierbarer menschlicher Gegenreaktionena gestoßen.
Die für den »Fordismus« charakteristischen Massenarbeiter
hätten so ihrerseits zu einem Hemmnis für die Kapitalverwer
tung werden können. Dequalifizierung, Monotonie und Ent
fremdung, also die typischen Folgen desTaylorismus, seien zu
Auslösern informeller Widerstandsformen geworden. Dieser
Widerstand - Absentismus, Verweigerung, Sabotage und
Schlamperei - habesichals um so wirkungsvoller erwiesen, »je
komplexer und störanfälliger die technisch hochentwickelten
und verflochtenen Produktionssysteme ausgelegt« seienund »je
kostentreibender unproduktive Ausfallzeiten bei hoher Anla
genintensität« wirkten.^'

Krisenerklärend werdendieseVeränderungen im Arbeitspro
zeß für Hirsch/Roth aber erst in Kombination mit anderen Fak
toren: So habe die mit der Ausweitung standardisierter und nor
mierter Massenproduktion verbundene Vereinheitlichung der
Arbeiterklasse tendenziell zu einer Verbesserung der gewerk
schaftlichen Kampfpositionen geführt. Während der Prosperi
tätsphase seien dadurch nicht nur historisch einmalige Lohn-
steigerungen^s, sondern auch der Ausbau tarifvertraglich und
gesetzlich fixierter sozialer Sicherungen begünstigt worden.
Die Durchsetzung der fordistischen Produktions- und Sozial
struktur habe »ein soziales Kräfteverhältnis« hervorgebracht
und institutionalisiert, »das aufgrund seiner eingebauten orga
nisatorischen und politischen Dynamiken sich dann als krisen
verschärfend erwies, als die Bedingungen des unmittelbaren
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Produktionsprozesses hohe Produktivitätsfortschritte, stei
gende Profitraten und ein forciertes Wachstum nicht mehr zu
ließen«. Durch Staatsverschuldung und Inflation sei die Wirk
samkeit keynsianischer Steuerungsprogramme untergraben
worden. Stagnation der Reallöhne, rasche Zunahme der Ar
beitslosigkeit und Einsparungen bei den Sozialleistungen setz
ten dann der Ausweitung des Massenkonsums zu einem Zeit
punkt ein Ende, als »die Produktionskapazitäten rationalisie
rungsbedingt ausgeweitet werden mußten«.

Hinzu komme, daß das fordistische Akkumulationsmodell
ökologische Zerstörungen auf progressiver Stufenleiter nach
sichziehe. Ein aufSchadensreparatur zielendes, für Einzelkapi
tale durchaus gewinnbringendes, im gesamtwirtschaftlichen
Maßstab aber negativ aufdie Profitrate durchschlagendes »de
struktives Wachstum« sei die Folge. '̂

Neben der internationalen Dimension (Veränderung der
Weltmarktstrukturen, neue internationale Arbeitsteilung, He
gemonieverlust der USA, »verschuldete Industrialisierung« der
Entwicklungsländer und dadurchausgelöste Turbulenzen) sind
dies für Hirsch/Roth die Hauptgründe für das Scheitern der
fordistischen Akkumulationsstrategie. Zusammengenommen
resultiere die Krise daraus, daß die zugrunde liegende Struktur
der Mehrwertproduktion - »taylorisierte Massenproduktion
aufder Basis einerAusdehnung desünneren Marktes« und einer
schrankenlosen Ausbeutung der Naturressourcen - aufgehört«
habe, »Quelle stabiler oder gar steigender Profitraten zu
sein«.^o

Es ist abernicht allein der Niedergang desAkkumulationsre
gimes, der die Krise fordistischer Vei^esellschaftung ausmacht.
An Marcuse anknüpfend thematisierenHirsch/Roth die Ambi
valenz der in den fordistischen Produktions- und Konsumzu
sammenhang eingepaßten psychosozialen Subjektstrukturen.
Wachsende Warenfülle beiabnehmender gebrauchswertmäßiger
Bedürfnisbefriedigung, die gegensätzlichen Anforderungen an
den asketischen Arbeiter und den genußfreudigen Konsumen
ten, das als ideologischer Reflex aufdiezunehmende Vergesell^
schaftung individueller Reproduktion gedeutete Einklagen von
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Selbstbestimmungswünschen oder auch das individuelle
Schwanken zwischen Selbstaufgabe im Kollektiv und extremen
Individualismus gelten als typisch für dieses Phänomen. Die
»fordistischen Subjekte« bewegen sich zwischen angepaßtem
»minimal-self« (Lasch) und Auflehnung gegen die »affirmative
Kultur« (Marcuse). In den neuen sozialen Bewegungen sehen
Hirsch/Roth die adäquate Politikform für rebellische Subjekti
vität im »Spätfordismus«. '̂

Es sind dieseökonomischen, ökologischen, sozialen und kul
turellen Schranken,die schließlich zum »Zerbrechen des keyn-
sianischen Staates« führen. Hegemonieverlust keynsianischer
Steuerung und Niedergang des »Fordismus« äußern sich auf
der politischen Ebenevor allem in der Krise der SPD. Konser
vative Wende und Regierungswechsel stehenschließlich symbo
lischfür die in der Krise beginnende Restrukturierung in Rich
tung auf eine »postfordistische Formation«.

3. Dimensionen des Umbruchs und neue

Konfliktlinien

Die »Fordismus«-Analyse zeigt, daß der gesellschafdiche Um
bruch in den westlichen Metropolen zunächstals »große Krise
kapitalistischer Akkumulation« bestimmt werden kann. Wich
tig ist in diesem Zusammenhang die Betonung der Diskonti
nuität kapitalistischer Entwicklung. Mit dem Ubergang zu re
lativer Stagnation zerbricht nicht einfach der »konjunkturelle
Schein« des sozialstaatlich transformierten Kapitalismus. Viel
mehr bringt gerade die Wiederkehr der Krise ans Tageslicht,
wie tiefgreifend Produktions- und Sozialstruktur, Lebensweise,
Bedürfnis- und Wertsysteme in der vorausgegangenen Prosperi
tätsphase umgewälzt worden sind. Historische Vergleiche mit
früheren Krisenperioden (»große Depression«, »Weltwirt
schaftskrise 1929—32) sind berechtigt, soweit es um die Funk-
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tion solcher »strukturellen Brüche« für die Entwicklung bür
gerlich-kapitalistischer Gesellschaften geht. Bezogen auf die
konkreten Verlaufsformen und den jeweiligen Vergesellschaf
tungsmodus überwiegen jedoch die Unterschiede.'^ Was dies
für die aktuelle Krisenperiode und den daraus erwachsenden
Emeuerungsbedarf der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung
bedeutet, soll im folgenden anhand einiger relevanter Konflikt
felder - und z. T. in kritischer Auseinandersetzung mit dem
»Fordismus«-Konzept - gezeigtwerden.

3.1 Neuer Akkumulationstyp und »Wachstumskrise«

Hirsch/Roth führen den Niedergang des »Fordismus« auf den
Verfall der Profitraten zurück; Restrukturierung in Richtung
auf eine »postfordistische« Reguladonsform wäre demnach
ökonomisch mit der Wiederherstellung der Verwertungsbedin
gungen idendsch. Diese Position ist jedoch sowohl theoredsch
wie empirisch problematisch. Weder läßt sich von der Profitra
tenbewegung unmittelbar auf überzyklische Tendenzen, auf
»lange Wellen« der Kapitalakkumulation schließen", noch
kann die Stagnationsperiode der 70erund 80erJahre ohne wei
teres auf den Verfall der Kapitalrentabilität zurückgefühnwer
den. Sofernder Profitratenfall ein auf die Steigerung der Mehr
wertmasse gerichtetes Akkumulationsverhalten auslöst, be
wirkt er erst'einmaldas krasse Gegenteil von Krise und Stagna
tion." In diesem Kontext ist anzumerken, daß Hirsch/Roth
keine endogene ökonomische Krisenerklärung liefern." Eine
solcheTheoriehat beider zyklischen Bewegungsform des Kapi
tals, den »Krisen zweiter Ordnung« anzusetzen. Die »lange
Frist« exisdert nicht außerhalb der Konjunkturzyklen; sie ist
selbst nur analydsche Abstrakdon, die »aus dem ewigen Auf
und Ab der Akkumulation und des Sozialprodukts« herausde
stilliert wird."

Vereinfacht ausgedrückt erfolgt derÜbergang von derlangen
Prosperitätswellezu einer stagnativenPhase durch einen Funk
donswandel »kleiner Krisen«. Zyklische Krisen sind »Knoten-
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punkte kapitalistischer Entwicklung«. Siedienen der temporä
ren Bereinigung stofflicher und wertmäßiger Disproportionen
und leiten so jeweils neue Produktions- und Akkumulations
konjunkturen ein.^^ Wenn aufgrund entgegenwirkender Fakto
ren- z. B.durchKapitalentwertung verbindende Staatseingriffe
oder die Konzentrationvon Marktmacht- die Reinigimgsfunk-
tion zyklischer Krisen verloren geht (nichtreproduktive Zyk
len), kommt es zu längeren Depressionsphasen. An tiefe kon
junkturelle Einbrüche schließen sich dann nur zaghafteökono
mischeBelebungen an.

Die wirtschaftsgeschichtliche Zäsur der 70er Jahre erklärt
sich für die Bundesrepublikvor allemaus dem Wegfall von Son
derbedingungen der Rekonstruktionsperiode und einem da
durch bedingten Wandel der Investitionsstruktur. Dem schon
Mitte der 50erJahre spürbaren Druck auf die Kapitalrentabili
tät suchten die Unternehmen ab Mitte der 50erJahre durch eine
vorwiegend auf die Steigerung der Mehrwertmasse gerichteten
Akkumulationsstrategie zu begegnen. Obwohl die Chancen zu
profitmassenorientierter Akkumulation schon nach der Krise
1966/67 nicht mehr voll genutzt wurden, kam es noch einmal
zu einer kräftigen Wachstumsphase. Die tiefe zyklische Krise
von 1973/75 brachte den Obergang zu einem neuen, profitra
tenorientierten Akkumulationstyp. Die nach 1975 trendmäßig
sinkende Lohnquote, eineprozyklische Sparpolitik der Bundes
regierung, die mit den OPEC-Preissteigerungen verbundene
Verschlechterung der terms of trade und der Rückgang der Bau
investitionen bedingten zunehmende Realisierungsprobleme.
Sutt der Ausweitung von Produktionskapazitäten wurde die
Steigerungder Profitraten zum präferierten Unternehmensziel.
Diesen Wechsel der Akkumulationsstrategie flankiert seither
eine staatliche Wirtschaftspolitik, welche Austerität nach innen
mit aggressiver Weltmarktorientierung und beschleunigter tech
nologischer Modernisierung zu kombinieren sucht. Im Ergeb
nis gelang - hauptsächlich auf demWege der Umverteilung zu
gunsten derGewinne - eineallerdings nach Einzeluntemehmen
und Branchenstark differierende Wiederherstellung der Profit
rate. Dies aber bei fortbestehender Unterauslastungder Kapazi-
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täten, Massenarbeitslosigkeit, anhaltender Nachfrageschwäche
und ohne Oberwindung gesamtwirtschaftlicher Regulierungs
defizite. In groberVereinfachung könnte man die rückläufigen
Wachstumsraten zwischen 1955 und demAnfang der 70erJahre
auf den tendenziellen Profitratenfall infolge eines steigenden
Kapitalkoefhzienten zurückführen, während »die Stagnation
ab 1974 mehrein Problem- der strukturellen Überproduktion,
der chronischen Nachfrageschwäche« sei, resümiert J. Priewe
seine wirtschaftshistorischenBetrachtungen.^*

Anders als es die Basisannahme von Hirsch/Roth impliziert,
ist für die 70erJahre also charakteristisch, daß stagnative Ten
denzen der Kapitalakkumulation trotz relativ stabiler Kapital
rentabilität nicht überwunden werden konnten. Die Nettolohn-
und Gehaltssumme ist (gemessen am Nettosozialprodukt) zwi
schen 1980 und 1987 von 42,2 auf 36,9 Prozent gesunken. Real
löhne auf der einen und Kapitaleinkommen auf der anderen
Seite haben sich weiter auseinanderentwickelt. Während die

Nettoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen (in
lfd. Preisen) zwischen 1974 und 1986 um 159,8% und damit
schneller als das Brunosozialprodukt (+ 91,1%) stiegen, wuchs
die Netto-Lohn und -gehaltssumme lediglich um 64,7%."
Trotz der vergleichsweise günstigen Wirtschaftsentwicklung
nach 1984 ist die offiziell registrierte Arbeitslosenrate bis 1988
nicht unter die Neun-Prozent-Marke gesunken. Zugleich hat
die Grauzonenbeschäftigung in gesetzlich und tarifvertraglich
nicht regulierten Arbeitsverhältnissen (Teilzeit- undLeiharbeit,
befristete Tätigkeiten, AMB-Beschäftigte) sprunghaft zuge
nommen. Allein zwischen 1984 und 1986wuchs die Anzahl der
ungeschützten Beschäftigungsverhältnisse von ca. 4,3 auf etwa
5,4 Mio. Rechnet man Arbeitslose und stille Reserve hinzu, so
war 1986 bereits ca. ein Drinel der abhängig Beschäftigten aus
Normalarbeitsverhältnissen ausgegrenzt.^" Die anhaltende stag
native Grundtendenz der wirtschafdichen Entwicklung resul
tiert aus den inneren Widersprüchen des - einzelwirtschaftlich
durchaus erfolgreichen- »neuen Akkumulationstyps«. Zu den
zentralen Bausteinen profitratenorientierter Akkumulation ge
hören neben den bereits angeführtenElementen:*'
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- die Umstrukturierang des technischen Produktivkraftsy
stemsauf der Basis mikroelektronisch gestützterInformations
und Kommunikationstechnologie*^;
- eine Prioritätensetzung bei Rationalisierungs- und Ersatzin
vestitionen während Bau- und Erweiterungsinvestitionen rück
läufig sind; Versuch der Kostenminimierung durch Diffusion
von Prozeßinnovationen;
- relative Zunahme der Geldvermögen imVerhältnis zur Sach-
kapitalbildung^^;
- Differenzierung der Profitraten, »gespaltene Konjunktur«,
Branchenkrisen sowie Dominanz der Finanzkapitalbildung im
konzentrierten Wirtschaftssektor;
- Intemationalisierung nichtnur des Kapitalverkehrs sondern
auch der Produktion, eine neue internationale Arbeitsteilung
und die Herausbildung eines »Weltmarktes für Produktions
standorte«.'"

Die- nicht abgeschlossene - Durchsetzung des neuen Akku
mulationstyps hat zur Auflösung derzahlenmäßig polarisierten
»fordistischen« Klassenstruktur und zu einer verstärkten »Frag
mentierung der Gesellschaft«^® beigetragen. Mit Dauerarbeits
losigkeit und Pauperismus drohen sich innerhalb der Lohnar
beiterschaft harte Spaltungslinien zu verfestigen. Die »gesplit-
tete Konjunktur« hat vorzugsweise solche Industriezweige in
den Krisenstrudel gerissen, diezu den traditionellen Hochbur
gen der Gewerkschaftsbewegung gehören. Nach dem Schrum
pfungsprozeß imWerften- undStahlbereich könnte nundie Au
toindustrie, also der »leading sector« desentwickelten »Fordis
mus«, zur Krisenbranche der 90er Jahre werden. Umgekehrt
steigt damit die Bedeutung von Sektoren (z. B. elektrotechni
sche, EDV- und Büromaschinenindustrie) und Lohnarbeiter
gruppen (Angestellte, Frauen, betriebliche Intelligenz), in
denen die Gewerkschaften bislang nur mit Mühe Fuß fassen
konnten. Kapitalorientierte Flexibilisierungsstrategien und Ra-
tionalisierungskonzepte, dieamelastischen Potential der neuen
Technologien ansetzen, laufen darauf hinaus, die innere Seg
mentierung derBetriebsbelegschaften zuvertiefen. Hauptmerk
mal des mikroelektronisch gestützten Rationalisierungstyps^®
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ist der Zugriff auf die Gesamtheit der betrieblichen Arbeitsab
läufe. Integration aller Teilprozesse, zwischenbetriebliche Ver
netzung und Erhöhung der Anlagenvariabilität sollen ein ra
scheres Eingehen auf Marktbewegungen und einen effiziente
ren Einsatz des aufgewendeten Sächkapitals gewährleisten. Zu
gleich wird eine intensivere und flexiblere Nutzung der lebendi
gen Arbeit angepeilt. Anpassung der Arbeitszeiten an die Pro
duktionsrhythmen, Schicht- und Wochenendarbeit, Leistungs
verdichtung und eine verstärkteKontrolledes Gesamtarbeiters
sind bevorzugte Instrumente dieser Strategie. Flankiert werden
solche betrieblichen Konzepte durch eine neokonservative Poli
tik, welche die visionäre Kraft einer Gesellschaft freier Indivi
duen gegen kollektive Schutzrechte und soziale Sicherungen zu
mobilisieren sucht.'*' Die segmentierende Wirkung des neuen
Akkumulations- undRationalisierungstyps rüttelt anden sozia
len Grundlagen von Lohnarbeitersolidarität. Formen und For
derungen zu finden, die dennoch Interessenvereinheidichung
ermöglichen, dürfte eines der entscheidenden Zukunftspro
bleme der Gewerkschaften sein.

3.2 Deformierter Naturbezug und »Fortschrittskrise«

Mit der mehr oder weniger direkt aus dem Akkumulationspro
zeß des Kapitals ableitbaren Krisendimension ist dascharakteri
stische der gegenwärtigen Umbruchperiode aber längst nicht
hinreichend erfaßt. Vielmehr wird die Reaktualisierung klassi
scher Widersprüche des Kapitalismus von Krisenphänomenen
überlagert, deren soziale und politische Auswirkungen Ulrich
Beck treffend als »Fortschrittskonflikte«''» bezeichnet. Es ge
hört zu den Schwächen vieler politökonomisch fundierter An
sätze, daß in ihnen die stoffliche Seite der Produktivkraftent
wicklung und die daraus resultierende Eigendynamik der
»Fortschrittskonflikte« unterbelichtet bleibt. Auch im Konzept
von Hirsch/Roth ist diese Schwäche nicht völlig überwunden.
Die Hinweise auf natürliche Grenzen der »fordistischen« Ex
pansion, auf »destrukti'ves Wachstum« und daraus entsprin-
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gende Gegensätze innerhalb der Lager von Kapital und Arbeit
reichen nicht aus, um die neue Qualität ökologischer, chemi
scher, atomarer und gentechnischer »Großgefahren« '̂ adäquat
zu erfassen.

Weiterführend ist hiereinvonK. H. Tjaden entwickelter for
mationstheoretischer Ansatz. Nach Tjaden zeichnet sich jede
Gesellschaftsformation durch einen spezifischen Naturbezug
aus,in welchem dieMenschen den Naturverhältnissen tätigent
gegengesetzt sind. Produktivkraftsteigerung und Verkünstli-
chung der außermenschlichen Natur führen nicht zurHarmo
nisierung dieser Beziehung, sondern vertiefen die Abhängigkeit
menschlicher Gesellschaft von ihren natürlichen Lebensgrund
lagen. Der sich so reproduzierende Widerstreit zwischen
menschlichen und außermenschlichen Naturmomenten wur
zelt letztlich darin, daß die nahezu kreisförmigen Stoffströme
der Biosphäre und der Energieumsatz durch einlinige Stoffent
nahmen und-Verwendungen sowie durch die Ingebrauchnahme
zusätzlicher Energieträger sukzessive verändert werden. Cha
rakteristisch für die kapitalistische Produktionsweise ist, daß
sie mitGroßindustrie und produktionstechnischer Anwendung
der Naturwissenschaften einen gesellschaftlichen Naturbezug
hervorbringt, der einlinige Natureingriffe und Energieumsatz
dramatisch steigert.®® Das Hochtreiben derArbeitsproduktivi
tät durch eine Technik, die die Gesamtstückkosten und die
Lohnkosten senkt, wird in der historischen Tendenz zum ent
scheidenden Mittel, umStörungen der Kapitalreproduktion zu
fiberwinden. Verwertungsimperative bestimmen also in hohem
Maß Ausformung und Entwicklungsrichtung des industriellen
Produktivkraftsystems. Einseitige Schwerpunktsetzung bei Ver
arbeitungstechniken, Beschleunigung von natürlichen Kreisläu
fen nicht angepaßten Stoffumwandlungen und -Verformungen,
Ressourcenvergeudung, übermäßiger gesellschaftlicher Zeitauf
wandfür dieProduktionsmittelerzeugung sowie dasNebenein
ander von LuxusproduktionZ-konsum und gebrauchswertmäßi
ger Verelendung sind einige systemisch bedingte Folgen.

Dieses somit auch in der stofflich-technischen Struktur des
Produktivkraftsystems verankerte ausbeuterische Verhältnis
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zur außermenschlichen Natur macht innerhalb der kapitalisti
schen Produktionsweise mehrfach einen Formwandel durch,
der sich in Veränderungen der dominanten gesellschaftlichen
Reproduktionsstrategie niederschlägt. Eine Besonderheit des
auf einem Produktivkrafttyp mit hohem Material- und Energie
verschleiß basierenden »fordistischen« Expansionsschubs ist,
daß die Störungen derSelbstreproduktionsfähigkeit natürlicher
Systeme (Boden, Wasser, Luft, Wald) irreversibel zu werden
drohen. Das Neue an dergegenwärtigen Umbruchsituation er
gibt sich also nicht unbedingt durch das Zusammenfallen von
relativer ökonomischer Stagnation und ökologischer Krise." •
Das Charakteristische liegt vielmehr in der zivilisationsbedro-
henden Dimension alltäglich erzeugter Selbstvemichtungsge-
fahren und dem befristeten Zeitraum, derfür die Vermeidung
von ansonsten unumkehrbaren Fehlentwicklungen bleibt.

EineWirkung der neuenGefahren bestehtdarin,daß sie,was
Beck anschaulich illustriert, das bestehende gesellschaftliche
Regulierungsgefüge erschüttern. Die Gefahrenproduktion ist
an Investitionsentscheidungen gebunden, welche zumindest in
der Privatwirtschaft öffentlicher Einflußnahme entzogen sind.
Daraus resultiert die betriebswirtschaftlichen Kalkülen fol
gende Externalisierung von Risiken; Schäden und Folgekosten
werden sozialisiert. Dies erleichtert ein Rechtssystem, das nach
einem individuellen Verursacherprinzip funktioniert und den
Opfern die alleinige Beweislast für erlittene Schäden aufbürdet.
Ein weiterer, relativ eigenständiger Gefahrenherd ist im über
spezialisierten Forschungs- und Wissenschaftssystem angesie
delt. Hier legt eine kleine, häuBg fachbomierte Expertokratie
per Definition von Restrisiken und Grenzwerten Schadstoff-
und Gefahrenzuteilungen fest und verleiht ihnen naturwissen
schaftlich verbrämten Sachzwangcharakter. Von Sicherheitsver
sprechungen der politischen Institutionen verdeckt, entstehtso
ein System der »organisierten Unverantwortlichkeit« (Beck),
dessen Brisanz freilich erst vollständig zuerfassen ist, wenn die
Analyseperspektive aufden Zusammenhang von Unterentwick
lung, neokolonialer Abhängigkeit und ökologischer Zerstörung
ausgeweitet wird."
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DieFreisetzung globaler Gefahren bricht nunkeineswegs mit
der kapitalistischen Entwicklungslogik; sie hat vielmehr inder
Trennung von Arbeits- und Verwertungsprozeß eine ihrer ent
scheidenden Ursachen. Die quantiwtive Verwertungslogik des
Kapitals abstrahiert »immer mehr von der qualitativen Be
grenztheit des Gebrauchswerts«, sie findet »ihre Erfüllung
darin, alle der quantitativen Wertsteigerung ... hinderlichen
Kräfte technologisch zuüberwinden, ökonomisch zuextemali-
sieren, sozial zu marginalisieren und —wenn es keine Alterna
tive gibt—politisch zu reprimieren«.®^ Aber die verzweigte Ar
chitektur des Systems der Gefahrenproduktion, die relative
Selbständigkeit der »Definitionsverhältnisse«^* und der ver
schiedenen Regulienmgsebenen lassen sich nicht auf die zu
grunde liegende sozioökonomische Kemstruktur reduzieren.
Technisch-stoffliche Deformationen des Produktivkraftsystems
werden durch einen Wechsel derEigentumsformen nicht außer
Kraft gesetzt; sie sind in nachkapitalistischen Gesellschaften
weiter Ursache ökologischer Zerstörungen. Technische Hochri
sikosysteme wie Atomkraftwerke können aufgrund ihrer Sy
stemeigenschaften auch ohne privatwirtschaftliche Verwer-
tungszwänge nicht störungsfrei funktionieren. Das Prinzip der
Extemalisierung wird allein durch staatliche Planung und Len
kung nicht aufgehoben. Es kann aufgrund politischer Überbau
strukturen,dieeinem »Frühwamsystem« vonGegenexpertisen,
Bürgerinitiativen und kritischer Öffentlichkeit keinen Spiel
raum lassen, sogar noch verschärft werden.®® In »Fortschritts
konflikten« offenbart sich also, daß der stoffliche Umbau des
Produktionsapparates, die Veränderung ökologisch prekärer
Produktionsverfahren und Konsummuster und der dazu gehö
rige Wandel des gesellschaftlichen Regulierungssystems zu
einem politischen Konfliktfeld ersten Ranges geworden sind.

Es gehört zu den Charakteristika der »fordistischen« Repro
duktionsstrategie, daß sie Lohnarbeitsrisiken und Zivihsations-
verelendung (Gefährdungen durch Smog, Umweltzerstörung,
gesundheitsschädliche Arbeitsbedingungen etc.) inden unteren
Sozialschichten konzentriert. Über die Bündelung von Arbeits
und Gesundheitsrisiken und infolge beschränkter Reproduk-
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tionsmöglichkeiten kann die individuelle Klassenposition im
Extremfall, z. B. bei der Verteilung des Krebsrisikos, über
Leben und Tod entscheiden.^ Insofern wäre es falsch, von der
universellen Wirkung industrieller Großgefahren auf eine Ab-
schwächung sozialer Klassen- und Schichtunterschiede zu
schließen. Unbestreitbar entwickeln »Fortschrittskonflikte«
aber eine Eigendynamik, die sich nicht einfach in den Bahnen
des industriellen Klassenkonflikts bewegt. Das »Neue, Überra
schende, weder theoretisch noch politisch hinreichend Er
kannte und Verarbeitete« liege gerade darin, so Ulrich Beck,
daß durch die Mißstände des Industriesystems »Gräben im
wirtschaftlichen Lager selbst aufgerissen« würden." Das Phä
nomender ökologischen Enteignung schaffe neueFrontstellim-
gen. Was etwadie chemische Industrieverpeste, werde von an
deren Industriezweigen,demTourismus,der Lebensmittelindu
strie oder dem Fischereiwesen auf dem Markt angeboten. Wäh
rend dies Interessengegensätze innerhalbder Wirtschafthervor
rufe, ergäben sich bei Auseinandersetzungen um Gefahrenpro
duzenten wie die Atomindustrie innerhalb der umkämpften
Sektoren Möglichkeiten der Blockbildung von Kapital und Ar
beit.

Nun werden ähnliche Spaltungslinien sicher auch über den
ökonomischen Konkurrenzmechanismus reproduziert. Den
noch ist nicht zu bestreiten, daß die Dialektik von Einheit und
Spaltung der Lohnarbeiterschaft durch »Fortschrittskonflikte«
einen neuen Inhalt erhält. Tatsächlich ist völlig offen, wie die
ökologische Risikoabhängigkeit ganzerBranchen»alseineneue
Dimension des Existenzkampfesvon Betroffenen ... psycholo
gisch und politisch verarbeitet wird«.^^ Unbestreitbar können
Auseinandersetzungen um technische Hochrisikosysteme und
ökologisch schädliche Produktion zu einemSprengsatz für die
Gewerkschaften werden. Umgekehrt sind sicher auch klassen
übergreifende Interessenskonvergenzen möglich, die politische
Druckmöglichkeiten für soziale Bewegungen eröffnen. Den
noch darf nicht übersehen werden, daß selbstinnerhalb korpo
rativer Blockbildungen einstrukturelles Ungleichgewicht beste
hen bleibt. Die Masseder Lohnabhängigen ist von Investitions-
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entscheidungen, Risikodefinitionen, Grenzwertfestlegungen
und Gefahrenkalkülen ausg^chlossen. ökologische Bedro
hungen werden in der Produktionssphäre, in den Betrieben er
zeugt, aber die Entscheidungsgewalt liegtallein beimunterneh
merischen Management. Gefahrenproduktion und -definition
»entziehen sich dem Arbeiterzugriff«.^' Der kollektive Aus
schluß von gefahrenträchtigen Investitionsentscheidungen, ist
ein über unterschiedlich verteilteBetroffenheiten hinwegverall-
gemeinerbares Moment. Gerade darin könnte ein entscheiden
derAnsatzpunkt fürautonome gewerkschaftliche Gegenmacht
politik liegen.^Voraussetzung bleibt freilich der Abschied von
einem Fortschrittsverständnis, das wissenschaftlich-technische
Entwicklung alsweitgehend neutrale Größe behandelt und Pro
duktivitätszuwächse per se als Quelle potentiellerWohlstands
mehrungbegreift.

3.3 Individualisierte Vergesellschaftung und »Erosionskrise«

Die »fordistische« Expansion forcierte nicht nur die »produk
tive Zerstörung« der äußeren Natur mit sich, auch die Kultur
sphäre, die Lebensformen, Sozialbeziehungen und Wertorien
tierungen (nicht nur) der Lohnabhängigen wurden umgewälzt.
Hinsichtlich der damit verbundenen empirischen Phänomene
besteht in der einschlägigen sozialwissenschaftlichen Literatur
ein weitgehender Konsens: Das bundesdeutsche Wirtschafts
wunder bedeutete Eroberung und Durchkapitalisierung nicht
kapitalistischer Bereiche - B. Lutz spricht bezogen aufdie Ab
sorption des Agrarsektors, seinerArbeitskräfte, Lebensformen
und Traditionen von einer »inneren Landnahme«." Proletari
sche, aber auch ländlich-konfessionelle Milieus haben an sozial
räumlicher Dichte und Integrationskraft verloren. Durch
schnittlich höheres Reproduktionsniveau, das Mehr an arbeits
freier Zeit und ein höheres Maß an sozialer Sicherung haben
individueUe Dispositionsspielräume im Lohnarbeiterleben aus
geweitet. Zugleich sind überkommene patriarchalische Abhän
gigkeiten brüchig geworden; an ersterStelle zu nennenist hier
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wohl die konflikthafte Aufladung und die von der neuen Frau
enbewegung vorangetriebene Politisierung des Geschlechterver
hältnisses. Die Individualisierung sozialer Beziehungen ver
langt den einzelnen Subjekten im Durchschnitt ein höheres
Maß an Selbständigkeit, Eigenverantwordichkeit und -kompe-
tenz im Umgang mit komplexer gewordenen Handlungsanfor
derungen und biographischen Entscheidungen ab. Subjektiv
hat dies zu einem- sich allerdings gebrochen und sozial diffe
renziert durchsetzenden - Bedeutungszuwachs sozialer Bedürf
nisse und Persönlichkeitswerte geführt.^

Zum Teil wird diese Entwicklung so interpretiert, als sei mit
der »Durchkapitalisierung« und »Durchstaatlichung« der Ge
sellschaft (Hirsch/Roth) der »Kolonisierung der Lebenswelten«
(Habermas), diekulturelle Basis vonKlassenbildung und Lohn
arbeiterinnen-Solidarität unwiderruflich aufgelöst worden. So
betonen Hirsch/Roth die vereinzelnde, isolierende soziale De
sintegration auslösende Wirkung »fordistischer« Vergesellschaf
tung. In der nahtlosen Einpassung gerade der gewerkschaftlich
repräsentierten Facharbeitergruppen in die Massenkultur sehen

.sie einen wesentlichen Grund für den Niedergang derArbeiter-
bewegung.'̂ Gegen eine solche Argumentationslinie kann gel
tend gemacht werden, daß der in den 50erund 60erJahren ein
setzende Individualisierungs- und Entuaditionalisierungsschub
keineswegs mit einer vollständigen Auflösung der durch die
Klassenlage gestifteten sozialen Bezüge einhergeht. Noch
immer besitzen die Arbeiter nach den Bauern »den sozial ho

mogensten Verkehrskreis aller gesellschaftlichen Großgrup-
pen«.^ Eine Gleichsetzungvon Individualisierungmit dem Ver
lust sozialer, kommunikativer Bezüge läßt sich empirisch nicht
aufrecht erhalten.^^ Dennoch ist nicht zu bestreiten, daß sich
die kulturellen Grundlagenfür Klassenbildung und kollektives
Engagement gravierend gewandelt haben:

Mit der nachlassenden Bindekraft proletarischer Milieus ver
schwindetdas klassische Hinterland betrieblich-gewerkschafdi-
cher Klassenbildungsprozesse. Die Spange von Wohngebiet,
Vereinskultur und Arbeitsstätte ist in vielen Regionen unwide-
ruflich aufgebrochen. Das gilt nicht zuletzt für industrielle
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Großgebiete, deren räumliches Einzugsgebiet sich - u. a. auf-,
grund der Motorisierung eines großen Bevölkerungsteils - er
heblich ausgeweitet hat. In der Nichtarbeitssphäre bietet das -
freilich hierarchisch gegliederte und in der sozialen Klassen
struktur verwurzelte'^ - System der Lebensstile kaum noch
Möglichkeiten für ein spontanes Hineinwachsen in die Arbei
terbewegung. Lohnarbeitersolidarität kann sich immerweniger
auf fraglos geteilte Erfahrungen, Wertorientierungen und Le
benspraxen sowie eine daraus erwachsende Organisationsdizi-
plin stützen. Stärker denn je ist sie auf intellektuelles Über
zeugtsein und ständige argumentative Erneuerung angewie
sen.''

Hinzu kommt, daß der Modus individualisierter Vergesell
schaftung offenbar generell die Ausbildung stabilerpolitischer
Orientierungen und Loyalitäten erschwert. Allerdings ist dieses
Phänomen keineswegs mit Entpolitisierung oder Blockierung
von kollektivem Engagement identisch. Die Allgegenwart öko
logischer Bedrohungen, aberauchdiefortschreitende Vergesell
schaftung individueller Reproduktion sorgen für eine Politisie
rung des Reproduktionssektors und der Privatsphäre." Dem
entspricht eine Form demokratischer Interessenwahrnahme,
die Politikquasi »von unten« vergesellschaftet. Engagement er
folgt stärker themen- und projektbezogen. Es ist abhängig von
Konfliktmoden, Medienkonjunkturen und Bewegungszyklen.
Protestwellen entwickeln sich häufig auch an progressiven poli
tischen Organisationen und institutionalisienen Interessensver-
tretungen vorbei. Treffen diese Kriterien vor allem auf intelli-
genz- und mittelschichtdominierte sozialeBewegungen zu", so
läßt sich doch z. B. an betrieblichen Friedensinitiativen, Ar
beitskreisen zur Rüstungs- und Produktkonversion oder auch
anhand der Frauendiskussion in den Gewerkschaften zeigen,
daß Impulsesolcher Bewegungen aufgegriffen und zum Auslö
ser gewerkschaftlich-betrieblicher Klassenbildung und Bewe
gung werden können.™
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3.4 Die90er: Übei^ang zum »Post-Fordismus?«

Der knappe Oberblick über verschiedene Dimensionen des ge
sellschaftlichen Umbruchs veranschaulicht, daß sich in der Bun
desrepublik mit dem Niedergang desAkkumulations- und Re
gulierungsmodells der Nachkriegsära ein in vielerlei Hinsicht
krisenanfälliger Risikokapitalismus herausgebildet hat. Wahr
scheinlich ist, daß die skizzierten Konflikdinien auch in Zu
kunft nichts von ihrer Brisanz verlieren werden. Trotz gegen
Ende der 80erJahre reladv günstiger Wachstumsraten gibt es
bislang keine Anzeichen für eine neue »lange Prosperitäts
welle«. Stimmt der Befund vonden »arbeits«- und »kapitabpa-
renden« Effekten mikroelektronisch gestützter Technologie",
so werden sich Produktivitätszuwächse in Zukunft nur schwer
in beschleunigte Akkumuladon und steigende Beschäftigung
umsetzen lassen.Einschlägige Prognosen gehen davon aus, daß
die Massenarbeitslosigkeit auch an der Jahrtausendschwelle
nicht verschwunden sein wird." Mit dem Ausbau technischer
und militärischer Hochrisikosysteme (z. B. Einstieg in die Plu
toniumwirtschaft, gentechnologische Produktion) und der
wahrscheinlichen Zuspitzung ökologischer Krisenphänomene
sindweitere »Fortschrittskonflikte« vorprogrammiert.

Völlig offen ist, wie Krisenerfahrungen unter den Bedingun
gen individualisierter Vergesellschaftung künftig subjektiv ver
arbeitet werden. Bislang hat sich das politisch-administrative
System beim Krisenmanagement als außerordentlich flexibel er
wiesen. Einzelne Konfliktherde werden im Prozeß pluraler
Meinungs- und Entscheidungsfindung isoliert, befriedet und
politischkleingearbeitet. Allerdings zeigen sichunter der Ober
fläche der politischen Institutionen erste Risse. Alltäglich ge
wordene Katastrophenmeldungen und reale Krisenbetroffen
heiten erschüttern den Glauben indieProblemlösungsfähigkeit
der Politik. Die Integrationsfähigkeit der beiden großenVolks-
paneien hat nachgelassen. Währendsichmit den Grün-Altema-
tiven eine neue, radikaldemokratische Kraft in den Parlamenten
stabilisiert hat, signalisieren Wahlerfolge von Republikanern
und DVU Spielraum für einen extrem konservativen Populis-
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mus oder gar füreine neofaschistische Gruppierung. Das Lager
der (neo)konservativen Modemisierer zeigt mzwischen ernste
Verschleißerscheinungen. Aber selbst ein Scheitern der konser
vativ-liberalen Koalition würde nicht automatisch günstigere
Bedingungen für gewerkschaftliche Interessenspolitik schaffen.
Die bis in die Sozialdemokratiehineinwirkende Ausstrahlungs
kraft (neo)konservativer Ideen (»sozialdemokratische Ange
botspolitik«), aber auch die wachsende Gefahr einer »System
opposition von rechts«" werden eine progressive Wende enorm
erschweren. Andererseits hat sich in der Auseinandersetzung
um Arbeitszeitverkürzung gezeigt, daß auch unter den Bedin
gungen konservativer Hegemonie Durchsetzungschancen für
autonome gewerkschaftliche Interessenspolitik bestehen. Alles
in allem sind Anhaltspunkte für den Übergang zueiner stabilen
»post-fordistischen Formation« dünn gesät. Hirsch/Roth verse
hen ihre Revitalisierungsprognose denn auch mit vielen Ein
schränkungen und Fragezeichen. Weder habe sich bei der Orga
nisierung der Arbeitsprozesse bereits eine Alternative zum Tay
lorismus herausgeschält, noch seien trotz beginnender Diversi
fizierung der Massenmärkte verbindliche »nachfordistische«
Konsununuster entstanden. Da die neue Akkumulationsstrate
gie Produktivitäts- und Rationalisierungsfortschritte mit ten
denziell stagnierender oder zumindest dahinter zurückbleiben
der Massenkaufkraft kombiniere, stoßedieangezielte Reorgani
sation der Mehrwert- und Profitproduktion auf »strukturelle
Realisierungsschwierigkeiten«. Angesichts des ebenfalls konsta
tierten Fehlens eines stabilen Hegemonie-, Lebens- und Kon-
sununodells bleibt schließlich unklar, worauf sich die »Post-
Fordismus«-Hypothese überhaupt stützen kann."*

4. Zukunftsfelder gewerkschaftlicher Politik

Wie wird es nunim »Risikokapitalismus« der90erJahre um die
Zukunft der Gewerkschaften bestellt sein?
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Hirsch/Roth liegen ganz im iinks-altemadven main-stream,
wenn sie die Fortsetzung des »langsamen Abschieds von der
Arbeiterbewegimg« prognostizieren. Ihr wichtigstes Argument
ist, daß sich die Kompromißstrukturen zwischen Kapital und
Arbeit trotz Krise als relativ stabil erwiesen haben und es nicht
zu einer Rückbesinnung der Gewerkschaften auf »Bewegungs
traditionen« gekommen ist.^ Freilich geht in einer solchen
Optik verloren, daß der »selektive Korporatismus« der 80er
Jahre als Resultat sozialer Kämpfe entstanden ist. Offensiven
Kapitalstrategien, die darauf zielten, die Politik des Klassen
kompromisses von oben aufzukündigen, wurden erst durch ge
werkschaftliche Gegenmobilisierungen Grenzen gesetzt. Es
war einesder wichtigsten Ergebnisse des hauptsächlich von IG
Metall und IG Druck getragenen Arbeitskampfs um die 35-
Stunden-Woche, eine auf Niederwerfung der Gewerkschaften
orientierende Strategievariante durchkreuzt zu haben.

Ob Gegenmachtpositionen und Mobilisierungsfähigkeit in
den 90er Jahren zumindest erhalten werden können, hängt ent
scheidend davon ab, wie rasch sich die Gewerkschaften auf den
gesellschaftlichen Strukturwandel und die Folgen neokonserva
tiver Politik einzustellen vermögen. Emeuerungsbedarf zeich
net sich vor allem in folgenden Bereichenab;

1. Angesichts der globalenökologischen Krise kann jene »neu
trale« Vorstellung von technischem Fortschritt, wie sie über
Jahrzehnte hinweg die Politikvorstellungen sämtlicher Haupt
strömungen der Arbeiterbewegung beherrschte, nicht länger
aufrecht erhalten werden.Was noch unter den Bedingungendes
»Wirtschaftswunders« als legitimerschien, die stilleAkzeptanz
jeglichen Produktivitätsfortschritts und eine Selbstbeschrän
kung auf die Verteilung des produzierten Kuchens«, ist längst
keine zureichende Grundlage für eine zukunftsbezogene Poli
tik mehr. Die Zeiten der bloßen »Lohnmaschine DGB« sind
endgültig vorbei. Statt dessenmüssendie Gewerkschaften nun
versuchen, auf die Ökologisierung der Produktivkräfte, den
stofflichen Umbau des Produktivkraftsystems Einfluß zu neh
men. Mit einer Addition von Umweltschutz und traditionellen
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gewerkschaftlichen Zielsetzungen ist der hierin wurzelnden
Problematik keinesfalls Genüge getan. Vielmehr müssen über
lange Zeit festgefügte Prioritäten korrigiert werden. Die
Schwierigkeiten beginnen, wenn eskonkretwird:Wie verhalten
sich beispielsweise die DGB-Gewerkschaften gegenüber dem
Ausbau von Risikotechnologien? Wie sinnvoll ist es, für den
Erhalt oder den Ausbau von Arbeitsplätzen in ökologisch
schädlichen, gefahrenproduzierenden Industriezweigen einzu
treten? Ist es möglich, industrielle Produktion an nahezu ge
schlossene natürliche Kreisläufe anzupassen? Und auf welche
Weise läßt sich eine Lebensweise verändern, die aufgrund ihres
hohen Konsumniveaus und ihrer individuellen Freiheiten bis in
die osteuropäischen und die Entwicklungsländer hinein aus
strahlt; deren globale Durchsetzung aber einer ökologischen
Katastrophe gleichkäme?

Die Liste der Fragen ließe sich beliebig verlängern; ohne die
Suche nach Antworten ist progressive Gewerkschaftspolitik
nichtmehr machbar. In derKonsequenz bedeutet dies, daßsich
gewerkschaftliche Interessensvertretung nicht länger aufdiealte
soziale Frage - Lohn, Arbeitsbedingungen, Arbeitszeit - be
schränken darf. Wassozialer Fortschritt für Lohnabhängige ist,
wird künftig immer weniger allein von der Einkommenshöhe
abhängen. MehrLebensqualität bedeutet auchsinnvolle, befrie
digende Arbeit, Zeit für persönliche Entwicklung und die Ge
staltung sozialer Beziehungen und nicht zuletzt eine vernünf
tig-ökologische Regelung des gesellschaftlichen Naturbezugs,
atembareLuft, sauberes Wasser, ungiftige Bödenund einearten
reiche Tier- und Pflanzenwelt." Diese Zielsetzung für die Be
triebsebene zu operationalisieren und Mitbestimmungsmög
lichkeiten auf Herstellungsverfahren und Produkte auszuwei
ten, ist eine der entscheidenden gewerkschaftlichen Zukunfts
aufgaben.

2. Die traditionellen ökonomischen und sozialen Politikfelder
der Gewerkschaften werden keineswegs obsolet; sie müssen
aber in einem neuen Kontext verortet werden. Ein entscheiden
desMittel zur Steigerung vonLebensqualität undzur Sicherung
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bzw. Zunahme von Beschäftigung wird die Verkürzung derWo
chenarbeitszeit bleiben. Sollen tatsächlich positive Beschäfti
gungseffekte erzieltwerden, so wäre biszur Jahrtausendwende
die 30-Stunden-Woche mit sechstündigem Arbeitstag anzustre
ben. Angesichts vonchronischer Überakkumulation und struk
tureller Nachfrageschwäche wäre freiwilliger Lohnverzicht ein
ungeeignetes Mittel zu Krisenbekämpfung.'* Statt dessen muß
durch Initiativen zur Regulierung ungeschützter Beschäfti
gungsverhältnisse einer weiteren Aufspaltung der Lohnabhängi
gen entgegengewirkt werden. Der Kampf gegen die Aushöh
lung des Normalarbeitsverhältnisses darf freilich nicht länger
einseitig an der Biographie männlicher Industriefacharbeiter
ausgerichtet sein. Freistellungen zurWeiterbildung undKinder
erziehung mit Recht auf die Rückkehr an den Arbeitsplatz
könnten - aufder Grundlage kollektiver Sicherungen - indivi
duelle Wahl- und Entscheidungsmöglichkeiten erhöhen.-

Bekämpfung derMassenarbeitslosigkeit wirdabernicht ohne
aktive Beschäftigungspolitik auskommen. Kapital, freie Ar
beitskräfte, einsetzbare Technik und brachliegende Anlagenfel
der für eine ökologische Wachstumsphase sind durchaus vor
handen. Aber die Investitionen müßten in Sektoren gelenkt
werden", deren Erschließung mit hohen, sich nur langfristig
amortisierenden Kosten verbunden ist. Ohne politische Ein
griffe in die profitgesteuerten Investitionsentscheidungen
scheint dies kaum möglich. Unterhalb dieser Schwelle könnte
eine regionale und kommunale Konkretisierung des »qualitati
ven Wachstums« Ansatzpunkte für eine gewerkschaftliche
Strukturpolitik »von unten« bieten, die zugleich die Chance
einerVernetzung mit imReproduktionsbereich arbeitenden Ini
tiativen und Bewegungen beinhaltet.

3. Gewerkschaftliche Interessenspolitik wird sich also in Zu
kunft stärker aufden gesamten Lehens- undReproduktionszu
sammenhang der Lohnabhängigen beziehen müssen. Schon
jetzt kann davon ausgegangen werden, daß sich die Politisie
rung von Lohnarbeiterinnen weniger über ein besonderes Ar
beitsplatz- als über ein kritisches Gesellschaftsbewußtsein voll-
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zieht.'* Auf Individualitäisentfaltung gerichtete Ansprüche und
Bedürfnisse müssen in gewerkschafdiche Forderungen, aber
auch in Oi^anisations- und Aktionsformen übersetzt werden.
Bei der Mitbestimmung bedeutet das z. B., über die Verteidi
gung des Status Quo hinausweisende Modelle zu entwickeln,
die eine direkte Beteiligung von Belegschaftsmitgliedern an sie
betreffenden Entscheidungen ermöglichen. Auf Demokratie
und Transparenz gerichtete Bedürfnisse werden aber auch an
die Gewerkschaften selbst herangetragen. DasKonzept der rei
nen Funktionärsgewerkschaft ist angesichts der vielfältigen
Handlungsanforderungen nicht mehr zeitgemäß. Öffnung für
themen- und j)rojektbezogenes Engagement könnte eine Alter
native sein. Voraussetzung wäre, daßsolche von»Aktivistinnen
aufZeit« getragene Initiativen innerhalb derOrganisation Dis
kussions- und Handlungsspielraum finden. Eine solche kultur
ell-politische Erneuerung der Gewerkschaften dürfte zugleich
einer der Schlüssel zur Gewinnung jener sogenannten »neuen
Lohnabhängigengruppen« sein, die mit den Bezeichnungen An
gestellte, Frauen, Jugendliche und betriebsnahe Intelligenz nur
äußerst unzureichend erfaßt sind.

4. Nicht ob, sondern aufwas für einer inhaltlich-programmati
schen Plattform und mit welchen stategischen Optionen eine
Neuorientierung gewerkschaftlicher Politik erfolgt, ist die ent
scheidende Frage für die 90er Jahre. InderZukunftsdebatte hat
sich eine Position herausgeschält, die in dem Ausbau partner
schaftlicher Kooperation die einzige Chance für das politische
Überleben der Gewerkschaften sieht.DieAntizipation ökologi
scher Bedrohungen korrespondiert dabei häufig miteiner opti
mistischen Einschätzung derGestaltbarkeit neuer Technologien
sowie mitderOrientierung an»modernen Arbeitnehmern«, die
eher für »sanften Druck« und phantasievolle Altemativkon-
zepte als für einen harten, konfliktorischen Kurs gewinnbar
scheinen."In der Abkehr vontaylorisierter Massenproduktion,
dem Übergang zu »flexibler Spezialisierung«*® und zu neuen,
auf eine Requalifizierung von Industriearbeit zielenden Produk
tionskonzepten*' scheint die Basis füreinen »Modemisierungs-
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pakt« zwischen aufgeldärten Management-Fraktionen imd
»modernen Arbeimehmem« gegeben, dessen politisches Dach
die von Peter Glotzvorgeschlagene Politik derantagonistischen
Kooperation sein könnte.®^

Ein Grundproblem dieser Konzeption ist, daß sie nicht zu
begründen vermag, wie der zu ihrer Realisierung notwendige
vermehrte Integrationsbedarf der Kapitalseite eigentlich entste
hen soll. Eine Selbstbeschränkung auf die Gestaltung von Spiel
räumen, die kapitalkonforme Flexibilisierungs- und Deregulie
rungsstrategien bieten, würde in der Konsequenz auf das Ab
koppeln einer Minderheit potentieller Rationalisierungsgewin
ner von der Masse der Lohnabhängigen hinauslaufen. Ein solch
stilles Arrangement mitderneokonservativen Modemisierungs-
politik, wie es bei der sozialpartnerschaftlichen Strömung im
DGB beobachtet werden kann, könnte auf diese Weisedie Um
wandlung der Gewerkschaften in ständische Interessensvertre-
tungen von privilegierten Facharbeiter-Zangestelltenminderhei-
ten in prosperierenden Zukunftsindustrien bewirken.

Eine progressive Gewerkschaftspolitik wird dagegen nicht
umhin können, auch unter Krisenbedingungen Zukunftsvor
stellungen zu entwickeln, dieweit überdas gegenwärtig Mach
barehinausgehen. Welche Ansatzpunkte sichfür eineÜberwin
dung des »utopischen Defizits« (Deppe) der Gewerkschaftsbe
wegung anbieten und wie sie sich in Handlungskonzepte für
eine klassenautonome Interessenpolitik umsetzen lassen, wird
in den folgenden Beiträgen anhand relevanter Politikfelder un
tersucht.

Anmerkungen

1 Eine krinsche Bilanz findet sich inden SchluBkapiieln von: F. Deppe u.a.:Geschichte
der deutschen Gewerkschaftsbewegung, 4. überarbeitete und erweiterte Aufl^e. Kdb
1989, im Erscheinen.

2 Zur Milgliedeientwicklung vgl. die regelmäSigen Dokumenutionen in: Kittner, M.
(Hrsg.): Gewerkschafujahrbuch 1985-1988, Köln 1985-88.
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23 Aglieiu, M. (1976/engl. Ausgabe 1979), S. 117.
24 Altvaier, E.: Sachzwang Weltmarkt. Verschuldungskrise, blockierte Industrialisie

rung,ökologische Gefährdung, Hamburg1987, S.33ff.
25 Ebd., S. 33,35.
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betrieblich-gesellschaftliche Ebene derRegulierung von Klassenbeziehungen angewendet
wissen. Siehe indiesem Kontext auch dieAusführungen zum>bloody fordism< indenEnt
wicklungsländern (ebd.S.44 ff., S. SO).

27 Hirsch J. u. R.Roth:DasneueGesicht desKapitalismus. Vom Fordismus zumFost-
fordismtis, Hamburg 1986, S. 80.

28 Moser,].: Arbeiterlebcn in Deutschland, Opladen 1984.
29 Hirsch/Roth (1986),S. 83 f.
30 Ebd., S. 88.
31 Ebd., S. 89 ff.
32 Insofern sind auch politische Entwicklungen indenjeweiligen Krisenperioden nur

begrenzt vergleichbar, z. B.wird Massenarbeitslosigkeit unter denBedingungen eines so
zialstaatlich transftirmierten Kapitalismus anders verarbeitet alsin der Zwischenkriegspe
riode. Selbst beischeinbar ähnlichen Phänomenen überwiegen - zumindest was dieSeite
der kollektiven und individuellen Subjekte angeht- dieUnterschiede.

33 Vgl. dazu Priewe, ].: Krisenzyklen undStagnationstendenzen inderBundesrepublik
Deutschland. Die krisentheoretische Debatte, Köln 1988, S.236ff.; Goldberg,].: Von
Krise zu Krise. DieWirtschaft derBundesrepublik im Umbruch, Köln 1988, S.34 ff.;deTS.:
Die chronische Oberakkumulation von Kapital als Krise des staatsmonopolitischen R^u-
lierungstyps, in: Marxistische Studien. ]ahrbuchdes ISMF 11, Frankfurt1986, S. 9 ff.
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Beitrag zur Krisentheorie nichtgeleistet wordenist.Hübner(1988), a. a. O., S. 61 ff.,S.70.

36 Priewe(1988), S. 183ff.
37 MEW 25, S. 221 ff.; Grundrisse S. 648 ff. Auf die unterschiedlichen krisentheoreti
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41 Vgl. dazu: Hickel, R.: Einneuer Typ der Akkumulation. Anatomie desökonomi
schenStrukturtvandels - Kritikder Marktorthodozie, Hamburg1987; eineknappeZusam-
mcnfassung derKonturen des neuen Akkumulattonstyps S.186 H. Neben einigen deroben
aufgelisteten Elementen nennt Hickel zusätzlich dieabsolute bzw. relative Entkoppelung
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scher Fundierung desMemorandum, in:Sozialismus 11/88, S.11 ff.
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Goldberg (1986), S.3Sf.

44 Vgl. dazu: Fröbel, F., J. Heinrichs u.O. Kreyc: Umbruch inderWeltwirtschaft, Rein
bek 1986; Heininger, H. u. L. Maier: Internationaler Kapitalismus. Tendenzen und Kon
flikte staatsmonopolitischer Regulierung, Berlin/DDR 1987.

45 Hickel (1987), S. 187.
46 Vgl. dazu: Altmann, N. u. a.:Ein»neuer Rationalisienmgstyp« - neue Anforderun

genandie Industriesoziologie, in;Soziale Welt 2/3,1986, S. 189—208.
47 Exemplarisch: Zukunftsperspektiven gesellschaftlicher Entwicklungen. Bericht der

Konunission »Zukunftsperspektiven gesellschaftlicher Entwicklungen; erstellt imAuftrag
der Landesregierung vonBaden-Württemberg, November 1987.

48 ZumBegriff: Beck (1988).
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sen will. Sie sind(1) »örtlich, zeitlich und sozial nicht eingrenzbar«, nach den gülligen
Regeln von Kausalität, Schuld, Haftung »nicht ziuechenbar« und (3)»nicht kompensierbar
(Irreversibilität, Globalität) nach der gängigen läuschregel »Zerstörung gegen Geld<«.
(Ebd.,S.UO).

50 Czeskleba-Dupont u. K. Tjaden: Probleme des Obergangs von derkapitalistischen
Natuizerstörung zu vernünftiger gesellschaftlicher Naturaneignung, inArgtiment-Sonder-
bandAS56T981, S.85 ff.;sieheauch:Tjaden,K. H.: Naturevolution, Gesellschafisfontu-
tion, Weltgeschichte. Oberlegungen zu einergesellscfaaftwissenschaftlichen Entwicklung,
in: DasArgument 10/1977, S.8 ff.

51 Zum Zusammenhang von ökonomischen Krisen undStörungen der Selbsiemeue-
rungsfähigkeit natürlicher Systeme: Tjaden (1977); S.27ff.; Czeskleba-Dupont/Tjaden
(1981), S.91 ff.;dortauch Hinweise zudenBesonderheiten derspätkapitalistischen Repro
duktionsstrategie. Ein entscheidender Gedanke bei Tjaden ist,daßesdiezur—zeitweise -
Oberwindung derinneren Störungen kapitalistischer Akkumulation (tendenzieller Profit-
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kapitalistischen Produktionsweise werden.

52 Oberlegungen dazu in: Dörre, K.: Vom Katastrophenpotential einer Glühbirne —
Umweltkrise, Risikotechnologien unilneuepolitische Radikalität, imErscheinen.

53 Altvater (1987), S. 131.
54 Beck unterscheidet zwischen Produktions- und Definitionsverhälmissen. Metho

disch zielt diese Unterscheidung aufdieBetontmg derEigenständigkeit, welche dieExper-
tokratie tmd ihre Risikokalküle selbst gegenüber dem unternehmerischen Management be-
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silzm. DcGnidoiuveThältnmc sind •Regeln der Anerkennung' von Risiken und Gefahren;
sie sind labile Produkte sozialer Auseinandersetzungen und daher flexibler und leichter zu
beeinflussen als die Eigentumsverhältnisse. (Beck 1988, S. 213 ff.) Kritisch dazu: Dörre:
Vom Streit um den vergifteten Kuchen. Kapital und Arbeit im »Risikokapitalismus«, in:
Forum Wissenschaft,März 1989.
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59 Ebd., S. 245.
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das ökonomische System »bis in die Details seiner Produktion ingesellschaftliche Ausein-
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»gerellsch^diche-öffentliche Kontrolle betrieblicher Entscheidungsprozesse« herauf, for
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These der Enmehung von Klassengegensätzen zwischen Kapital und Kapital, Arbeit und
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bung des Kräfteverhältnisses zwischen Kapital und Arbeit. Zu Ende gedacht liefert Beck
hier eine Begründung für »ökologischen Klassenkampf«.

61 Lutz, B.; Der kurze Traum immerwährender Prosperität, Frankfurt/New York 1984.
62 Siehe auch: Dörre , K.: Modetnisierungspakt sutt Gegenmacht? Individualisierung

und Gewerkscfaaftspolitik, in: Blätter für deutsche und internationale Politik 1/89, S. 84 ff.
63 Hirsch/Roth (1986), S. 56 (f.
64 Moos^ (1984), S. 137. Freilich besitzt diese soziale und kulturelle Homogenität keine

klassenspezifische Entsprechung impolitischen Raum.
65 Vgl. z. B. Maase, K.: Lebensweise der Lohnarbeiter in der Freizeit. Empirische Mate

rialien undtheoretische Analyse, Frankfurt 1984, S.76ff.
66 Weiterführend ist hier das Habitus-Konzept E Bourdieus. Siehe ders.: Die feinen

Unterschiede. .Kritik dergesellschafdicken Urteilskraft, Ruit 1979 (deutsche ErstaufUee
Frankfurt/M. 1982).

67 Majue, K.: Einzeln und frei wie ein aum und brüderlich wie ein Vfeld...« Wandel
derArbeiterkuliur und Zukunft derLebensweise, Frankfurt 1985, S.102.

68 Diesen Aspekt, das durch die fortschreitende Vergesellschaftung individueller Repro-
(luktion bedingte Eindringen von Krisenphänomenen in alle Pbren der Gesellschaft, thema
tisiert Oskar Negt in seinem Konzept der »Erosionskrise«. Vgl. dazu: Negt, O.: Lebendige
Arbeit, enteignete Zeit. Politische und kulturelle Dimensionen des Kampfes um die A^
beilszeit, Frankfurt/New York 1984.

69 Vgl. die inzwischen umfangreiche Literatur zu neuen sozialen Bewegungen; einen
Uberblick über die »Bewegungssoziologie« liefert: Raschke, J.: Soziale Bewegungen. Ein
historisch-systematischer Grundriß, Frankfurt/New 1fork 1985.

70 Umgekehrt können sich - wiedieautonomen Basiskomitees in Itah'en oderFrank
reich zeigen - solche Aktivitäts- imd Mobilisierongsschübe auch neben der organisierten
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Oberlegungen zu einem neuen Modus der Klassenbildung in: Deppe, F. und K. Dörre:
Klassenbildung und Massenkultur im 20. Jahrhundert (Thesen), Marburg/L. 1989 (unv.
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n dazu: He»s, K:Grenzen desKapitab:\?i$scn$chafdich-teclinijcbe Revolu
tion und^rwertung, in:Winschafawisaemckaften 31/1983.

72 Vgl. Tessaring, M.: Arbeitslosigkeit Beschäftigung und Qualifikation: Ein Rück- und
Ausblick, in: MiitAB2/88,S. 177: darin weiierf. Uteraturangaben.

73 Dazuinstruktiv: Herkommer, S.: DasDilemma der neokonservativen - eineChance
für die Unke?, in: Sozialismus 5/88,S. 25ff., bes.S.35 ff.

73 a Hif«h/Roth 1976,S. 104ff.
74 MaSsub dieser Einschätzung ist allerdings eine abstrakt bleibende Vorstellung von

>$ystemopposition< und ein Bewegungsbegriff, derformelle Organisation und Institutiona
lisierung nahezu ausschließlich mitBürokratisierung und Verlust von Elementen einer op
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2:eit nach 1959 eine Zunahme vonStreiks undgcwerkschafdichen Mobilisierungen; fügen
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nicht stattgefunden. Dieteilweise Repolitisierung gewerkschafdicher Interessensvertretung
während der70er Jahre bleibt ebenso unbeachtet wie diedaimt verbundene partielle Sür-
kung klassenautonomer Rosinoncn.
Dies muS um so mehr überraschen als die von Hirsch/Roth favorisierten opposidonellen
Akteure, dieneuen sozialen Bewegungen, nach 1983 einen deutlichen Rückgang anDyna
mik und Mobilisierungsßhigkeit verzeichnen. Gegen den konservativen Block gerichtete
außerparlamentarische Aktivitäten sind danach inerheblich stärkcrem Maß von betriebli
chen und gcwerkschafdichen Konflikten ausgegangen. Insgesamt zeigt sich hier, daß das
»Fordismus-Konzept« nicht frei von funktionalistischen Verengungen ist. Die bei derKri-
senanatyse noch konstaderte Widersprüchlichkeit des Integrationismus geht bei der Be
stimmung der Gegenkräfte wieder verioien.
Ein alternativer Erklärungsansatz, derden Doppelcharakter des Integrauonismus anhand
des Konzepts anugonistischer Vergesellschaftungslogiken zu fassen sucht, findet sich in:
Deppe, E: Autonomie und Integration. Materialien zurGewerkschaftsanalyse, Marburg
1979, bes.S. 143 ff.;Rossmann W.: Vergesellschaftung, Krise undgewerkschaftliche Gegen
macht, Marburg 1986, S.87ff.; siehe auch: Basso, L.:Gesellschaftsformation undStaats
form, Frankfurt 1975.

75 E. Gärtner plädiert in diesem Zusammenhang dafür, den Begriff der Namrbeherr-
schung aufzugeben und ihndurch »Stabilisierung derBiosphäre« zuersetzen. Ders,: Die
Stabilisierung derBiosphäre. Ober dieAufgaben derÖkologie vom Standpunkt des Mar
xismus, in:Marxistische Studien.jahrbuch des IMSF 13, S.52 ff.

76 Dies schließt eine progressive Tarifpolitik, die Einkommensverbesserungen vor allem
für die unteren Sozialschichtenanstrebt, keineswegsaus.

77 Goldberg (1988), S. 159 ff.,S. 262.
78 Vgl. dazu auch den Wittag zu Jugend und Gewerkschaften in diesem Band.
79 Kern, H.:ExpcrimentieTßhigkeit statt demokratischem Zentralismus. Sechs Thesen

zur Gewinnung von »modernen Arbeimehmem«, in: »express«, 7—8/1988.
80 Vgl. dazu: J. Kore u. Ch.Sable: Das Ende der Massenproduktion, Berlin (West),

1985.

81 Kern H. u. M. Schumann: Ende der Arbeitsteilung? Rationalisierung in der indu
striellen Produktion, München 1984.

82 Glotz, P.: Aggressiver Traditionalismus oder Ausbruch aus der Wagenburg?, in:Blät
ter für deutsche und internationale Politik 12/1988, S. 1436ff.
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Witich Roßmann

Auf der Suche nach der verlorenen
Zukunft

Gewerkschaftliche Strategiedebatte am Ende der
80er Jahre

Nicht allein das in überschaubare Nähe rückende Jahr 2000
provozien in den bundesdeutschen Gewerkschaften eine inten
sivierte Zukunftsdiskussion. Mehr noch fühlen sie sich durch

einen sozialwissenschaftlichen und politischen Diskurs heraus
gefordert, der Gewerkschaften nurmehr als bürokratisierte, un
bewegliche Fossile einer industriellen Klassengesellschaft be
greift- beidegleichermaßen zum Niedergangin einerpostindu
striellen Gesellschaft verurteilt. In dem Maße, wie sich die indu
striellen Klassenwidersprüche und -Strukturen in der allseits
prognostizierten flexibilisierten und individualisierten Arbeits
und Lebenswelt verflüchtigen, müsse die gewerkschaftliche
Identität brüchig werden und sich ihre Mobilisierungs-und Or
ganisationsfähigkeit auflösen.

Enorme Mitgliederverluste, sinkende Organisationsgrade,
demoralisierende Streikniederlagen und politischer Bedeu
tungsverlust der US-amerikanischen wie einiger westeuropäi
scherGewerkschaften in den 80erJahren gelten als empirischer
Belegdieser Tendenzen. Die bundesdeutschen Gewerkschaften
stellen sich demgegenüber geradezu als Hort organisatorischer
Stabilitätdar, mit - wenn auch nur schwachen- steigendenMit
gliederzahlen, Streik- und Mobilisierungserfolgen und einer
noch ungebrochenen Hegemonie in den betrieblichen Interes
senvertretungsorganen. Gleichwohl registrieren auch sie orga
nisatorische wie politische Gefährdungen: Weit unterdurch-
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schnittliche Örganisationsverhältnisse in einigen Schlüsselsek
toren der Industrie und des Dienstleistungssektors, vornehm
lichunter derenhochqualifizierten Lohnabhängigengruppen.

Und mehrnoch beunruhigt sie- angesichts der neokonserva
tiven Hegemonie - der zunehmend bewußterwerdende Verlust
einermobilisierenden gesellschaftlichen Vision, die- alssoziali
stische Utopie- am Beginn des 20.Jahrhunderts eineungleich
geringere gewerkschaftliche Macht kompensierte.'

Eine eigentümliche Verkehrung der Frontverläufe kennzeich
net die öffentlichen Debatten über die Zukunft der Gewerk

schaften wie der Arbeiterbewegung insgesamt: Einstmals unter
der Fahnedes sozialen Fortschritts angetreten, die entfesselten
Produktivkräfte durch eineRevolutionierung der Produktions
verhältnisse gesellschaftlich nützlich und sinnvoll zu beherr
schen, sehen sie sich gegenwärtig als »Sperrklinke gegen den
Modemisierungsprozeß«, als das eigentliche »konservative
Blockierungspotential« gebrandmarkt. Den Zukunftsdiskurs
besetzen konservative Projekte und Visionen einer postindu
striellen Gesellschaft, deren Durchbruch indes Gewerkschaften
entgegenstünden, die sich - nurmehr den ehemals feudalen
Zünften oder heutigen Bauernverbänden vergleichbar - gegen
die Aufgabe unzeitgemäßer sozialer Besitzstände, Privilegien
und Subventionen auflehnen. Im Namendes-postindustriellen
- Fortschritts werden folglich neokonservative Politikstrategien
gegen die gleichwohl verbliebene gewerkschafdiche Gegen
macht konzipiert und öffentlich präsentiert. Konservative Ge
setzesprojekte gegen die gewerkschaftliche Streik- und Hand
lungsfähigkeit erscheinen so als unverzichtbare politische Vor
leistung einerumfassenden gesellschaftlichen Modernisierung.

Diese ideologische Figur konservativer Rhetorik ist histo
risch durchausnicht originell. Aber im Kontexteinergravieren
den gesellschaftlichen Umbruchsituation bestimmt sie die ge-
werkschafdichen Zukunftsdiskussionen wesentlich mit.
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1. Genesis der Zukunftsdebatte

Der gewerkschaftlichen Zukunftsdiskussion liegen im wesentli
chendrei Entwicklungsprozesse zugrunde.

(1) Die Weltwirtschaftskrise 1974/75 beendete nicht alleindie
sozialliberale Reformpolitik. Abrupt abgebrochen wurdedurch
sie auch die gewerkschafdiche Zukunftsdiskussion der späten
60er und frühen 70erJahre, die unter dem Leitmotiv »Aufgabe
Zukimft: MehrLebensqualität« vornehmlich aufstaatlich orga
nisierte Reformprojekte zielten.

Angesichts der konjunkturellen und sektoralen Krisenpro
zesse, der Massenarbeitslosigkeit und des Lohn- und Sozialab
baus seit 1974/75 konnten die gewerkschaftlichen Zukunftsdis
kussionen über Strukturveränderungen des kapitalistischen Sy
stems, neue Widerspruchs- und Konfliktfelder, neue Aufgaben
und Politikformen als obsolet erscheinen. Einer »Normalisie
rung« der kapitalistischen Krisen- und Akkumuladonslogik
entsprach die Reaktualisierung traditioneller gewerkschafdi-
cher Handlungsstrategien, die Zunahme betrieblicher und ge-
werkschafdicher Arbeitskämpfe.

Neben dem Kampf um höhere Reallöhne, der die gewerk
schaftliche Basis angesichts hoher Inflationsraten ohnehinmehr
interessierte als theoretische Diskussionen über »Qualitatives
Wachstum« und »Investitionskontrolle«, dominierten den Ge
werkschaftsalltag seitder Krise 74/75 diezahllosen Kämpfe und
Konflikte um Arbeitsplätze, Beschäftigung und Arbeitszeitver
kürzung.

Einer »Normalisierung« des Kapitalismus schien auch die
Aufkündigung des sozialsuadichen Klassenkompromiß durch
führende Kapitalkreise zu entsprechen, die in den Massenaus
sperrungen 1978/79 und in der Verfassungsklage gegen dasMit
bestimmungsgesetz *76 erkennbar wurde. Der Abschied vom
Sozialstaat konkretisierte sich seit der Krise 81/82 in den kon
servativen Umverteilungs-, Flexibilisierungs- und Privatisie
rungsprogrammen, die nun Bestandteile staatlicherRegierungs
politik wurden. »Widerstands-« und »Gegenwehraktionen«
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banden und absorbienen beträchtliche gewerkschaftliche Ener
gien und Ressourcen.

(2) Aber im Milieu dieser durchaus klassischen Krisenpro
zesse und gesellschaftlichen Machtkämpfe setzten sich die gra
vierenden Umbrüche in der Produktion, Sozialstruktur und Le
bensweise fort und intensivierten sich.

Die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien
lösten einen Umbruch im Produktivkraftsystem aus. An die
Stelle einzelner, überschaubarer und gewerkschaftlich kontrol
lierbarer Rationalisienmgsschrittetrat der sogenanne »systemi
sche Rationalisierungsprozeß«, von dem die Produktion und
zunehmend auchdievor- und nachgelagerten Bereiche der For
schung undEntwicklung, derKontrolle undÜberwachung, der
Lagerhaltung, der Verwaltung und Administration erfaßt wur
den. Den neuenTechnologien entsprachen veränderte Konzepte
der Produktions- und Arbeitsorganisation. Auf die akuten Be
drohungentraditioneller Berufe, Qualifikationen und Eingrup-
pierungen reagierten die Gewerkschaften mit Absicherungsu-
rifverträgen, die 1978 Gegenstand von zwei langwierigen Ar
beitskämpfen wurden (IG Druck; IG Metall) sowie Tarifver
tragsentwürfen zur betrieblichen Aus- und Weiterbildung.

Gewerkschaftlich initiene Humanisierungsprojekte und so
zialwissenschaftliche Studien legten die Gestaltungsfreiräume
neuerTechnologien für humane Produktions- und Arbeitsorga
nisationsformen offen.

In betrieblichen Konflikten um die Einführung neuer Perso-
nalinformations- und Betriebsdatenerfassungssysteme offen
barten sich die neuen Informationstechnologiengleichzeitigals
perfekte und subtile Systeme zur Leistungs- und Verhaltens
kontrolle. Sie beförderten sonicht allein Forderungen nach ver
bessertem betrieblichen Datenschutz, sondern auch nach erwei
terten gewerkschaftlichen Kontroll- und Mitbestimmungsrech
ten.

Die in den Arbeitskämpfen der Druckindustrie sichtbar ge
wordenen Möglichkeiten, komplexe Produktionsprozesse mit
wenigen Streikbrechern zumindest temporär aufrechterhalten
zu können, lösten ebenso wie die Arbeitskampferfahrungen in
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der Metallindustrie - hier insbesondere die Störanfälligkeit
hochgradig vemetzter, arbeitsteiliger Produktionsprozesse -
Diskussionen um neue Arbeitskampfkonzepte und -formen
aus.

Gravierende Oi^anisationsdeßzite und damit verminderte
Streikfähigkeit gerade in den neuen Wachstumsbranchen und
unter den höher qualifizierten Angestelltengruppen in den
schnell expandierenden Forschungs-, Entwicklungs- und Ver
waltungszentren der Industrieund der Dienstleistungssektoren
sensibilisierten die Gewerkschaften für die Umbrüche in der
Klassen- und Sozialstruktur. Organisationsprobleme unter Ju
gendlichen, Frauenund Angestellten weckten dieAufmerksam
keit für neue soziale Bedürfnisse und Wertorientierungen unter
den Lohnabhängigen, die aus gestiegenen Ausbildungs- und
Bildungsniveaus, neuen Kommunikations- und Massenmedien,
vermehrter Freizeitund Massentourismus, kurzum tiefgreifen
den Veränderungen der Lebensweise resultieren.

Erste Arbeitskämpfe in den Rundfunk- und Fernsehanstal
ten, Warnstreiks in einigen bundesdeutschen Banken verwiesen
die Gewerkschaften ebenso wie die breite Resonanz der Ökolo
gie-, Friedens- und Frauenbewegung, die sozialstrukturell über
wiegend von höherqualifizierten und jüngeren Lohnabhängi
gen getragen werden, auf das Organisations-, Mobilisierungs
und Streikpotential auch unter diesen Lohnabhängigengrup-
pen.

Die Politik- und Organisationsformen der neuensozialenBe
wegungen und ihre Distanz zur gewerkschaftlichen Organisa
tions- und Politikroutine belebten die innergewerkschaftlichen
Diskussionen um neue Arbeits- und Kommunikationsformen.

Zum Teil befuge Konflikte zwischen einigen Industriege
werkschaften und der sichEndeder 70erJahre im Kampf gegen
neue Risikentechnologien (insbesondere den Bau zahlreicher
Atomkraftwerke) formierenden Ökologiebewegung reaktuali
sierten in den Gewerkschaften - wenngleich mit erheblichen
Verzögerungen und zugespitzten innergewerkschaftlichen Kon
flikten verbunden - die Aufmerksamkeit für die sich verdichten
den ökologischen Gefährdungen. Nicht minder konfUktgela-
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den gestaltete sich die sukzessive Aufnahme der Forderungen
der Friedens- und Frauenbewegung in die gewerkschaftliche
Programmatik und Politik seit Beginn der 80erJahre.

(3) In nahezu allen betrieblichen Branchen- und Regional
konflikten, selbstin den tarifpolitischen Auseinandersetzungen
und den Kontroversen um die Haushalts-, Finanz-, Wirt-
schafts- und Sozialpolitik, verdichtete sich die Erkenntnis, daß
für längerfristige Mobilisierungsstrategien - die über spontane,
eruptive Widerstandsaktionen hinausweisen - glaubwürdige
und nachvollziehbare gesellschaftliche Altemativprogramme
unabdingbarsind.

Der bloßeVerweis aufverletzteoder gefährdete sozialeInter
essen der Lohnabhängigen (Reallohnabbau, Arbeitsplatzver
lust, regionale Ballung von Strukturkrisen/Massenarbeitslosig
keit) verlor angesichts der einschneidenden gesellschaftlichen
Umbruchs- und Restrukturierungsprozesse sehr bald seine mo
bilisierende Wirkung, zumal neokonservative Zukunftsent
würfe unter relevanten Lohnabhängigengruppen an Attraktivi
tät und Zustimmunggewannen.

Initiativen und Ansätzefür gesellschaftliche Alternativen, die
über die traditionelle gewerkschaftliche Programmatikund Pra
xis hinausverwiesen, entwickelten sich in den 70er/80er Jahren
vielfach an den Gewerkschaften vorbei,oder sogarin Konfron
tation mit ihren traditionellen Problemlösungsstrategien. (Par
tielle Tolerierung von Reallohn- und Sozialabbau; Sozialplan
praxis; Stützung ökologisch bedenklicher Großtechnologien
und Infrästrukturprojekte, »Atom- und Betonpolitik«).

Erst wachsender Problemdruck und das Ende der soziallibe
ralen Regierung förderten eine offenere Diskussion und kriti
sche Aneignung von Alternativprogrammen kritischerWissen
schaftlergruppen, neuer sozialer Bewegungen und zuvor arg
wöhnisch beobachteter, minoritärer Gruppen imBetriebs- und
Gewerkschaftsbereich selbst, Arbeitsergebnisse kritischer Wirt-
schaftswissenschafüer (Memorandumsgruppe), Naturwissen
schaftler, und Ökologen (z.B. des Freiburger Öko-Instituts),
Sozial- und Arbeitswissenschaftler (hinsichtlich Technologie-
und Arbeitsgestaltung), betrieblicher Arbeitskreise für altema-
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tive Produktion und Rüstungskonversion wurden sukzessive
verallgemeinener Bestandteil zumindest der gewerkschaftlichen
Programmatik.

Die Akkumulation von sozialen wie ökonomischen Proble
menbewirkten insbesondere in Krisenregionen eine engere Ver
netzung von betrieblichen Interessenvertretungen, Gewerk
schaften und kritischen Wissenschaftlern, aus deren Koop^-
tion betriebliche Umstrukturierungs- und strukturpolitische
Altemativprogramme sowie neue gewerkschaftliche Hand
lungsstrategien resultierten (Beschäftigung stan Sozialpläne;
Beschäftigungsgesellschaften).^

2. Strukturelle Barrieren gewerkschaftlicher
Zukunftsdiskussionen

Funktion wie Organisation der Gewerkschaften setzen ihren
»Zukunftsdiskussionen« enge Grenzen. PrimäreFunktion und
dominantes Zentrum ihrer Aktivitäten ist die soziale Interes
senvertretung, auch wenn sich das Interessenspektrum und der
Interessenbegriff erheblich erweitert und durch die Ausweitung
der Staatsfunktionen und -aktivitäten (Sozial- und Wohlfahrts
staatliche Aufgaben und Tätigkeitskomplexe; Institutionali
sierteund verrechtlichte Klassenbeziehungen) politisiert haben.

Als Einheitsgewerkschaften, die alle weltanschaulichen Strö
mungen umfassen, und Industriegewerkschaften, die Lohnab
hängige mit heterogener und differenzierter werdenden Interes
senlagen organisieren, stoßen gewerkschaftliche Zukunftsde
batten sehr schnell an die Grenzen des immer auch notwendi
gen »inneren Konsens«.

Ihr industriegewerkschaftlicher Charakter erleichtert zwar
die Überschreitung enger berufs-, betriebs- und branchenspezi
fischer Interessenperspektiven und die Formulierung verallge
meinerter gesellschaftlicher Alternativen. Gleichwohl prägen
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die starke Stellung der notwendig betriebs- und unternehmen
sorientierten Betriebsräte wie die schwache Position des ge
werkschaftlichen Dachverbandes DGB in der gewerkschaftli
chen Machtstrukturden Charakter der gewerkschaftlichen Zu
kunftsdebatten.

Die handlungsrelevanten Diskussionen ereignen sich, mit
notwendig unterschiedlichen gewerkschaftspolitischen Standor
ten, Themen und strategischen Schlußfolgerungen in den ein
zelnen Gewerkschaftsverbänden: Ökologie-, Technologie-,
Wirtschafts- undStrukturprobleme prägen vorallem dieDebat
ten der großen Industriegewerkschaften (IG Metall; IG Che
mie). Die Zukunftsprobleme der IG Bergbau und Energie hin
gegen werden nahezu ausschließlich von der staadichen Ener
giepolitik - im engen Verbund mit den wenigen, hochkonzen
trierten Energieunternehmen - determiniert. Noch ausgepräg
ter beziehen sich die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes
auf die staadichen Finanz- und Strukturentscheidungen. Die
Perspektiven der Lohnabhängigen in diesen Sektoren wieihrer
Gewerkschaften sind eng mit der staatlichen Verkehrs-, Post-
(Informadon/Kommunikation), der Sozial-, Gesundheits- und
Bildungspolitik wieinsgesamt mit denPerspektiven desSozial
staatesunter konservativer Hegemonie verknüpft.

Zukunftsdebatten innerhalb der ÖTV, der Gewerkschaften
der Eisenbahner, der DPG und der GEW werden übergreifend
von der Kritik an neokonservativen Projekten des Abbaus, der
Rationalisierung und Privatisierung des öffentlichen Dienstes
sowieseinermarktwirtschaftlichen Reorganisation bestimmt.

Auch in diesen Staatssektoren fordert die Verteidigung sozia
ler Interessen mehr als nur eine erneuerte »Legitimation« so
zialstaatlicher Leistungen des öffentlichen Dienstes. Eine ge
werkschaftliche »Zukunftsvision des öffentlichen Dienstes«
muß angesichts neuer Interessen und Bedürfnisse wie neuer In-
formations- und Kommunikationstechnologien eine Kritik an
»bürokratisierten Binnenstrukturen« und nicht bedarfsgerech
ten Dienstleistungsangeboten einschließen.

Die Parzellierung der gewerkschaftlichen Zukunftsdebatten
hinterläßt notwendig Spannungen und Konflikte zwischen den
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Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes und der Industrie
(z. B. hinsichtlich desVerhältnisses vonprivater Motorisierung
und öffentlichem Nah- und Femverkehr; hinsichtlich der
Dienstleistungsangebote, ihrerBedarfs- und benutzergerechten
Struktur, ihrer durch Steuern/Gebühren Hnanzierten Kosten
etc.)> bzw. ihrer Gewerkschaften desprivaten und öffentlichen
Dienstleistungssektors (z.B. hinsichtlich öffentlicher und pri
vaterVorsorge-, Sicherungs- undVersicherungsleistungen).

Eher pragmatisch integrierte die IG Bau Steine Erden, die
Ende der 70er Jahre neben der IG Chemie undder IG Bergbau
in besonders heftigen Fehden mit der Ökologiebewegung ver-
strickrwar, nach Auslaufen voninfrastrukturellen Großprojek
ten und Wohnungsbauprogrammen, ökologische Begründun
gen in ihre wohnungs- und infrastrukturpolitischen Forderun
genan die suatliche Investitionspolitik.

Eine programmatische-Vereinheitlichung und koordinierte
gewerkschaftliche Initiativen setzten angesichts der internen
Organisations- und Machtstrukturen eine intensivere Informa
tion und Kommunikation zwischen den Einzelgewerkschaften
voraus.

Wesentliche Anstöße für die gewerkschaftliche Zukunftsdis
kussion entstanden, wie skizziert, zumeist außerhalb der ge
werkschaftlichen Alltagsarbeit. Der seit den 70er Jahren deut
lich verstärkte Einzug akademisch qualirizierter Referenten in
die Stabsabteilungen gewerkschaftlicher Hauptverwaltungen
steigerte die Fähigkeit wie Bereitschaft, auch zunächst unkon
ventionelle wieunbequeme Ideen, Konzepte undVorstellungen
innergewerkschaftlich zu diskutieren, kritisch anzueignen und
in dieeigenen Politikstrategien zu integrieren.^

Deren Verankerung an der betrieblichen und regionalen
Basis, ohnehin durch die erdrückende Realität betrieblicher All
tagskonflikte überbelastet, wirdwesentlich davon abhängen, ob
und inwieweit

- gewerkschaftliche Zukunftsdebatten ausgewertet undzu ope
rativen Handlungsstrategien umformuliert werden;
- offene örtliche und betriebliche Arbeitsstrukturen aufgebaut
und zugelassen werden, die die Kompetenz, Phantasie und
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Energie qualifizierter und engagierter Lohnabhängiger - über
den &eis derhaupt- und ehrenamtlichen Gewerkschafts- und
Betriebsfunktionäre hinaus- für die Formulierungund Durch
setzung konkreter Altemativprogramme einbinden und nüt
zen;

- auch auf regionaler und betrieblicher EbeneeineVernetzung
mit der kritischen Intelligenz, anderen sozialen Bewegungen
sowie kompetenten privaten Instituten und staadichen Institu
tionen zustandekommt.

3. Formen gewerkschaftlicher
Zukunftsdiskussion

Gewerkschaftliche Zukunftsdiskussionen bewegten sich in der
Bundesrepublik in den vergangenen Jahrzehnten vornehmlich
in drei Formen, als gewerkschaftsintemer Prozeß, als lockere
Diskussion in wenigen gewerkschaftlichen Zeitschriften oder in
Form von öffentlichen Konferenzen und Tagungen.

Vorherrschend ist bis in die jüngste Zeit hinein die gewerk-
schaftsinteme Form geblieben. Neue Problem- und Hand
lungsfelder, diezumeist nicht aus wissenschaftlichen Zukunfts
analysen und -prognosen bestimmt werden, sondern aus der
betrieblichen/gewerkschaftlichen Alltagspraxis erwachsen, wer
den kooperativ von qualifizierten Sachreferenten der Gewerk
schaftszentralen und betroffenen Gewerkschaftsfunktionären
aufgearbeitet. Deren interne Arbeitsergebnisse finden später
eine begrenzte Öffentlichkeit, wenn sie in Form von Anträgen
und Entschließungen auf Gewerkschaftskongressen debattiert
und verabschiedet bzw. in Mitgliederzeitschriften oder internen
Materialien erläutertund popularisiert werden.

Alsumkämpfte »Betriebsvereinbarungen«, »Tarifvertragsent
würfe« oder öffendiche »Gesetzentwürfe« finden darin formu
lierte Ideen und Konzepte zur »Zukunft derArbeit und Gesell-
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Schaft«, wenn sie gravierende Gesellschaftsentwicklungen the
matisieren, wie es beispielsweise bei Konflikten um die »Huma
nisierung der Arbeit«, die Installierung von Personalinforma
tionssystemen, Arbeitszeitverkürzung als Alternative zu Mas
senarbeitslosigkeit u. a. sichtbarwurde.

Im wesendichen aber verbleibt diese Form gewerkschafdi-
cherZukunftsdiskussion imStatus einer eher»reaktiven Gegen
wartsbewältigung« bzw. eines Kampfes um unterschiedliche
Zukunftskonzepte von Gewerkschaften und Kapitalverbänden
bzw. unterschiedlichen polidschen Strömungen.

Eineöffentlichere Formgewerkschafdicher Debattenstellten
in den vergangenen Jahren vor allem die eher theoretisch ange
legten Zeitschriften des DGB »Gewerkschaftliche Monats
hefte« und »WSI-Mitteilungen« her. Sie entwickelten sich zu
einem »Kommunikations- und Diskussionsmedium« vornehm
lich zwischen interessierten »freien« Wissenschaftlern und der
gewerkschafdichen »Intelligenz«, die in gewerkschafdichen
Projekten oderStabsabteilungen mit konzeptiven Fragestellun
gen befaßt ist. Diese Form erreicht indes nur eine begrenzte
wissenschaftliche, politische und gewerkschaftliche Öffentlich
keit,vermittelt abergleichwohl einSpiegelbild der sozialwissen
schaftlichen wiegewerkschafdichen Zukunftsdebatte.

Eine dritte Form stellen Fachkongresse, Tagungen und Semi
nare dar, die zumeist mehr auf eine öffentlichkeitswirksame
und mediengerechte Präsentation gewerkschafdicher Positio
nen, denn aufihre kontroverse Erörterung und Debatte hin an
gelegtsind.

Die Zukunftsdiskussionen der meisten DGB-Gewerkschaf
ten haben diese Formen in den 80er Jahren nicht verlassen, ja
vielfach nicht einmal deren Möglichkeiten ausgeschöpft.

Eine umfassendere öffentliche Kampagne zum Thema »Zu
kunft des öffentlichen Dienstes« beschloß der Gewerkschafts
tagder Ö7V1988.'' Mit demZiel,»neue Bausteine für denStaat
von morgen zu schaffen - bürgernah, sozial engagiert, ökolo
gisch fortschrittlich und beschäftigtenfreundlich«' fordert die
ÖTV eine Neudefinidon und -Orientierung der Aufgaben und
Arbeitsweisen des öffendichen Dienstes. Sie müßten an Krite-
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rien wie Sozial-, Umwelt- und GesundheitsverträgUchkeit ge
messen werden, die Leistungen sollten preisgünstig, orts- und
verbrauchernah, flächendeckend und bedarfsorientiert oi^ani-
siert sein, die Entscheidungsprozesse seien durch Mitbestim
mung für Bürger und Beschäftigte zu demokratisieren und das
Leistungs-, Informations-, Beratungs- und Betreuungsniveau
durch qualifiziene Aus- und Weiterbildungsprogramme sowie
eine humane Arbeitsplatzgestaltung (ganzheitliche, abwechs
lungsreiche, qualifizierte Tätigkeitsbereiche) zu erhöhen.

Ein strategisches Rahmenkonzept für diese Kampagne soll
die Zusammenfassung und Überprüfung bestehender Einzel
programme (Abfallwirtschaft, öffentlicher Nahverkehr, Ge-
sundheits- und Sozialwesen, Verwaltung, Dienstrecht, Mitbe
stimmung etc.), dieAufarbeitung vonDefiziten, Fachtagungen,
Öffentlichkeitsarbeit ebenso einbeziehen, wie darauf bezogene
systematische Bildungsarbeit sowie dieAusarbeitung konkreti
sierter örtlicher und regionaler Zukunftsinitiativen für den öf
fentlichen Dienst.Die Kampagne soll gleichermaßen, in Kritik
neokonservativer Konzepte, Informationen vermitteln wie
einenöffentlichen Zukunftsdialog erö^en.

Ein weitreichendes Zukunftsprojekt mit langjähriger Vorge
schichte realisierte die IG Metall im Verlauf des Jahres 1988.
Schon auf dem Münchner Gewerkschaftstag 1983 war ein An
trag der IG Metall Köln verabschiedet worden, der unter dem
Titel »Report: IG Metall 2000« eineöffentliche gewerkschafdi-
che Zukunftsdiskussion forderte. Deren Arbeits- und Diskus
sionsergebnisse sollten in einem Aktionsprogramm münden,
»das dieGrundlage für eineaktive und offensive Gesellschafts-,
Tarif- und BetriebspoUtik der IG Metall und der Gewerkschaf
ten bis zum Ende dieses Jahrhimderts darstellt.«

Analysiert werden sollten die sozialökonomischen Ursachen
der ökonomischen, ökologischen und sozialen Krisenpro
bleme, »neue Produktionsziele und Dienstleistungen« für eine
demokratische, soziale und humane Gestaltung der Gesell
schaftsordnung, die Auswirkungen neuer Technologien auf die
Sozialstruktur und den Arbeitsmarkt, auf Qualifikation, Bil
dung und Ausbildung der Lohnabhängigen. Und gefragt
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wurde, wie die politische Demokratieund der Einflußder Ar
beitnehmer auf zentrale Planungsentscheidungen angesichts der
»bürokratischen Verfügbarkeit über Menschen durch neue In
formationstechnologien« gesichert werden könnten.

Der »Report 2000« sollte Grundlage einer mit »möglichst
großer Meinungsvielfalt« geführten und im Funktionärsorgan
»Gewerkschafter« publizienen Zukunftsdebatte werden und in
einem auswertenden Bericht enden, »in dem die Vorschläge und
Analysen zurPolitik und Praxis der Gewerkschaften dargestellt
und zusammengefaßt werden. Schon die Vorlage eines »Report
2000« als Diskussionsbasis scheiterte gleichermaßen anden Ar
beitsenergien absorbierenden Arbeitskämpfen, mit denen die
IG Metall wie die bimdesdeutsche Gewerkschaftsbewegung
zwischen 1983 und 1987 konfrontiert wurden, wie an der Kom
plexität der zu analysierenden gewerkschafdichen Umbruch
prozesse.

So initierte die IG Metall 1988 ohne inhaltliche Vorgaben eine
Reihevon Konferenzenund Seminarenunter dem Motto »Diean
dereZukunft,Solidarität undFreiheit«, indenenmitWissenschaft
lern, Künsdem, Politikern und betrieblichen Experten sozial-,
wutschafts- und gesellschaftspolitischen Alternativen debattiert
wurden. Sechs vorbereitenden Diskussionsforen zu den Themen
Ökologie, Sozialstaat, Wirtschaftspolitische Altemadven, Techno
logie-, Sozial- undTarifpolitik fanden ihrenAbschluß mitdem In
ternationalen Zukunftskongreß imOktober1988.'

Es waren vor allem drei Aufgabenbereiche, die auf den Dis
kussionsforen und dem Zukunftskongreß imMittelpunkt stan
den:

1. die Aufarbeitung und Analyse derneuen Widerspruchs- und
Konfliktfelder, die politisch vonden Gewerkschaften bearbeitet
werden müssen;
2. die Auseinandersetzung mit den sozial-und klassenstruktu
rellen Umbrüchen und ihren Konsequenzen für die Entwick
lung neuerBedürfnisse und Interessender verschiedenen Lohn-
abhängigengruppen;
3. die Diskussion der notwendigen Veränderungen dergewerk
schaftlichen Politik- und Organisationsformen.
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4. Gewerkschaftliche Zukunftsfelder

Die Anlage der sechs Diskussionsforen und des Zukunftskon
gresses zielte nicht auf eine integrierte Globalanalyse, sondern
konzentrierte sich auf die absehbar akuten Zukunftsfelder für
eine Industriegewerkschaft wie die IG Metall. Die Analyse tra
ditioneller gewerkschafdicher Konfliktfelder, wie z. B. die Pola
risierung der Einkommens- und Vermögensverteilung, wurde
ebenso ausgespart wie eine Auseinandersetzung mit den Proble
men der un- und angelernten Arbeitergruppen, derAusländer
und der Arbeitslosen. Die »Opfer« der neokonservativen Dere-
gulierungs- und Umverteilungspolitik, ihre Lebensverhältnisse
und Ansprüche an gewerkschaftliche Politik wie ihre politi
schen Orientierungen (Anfälligkeiten fürrechtsextrerae Mobili
sierungen) blieben eher ausgeblendet. Ihre Zusammensetzung
verändert sich und ihre Zahl wächst in dem Maße, wie neokon-

.servative Politikstrategien greifen und ihre soziale Wirkungen
entfalten. »Alte« soziale Klassenfragen, wie Lohn- und Ein
kommensverteilung, soziale Sicherheit und Gerechtigkeit, ak
tualisieren sich in neuen Formen, werden auch in Zukunft ge
werkschaftliche Politik wesentlich mitbestimmen und bedürfen
neuer Antworten.

ImMittelpunkt der Diskussionsforen und des Zukunftskon
gresses standen vor allem die Themen Ökologie, Technologie-
Politik, wirtschafts- und strukturpolitische Alternativen, So
zialstaat und Sozialpolitik und die Interessen und Bewußtseins
orientierungen der weit unterdurchschnittlich organisierten
höher qualifizierten Arbeiter- undAngestelltengruppen.

Umwelt- undTechnologiepolitik als Zukunftsaufgaben

Auf dem Ökologie-Forum dominierte neben umfangreichen
Analysen der vielfältigen ökologischen Gefährdungen von
Mensch undNatur vorallem dieFrage nach dengewerkschaftli
chen Handlungsstrategien. Die Ökologisierung der Ökonomie
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und Technologien erfordere »ein integriertes System der Wirt
schaftssteuerung, der Information und Kontrolle unter Beteili
gungder Gewerkschaften und der betroffenen Öffentlichkeit«/
Als Steuerungselemente für einen präventiven Umweltschutz
wurden erweiterte rechtliche Sanktionsmechanismen (neben
Auflagen, Ge- und Verboten sei das Haftungsrecht im Sinne
einer Schadensprävention auszuweiten) und ein umweltorien
tiertes Steuer- und Abgabesystem genannt, das den Material-
und Energieeinsatz ebenso vermindern hilft wie die Abgabe ge
fährlicher Abfallstoffe und Emissionen.

Im Zentrum einer betrieblichen Ökologiepolitik müsse
neben Aufklärungs- und Informationspolitik die Kontrolle be
stehender Umweltschutzauflagen unddieInitiierung einer öko
logischen Produkt-, Produktions- und Investitionspolitik ste
hen. Einenwesentlichen Beitrag dazu könnediegesetzliche Ver
ankerung von betrieblichen Umweltschutzbeauftragten, die
jährliche Umweltberichte und einen Umweltkataster erstellen,
die überden Ressourcen- und Energieverbrauch sovne die tech
nischen Möglichkeiten umweltfreundlicher Produkte und Pro
duktionsverfahren informieren. Solche Umweltschutzbeauf
tragten, deren Einführung einezentrale Forderung des IG Me
tall-Positionspapiers »Umweltpolitik im Betrieb«' ist, bedürf
ten erweiterter Eingriffs- und Kontrollrechte, eines verbesser
ten Kündigungsschutzes. IhreBerufung wieAbberufung müsse
der Zustimmung der zuständigen Behörden und desBetriebsra
tes unterliegen. Paritätisch besetzte Umweltausschüsse sollen
deren Arbeit unterstützen und überwachen.

Durch eine Novellierung des BetrVG seien die Aufgabenbe
reiche auszudehnen und hierzu Mitbestimmungsrechte zu ge
währleisten.

In Referaten und in der Diskussion wurde nachdrücklich dar
auf verwiesen, daß die gewerkschaftlichen Alternativen nur
dann politisch relevant und durchsetzbar würden, wenn eine
»breite Aufklärungsarbeit überdieGesundheitsgefahren amAr
beitsplatz und die Gesundheitsschädigungen durch die Unt-
weltbelastungen ... in eine Bewegung münden, die durch Ak
tionen betriebliche Entscheidungsstrukturen verändert und
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durch außerparlamentarische Mobilisierung - auch gemeinsam
mit Wissenschaftlern, Büigerinitiativen und Umweltverbänden
- eineandere Umweltpolitik bewirkt.«'

Franz Steinkühler (Vorsitzender der IG Metall) warnte ein
dringlich vorBranchenkoalitionen zwischen Belegschaften und
Unternehmen, die um vorgeblicher Arbeitsplatzsicherung
wegen ökologische Umstrukturierung blockieren. Notwendig
sei vielmehr - auch mit staatlicher Hüfe - der Aufbau von Er
satzarbeitsplätzen undökologisch sinnvoller Investitionsfelder.

Große Aufmerksamkeit findet in diesem Konzept der »Öko-
Plan« von Prof. Lutz Wicke vom Umweltbundesamt. Er zeigt
anhand von Expertenberechnungen, daß durch Umweltschutz
ausgaben 250 000 bis 300 000 Arbeitsplätze über die bestehen
den 440000 im Umweltsektor hinaus ausgelastet werden könn
ten. Die IG Metall hat in ihren strukturpoUtischen Alternativ-
programmen'", die IG Bau Steine Erden in einem Memoran
dum »Wehnen und Leben 2000« —Bauen und Umweltmemo
randum zur ökologischen, sozialen und humanen Stadtemeue-
rung«" undder DGBin seinem beschäftigungspolitischen Pro
gramm »Investitionsoffensive für qualitatives Wachstum« de
tailliert sektorale, kommunale und regionale Handlungsfelder
für ökologisch notwendige Investitionen und Produktionen
aufgeführt.

Die wenigen Diskussionsbeiträge, die über betriebliche und
regionale Umstrukturierungsinitiativen bzw. dieAbwehr ökolo
gisch gefährlicher Produktionen berichteten, belegten aber
auch, daß sich die gewerkschaftliche und betriebliche Umwelt
politik imwesentlichen noch in derKonzeptionsphase befindet
und zumeist nur reaktivauf Gefährdungen von Arbeitsplätzen
undStandorten reagiert. Eine kritische Reflexion ihrerRealisie
rungsprobleme unterblieb ebenso wie eine Aufarbeitung der
widersprüchlichen gewerkschaftlichen Umweltpolitik in den
beiden zurückliegenden Jahrzehnten.

Die gewachsene ökologische Sensibilität signalisierte die
energiepolitische Diskussion auf dem ÖTV-Gewerkschaftstag.
Große Mehrheiten setzten gegen Empfehlungen der Antrags
kommission einen präzisen Ergänzungsantrag zum Umsteuern
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in der EnergiepoUtik durch,insbesondere zumAusstieg ausder
Kernenergie durch die Nichtinbetriebnahme im Bau beßndli-
cber und die Stillegung bestehenderWerke.'̂

Die ökologische Zukunftsdebatte in den Gewerkschaften ist
eng mit der Erweiterung des gewerkschaftÜchen Mitbestim
mungsbegriffs verknüpft. Nicht nur über das Wie, sondern
auch über das Was der Produktion müßten Gewerkschaften und
Betriebsräte mitbestimmen.

Auf dem Technologieforum fand eine intensive Auseinander
setzung mit den verschiedenen Dimensionen »neuerTechnolo
gien« statt. Anstelle eines naiven Fortschrittkonzepts, das jegli
che technische Entwicklung als Fortschritt begreift, müsse ein
neuer Fortschrittsbegriff entwickeltwerden,der auch nach den
ökologischen, sozialen und politischen Risiken neuerTechnolo
gien frage und nicht mehr jegliche neue Technologie toleriere."
Erörtert wurden Konzepte einer »demokratischen Technikkul
tur«, Möglichkeiten einer ökologischen und sozialen Technik
folgenabschätzung, die als gesellschaftlicher Dialogprozeß or
ganisiert werden müsse sowie neue gesellschaftliche Fort
schrittskriterien für dieTechnikentwicklung.

In der Diskussion standen gleichermaßen betriebs- und
staatszentrierte Konzepte zur Realisierung einer fortschrittli
chen Technikpolitik. Das IGM Aktionsprogramm »Arbeit und
Technik« als Dokument einer offensiven gewerkschaftlichen
Gestaltungspolitik, betriebliche »Beschäftigungspläne« und Ar
beitskreise »Alternative Produktion« sowie verschiedene be
triebliche »Humanisierung der Arbeit«-Projekte zeigen das
Spektrum einerbetrieblichen Gestaltungspolitik, diedurch ört
lichen Aufbau von »Zukunftswerkstätten der sozialen Technik
gestaltung« intensiviert werden soll.'^

Aber thematisiert wurden auch die enormen Probleme be
trieblicher Gestaltungspolitik für die Betriebsräte angesichts
der »systemischen Rationalisierung«, die mehr »Qualifizie-
rungs- und Mitbestimmungszeit in der Arbeitszeit« erfordere,
die Einbeziehung betrieblichen und außerbetrieblichen Exper
tenwissens sowie deren betroffenen Lohnabhängigengruppen
selbst." ZentralisierteTechnologieentwicklungen hingegen, wie
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z. B. der Aufbau der ISDN-Netze der Deutschen Bundespost,
verweisen auf die Grenzen betrieblicher Gestaitungsansätze
und die Relevanz einer politischen Einflußnahme auf den Staat
(wie z. B. Demokratisierung der Bundespost; Staadiche Tech
nologie- und Fbrschungspolitik) und auf Forschungs- und Ent
wicklungsprojekte inprivaten und staatlichen Großforschungs
einrichtungen.''

Wirtschafts- und strukturpolitische Alternativen

Auf dem wirtschaftspolitischen Forum standen neben Analysen
der weltwirtschaftlichen Entwicklung", der Gefährdungen
durch den EG-Binnenmarkt" und der theoretischen Erörte
rung eines erneuerten Keynesianismus'" die konzeptionellen
und politischen Probleme gewerkschaftlicher Beschäftigungs
und Strukturpolitik im Mittelpunkt." Angesichts einer »grund
legenden Ergänzungs- und Korrekturbedürftigkeit des Marktes
und des Gewinnprinzips« müsse eine gewerkschafthche Krisen
therapie »gleichermaßen auf die Überwindung gesamtwirt
schaftlicher Steuerungsmängel durch gewerkschaftliche Mitbe
stimmung und gesellschaftliche Strukturreformen«'' zielen.

Der DGB veröffentlichte 1988 ein mehrjährig angelegtes In-
vestitions- und Nachfrageprogramm fürdie öffentlichen Haus
halte, das sich andem angestauten Investitionsbedarf inden Be
reichen Umwelt, Energie, Städte- undWohnungsbau sowie Ver
kehrorientiert. Seine Realisierung würde gleichermaßen ökolo
gische und soziale Defizite beheben, eine konjunkturpolitische
Expansion des Binnenmarktes gewährleisten und zum Abbau
der Massenarbeitslosigkeit beitragen.'' Die DGB-Aktionskam
pagnen für ein solches Beschäftigungsprogramm stießen nur
auf begrenzte Resonanz unter den Lohnabhängigen. Und von
der Bundesregierung, die strikt an einer angebotsorientierten
Finanz- und Wirtschaftspolitik festhielt, war keine Unterstüt
zung zu erwarten. Angesichts des nur mäßigen konjunkturellen
Wachstums in den 80er Jahren haben sich sektorale und regio
nale Krisen zugespitzt (Norddeutsche Küstenregion; Ruhrge-

70



biet)und neueKrisensektoren, wiez. B.Autoindustrie (Baden-
Württemberg; Niedersachsen)^"* sind absehbar. Deshalb wird
der »konfliktorischen Durchsetzung« strukturpolitischer Ini
tiativen innerhalb der IG Metall einebesondere Priorität einge
räumt. Sie werden als Alternative zum marktwirtschaftlichen
Strukturwandel formuliert, der sichallein überprivatkapitalisti
sche Unternehmens- und Verwertungsstrategien vollzieht und
gravierende strukturelle Ungleichgewichte produziert: Finan
ziell ausblutende Krisenregionen mit Massenarbeitslosigkeit,
verrottender Infrastruktur, entwerteten Qualifikationen und
ohne Entwicklungsperspektiven auf der einen Seite und neue
industrielle Ballungszentren mit überlasteten Verkehrswegen,
riesigen Pendlerströmen, explodierenden Miet- und Lebenshal
tungskosten und unerträglichen ökologischen Belastungen auf
der anderen Seite. Die strukturpolitischen Initiativen^^ zielen
erstens auf eine Neuorientierung der privaten Unternehmens
und Konzernpolitik. Ihrer privaten »Strukturpolitik« über Ka
pitalkonzentration und -zentralisation, Untemehmensauf-
käufe, Betriebsaufsplitterungen und -Stillegungen etc.wird eine
Konzeption entgegengesetzt, die sich an sozialen Beschäfti-
gungs-, Arbeits- und Qualihkationsinteressen, an regionalen
und gesellschaftlichen Bedarfsfeldern und ökologischen Erfor
dernissen orientiert. Durchgewerkschafüiche Initiativen imBe
trieb und in der Region sollen die Unternehmenzu einem »in
ternen« Strukturwandel veranlaßt werden, der diesen Kriterien
Rechnung trägt. Dazu gehören Investitionen in Ersatzarbeits
plätze, der Aufbau neuerProduktlinien, die Finanzierung von
Weiterbildungs- und Umschulungsmaßnahmen. In verschiede
nen Formen konnten Ansätze hierzu bei der Thomson-Tochter
EWD in Villingen-Schwenningen, im Krupp-Stahlwerk Rhein
hausen, bei Ross (ehemals HDW) in Hamburg und bei Grun-
dig26 in Nürnberg realisiert werden.Hier konnten nachzumeist
heftigen Arbeitskämpfen und Konflikten entsprechende Inve
stitionendurchgesetzt, Beschäftigungspläne vereinbart oder Be
schäftigungsgesellschaften aqfgebaut werden.

Zweitens wird eineNeuorientierung der regionalen Struktur
politik angestrebt. Dietraditionelle Wirtschaftsförderungspoli-
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tik, die letztlich nur Neuansiedlungen subventioniert und Kom
munen in einen ruinösen Konkurrenzkampfum Arbeitsplätze
verstrickt, soll durch eine systematische, auch regionale Struk
turberichterstattung, positive Beschäftigungsauflagen bei Inan
spruchnahme öffentlicher Fördermittel, den gezielten Einsatz
öffentlicher Unternehmen und staatlicher Beteiligungen sowie
den Aufbau paritätisch besetzterStruktur- und Sozialräte über
wunden werden.2^

Strukturpolitische Initiativen bedingen zugleich neue For
men und Schwerpunkte in der gewerkschaftlichen Betriebs
und Regionalarbeit: Eine intensive Beschäftigung mit der stoff
lichen, der Gebrauchswertseite der Produktion, neuen Techno
logien und Produktionsverfahren, sozialen und ökologischen
Bedarfsfeldem, Entwicklungstendenzen in einzelnen Branchen
und Berufen.^^ Ohne Nutzung der praktischen Erfahrungen
und sozialen Kompetenzen der Lohnabhängigen selbst, ohne
Zusammenarbeit mit qualifizierten Wissenschaftlern und ohne
den Aufbau neuer Kommunikations- und Arbeitszusammen

hänge zwischen allen Struktur- und arbeitsmarktpoUtisch be
faßten regionalen Institutionen sind solcheProjekte nicht reali-
sierbar.2' Der Konflikt um das Stahlwerk Rheinhausen, der
während der ersten Zukunftsforen der IG Metall seinen Höhe

punkt erreichte, legte gleichermaßen die politischen Durchset
zungsprobleme wie die ungeheure politische Dynamik offen,
die in solchen Konflikten und Kämpfen freigesetzt wird. Ihr
konnte sich auch eine konservative Regierung nicht entziehen.
Das »Strukturhilfegesetz« wie finanzielle Unterstützungen für
den Strukturwandelim Ruhrgebietsind nicht zuletzt Resultate
solcher Kämpfe im Ruhrgebiet und in der Küstenregion. Die
Wirkungen von Beschäftigungsplänen und -gesellschaften blie
ben bislang bescheiden. Flexible Unternehmensleitungen grei
fen sie auf, um imageschädigende, öffentliche Konflikte einzu
dämmen, fürchten aber auch die ihnen immanentenAnsprüche
auf Partizipation und gesellschaftliche Kontrolle, der privaten
Untemehmenspolitik. Derartige, auf konkreter betrieblicher
und lokaler/regionaler Ebene ansetzende Initiativen, tragen
nicht zuletzt dazu bei, übergreifende Strategien zur Demokrati-
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sierung der Unternehmens- und Betriebsverfassung mobilisie-
rungs- und politikfähig zu machen.^

Neue Bedürfnisse und Interessen —die Individualisierungsdis
kussion

Die Umbrüche in der Produktion, Sozialstruktur und Lebens
weise wurden auf den Diskussionsforen und dem Zukunftskon
greß als wichtige Basis der neokonservativen Hegemonie be
stimmt, aber vor allem hinsichtlich neuer Herausforderungen
für die gewerkschaftliche Politik- und Organisationskultur de
battiert.

Neben der inhaltlichen Kritik an konservativen Kapital- und
Regierungsstrategien in den verschiedenen Politikfeldem (Um
weltpolitik, Beschäftigungs- und Strukturpolitik, Sozialstaat,
Arbeitszeit- undTechnologiepolitik} richtete sichder Blick vor-
nehmhch auf die Tendenzen zur Differenzierung und Segmen
tierung der Arbeits- und Lebensverhältnisse, zur Zerstörung
und Auflösung kollektiver Interessen und Erfahrungen sowie
den großen »Individualisierungsschub«, der mit neuenund dif
ferenzierteren Bedürfnissen imd Interessen der Lohnabhängi
gen einhergeht und für die Durchsetzung wie Legitimierung
konservativer Politik erfolgreich genutztwurde.

Vor allem auf dem Diskussionsforum »Arbeit und Gesell
schaft solidarisch gestalten« waren diese Fragen Gegenstand der
Referate wie lebhafter Debatten. Ein breiter Konsens bestand
darüber, daß eine wirkliche Individualisierung, die zu mehr
Freiheit, Selbst- und Mitbestimmung, Arbeitszeitsouveränität
führe, eine kollektive, tarifvertragliche, gesetzliche und rözial-
staatliche Basis brauche. Nicht minder bedeutsam aber sei die
Integration des erweiterten Interessenspektrums wachsender
Lohnabhängigengruppen, die sich auf ihre Arbeits- und Le
benswelt beziehen, ihrer Bedürfnisse nach Mit- und Selbstbe
stimmungsowieoffenen Kommunikationsformen.^'

Vor diesem theoretischen und politischen Hintergrund
wurde auf dem Forum über eine Neuorientierung dergewerk-
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schaftlichen Arbelt unter Frauen, Angesteilten und Jugendli
chen nachgedacht.^^

Eine konkretere Debatte dieser Problemstellungen erfolgte
auf dem tarifpolitischen Forum.^^ In verschiedenen Beiträgen
wurde derFrage nachgegangen, wie die differenzierter werden
den betrieblichen Verhältnisse sowie Interessen der einzelnen
Lohnabhängigengruppen tarifvertraglich erfaßt werden könn
ten. Tarifverträge —so Klaus Zwickel —müßten in Zukunft
neben inhaltlichen Normen auch Verfahrensnormen enthalten,
die den iSetriebsräten und Vertrauensleuten konkrete betriebli
che Mitbestimmungs- und Gestaltungsrechte schaffen.^^ Dar
über hinaus forderte er Tarifverträge, die verschiedene Wahl
möglichkeiten mit klarer Anspruchsgrundlage umfassen. In
mehreren Referaten wurde die Frage erörtert, wie neu entste
hende Problemfelder (Aus- und Weiterbildung, Qualifikation,
Kontrolle der Arbeits- und Leistimgsbedingungen, Gestaltung
derTechnik- undArbeitsorganisation, tarifliche Regelung unge
sicherter Arbeits- und Beschäftigungsverhältnisse, Umwelt
schutz) tarifvertraglich geregelt werden können.

Innergewerkschaftlicher Modemisierungsbedarf

Aufallen Zukunftsforen bestand Einigkeit darüber, daßesnicht
allein einer Modernisierung bzw. inhaltlichen Erweiterung der
gewerkschafdichen Forderungsprogramme bedarf, sondern daß
auch diePolitik- und Organisationsformen der Gewerkschaften
selbst einer umfassenden Erneuerung bedürfen.

»Der Ausgleich zwischen individuellen Einzelsichten und
komplexen Gesamtsichten, zwischen kurz- und langfristigen
Interessen, zwischen egoistischen und universalistischen Zie
len«, so formulierten beispielsweise Dubiel/Jacobi'̂ , könnenur
»mit einem innergewerkschaftlichen Demokratieschub, mit
einer neuen gewerkschaftlichen Kommunikationskultur« be
werkstelligt werden. Es sei Aufgabe einer »gewerkschaftlichen
Diskussionskultur, diepolitischen und sozialen Räume zur Ver
fügung zu stellen, in denen sich das Bewußtsein neuer Betrof-
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fenheiten und neuer Solidaritäten bilden könnten.« Aber auch
sie,die »dezentralere, basis- und betriebsnähere Organisations-
formen« einforderten, betonten angesichts der zentralistischen
Strukturen des Kapitals, der Herrschaftsapparate und der Mas
senmedien, die Bedeutung einer intelligent organisierten, ein
heitlich operierenden gewerkschaftlichen Gegenorganisation.

Neue Wege müßten beschritten werden, umeine politisch be
wußte Solidarität durch offenere Kommunikationsformen und
die Einbeziehung der Alltagssolidaritäten —innerhalb einerdif
ferenzierten Arbeiterklasse herzustellen.

Weitgehende Schlußfolgerungen für die Vorbereitung und
Durchführung von betrieblichen Arbeitskämpfen und tarifpoli
tischen Bewegungen zog daraus Helmut Schauer. Er plädierte
für den Aufbau »kommunaler, betriebs- und arbeitsbezogener
Öffentlichkeiten«, für Tarifbewegungen als »öffentlicher Dia
log« und als Aktion eines »sozialen und kulturellen Bündnis
ses«.^

»Offenheit, Toleranz, Diskussionsfreudigkeit und Dialogfa-
higkeit nach innen und außen und die Bereitschaft zur Durch
setzung gemeinsamer Ziele« formulierte Franz Steinkühler in
seinem abschließenden Referat auf dem Zukunftskongreß als
»die Eckpunkte einerOrganisationsreform der IG-Metall«. '̂

5. Historische Entwicklungslinien und Defizite
gewerkschaftlicher Zukunftsdebatten

Wie ist die Zukunftsdiskussion in den Gewerkschaften zu ver
orten? Was prägt ihren Charakter? Inwiefern liegen neue kon
zeptionelle Ansätze zur Zukunftsbewältigung vor, wo verblei
ben Defizite? Eine kurze Vergegenwärtigung historischer Ent
wicklungslinien kann einen Beitrag zur präziseren Beantwor
tungsolcherFragen beitragen.

Gewerkschaftlicher Arbeit im 19. Jahrhundert lag zumeist
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unausgesprochen der Sozialismus als gesellschaftliche Utopie,
als Ziel zugrunde. Aber er spielte in der alltäglichen gewerk-
schafdichen Arbeitkeine Rolle. Der Kampf für denSozialismus
warandiePartei delegiert worden, dieihnsukzessive zumPro
blem parlamentarischer Mehrheiten erklärte. Mobilisierende
Bedeutung für die Gewerkschaften hingegen hatte die für die
damaligen Verhältnisse utopisch anmutende Forderung nach
dem Achtstundentag, die zum Ausgangspunkt einer politischen
Bewegung (1. Mai als Kampftag fürArbeitszeitverkürzung) und
vielfältiger^ differenzierter betrieblicher und branchenbezoge
nerKämpfe um Arbeitszeitverkürzung wurde.

Mit dem Programm der »Wirtschaftsdemokratie« versuchte
der ADGBden nachdenNiederlagen der Arbeiterbewegung in
der Novemberrevolution und der Nachkriegskrise demorali
sierten, enttäuschten und vielfach resignierten Gewerkschaftern
—»die Republik, das ist nicht viel, der Sozialismus bleibt das
Ziel« —eine neue, realistische Perspektive und mobilisierende
»Utopie« zu geben.

Dessen staatsadressienen Mitbestimmungsforderungen
fehlte indes vordem Hintergrund derökonomischen Krise und
des faschistischen Ansturms am Ende der Weimarer Republik
jegliche politische Basis. Sie blieben letztlich weit entfernt von
den gesellschaftlichen Basiskonflikten, den Lebens- und Ar
beitsinteressen der um ihre nackte Existenz kämpfenden be
schäftigten und erwerbslosen Arbeiter.

Gleichwohl prägten sie die gewerkschafdichen Neuord
nungsprogramme nach dem Zweiten Weltkrieg, die angesichts
derpolidschen Realitäten des Kalten Krieges nurin Spurenele
menten verwirklicht werden konnten (Montanmitbestim
mung).

Die Diskussionen um das 63erProgramm der Gewerkschaf
ten, öffendich als Konflikt zwischen »Modemisierem« und
»Traditionalisten« gehandelt, drehten sich nurmehr um die
Frage, wieweit die Gewerkschaften die programmatische An
passung derSPD (Godesberger Programm) nachvollziehen.

Ernsthafte Zukunftsdebaiten entbrannten innerhalb der Ge
werkschaften erst wieder in dem gesellschaftlichen Reform-
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klima am Ende der 60er Jahre. Sie spiegelten sich- nun schon
kurz vor Ende der sozialliberalen Reformära- in den Referaten
und Diskussionen aufder 4. Internationalen Arbeitstagung der
IG Metall unter dem Motto »Aufgabe Zukunft: Qualität des
Lebens«. Auf diesem Kongreß in Oberhausen (1972) wurde
nachdrücklich eine Wende im Zukunftsdenken gefordert. Die
Qualität der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik dürfe sich
nichtmehranden reinen quantitativen Zuwachsraten desWach
stums orientieren. Eine neue Qualität des Wachstums sei die
vordringliche Zukunftsaufgabe. Sutt weiterer privater Konsum
steigerungen wurde mehr Wertgelegt auf den Ausbau des Um
weltschutzes, sinnvolle öffentliche Nah- und Femverkehrssy-
steme, den Ausbau und die Demokratisierung des Bildungswe
sens und dieVerwirklichung einerechten Chancengleichheit für
Arbeiterkinder, auf eine präventive Gesundheitsversorgung,
den Abbau der Klassenschranken im Gesundheitswesen, eine
Humanisierung der Arbeitund die Demokratisierung der Mas
senmedien.

Durch viele Beiträge der Konferenz zog sich der Grundge
danke, daß diemoderne Industriegesellschaft nur eineZukunft
habe, wenn sie mit den Prinzipien des privaten Gewinns und
des unkritischgesehenen Wachstums breche(Heinz Oskar Vet
ter), notwendig sei eine vorausschauende Planung imd Steue
rung. 1972 wurde quantitativesWachstum als selbstverständlich
unterstellt, ebensowieVollbeschäftigung und privateReallohn
zuwächse. Ja einzelne Redner, wie Erhard Eppler, taten sogar
für eine Ausweitung öffentlicher Dienstleistungen zu Lasten
privater Lohnsteigerungen ein.

In den frühen siebziger Jahren konnten eine Reihe dieser Re
formforderungen noch ansatzweise durchgesetzt,werden: Das
soziale Sicherungssystem wurde rechtlich enger geknüpft und
materiellerweitert,das Bildungs-und Gesundheitswesen erheb
lich erweitert und modernisiert, die soziale Chancengleichheit
verbessert. Nicht zuletzt auf dieser sozialstaatlichen Basis voll
zog sich der Individualisierungsschub in den 70er/80er Jahren.
Andere, den Gewerkschaftsalltag der 70er/80er Jahreprägende
Zukunftsentwicklungen blieben 1972 ausgeblendet.
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Der Zusammenhang von Kapitalismus und Krise wurde
ebensowenig thematisiert wiedasProblemder Massenarbeitslo
sigkeit. Aber in den Weltwirtschaftskrisen 1974/75 und 1981/82
erwiesen sie sich als bestimmende und beherrschende Zukunfts
probleme. Sie bewirkten letztlich das Ende der Reformpolitik,
ließen die von Otto Brenner vehement geforderte Ausweitung
der paritätischen Mitbestimmung 1976 scheitern und zwangen
die Gewerkschaften zu defensiven Abwehrkämpfen gegen
Lohn- und Beschäftigungsabbau, zur Verteidigung von Arbeits
plätzen und Qualifikationen. Illusionen über das staatliche Re
formpotential wurden brüchig. Einige Gewerkschaften besan
nen sichauf ihre autonomen Gegenmachtpotentiale.

Vor dem Hintergrund der historischen Entwicklung zeich
nen sich die gegenwärtigen Zukunftsdebatten vor allem durch
fünf Momente aus:
1. Gerade die häufig ob ihres Pragmatismus kritisierten Ge
werkschaften widerstanden der Versuchung, sich dem neokon
servativen Zeitgeist anzupassen. Dies wurde insbesondere in
der Kritik und Auseinandersetzung mit entsprechenden Ten
denzen in der SPD sichtbar, die sichan den Thesenvon Oskar
Lafontaine und Scharpf im Verlauf der IG Metall Zukunftsfo
ren entzündet hatte.^^

Vielfach wurde darauf verwiesen, daß die alten sozialen wie
neuen ökologischen und arbeits-/technologiepolitischen Kon
fliktfelder gleichermaßen als Klassen- und politische Machtfra
gen zu begreifen seien. Gewerkschaften müßten sich deshalb
auch unter neuen Bedingungen als streik- und konfliktfähige
sozialeBewegungen re-organisieren.
2. Die Zukunftsentwürfe und -forderungen waren weit weni
ger als jemals zuvor in der Geschichte der Gewerkschaftsbewe
gung nur staatsadressiert. Die durchgängige Forderung nach
»Politisierung« der gewerkschaftlichen Arbeit wurde nicht
mehrParlaments- und parteifixiert (»Wählt einenbesseren Bun
destag«) begriffen. Sie steht zum einen für eine Erweiterung
der gewerkschaftlich zu thematisierenden und zu bearbeitenden
gesellschaftlichen Interessen und zum anderen für Konzipie-
nmg und Realisierung autonomer gewerkschaftlicher und be-
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trieblicher Handlungsstrategien - im Bündnis mit anderen ge
sellschaftlichen Gruppen und Bewegungen - in übergreifenden
gesellschaftspolitischen Konfliktfeldem.

Die Beteiligung der Gewerkschaften an der Friedensbewe
gung, u. a. mitdem kurzen politischen »Demonstrationsstreik«
(FünfMinuten für den Frieden), Konzepte für eine betriebliche
Ökologiepolitik und eine beschäftigungs- und ökologieorien
tierte Strukturpolitik stehen für diese Tendenz zur Rückbesin
nung aufdieautonomen Handlungs- und Gestaltungsmöglich
keiten der Gewerkschaften.
3. Die in den70er/80er Jahren nur vonder Okologiebewegung
und kleineren Gruppen innerhalb der Gewerkschaftsbewegung
aufgeworfene Thematisierung der stofflichen Seite des Produk
tions- und Reproduktionsprozesses, der Anspruch auf Mitbe
stimmung über die Produkte, Produktionstechnologien und
Arbeitsorganisation beinhaltet die wohl prägnanteste Neuo
rientierung der Gewerkschaftspolitik.
4. Die Zukunftsdebatte der IG Metall selbst zeichnete sich
nicht zuletzt durch eine offene Diskussion vordem tabuisierter
Themen und Problemeaus, wie z. B. über die ökologische Pro
blematik des Autos '̂ und den innergewerkschaftlichen Demo
kratiebedarf.
5. Die Zukunftsdebatte der IG Metall brach auch in ihrer Form
mit alten Kongreßtraditionen, in denen die versammelten Teil
nehmer mit Grundsatzreferaten gewerkschaftlicher Spitzen
funktionäre, politischer und wissenschaftlicher Prominenz mit
zumeist nur wenig Bezug zur gewerkschaftlichen Alltagspraxis
konfrontien wurden. Vor allem die Diskussionsforen zeichne
ten sich durch die Einbeziehung kritischer Intellektueller, Ver
treter unterschiedlicher sozialer Bewegungen und dasBemühen
um produktive Kontroverse, aber auch gewerkschaftlichen
Handlungsbezug aus.^° Insofern leistete die Zukunftsdiskus
sion selbsteinenBeitragzum geforderten sozialen und kulturel
len Bündnis zwischen Gewerkschaften, neuen sozialen Bewe
gungen und kritischer Intelligenz, förderte deren kommunika
tive Vernetzung.

Nahezu völlig ausgeblendet blieben in der Zukunftsdebatte
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die traditionellen gewerkschaftlichen Grundsatzforderungen-
Gemeineigentum, volkswirtschaftliche Rahmenplanung, Inve
stitionslenkung, paritätische Mitbestimmung und gerechtere
Einkommensverteilung -, die noch der Kölner Antrag zur
Eröffnung einer Zukunftsdiskussion 1983 ausdrücklich aus In
strumente gewerkschaftlicher Neuordnungspolitik bestimmt
hatte.

Die dramatischeökonomischewie gesellschaftliche Krise der
sozialistischen Länder in den 80er Jahren und damit eines auf
gesellschaftlichem Eigentumund zentralisierter, suatlicher Pla
nung gründendenTransformationsmodells, die Grenzen keyn-
sianischer Regulierung kapitalistischer Ökonomien und derka
tastrophale Zusammenbruch des gewerkschaftlichen Gemein
wirtschaftssektors, die selbst nur beiläufig in die Diskussionen
einflössen, lagen sicherlich dieser Ausblendung ebenso zu
grunde wie eine nüchterne Analyse der gesellschaftlichen
Macht- und Kräftekonstellationen.

Leitet die gewerkschaftliche Zukunftsdiskussion insofern
einen strategischen Rückzug, einenVerzicht auf die demokrati
sche Neuordnung von Wirtschaft und Gesellschaft ein?Bedeu
tet sie eine resignierte Kapitulation vor der Macht und Logik
kapitalistischer Akkumulations- und Modemisierungsstrate-
gien?

Eine solche Tendenz herrscht zweifellos im »sozialpartner
schaftlich orientierten Lager« der DGB-Gewerkschaften, wie
die Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände in Aus
wertungder jüngsten Gewerkschaftstage resümierte: »Die Ver
treter dieses Lagers«, denen sie insbesondere die IG Chemie
und die IG Bergbauzurechnen, »erkenneneine Selbstbeschrän
kung der Gewerkschaftspolitik an, in deren Mittelpunkt die
Tarif- und Sozialpolitik stehen. Es werden genauso auch die
parlamentarischen Mehrheiten anerkannt, wie sie den Konsens
mit den Arbeitgebern suchen.«*'

In der gewerkschaftlichen Zukunftsdebatte hingegen, zu der
sich das sozialpartnerschafdiche Lager eher distanziert verhält,
dominiert unverkennbar der Versuch, mit einer alternativen ar-
beits-, beschäftigungs- und ökologieorientienen Gesellschafts-
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konzeption gestaltend in die gesellschaftlichen Umbruchpro
zesse einzugreifen und der kapitalistischen Akkumulations
und Krisenlogik eine alternative»Logik der Arbeit und Natur«
entgegenzusetzen.

6. Vergesellschaftung der Demokratie

Neben den inhaltlichen Aspekten einergesellschaftlichen Alter
nativpolitik kristallisiert sich in der Zukunftsdiskussion vor
allem die Frageder »Demokratie« und der »Demokratisierung«
als übergreifendes Moment einer strategischen Neuorientie
rung, einer »sozialen Utopie« gewerkschaftlicher Politik her
aus, die »Transformation der Demokratie als Staatsform zur
Demokratie als Lebensform«.^^

Eine solche »Vergesellschaftung der Demokratie« basiertauf
wesentlichen gesellschaftlichen Entwicklungstrends. Technolo
gieentscheidungen mit irreversiblen Langzeitrisiken für Mensch
und Natur (Kernkraft, Auto, Gen-Technologie), Entwicklungs
programme mit gravierenden Folgen für die Verteilung/Nut
zung begrenzter gesellschaftlicher Ressourcen (Rüstungs-,
Energie- Raumfahrtprogramme) und private Investitionsent
scheidungen mit ihren tiefgreifenden regionalen Konsequenzen
für Arbeits- und Lebensverhälmisse bedürfen erweiterter For
men demokratischer Kontrolleund Mitbestimmung. Demokra
tisierungsforderungen reagieren auf die gewachsenen Bildungs
und Qualifikationsniveaus und die erweiterten Informations-
imd Wissensstandards größer werdenderLohnabhängigengrup-
pen, die vermehrte Partizipations-, Mit- und Selbstbestim
mungsbedürfnisse»produzieren«.Und siegehenauf den deudi-
chen Substanzverlust der repräsentiven parlamentarischen Par-
teiendemokrade zurück, die sich als zunehmend unfähig er
weist, die enormen Machtpotendale gesellschafdich zu kontrol
lieren, die der Vernetzung ökonomischer Machtkonzentrado-
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nen mit neuenInformations- und Herrschaftstechnologien und
der Expansion korporatistisch mit ihnenverknüpfter Staatsap
parate entspringen.

In der Zukunftsdebatte sind diese Trends thematisiert und
Umrisse eines Konzepts zur »Vergesellschaftung der Demokra
tie» skizziert worden. Nicht zufällig griffen Referenten wie
Diskutanten mehrfach auf Diskussionen und Konzeptionen zu
rück, die schon einmal Ende der 60erJahre im Kontext der au
ßerparlamentarischen Oppositionsbewegung wie innergewerk
schaftlicher Kontroversen die öffentliche Zukunftsdebatte be
wegten (Mitbestimmung am Arbeitsplatz; Demokratisierung
des Bildungswesens und der Massenmedien; Modelle einer di
rekten oder Basisdemokratie). Der in den 70er Jahren gebro
chene »Demokratisierungsschub«, der diesen Debatten folgte,
hat mit den gewerkschaftlichen Zukunftsdiskussionen neueAn
satzpunkteund Energien gewonnen. Als Handlungsfelder und
Elemente einer erneuerten Demokratiebewegung standen im
Zentrumder gewerkschaftlichen Zukunftsdebatte vor allem fol
gende Momente:
1. Erweiterung der mitbestimmungspflichtigen Problemfelder.
Als neue Felder standen insbesondere die Mitbestimmung über
Produkte imd Dienstleistungen, Produktions- und Arbeitsor
ganisation, Qualifikation, Weiterbildung, Personaleinsatz und
Leistungsbedingungen im betrieblichen Bereich und über tech-
nologie-, Struktur- und regionalpolitische Entscheidungen im
gesellschaftlichen Sektor zur Diskussion.
2. Ein größerer Stellenwert wird den Problemen frühzeitiger
und umfassender Information, Offenlegung von Planungen
und Alternativen sowie der Transparenz von Entscheidungen
zugemessen, die letztlich Basis jeglicher Kontrolle und Mitbe
stimmung sind.
3. Nachdrücklich wird die Erweiterung sozialer Räume zur
Kommunikation und autonomen Selbstorganisation eingefor
dert. Als wichtiges Element betrieblicher Demokratie wird so
z. B. »die gesicherte Beteiligungszeit für die Beschäftigten zur
Diskussion und Gestaltung ihrer Arbeits-und Leistungsbedin
gungen, aber vielleicht auch über ihre Alltags- und Lebensbe-
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dingungen«*' genannt. Betriebliche Demokratie müsse im Ar-
beitsallug selbst »Raum für Selbstverwirklichung und Selb
stentfaltung«** herstellen. In diesem Kontext erfolgt eine positi
vere Bewertung derbetrieblichen Qualitätszirkel.*' MitderUn
terstützung betrieblicher wie örtlicher »Arbeitskreise füralter
native Produkte und Produktion«, von »Modellprojekten alter
nativer Beschäftigungspolitik« wird dieser Aspekt von Selbst-
und Mitbestimmung auch als autonome gewerkschaftliche Auf
gabe anerkannt. Eine wichtige Initiativ- und Organisations
funktion für solche Produktewirdden regionalen Technologie-
und Innovationsberatungsstellen beigemessen.*'
4. Individualisierung von Mitbestimmungsrechten. MehrAuf
merksamkeit wird den individuellen Selbst- und Mitbestim
mungsinteressen derLohnabhängigen gewidmet. So wird inder
IG Metall überdie tarifvertragliche Absicherung vonReklama
tionsrechten der Beschäftigten (Arbeits- und Leistungsbedin
gungen)*' sowie eine individuellere Arbeitszeit- und Arbeitsge
staltung nachgedacht (u.a. Gleitzeit, Teilzeitarbeit und tempo
räre Arbeitszeitverkürzungenetc.).*'
5. Demokratisierung derPolitikformen. Gewerkschaftliche Ta
rifpolitik, traditionell bestimmt durch zentralisierte undnicht
öffentliche Entscheidungs- undVerhandlungsprozeduren sowie
Mobilisierungen »von oben«, sollen als »öffentUcher Dialog«
re-organisiert werden. »Bewegung kann überhaupt nur dort
entstehen, wo freie Ausdrucks- und Lernchancen eröffnet wer
den«.*' Tarifbewegungen dürfen nicht mehrnur als »Mobilisie
rung vonMachtpotential«, sondern müssen gleichzeitig als »Be
wegung demokratischer Selbstverständigung«" .begriffen wer
den.

6. Erweiterte Mitbestimmungs- und Partizipationsansprüche
richten sich aber auch an die Organisation der gewerkschaftli
chen Arbelt selbst, die offener für Diskussionen, Kontroversen,
für autonome Kommunikations- und Lernprozesse werden
müsse." Eingefordert wird eine neue gewerkschaftliche »Streit
kultur«. Steinkühler plädierte für »eine Stärkung und Aktivie
rung des ehrenamtlichen Engagements«, »neue lärmen der Be
teiligung«, für die Integration auch von »unorthodoxen Ideen
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und unkonventionellem Handeln«, für einen »Dialog mit
Gruppen außerhalb der IG Metall«.'^

Diese strategische Neuorientierung wird nicht ohne Brüche
in die gewerkschaftlichen Politik-und Organisationsstrukturen
zu transformieren sein.

EineGewerkschaftsbewegung, diesichdendifferenzierten und
heterogenen Bedürfnissen, Lebensweisen und Wertorientienin-
gen der einzelnen Lohnabhängigengruppen öffnet, verlagert zu
gleich dieSchwergewichte ihrer Polidk:Betrieb und Lebenswelt
bekommen gegenüber dergewerkschaftlich dominierten Tarifver
tragspolitik einen größeren Stellenwert. Die»Verbetrieblichung«
beinhaltet das Risiko, Bestandteil der konservativen Deregulie-
rungs- und Flexibilisierungspolitik zu werden, und die Gefahr,
imBetrieb »comanagerielle Funktionen«'̂ undVerantwortungen
für die Akzeptanz neuer Technologien, fürdie Sicherung hoher
Arbeitsproduktivität undProduktqualität zu übernehmen.

Die IG Metall begreift die Neuorientierung als »Element
einer vorwärtsweisenden Beteiligungspolitik ..., deren Logik
darin besteht, betrieblichen Druck zu entfalten, um betriebs-
übei^eifendeReformen zu verwirklichen«.'̂ Sie soll dem »gro
ßen Projekt der sozialen Teilhabe in der Wirtschaft neuen
Schwung geben und der Vision von der Selbstbestimmung des
Arbeitnehmers an seiner Existenzmitte, im Betrieb und bei der
Arbeit zu einerrealen Perspektive verhelfen«.

Eine solche Demokratisierungs- und Mitbestimmungsoffen
sive, soweit sie sich nicht auf bloße Informations-, Pärtizipa-
tions- und Teilhabeforderungen reduziert (diese Begriffe domi
nierenauffällig gegenüber dem Mitbestimmungsbegriff), ist nur
im Konflikt mit neokonservativen Politik- und Untemehmens-

strategiendurchzusetzen,die auf eineMarginalisierung gewerk
schaftlicher Gegenmacht zielen und existierende Mitbestim-
mungs- und Gegenmachtpositionenaufzubrechen suchen.

Die gesellschaftlichen Macht- und Kräfteverhältnisseblockie
ren gegenwärtig gleichermaßen einetarifvertragliche wie gesetz
licheRealisierung dieses Demokratisierungsprojekts, soweitef
fektiv Verfügungs- und Herrschaftsrechte der Kapitalseite be
rührt werden.
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Die ökonomischen, sozialen und politischen Realitäten wer
den auf absehbare Zeit den Gewerkschaften ohnehin sehr fru-
stierende und langwierige Abwehr- und Status-Quo-Kämpfe in
den traditionellen Konfliktfeldem aufzwingen (Reallöhne so
ziale Umverteilung, freies Wochenende, Normalarbeitsverhält
nis, Beschäftigungspolitik) und —wie Anfang der 70er Jahre
nach dem Oberhausener »Zukunftskongreß« - die Zukunfts
probleme überlagern oder gar verdrängen. Den Gewerkschaf
ten obliegt somit einmal mehr die komplizierte Aufgabe, die
Perspektiven einer »anderenZukunft«, neue Inhalte und Forde
rungen wie Politik- und Organisationsformen, in solchen Ab
wehr- und Verteidigungskämpfen, selbst zu entwickeln und zu
praktizieren.

Auf den Diskussionsforen und dem Zukunftskongreß der IG
Metall wie in den Zukunftsmemoranden und -beschlössen an
derer DGB-Gewerkschaften ist keine mobilisierende Utopie
jenseits der Alltagsrealitäten des Kapitalismus entworfen oder
debattiert worden, vergleichbar der sozialistischen Utopie des
19. und frühen 20.Jahrhunderts.

Im Vordergrund stand vielmehr eine intensive Aufarbeitung
der gesellschaftlichen Umbruchprozesse und die Präsentation
wie Diskussion neuer gewerkschaftlicher Politikkonzepte -
mithin ein intellektueller Nachvollzug wissenschaftlicher und
politischer Analysen sowie gewerkschaftlicher Erfahrungen der
70er/80er Jahre, die sich eher jenseits der offiziösen gewerk
schaftlichen Öffentlichkeit vollzogen hatte.

Vom »proletarischenTraditionalismus« hat sich die Gewerk
schaftsbewegung mit dieser Zukunftsdebatte definitiv verab
schiedet - wenngleich vorerst nur intellektuell. Die Konturen
einer modernisierten und erneuerten Gewerkschaftsbewegung
und -politik sind —wie fragmentarisch, vage imd widersprüch
lichauch immer - erkennbarer geworden.

Die Zukunftsdebatte hat das Terrain absehbarer Konfliktfel
der und Kampfformen, die Interessen- und Bewußtseinsdispo-
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sidonen derpotenriell Betroffenen undHandelnden sowie die
gewerkschaftlichen Intervendonsmöglichkeiten fär eine »an
dere Zukunft« sondiert. Die Herausforderungen der Zukunft
sind für die Gewerkschaften »übersichtlicher« geworden. Die
Realisierung einer »anderen Zukunft« bedarf neuer gewerk
schaftlicher Energien und Zeit.

Sie können nur im entschiedenen Widerstand gegenüber den
globalen wie innergesellschafdichen Risiken und Gefährdungen
gewonnen werden, die einer »entfesselten« kapitalisdschen
Weltmarktökonomie, einer ungebrochenen, neokonservativen
Deregulierungspolitik und einem unkontrollierten industriellen
Wachstum in zunehmendem Maßeeigen sind.
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Klaus Pickshaus

Arbeitskampf im Umbruch

Probleme künftiger Streikstrategien

1. Arbeitskampfentwicklung und
gewerkschaftliche Gegenmachtfähigkeit

Zurecht istder Arbeitskampf als »Emstfall« gewerkschaftlicher
Interessenvertretung und organisationspolitischer Funktionsfä
higkeit bezeichnet worden.' Er ist von daher ein wichtiger Indi
kator für die reale gewerkschaftliche Gegenmacht. Veränderun
gen im Arbeitskampfversiändnis und in der Streikstrategie re
flektieren somit auch tieferliegende neue Tendenzen der ge
werkschaftlichen Verarbeitung derUmbruchprozesse. Ein Blick
auf die jüngste Streikgeschichte der 80er Jahre kann in mehrfa
cher Hinsicht Aufschlüsse vermitteln:
- Er verdeutlicht, die einschneidenden Veränderungen der
Handlungsbedingungcn, die aus den krisenhaften Umbruch
prozessen in Produktivkräften, Klassenstruktur und Lebens
weise der Lohnabhängigen resultieren. Neue Technik und neue
Belegschaftsstrukturen stellen den traditionellen Arbeitskampf
in Frage.
- Generell ist eine breitere Akzeptanz und Anwendung von
Streiks und ähnlichen Kampfformen auch unter neuen Lohnab
hängigen zu konstatieren (z. B. Bankangestellte, Lehrer und
NDR-Streik). Die Konfliktinhalte umfassen ein immer weiteres
Feld. Zugleich drücken sich in neuen Arbeitskampfformen hö
here Ansprüche an Partizipation und Selbsttätigkeit aus, deren
Mobilisierung zur Grundlage veränderter Streikkonzepte der
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Gewerkschaften wird (IG Metall-Konzept der »Neuen Beweg
lichkeit«),
—Das Streikthema selbst wird in breitem Maße politisiert, da
die gewerkschaftliche Arbeitskampffähigkeit unmittelbar ins
Visier konservativer Angriffe gerückt ist (z.B. Änderung des

' § 116 AFG, neuere BAG-Rechtsprechung). Die Frage nach der
Zukunft des Streiks ist nicht nur Motto wissenschafdicher und

politischer Tagungen, sondern ein Bestandteil der gegenwärti
gen gewerkschaftlichen Zukunftsdiskussion, die ja auch eine
Strategiedebatte ist.^

Zwischen dem jeweiligen Niveau der Arbeitskampfentwick
lungund der Dynamikgewerkschaftlicher Entwicklung besteht
ein engerZusammenhang. Sowar der nachden spontanen Sep
temberstreiks 1969 einsetzende Aufschwung offizieller gewerk-
schafdicher Streiks (1971—1974) zugleich einePhase großerMit
gliedergewinne und innovativer tarif- und reformpolitischer
Vorstöße. Umgekehn ist eine Flaute an der Streikfront - wie
nach 1975 oder auch in den Jahren nach den Streiks von 1984 -
zumeist von stagnativen Erscheinungen in der Gewerkschafts
bewegung, oftmals sogar gekoppelt mit zugespitzten inneren
Auseinandersetzimgen. begleitet.

Die offizielle Statistik gibt nur einen Teil der Arbeitskampf
realität wieder, da sienur unzureichend spontaneAktionen und
gewerkschaftliche Warnstreiks erfaßt.^ Dennoch zeigen diese
Daten innerhalb eines insgesamt diskontinuierlichen Verlaufs
bildes der letztenzwanzig Jahre seit den Septemberstreiks mar
kante Höhepunkte an, die zum Teil den Charakter exemplari
scher gesellschaftlicher Machtauseinandersetzungen trugen:
1971 (Streik und Aussperrung in der Metallindustrie), 1973/74
(Streiks in der Metallindustrie und im öffentlichen Dienst),
1978/79 (Streiks und Aussperrungen in der Druck-, Metall-und
Stahlindustrie) sowie 1984 (Streiks in der Druck- und Metallin
dustrie, hier auch Aussperrungen). Die Ergebitisse solcher ex
emplarischer Konflikte (Lohnpolitik, Rationalisierungsschutz,
Arbeitszeitverkürzung) waren häutig von einem schnellen und
breiten Verallgemeinerungsprozeß in anderen Bereichen beglei
tet.
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Tab.:Streiks und Aussperrungen 1969—1987

Jahr Streiks'

BeteiUm
Arbeitndimcr

Ausspei '̂

Ausgefallene
Arbeitsuge

rungen

Betroffene
Arheicnehnier

1000

Streiksund
Aussperrungen
Ausgefallene
Arbeitstage

1969 90 249 0,0 0,0 249

1970 184 93 — - 93

1971 334 2599 202 1884 4484

1972 23 66 — - 66

1973 179 545 - - 545

1974 250 1051 — - 1051

1975 36 69 — - 69

1976 117 412 52 122 534

1977 34 24 - — 24

1978 299 2548 188 1733 4281

1979 63 405 15 78 483

1980 45 128 - — 128

1981 253 58 - — 58

1982 40 15 - - 15

1983 94 41 - — 41

1984 399 2921 172 3565 5617

1985 78 35 - - 35

1986 116 28 - - 28

1987 155 33 - - 33

1 EinscMießtich gleichzeitiger Aussperrung
2 Ohnegleichzeitige Ausßlle durch Streiks

Quelle:Statistisches Taschenbuch, Arbeite- und Sozialstatistik, hrsg.vomBundesminister
fSrArbeit und Sozialordnung, Tab.3.4.

In den achtziger Jahren sindfolgende neue Tendenzen sicht
bar:

- Der Warnstreik während einer Tarifbewegung wurde in vie
len Gewerkschaftsbereichen zu einem akzeptierten und häufig
angewandten Kampfmittel. 1981 praktizierte dieIG Metall das
erste Mal systematisch ihr neues Mobilisierungskonzept einer
»Neuen Beweglichkeit«, in dessen Verlauf ca. 3 Millionen Be-
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schäftigte an Warnstreiks und anderen Aktionen teilnahmen/
In den folgenden Jahren wurden insbesondere im Organisa
tionsbereich der Gewerkschaft HBV Warnstreiks immer häufi
ger eingesetzt.
- Als nicht eigenständiges, von der Tari^olidk der Gewerk
schaften nichterfaßtes Kampffeld erwiesen sichdie zunehmen
den Widerstandsaktionen gegen Arbeitsplatzvemichtung, die
zwar auch schon im Gefolge konjunktureller Krisenphasen
1966/67 und nach 1975 registriertwerden konnten, in den acht
zigerJahren aber einen erheblichen Aufschwung nahmen und
sich weitgehend auf die neuen strukturellen Krisenbranchen
(insbesondere Stahl und Werften) konzentrierten. Zu diesen -
von der offiziellen Statistik auch zumeist nicht erfaßten - Ak
tionen zählen sowohl betriebliche Streiks, Demonstrationen als
auch Blockaden und Betriebsbesetzungen, in denen ein neuer
Typ an Militanzund Politisierung von Arbeitskämpfen hervor
scheint. Die Zuspitzung dieses Widerspruchs- und Konfliktfel
des, die nicht zuletzt in den Stahlkämpfen von Hattingen und
Rheinhausen sichtbar wurde, ließ die Struktur- und Regional
politik für die Gewerkschaften zu einer wichtigen neuen Auf
gabe werden.
- Zum dominierenden Thema der tariflichen Arbeitskämpfe
und Bewegungen der 80erJahre wurde die Forderung nachAr
beitszeitverkürzung.Die Verlagerung des Schwerpunktesin der
Tarifpolitik auf qualitative Komponenten der Arbeitsbedingun
gen und -beziehungen - neben der Arbeitszeitverkürzung vor
allem Forderungen nach Rationalisierungsschutz, wobei Ein
kommensforderungen eine Grundkonstante bleiben - ist eine
Reaktion auf die Umbrüche in der Arbeit und das Ansteigen
der Arbeitslosigkeit. Nachdem der erste Arbeitskampf um die
35-Stunden-Woche 1978/79 in der Stahlindustrie gescheitert
war, wurden die parallelenStreiks 1984 in der Druck- und Me
tallindustrie gleichzeitig zu einem Widerstandskampf gegen
eine Neuordnung der gesellschaftlichen und politischenMacht
verhältnisse, die das Kapital und derkonservative Block seit Be
ginn der 80erJahre eingeleitethatten.^ Nach den partiellen Er
folgen der Gewerkschaften, den sich anschließenden und von
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einer breiten politischen Mobilisierung begleiteten Auseinan
dersetzungen um dasStreikrecht (§ 116 AFG) und einererneu
tenArbeitskampfvorbereitung inderTarifrunde 1987 wurde ein
Sozialkompromiß geschlossen, der in widersprüchlicher Weise
einneuaustariertes Kräfteverhältnis fixierte, das gleichermaßen
die gestärkten Positionen des Kapitals wiedie relative Stabilität
gewerkschafdicher Gegenmacht ausdrücktet Zugleich zeigten
alle Tarifkonflikte um Arbeitszeitverkürzung - tmd zwar in
sämtlichen Bereichen, wo solche Forderungen aufgestelltwur
den -, daß die Gewerkschaften mit Flexibilisierungszielen des
Kapitals konfrontiert wurden. Diese stellen nicht nur einen tak
tischen Gegenentwurf, sonderneinumfassendes Programm der
Neustrukturierung der Arbeits-, Sozial- und Klassenbeziehun
gen dar, durch das kollektive Schutzrechte aufgelöst und die
Basis gewerkschaftlicher Handlungs- undStreikfähigkeit entzo
gen werden sollen.'

Trotz aller neuen Momente kann bei einer Betrachtung der
Arbeitskampfentwicklung der 80er Jahre nicht übersehen wer
den, daß diese nach wie vor ihren eindeutigen Schwerpunkt in
den traditionellen Bereichen der Druck-, Metall- und Stahlin
dustrie hat, während manche andere Sektoren wie etwa die
Chemieindustrie fast vollständig wirtschaftsfriedlich und so
zialpartnerschaftlich geprägt sind. Gleichwohl haben diese
kampfstarken Bereiche in starkem Maße die Dynamik der Ge
werkschaftsentwicklung bestimmt und strahlen damit in diege
samte Arbeiterbewegung aus. Die ZukunftdesArbeitskampfes
wird in hohem Maße dadurch mitentschieden werden, wie es
den Gewerkschaften gelingt, die neuen Bedingungen des Um
bruchs in realistischen Handlungskonzepten zu verarbeiten
und dabeidie gewonnenen Kampferfahrungen zu nutzen.
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2. Arbeitskampf als soziale Bewegung

Seitden 70erJahren ist ein starker Wandel im Arbeitskampfver
ständnis festzustellen. Für das traditionelle Streikmodell der
DGB-Gewerkschaften ist zweierlei charakteristisch: Erstens

wird die rechtliche »Einmauerung« des Streiks hingenommen,
die vor allem auf dem durch die BAG-Rechtsprechung fixierten
»Ultima-ratio«-Prinzip basiert, nach dem der Streik nur als al
lerletztes Mittel eingesetzt werdendarf. Diesfuhrt zu einerde
fensiven und reaktiven Streikanlage. Zweitens ist ein eher passi
vesStreikverständnis bestimmend, nach dem begrenzte Schwer
punktstreiks, zum Teil auch Flächenstreiks, im wesentlichen
durch einige Streikposten getragen und für die Masse der Be
schäftigten als »Femseh«- oder »Tapetenstreiks« (zur Renovie
rung der Wohnung) wahrgenommen werden. Veränderungen
sind in mehrfacher Hinsicht auszumachen:^

- Elemente eines aktiven Streiks haben an Bedeutung gewon
nen. Dazu gehören dieVersuche, breitere Teile der Belegschaf
ten, aber auch die Familienangehörigen in den Kampf einzube-
ziehen, wie auch die Ausdrucksformen einer »neuen Kultur der
Gegenwehr«, die Akdonselemente der außerparlamenurischen
Bewegungen aufnimmt.
- Der traditionelle Schwerpunktstreik wird mit Wamstreikwel-
len und Sympathiestreiks in anderen Organisationsbereichen
sowie weiteren Aktionsformen (Demonstrationen, Kundgebun
gen etc.) verbunden.
- Insbesondere die IG Druck und Papier entwickelt Konzepte
einer »flexiblen Kampftaktik«, die auf einer Kombination von
Wechselstreiks, rollierenden Abteilungsstreiks, Streiks am Ar
beitsplatz und anderen Formen beruhen, mit denen jeweils für
den Produktionsablauf zentrale Betriebsteile bzw. Produktions
stufen mit Überraschungseffekten getroffen werden sollen. Sie
setzen in hohem Maße sowohl Disziplin und zentrale Planung
wie Initiativfähigkeit und Spontaneität voraus und sind durch
ihre Flexibilität und Unberechenbarkeit darauf ausgerichtet,
Streikbruch und Aussperrung zu erschweren.
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- Unterhalb der Schwelle eines Erzwingungsstreiks zielt das
IG Metall-Konzept der»Neuen Beweglichkeit« auf eine breite
Mobilisierung durch gewerkschaftlich organisierte Warnstreiks,
Demonstrationen und vielfältige öffentlichkeitswirksame Ak
tionen, um hierdurch einen möglichst großen öffentlichen und
politischen Druck auszuüben.'

Sicherlich spielte die Frage der gesellschaftlichen Resonanz
eines Streiks immereine RoUe in der gewerkschaftlichen Strate
gie. Dennoch erhält die Hhigkeit der Gewerkschaften, einen
Arbeitskampf als soziale Bewegung anzulegen, d. h. also die Be
legschaften umfassend zuaktivieren, ein breiteres gesellschaftli
ches Umfeld zur Unterstützung zu gewinnen und dem Streik
eine gesellschaftspolitische Dynamik zuverleihen, unter heuti
gen Bedingungen einen besonderen Stellenwert.

Dies hat mehrere Ursachen, die mit strukturellen Verände
rungen des krisenhaften Umbruchs und einer aggressiven Kapi
talstrategie zusammenhängen: Die Politisierung eines Arbeits
kampfes gewinnt invieler Hinsicht ein größeres Gewicht. Oft
mals wird der ökonomische Druck eines Streiks unter Bedin
gungen der Massenarbeitslosigkeit und neuer technologischer
Streikbruchmöglichkeiten relativiert. Demgegenüber erfährt
die politisch-ideologische Dimension eine Aufwertung. Alle
größeren Tarifkonflikte wie auch andere soziale Auseinander
setzungen z. B. um Arbeitsplätze und Standorte (vgl. Rhein
hausen) werden von breiten Öffentlichkeitsreaktionen beglei
tet, die durch den massiven Einsatzder ideologischen Apparate
der herrschenden Klasse beeinflußt werden. Dies verlangt von
den Gewerkschaften die Mobilisierung einer Gegenöffehtlich-
keit, die im Betrieb beginnt und den Kampf um Einfluß auf die
Massenmedien einschließt.Eine solche Breitenwirksamkeitder
ideologischen Arbeit und Aktivitäten istauch deshalb notwen
dig, weil neben der betrieblichen Meinungsbildung (über Ver
trauensleute, Betriebsräte etc.) die Prägekraft außerbetriebli
cher Faktoren —der Medien, des Wohn- und Freizeitmilieus
usw. - heute eine größere Bedeutung besitzt. Dies gilt insbeson
dere für Angestellte, aber auch für die anwachsende Gruppe
von Lohnabhängigen außerhalb fester Belegschaftszusammen-
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hänge (Teilzeitbeschäftigte usw.). Neben dem weiterhin zentra
len Standbein gewinnt somit für die Arbeitskampfstrategie die
Mobilisierung der sozialkulturellen Netzwerke und das Bünd
nis mit den außerparlamentarischen Bewegungen eineneueBe
deutung. Die Orientierung auf solcheBündnisse erhielt zusätz
liche Plausibilität dadurch, daß zu Beginn der 80er Jahre die
außerparlamentarischen Aktionen insbesondere der Friedens
bewegung einen ungeheuren Aufschwung nahmen und die Ge
werkschaften auf ihrem Höhepunkt im Herbst 1983 erstmals
mit demonstrativen Arbeitsniederlegungen nach einer politi
schen Streikdebatte eigene Akzente setzten.

Eine Schlüsselrolle für die Politisierung der gewerkschaftli
chen Arbeitskampfkonzepte spielen die Erfahrungen einer zu
nehmenden Aussperrungsmilitanz der Unternehmer (1971,
1976, 1978/79 und 1984). Reduzierte sich früher die gewerk
schaftliche Reaktion auf Proteste und dann auf Verbotsforde
rungen, so entwickelten sich seit Mitte der 70erJahre insbeson
dere auf Initiative der IG Druck und PapierFormenaktiverGe
genwehr bis zur Betriebsbesetzung und einer breiten politi
schen Solidaritätsbewegung. Im Arbeitskampf 1984 war dann
der Kampf gegen die Aussperrung zum ersten Mal integraler
Bestandteil der Mobilisierungs- und Streikstrategie in der
Druckindustrie und teilweise auch in der Metallindustrie. Die
verschiedenen neuen Momente eines Arbeitskampfverständnis
ses und einer politischeren Streikanlage sind vor dem Konflikt
1984 am pointiertesten von Hans Janßen (damals Vorstandder
IG Metall) inderOrientierung zusammengefaßt worden: »Eine
soziale Bewegung ist notwendig.««) In der Realität waren dann
allerdings unterschiedliche Streikansätze zwischen IG Druck
und Papier und IG Metall und vor allem innerhalb der Metall
gewerkschaft festzustellen:"
- Der IG Metall-Bezirk Stuttgart schätztedie Möglichkeiten,
eine breite soziale Bewegung zu entwickeln, ungünstig ein und
konzentrierte die Mobilisierung im wesentlichen auf die Be
triebe. Das Streikkonzeptsollte mit minimalem Einsatz in we
nigen Zulieferbetriebender Automobilindustrie maximale öko
nomischeWirkung erzielen.
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- Der IG Metall-Bezirk Frankfurt versuchte durch eine brei
tereStreuung der Streikzentren und der einbezogenen Gruppen
die Voraussetzungen für eine gesellschaftspolitische Mobilisie
rung zu verbessern.

Grenzen zeigten sich für beide Streikansätze. Auf der einen
Seite erforderte die als Reaktion aufdie Stuttgarter Streiktaktik
verhängte »kalte Aussperrung« der meisten Automobilkon-
zeme unabdingbar eine ebenfalls bundesweite gewerkschaftli
che Mobilisierung und Solidaritätsbewegung. Aufder anderen
Seite blieb die Verbreiterung einer solchen sozialen Bewegung
und ihre Politisierung in dieser Situation hinter den Erwartun
gen zurück. DieVerarbeitung dieser Erfahrungen und dieneue
Situation durch die Änderung des § 116 AFG, die die »kalte
Aussperrung« zu einer noch schärferen Waffe derUnternehmer
machte, mußte zu einer Integration undWeiterentwicklung der
unterschiedlichen Streikansätze beitragen. In Vorbereitung des
erneuten Arbeitszeitkonflikts in der Metall- und Druckindu
strie 1987 wardasMobilisierungskonzept vonvorneherein dar
auf angelegt, die Tarifbewegung ineine breite soziale Bewegung
gegen Massenarbeitslosigkeit und Aussperrung, für die35-Stun-
den-Woche einzubetten. Auf die Situation einer heißen oder kal
tenAussperrung sollte miteiner breiten gesellschaftlichen Soli
daritätsbewegung geantwortet werden, die u. a. Patenschaften
zwischen Gewerkschaftsgruppen bzw. Solidaritätskomitees und
potentiell ausgespernen Belegschaften als Teil eines »Netzes des
Widerstandes und der Solidarität« (DGB-Beschluß) einschloß.
In ausgesperrten Betrieben sollten Belegschaften kollektiv ihre
Arbeitskraft anbieten und damit an schon früher praktizierte
Formen faktischer Besetzungen anknüpfen. Dies hätte einepo
litische Dynamik freisetzen können,, die damit einen Arbeits
kampffür die Unternehmer riskanter und unkalkulierbarer ma
chen würde. Zweifellos wirkte schon diese potentielleAnlage
eines »Arbeitskampfes als soziale Bewegung« als Druckmittel
und konsensförderndes Moment im Tarifkonflikt 1987.

Die Veränderungen im Arbeitskampfverständnis schließen
notwendigerweise Auswirkungen schon für die Anlage künfti
ger Tarifbewegungen ein, zu deren Essentials u. a. gehören
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könnten"^: Kampf um Herstellung betrieblicher Öffentlichkei
ten als entscheidender Ausgangsbasis, derAufbau kommunaler,
betriebs- und arbeitsbezogener Öffentlichkeiten zur Mobilisie
rung eines solidarischen Umfeldes, die Aktion eines sozialen
und kulturellen Bündnisses mit außerparlamentarischen Bewe
gungen sowie die Organisierung einer Tarifbewegung als öffent
licher Dialog, was eine stärkere Einbeziehung der Betroffenen
mit plebiszitären Elementen bei der Ziel- und Konzeptbestim
mung sowie neue Formen der öffendichen Aufklärung etwa
durch Hearings mit Expertengutachten »Warnstreiks als teach-
ins« usw. beinhalten kann.

3. Die neue Militanz betrieblicher Abwehrkämpfe

Entscheidende Impulse für die Diskussion von Arbeitskampf
strategien sowie eine politische Erweiterung gewerkschaftlicher
Handlungsfelder entwickelten sich aus den betrieblichen Ab
wehrkämpfen gegen Arbeitsplatzvernichtung. Dabei istdie Spe
zifik dieses Kampftypus zu beachten:
—DieUnterstützung betrieblicher Abwehrkämpfe wirft fürdie
Gewerkschaften schwierige Probleme auf, da Streiks außerhalb
derFriedenspflicht oderetwa Kampfformen wie Betriebsbeset
zungen nach der gegenwähigen Rechtslage verboten sind und
die Gewerkschaften damit bei offener Unterstützung Schadens
ersatzforderungen von Unternehmern riskieren. Dieser Kon
flikt durchzieht alle Bewegungen dieser Art und schafft ein
Spannungsverhältnis zwischen betrieblichen Inidativkräften
und der für einen erfolgreichen Verlauf objektiv notwendigen
Koordinierung durch die gewerkschaftlichen Zentralorgane.
- Bei betrieblichen Abwehrkämpfen - dies gilt weitgehend
auch für spontane Streiks - existieren keine vorgegebenen
Handlungsmusterwie beiTarifstreiks. Dies erleichtertzum Teil
die Durchbrechung ritualisierter Ablaufsformen und Erpro-
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bung neuer Kampfformen wie Blockaden (von Zufahrtsstra
ßen, Verkehrsknotenpunkten, Brücken etc.) oder Betriebsbeset
zungen. Unmittelbar auslösendes Moment des Widerstandes
von Belegschaften isthäufig die Verletzung sozialpartnerschaft
licher Konfliktlösungsformen durch das Kapital. Die Bewußt
seinsprozesse der Beteiligten verlaufen zumeist intensiver als im
ritualisierten Tarifkampf und können sich rasch radikalisieren,
ohne dabei vor einem schnellen Wechsel in resignative Apathie
aufgrund insgesamt geringer Erfolgschancen geschützt zusein.
Militanz wird zu einem eigenen politischen Druckmittel in die
sen Bewegungen.

Betriebliche Abwehrkämpfe gegen Massenentlassungen und
Produktionsstillegungen haben jeweils im Gefolge von kon
junkturellen und strukturellen Krisenprozessen sprunghaft zu
genommen. Anfang der 80er Jahre stieg die Anzahl der an be
trieblichen Streiks gegen Arbeitsplatzvemichtung Beteiligten
von 42 Tsd. (1980), 63 Tsd. (1981), 134 Tds. (1982) auf 345 Tds.
(1983), um dann nach einem Rückgang 1984/85 wieder erneut
anzusteigen." Schon Mitte der 70er Jahre bewirkten militante
Aktionen bis zu Betriebsbesetzungen bei Enka Wuppertal,
Demag Kalletal und Seibel Erwitte Schlagzeilen." Anfang der
80er Jahre erfuhren Betriebsbesetzungen bei VDM Frankfurt
und Videocolor Ulm und dann vor allem 1983 auf den Werften
HDW Hamburg und AG Weser Bremen eine gewachsene öf
fentliche Resonanz." Die Zahl der besetzten Betriebe war von
3 (1980), 6 (1981), 10 (1982) auf16 (1983) gestiegen."

Nach den Auseinandersetzungen auf denWerften verlagerte
sichder Konfliktherd Mitteder 80erJahre in dieStahlindustrie.
Neben der Maxhütte in der Oberpfalz stehen die Henrichs
hütte in Hattingen und Krupp-Rheinhausen in Duisburg für
einen neuen Typ des Abwehrkampfes, der durch enorme Öf
fentlichkeitsresonanz und breite Einbeziehung der Bevölke
rung, eine Vielfalt von phantasievollen Aktionsformen und eine
neue Radikalität und Militanz charakterisiert ist." Während im
Betrieb Aktionsformen wie Arbeitsniederlegungen, Beleg
schaftsdiskussionen, kollektive Besuche anderer Belegschaften
usw. flexibel abwechselten, wurden gleichzeitig diekommunale
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und regionale Öffentlichkeit zu eigenständigen Handlungsfel-
dem des Widerstandes. Eine unverzichtbare unterstützende,
z. T. sogar initiierendeRollenahmen dabeiSolidaritätskomitees
vor Ort mit einer breiten politischen Zusammensetzung, teil
weise auchFrauen- undJugendinitiativen, ein.

Während die Gewerkschaften in den Tarifkämpfen der 80er
Jahre zumindestpartielleErfolgeerzielen konnten, sind dieAb
wehrbewegungen in den Krisenregionen und -branchen der
letztenJahre - von der spektakulären Werftbesetzung in Ham
burg bis zu den massenhaften Blockadeaktionen in Rheinhau
sen - durch einen Widerspruch geprägt: durch die Kluft zwi
schen Dynamik, Militanz und Echo des Kampfes und seinen
Ergebnissen. Denn gemessen an den Zielen der Abwehrkämpfe
- Erhalt der Standorte und Arbeitsplätze- sind die materiellen
Resultate als Niederlagen zu werten. Immerhin konnten in fast
allen Fällen der Zeitplan des Kahlschlags gebremst und sein
Umfang reduziert werden sowie Sozialplanregelungen verbes
sert und zum Teil Maßnahmen für Ersatzarbeitsplätze verein
bart werden. Auch Massenentlassungen wurden verhindert.
Selbst bei ausbleibendem materiellem Erfolg geht das Wider
standsniveau der Belegschaften in die ökonomische und politi
sche Kostenkalkulation und Strategiebildung des Kapitals ein.
Der »Bremseffekt« anhaltenden Widerstandes, die massive Stö
rung des »sozialen Friedens« und die Beispielswirkung der Ge
genwehr sind Faktoren, die die Entwicklung und Austragungs
formen der Klassenbeziehungen generell beeinflussen.

Auch verloren gegangene Abwehrkämpfe sind ein Element
des widerspruchsvollen Formierungsprozesses der Arbeiter
klasse. Einesolche neuepolitische Dynamik könnte dann aus
gelöst werden, wenn es in derVerarbeitung dieser Bewegungen
gelingt, Desorientierungen in politisch-strategischen Fragen
und im Bewußtsein der Arbeiterklasse zurückzudrängen und
durch neu ausgelöste Lern- und Klärungsprozesse Weichenstel
lungen für künftige Auseinandersetzungen zu ermöglichen.

Einezentrale Schwäche der betrieblichen Abwehrkämpfe be
steht darin, daß es nicht oder nur in Ansätzen gelang, eine
standortübergreifende Bewegung umStruktur- und regionalpo-
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lidsche Alternativen zu entwickeln. Für eine solche Koordinie
rung und Vereinheidichung des Widerstandes besitzen fakdsch
die Gewerkschaften, und hier vor allem ihr zentraler Vorstand
und Apparat, eine nicht ersetzbare Schlüsselstellung, die siein
der Realität nicht wahrgenommen haben.

Das Eingreifen und Wirken der Gewerkschaften und ihres
hauptamdichen Apparates vor Ort ist in deneinzelnen Konflik
ten unterschiedlich zu bewerten. Während die IG Metall in
Hatdngenvorbildhaft den Kampf der Belegschaft und der gan
zen Region organisierte und innergewerkschafdichen Aktions
druck entfaltete, blieben die ördichen Gewerkschaftsorgane im
Hamburger HDW-Konflikt und in Duisburg-Rheinhausen
weithinter den Anforderungen zurück. Insbesondere dort, wo
die offiziellen Gewerkschaftsorgane eher eine blockierende
Rolle spielten, entstanden vielfach horizontale Strukturen der
Information, Kommunikation und politischen Abstimmung
unter den Betriebsakdven. Solche informellen Querstrukturen
mit ganz unterschiedlichen Ausprägungen wurden in der Regel
gebildet, um betriebsegoistische Einengungen des Abwehr
kampfes zu vermeiden und eine Koordinierung von unten in
Gang zu setzen. Probleme treten dann auf, wenn auf Dauer
damit Konkurrenzstrukturen zu den Gewerkschaftsorganen
entstehen undoppositioneller Basisdruck andenGewerkschaf
ten vorbei gelenkt wird, anstatt zur Triebkraft innergewerk
schaftlicher Veränderung zu werden.

Der Rückblick auf die innergewerkschaftliche Verarbeitung
der Abwehrkämpfe zu Beginn der 80erJahre zeigt zumindest
zwei Fonentwicklungen:
- Die Durchsetzung desVergesellschaftungsbeschlusses der IG
Metall auf ihrem 14.o. Gewerkschaftstag in München 1983, die
Entwicklung des Stahlpolitischen Programms und später die
Konstituierung eines »Stahlaktionsausschusses« sind ein Ergeb
nis dieser Kämpfe und des koordinierten Zusammenwirkens
der aktiven Gewerkschafter dieser Branche. Damit zeigte sich,
daß auch innergewerkschaftlich vor allem von den Krisenzent
ren ein besonderer Politisierungsdruckausging.
- Ebenfallsauf diesemGewerkschaftstag 1983 war ein Initiativ-

102



antrag (»Widerstand gegen die Massenarbeitsplatzvemichtung
bei der AG, Weser, HDW u. a.«) angenommenworden, in dem
der IG Metall-Vorstand aufgefordert wurde, über »mögliche
weitergehende Formen des gewerkschaftlichen Widerstandes«
nachzudenken. Ergebniswar dann eineumfangreichePositions
bestimmung des Beirats der IG Metall vom 12.3. 1985, in der
eine zurückhaltende Bewertung von Betriebsbesetzungen, je
doch eine breite Skala von Aktionsformen, regionale überbe
triebliche Vernetzung und Herstellungeiner außerbetrieblichen
Öffentlichkeit als Instrumente des Abwehrkampfes angegeben
werden,die ein neuesVerständnis desArbeitskampfes im Sinne
einer »sozialen Bewegung« ausdrückte. Als politisch-strategi
sche Zielsetzung wurde anvisiert: »Erweiterte gewerkschaftli
che Handlungsperspektiven, die Ergänzung des betrieblichen
Abwehrkampfes gegen Arbeitsplatzvemichtung durch gemein
samen Widerstand auf überbetrieblicher Ebene, müssen Hand
in Hand gehenmit erweiterten gewerkschaftlichen Forderungs
perspektiven, mit der Ergänzung von defensiven Schutzforde
rungen zum Erhalt vorhandener Arbeitsplätze durch offensive
Gestaltungsformen nach Schaffung von zukunftssicheren Er
satzarbeitsplätzen.«

Konkretisierte Konzepte von »Beschäftigungsgesellschaften«
und die neubegonnene Diskussion über eine demokratisch,
ökologisch und sozialorientierteStruktur- und Regionalpolitik
sind zweifellos wichtige Schritte in der notwendigen Präzisie
rung unmittelbarer Alternativenzu den jeweiligen Arbeitsplatz
vernichtungsplänen des Kapitals und von Reformperspektiven.
Dies zählt mit zu den wichtigen Resultaten der Werften- und
Stahlabwehrkämpfe der 80er Jahre." Ohne die Aufnahme und
Verstärkung der lebendigen Impulse des Widerstandes in den
Betrieben bleibt eine solche Reformstrategie allerdings illuso
risch. Dies verlangt u. a. die Bereitschaft und Fähigkeit der Ge
werkschaften, entsprechende Durchsetzungsstrategien zu ent
wickeln und aus den realen betrieblichen Konflikten einepoliti
sche Bewegung zu formieren - eine Aufgabe, der sich die IG
Metall insgesamt in den zurückliegenden Kämpfen nur unzurei
chend gestellthat.
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4. Technologischer Umbruch und künftige
Streikfähigkeit

Die technologischen Umbruchprozesse wie die damit verbun
denen sozialen Umschichtungen in den Belegschaften verän
dern erheblich die Voraussetzungen für die Streikfähigkeit der
Gewerkschaften.^" Computergesteuerte Planung, Verwaltung
und Produktion geben heute vielfältige Möglichkeiten der ge
zielten Verlagerung von Produktionsprozessen, des flexiblen
Ausweichens auf andere nationale oder sogar internationale
Standorte. Streiks können so mit zum Teil weltweiten Datenver
bundsystemen von Konzemen durch die Übertragung von Fer
tigungsdaten und -Programmen in andere Werke oder durch
Liefersubstitution unterlaufen werden. Der zunehmende Ein
satz der EDV ermöglicht eine Zentralisiemng von »Produk-
donswissen« auf oberen Hierachieebenen im Unternehmen, er
schafft Voraussetzungen für eine umfassende Kontrolle der Ar
beitenden etwaüber Personalinformationssysteme und erleich
tert damit den Streikbruch. Strategisch wichtige Abteilungen -
so etwa die zentrale EDV in einem Automobilkonzem im Ar
beitskampf 1984 - können ausgelagert werden.

Bekanntestes Beispiel für die Verdrängung einer qualifizier
ten Belegschaftsgruppe, die zu den vormaligen Hauptträgem
gewerkschaftlicher Organisation und Streikfähigkeit gehörte,
sind die Setzer in der Dmckindustrie, deren Stellung mit der
Einfühmng integrierter elektronischer Text- und Satzsysteme
untergraben wurde. Aufder Gmndlage dieserneuenTechnolo
gien konnten die Unternehmer mit Hilfe von Leitungskräften
und von angelemten Schreibkräften auf breiter Front Streik
brach praktizieren, so daß die ökonomische Wirksamkeit des
Arbeitskampfes begrenzt blieb. Diese Erfahrung bildet den
Ausgangspunkt aller neuen Diskussionen über flexible Kampf
formen in der IG Druck und Papier, die nach den Streiks 1984
zu den Überlegungen eines Arbeitskampfes imBetrieb undam
Arbeitsplatz weiterentwickelt wurden, um Streikbrach am
»Tatort« möglichst zu verhindern.^'
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DerUmbruch in denProduktivkräften undim Gefolge dieVer
änderungen in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung und in den
Qualifikationsstrukturen führen zur Herausbildimg neuer Beleg
schaftstypen mitzunehmendem GewichtvonAngestelltentätigkei
ten und darunter wissenschaftlich-technischer Fachkräfte, diein
der Regel nur schwach oi^anisiertsind oder wie vieleHigh-Tech-
Untemehmen sogarvölliges organisationspolitisches Neulanddar
stellen. AberauchdasAnsteigen an befristeten undTeilzeitarbeits
verhältnissen, ganzzu schweigen vonderPraxis derLeiharbeitund
des Fremdfirmeneinsatzes, erschwert die Integration der unter
schiedlichen Belegschaftsgruppen in eine einheitliche Interessen
vertretungund dieEntwicklung vonStreikbereitschaft.^

Strategien des Kapitals und des Staats setzenan diesen struk
turellen Veränderungen an und zielenauf den Versuch »arbeits-
kampfsichere« Bereiche zu schaffen. Durch organisatorische
und unternehmensrechtliche Umstrukturierungen wieBetriehs-
aufspaltungen, Fusionenusw. werdenoft »gewachsene« Interes
senvertretungsstrukturen zerstört, um arbeitskampfrelevante
Bereiche zu isolieren. So wurden im Zuge einer Neuorganisa
tion im General-Motors-Konzem sämtliche Datenverarbei

tungsaktivitäten in einem eigenen Unternehmen (EDS) weltweit
zentralisiert, um dieses Herzstück des Weltkonzems streiksi
cher zu machen und der Interessenvertretung in den bisherigen
Unternehmen zu entziehen. Die erfolgreichen punktueUen
Streiks in den Rechenzentren mehrerer Banken während des
Bankentarifkonflikts 1987 - getragen vor allem von gut organi
sierten Operators und Programmierern - werden ähnliche
Überlegungen im Kapitallager ehernoch befördern.

Eine Vorreiterrolle bei solchen Versuchen nimmt der Staat

ein, der durch eine gezielte Verbeamtung von Beschäftigten in
streiktaktisch relevanten Bereichen z. B. bei der Post »arbeits-
kampffreie Zonen« (Datenverarbeitung und -Übertragung,
Briefverteilungsanlagen usw.) schaffen will. Das BAG-Urteil
vom 10. 9. 1985, das den Streikbmcheinsatz von Beamten im
Poststreik 1980 sanktioniert, begünstigtdiese subtile personal
politische Strategie zur Aushöhlung gewerkschaftlicher Streik
fähigkeit im öffentlichen Dienst."
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Dort, wo technoiogisch-arbeitsoi^anisatorlsche Entwicklun
gen die Störanfälligkeit zu Lasten der Unternehmer erhöht
haben, versuchen Kapital und konservative Regierung, die
rechtlichen Rahmenbedingungen für Streiks zuungunsten der
Gewerkschaften zu verändern. Mit der Zunahme der elektroni
schen Vernetzung zwischen den Betrieben und von kostenspa
renden materialwirtschaftlichen Logistiksystemen nach dem
»Just-in-time«-Prinzip wurden solche Unternehmen anfälliger
für Streiks bei Lieferfirmen.^'» Bekanntlich machte sich das IG

MetaU-Streikkonzept 1984 diese Achillesferse der Rationalisie
rungspolitik des Kapitals zunutze, worauf die Unternehmer mit
bewußten Produktionseinstellungen, der »kalten Aussperrung«
von hunderttausenden Beschäftigten, reagienen. Diese Waffe
der Unternehmer wurdedurchdievonder konservativen Regie
rung durchgesetzte Novellierung des§ 116 AFG 1986 weiterge
schärft, da in Zukunftfür kalt Ausgesperrte Arbeitslosen- oder
Kurzarbeitergeld verweigert wird und damit jederStreikunter
solchen Bedingungen zu einem finanziellen und organisations
politischenExistenzrisikofür die Gewerkschaften werden muß.

Die Gewerkschaften reagierten auf diese neue Situation erst-
mab im Tarifkonflikt 1987 um die Arbeitszeit unter anderem
mit der Vorbereitung einer breiten überbetrieblichen Solidari
tätsbewegung für denFallder Aussperrung, um durcheinePoli
tisierung des »Arbeitskampfes als sozialeBewegung« Druck zu
entfalten. Es ist allerdings unübersehbar, daß die erschwenen
arbeitskampfrechtlichen, politischen und ökonomischen Kon
stellationen den Druck innerhalb der Gewerkschaften in Rich
tung einer Kompromißfindung im Tarifkonflikt enorm ver
stärkt haben, so daß die Frage der tatsächlichen Streikfähigkeit
unter den neuen Bedingungen offen bleibenmuß.
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5. Elemente eines neuen Arbeitskampftypus

Soll die Unternehmervision vom »unbestreikbaren Betrieb«
nicht wahr werden, dann werden die Gewerkschaften auch wei
terhin ihre Ärbeitskampfkonzeptionen und -praxis fortentwik-
keln müssen. Die Grenzen des klassischen Streiks und die Ele
mente eines neuen Arbeitskampftypus sind bisherin mehrerer
Hinsicht erkennbar geworden:
- Die dargestellten Streikkonzepte reflektieren in jeweils spezi
fischer Weise die Bedingungen des Produktivkraftumbruchs
und eines hohen Vergesellschaftimgsniveaus. Angesichts kapi
talintensiver moderner Produktionsverfahren, die die Rolle der
lebendigen Arbeit verringern, ist eine hohe Flexibilität der
Kampfformen unabdingbar, die von roUierenden Wechsel
streiks, punktuellen und zeitweiligen Eingriffen in die Arbeits
organisation, Streikformen amArbeitsplatz bis zu Blockadeak
tionen gegen Streikbruch u. a. m. reichen (vgl. IG Druck und
Papier-Konzept). Der hohe VergeseUschaftungsgrad von Pro
duktion,Verwaltung und Kommunikationssystemen mit immer
komplexeren Vernetzungsstrukturen schafft zugleich zahlreiche
hochsensible und störanfällige Eingriffspunkte für Streikmaß
nahmen. Die »Strategie der Nadelstiche« der IG Metall (1984)
ist dafür ebenso wie die Streiks in den Bankenrechenzentren
(1987) oder etwa die Bestreikung der »Tagesschau« beim NDR
(1988) ein Beleg.
- Zumindest in Ansätzen widerspiegeln sich in der Arbeits
kampfpraxis dieUmbrüche in Sozial- und Belegschaftsstruktu
ren. Während in einigen Streiks (1984) die Einbeziehung neuer
Angestelltengruppen in den klassischen Industriebereicheneher
schwieriger geworden war, belegen dieArbeitskämpfe beiden
Banken und anderen Bereichen des tertiären Sektors, Streiks
bei der Lufthansa, im Schulwesen und in den Sendeanstalten
eine Tendenz der Ausweitung zu neuen Lohnabhängigengrup-
pen. Für die Perspektive des Arbeitskampfes liegt in der Ver
breiterung der sozialen Basis eine Schlüsselaufgabe, denn nur
durch eine erfolgreiche »Bündnispolitik« im Betrieb, die Neu-
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tralisierung potentiellerStreikbruchgruppen und die Schaffung
eines breiten sympathisierenden Umfeldes sind die neuen Ge
fahren eines technologisch erleichterten Streikbruchs zu konter-
karieren. Aber auch der punktuelle Streik von Spezialisten be
darf einersolchen kollektiven Einbettung.
- Die neue Kultur der Gegenwehr, die sich in der verstärkten
Aufnahme zahlreicher phantasievoller Aktions- und Kulturele
mente andeutet und eindeutigdurch die Ausdrucksformen der
außerparlamentarischen Bewegungen mit geprägt wird, hat das
traditionelle, oftmals ritualisierte und unpolitische Arbeits
kampfverständnis verändert. Sieist amstärksten in den betrieb
lichen Abwehrkämpfen einschließlich neuer Formen der Mili-
tanz zu beobachten. Hierin kommen auch neue Bedürfnisse der

Lohnabhängigen nach Partizipation, Selbsttätigkeit, Entfaltung
kultureller Aktivitäten und Formung solidarischer Beziehun
gen zum Ausdruck, die als Veränderungs- und Demokratisie
rungsimpulse in der gewerkschaftlichen Alltagspraxis zum Tra
gen kommen können.
- Bei aller Unterschiedlichkeit der Streikansätze ist eine gene
relle Tendenz der Politisierung zu konstatieren. Hierin drückt
sichzum einen dieunmittelbare gewerkschaftliche Reaktion auf
die aggressiveren Kapitalstrategien und staatlichen Einschrän
kungen der Streikfähigkeit aus. Neue Kampfformen gegen die
Aussperrungsmilitanz der Unternehmer (Betriebsbesetzungen
u. ä.) sowie breite Solidaritätsbewegungen gehören zu den
neuen gewerkschaftlichen Antworten. Zum anderen reflektiert
sich in dieser politischen Dimension der Arbeitskämpfe die
Konfrontation mit dem heutigen Niveau staatlicher Regulie
rung der Arbeitskraftreproduktion und ökonomischen Krisen
potentiale sowie der politisch-ideologischen Herrschaftssiche
rung.Einesolche bewußte Politisierungstendenz, wiesiein den
betrieblichen Abwehrkämpfen unddem Konzept des »Arbeits
kampfes alssoziale Bewegung« nachgewiesen wurde,gehörtzu
den Grundcharakteristika heutiger autonomer Gewerkschafts
politik.

Geradeauchdeshalb ist die gewerkschaftliche Arbeitskampf
fähigkeit ins Visier einer konservativen Offensive auf dem Ge-
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bietderGesetzgebung wie derRechtsprechung geraten, dievon
breiten und medienwirksamen ideologischen Kampagnen be
gleitet wird. Neben der Sanktionierung der Aussperrung sowie
des Streikbrucheinsatzes von Beamten im öffentlichen Dienst
und der erläuterten Novellierung des § 116 AFG, d, h. der Ver
schärfung der »kalten Aussperrung«, umfaßt diesvor allem Ver
suche, mit Hilfe des Strafrechtes neue Kampfformen wie Be
triebsbesetzungen, Blockaden bei Streikbruch,Streikpostenste
henu. ä. m. zu iiiegalisieren sowie das Arbeitskampfrecht selbst
wieder restriktiver zu fassen.^ Markantestes Beispiel dafür ist
die »Warnstreik-Entscheidung« des Bundesarbeitsgerichts vom
21.6.1988,dieentgegen frühererRechtsprechung desBAG den
Warnstreik auch dem »Ultima-ratio«-Prinzip unterwerfen will
und sich damit ausdrücklich gegendas gewerkschaftliche Kon
zept der »Neuen Beweglichkeit« richtet.^'

In der Auseinandersetzung um Arbeitskampfrecht und ge
werkschaftliche Streikfähigkeit entscheiden sichExistenzfragen
der Gewerkschaftsbewegung; das bestimmt den strategischen
Stellenwert dieses Konfliktfeldes. Autonome Gewerkschaftspo
litik, deren Hauptachse die reale Kampffähigkeit ist, wird sich
auf diesem Feld unter den Bedingungen des Umbruchs bewäh
ren müssen.
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Klaus Stegmäller

Technologischer Wandel und
Gewerkschaften

Der tarifpolitische Beitrag zu einem
gegenmachtorientierten Arbeitspolitikkonzept

Unter den veränderten ökonomischen, sozialenund politischen
Rahmenbedingungen einer strukturellen Krise der Kapitalver
wertung ist die gewerkschaftliche Tarifpolitik - ebenso wie die
gesamte gewerkschaftliche Politik - als das wichtigste Instru
ment zur Durchsetzung kollektiver und solidarischer Interes
senvertretungsansprüche einem wachsenden Druck von sehen
der Kapitalverbände und der herrschenden Politik ausgesetzt.
Das traditionelle tarifpolitische Instrumentarium droht in die
sem »ökonomischen Milieu«, das durch den Zwangzur Intensi
vierung der kapiulisdschen Produktionund Reproduktion ge
kennzeichnet ist, den damit verbundenen Segmentierungs-, In-
dividualisierungs- und Entsolidarisierungsfolgen nicht mehr im
notwendigen Umfang standhalten zu können.

Die gewerkschafdiche Tarifpolitik sieht sich sowohl mit an
geblich ökonomischen Sachzwängen (»Modernisierung der
Volkswirtschaft«) zur Verschlechterung der Arbeits- und Le
bensbedingungen für die abhängig Beschäftigten unter der Pa
role des partiellen Lohnverzichts und einerUmverteilung unter
dem Deckmantel »sozialer Reformen« (sog.Gesundheits-, Ren
ten- und Steuerreform) als auch mit vermeintlich technischen
Zwängen, konfrontiert.' Die weltmarktorientierte und techno
logische Modernisierungsstrategie nimmt damit zwei zentrale
Momente der gegenwärdgen Umbruchperiode zumAnlaß,eine
Neudefinitionder Arbeits-,Sozial-und Klassenkonstellationen
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vorzunehmen, die nicht nur die Rahmenbedingungen für die
aktuelle und zukünftige Gewerkschafbpolitik darstellen, son
dern selbst zu Feldern politischer, ideologischer und sozialer
Klassenauseinandersetzungen geraten.

Im Zentrum der Ablösung des »fordistischen« Akkumula-
tionsmodells^ und derEtablierung eines »neuen Typs« der Ka
pitalakkumulation steht die Durchsetzung eines arbeits- und
kapitalsparenden Typs des »technischen Fortschritts«, der
weder die zyklischen - als grundlegende Bewegungsform -
noch die »großen Krisen« - als mehrere Zyklen übergreifende
Stagnationsphasen —des kapitalistischen Akkumulations- und
Reproduktionsprozesses suspendiert.^ Auf der Ebene des Pro
duktions- und Arbeitsprozesses vollzieht sich Produktivkraft
umwälzung in Form eines »neuen Rationalisierungstyps«'* zur
Steigerung der Produktivität der lebendigen und toten Arbeit.
Die Gewerkschaften unterliegen so einem »Modemisierungs-
druck«5, der zurAufrechterhaltung und Weiterentwicklung au
tonomer Wirkungs- und Gegenmacht hohe Anforderungsnive
aus hinsichtlich ihrer Schutz- und Gestaltungsfunktion sowie
ihrer Durchsetzungs- und Mobilisierungsfähigkeit erfordert.

1. Rationalisierung auf neuer Grundlage: Der
»neue Rationalisierungstyp«

Auf der Grundlage derdatentechnischen und informationstech
nologischen Durchdringung des Arbeits- und Produktionspro
zesses bieten sich für unternehmerische Rationalisierungsstrate
gienneue Ansatzpunkte: Neben der zeitlichen und räumlichen
Entkopplung dermenschlichen Tätigkeit von derMaschine, die
ihre Grundlage ausder Flexibilität und Universalität in Anwen
dung und Einsatz der neuen Automationstechniken und Infor
mationstechnologien bezieht und die objektive Basis für die
Flexibilisierungsstrategie des Kapitals darstellt', eröffiiet die
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Mikroelektronik die Möglichkeit der »Objektivation menschli
cher Funktionen«^ d. h. die Übertragung geistig-intellektueller
und logischer Funktionen der menschlichen Arbeitskraft auf
technische Systeme. Sie >befreit< den Menschen als »technisch
notwendiges Kettenglied« aus dem unmittelbaren, sich in sei
nenEinzelabschnitten zu einem geschlossenen technischen Pro
zeß entwickelnden Produktionsablauf.^

Die sich auf mikroelektronischer Basis vollziehende Reorga
nisation des Produktionsprozesses bedeutet in den vorherr
schenden und zu erwartenden Rationalisierungsstrategien -
auch gefaßt im Begriff der »systemischen Rationalisierung«'
daß der »strategische Bezug auf gesamtbetriebliche Prozesse,
aufzwischenbetriebliche Zusammenhänge und Technik als ela
stisches Potential«" gerichtet wird, einschließlich der der un
mittelbaren Produktion vor- und nachgelagerten Bereiche wie
Planung, Konstruktion und Arbeitsvorbereitung sowie Lager
haltung, Transport, Aufiragsorganisation und zwischenbetrieb
licheLogisdk."

Diese Strategien zur ökonomisierung des konstanten Kapi
tals inVerbindung mitdem beschriebenen Prozeß der»Heraus
lösung des Arbeiters [und der Arbeiterin] aus den technologi
schen Subsumtionen unter das Kapital«'̂ implizieren eine ar
beitsorganisatorische Restrukturierung des Produktionsablaufs
mit widersprüchlichen Entwicklungen und Auswirkungen für
die lebendige Arbeit bezüglich der abgeforderten Qualifika
tion, »arbeitsprozeßlicher Stellung« und Nutzungsintensität.
Mit Begriffen wie »Ende derArbeitsteilung« und »(Re-)Profes-
sionalisierung der Produktionsarbeit«" werden diese Prozesse
nur unzureichend beschrieben. Zweifellos gewinnen derzeit
»neue Produktionskonzepte« im Sinne einer umfassenderen
Nutzung der Arbeitskraft und eines teilweisen Zurückdrängens
zunehmender Arbeitsteilung in denRationalisierungsstrategien
der Betriebe an Bedeutung. Ein »Formwandel kapitalistischer
Rationalisierung« findet insofern statt, »als Formen der Nut
zung von Arbeitskraft entwickelt und durchgesetzt werden, die
die immanenten Schranken tayloristischer Produktionsmodelle
zu überwinden trachten oder aber den Einsatz des Arbeitsver-
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mögens an den veränderten Nahtstellen der Mensch-Maschine-
Systeme neu bestimmten«.'̂ So werden die Flexibilitätspot
entiale der mikroelektronischen Produktions- und Organisa
tionstechnologien auch über eine Ökonomisierung der varia
blen Kapitalbestandteile adäquat ausgeschöpft. Prozesse der
»Reprofessionalisierung« und Aufwertung der lebendigen Ar
beit, die sich auch in veränderten Formen unternehmerischer
Sozialtechniken (»Qualitätszirkel«, Gruppenarbeit als Manage
mentstrategie u. a.'̂ ) manifestieren, korrespondieren mit Ent
wicklungen der Leistungsverdichtung, weiterer Zergliederung
und Standardisierung menschlicher Arbeit, zunehmender Kon
trolle und Isolation.'^ Die innerbetrieblichen Segmentierungen
in Form von fortschreitender Spaltung in Kern-und Randbeleg
schaften mit unterschiedlichen Betriebsbindungen, Flexibilisie
rung und Differenzierung nach Arbeitszeit, Arbeitsbedingun
gen und Beschäftigungsverhältnissen sowie selektivem Zugriff
auf dieQualifikationsprofile, geheneinhermit sozialstrukturel
len Fragmentierungen, sozialen >Verelendungsprozessen< -
wobei die »neue Armut« in hohem Maße eine »junge« und
»weibliche Armut« ist - mit den sozialen Konsequenzen der
anhaltenden Massenarbeitslosigkeit sowie mit regionalem und
branchenweitem Aderlaß.

Die vielfältigen Segmentierungs- und Entsolidarisierungsli-
nien entsprechen den konkreten Anforderungen der kapitali
stisch determinierten Entwicklung und Anwendung modemer
Produktivkräfte. Siesind die arbeitspolitischen Antworten der
Unternehmen auf die Verwertungskrise'^, die die subjektiven
und objektiven Handlungsspielräume einer gegenmachtorien
tierten Gewerkschaftspolitik einengen, eine Vereinheitlichung
der Interessen behindern und damit eine an kollektiven Grund
interessen aller abhängig Beschäftigten orientierte »soziale Ge
staltung« der Produktivkraftentwicklung erschweren.'®

Ansatzpunkte für ein offensiveres, handlungsorientiertesVer
ständnis der »sozialen Gestaltbarkeit« derneuen Techniken, die
sich auch in einer verstärkten subjektiven Dimension des Be
zugs zur Arbeit niederschlagen" und zum Ausgangspunkt für
gestaltende Interventionen in den Arbeits- und Produktions-
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prozeß gemacht werden müssen, sind zweifelsohne vorhanden.
Sie können jedoch nichtüber dieWidersprüche kapitalistischer
Anwendung neuer Technologien hinwegtäuschen. Die grundle
genden »Ambivalenzen« ihres profitorientierten Einsatzes re
sultieren letzdich aus der Dominanz des Verwertungsprozesses
über den Arbeitsprozeß und bringen somit zum Ausdruck, daß
die Produktivkraftentwicklung ein gesellschaftspolitischer, ein
mit der Funktionsweise der kapitalistischen Wirtschaft verwo-
bener Prozeß ist. Eine Verabsolutierung der technischen Seite
fällt hinter die Ergebnisse zurück, die in der Diskussion der
Gewerkschafts- und Arbeiterbewegung der letzten Jahre ge
wonnen wurden.

2. Der Bruch mit dem »technologischen
Determinismus« - Neuorientierung
gewerkschaftlicher Technologiepoiitik

In der Losung vonder »sozialen Gestaltbarkeit destechnischen
Wandels« reflektiert sicheineHaltung der Gewerkschaften, die
sich erst im Laufe der 70erJahre unter dem Eindruck der zu
nehmenden krisenhaften Entwicklung des Nachkriegskapitalis
mus herauszubilden begann und deren »Spezifik sich gerade
aus dem Bemühen umd die Überwindung der bis dahin vor
herrschenden technikpolitischen Grundlinie der DGB-Gewerk
schaftenergibtw.^o

In der Betrachtung der Nachkriegsentwicklung lassen sich
grob vier Phasen mit unterschiedlichen Positionen zur techni
schen Entwicklung und den darauf bezogenen gewerkschaftli
chenStrategien unterscheiden.
(1) Die erstePhase bis Anfang der sechziger Jahre ist dadurch
gekennzeichnet, daß dieGewerkschaften - nachdemScheitern
ihrer Neuordnungsvorstellungen - voneinerBeeinflussung der
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Rationalisierungsprozesse durch eine >gleichberechtigte Teil-
nahme< und mitverantwortliche Planung der Wirtschaft Ab
stand nahmen und an den .Produktivitätssteigerungen, die
durch den »technischen Fortschritt« erreicht werden konnten,
in Form von tariflichen Lohn- und Gehaltserhöhungen, Ar
beitszeitverkürzungen und Ausbau der sozialen Sicherung zu
partizipieren suchten.^i Daszugrundeliegende, in derRationali
sierungsdebatte der zwanziger Jahre wurzelnde technikpoliti
sche Paradigma hatte mit Blick auf die sozialökonomische In
teressenlage insofern seine Gründe und Berechtigung^, als »es
tatsächlich in erster Linieum den gesellschafdichen Modusder
Verteilung >moderner< Produkte und nicht um eine Modifika
tion ihrer stofflichen Eigenschaften«^^ ging-
(2) In der zweiten Phase bis zum Beginnder 70erJahre ging es
nicht mehrausschließlich um dieVerteilung der erwirtschafteten
Produktivitätssteigerungen. DieStrukturkrisen imBergbau und
der Textilindustrie zwangen die Gewerkschaften, sich mit dem
Problem der Rationalisierung verstärkt auseinanderzusetzen.
Insbesondere diesozialeUnsicherheit ältererBeschäftigter sowie
die zunehmende Intensivierung der Arbeit - auch als Folge der
Einführung neuer technischer und arbeitsorganisatorischer
Systeme - verschlechterten in allen Branchen die Arbeitsbedin
gungen nachhaltig. Auf zahlreichen Automationskongressen
wurden die Konsequenzen des technischenWandels thematisiert
und Alternativen diskutiert.^^ Exemplarisch für die typischeHal
tung zum »technischen Fortschritt« ist die Bewertungdes Ent
wurfs eines Rationalisierungsschutzabkommens durch den
damaligen IG Metall-Vorsitzenden Otto Brennerauf der dritten
Automationstagung im Jahre 1968: »Der Entwurf will techni
schen Fonschritt weder aufhalten noch hemmen ... Der Ent
wurfermöglicht keinArbeitnehmerveto gegen Investitionenoder
Organisationsentscheidungen des Unternehmers ... Die deut
schen Gewerkschaften sind keine Maschinenstürmer. Die Indu-'
striegewerkschaft Metall hatte bisher mit allen ihren Aktivitäten
in Sachen technischer Fortschritt nichts anderes im Sinn als einen
ehrlichen Versuch, sozial akzeptable Voraussetzungen für eine
schnelle Anwendung technischer Neuerungen zu schaffen.«^
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Diese naive Fbrtschrittsgläubigkeit und kridkios-defensive
Akzeptanz der technologischen Entwicklung hesdmmte auch
die gewerkschafdiche Polidk. Die ersten zu dieser Zeit abge
schlossenen Radonalisierungsschutzabkommen beschränkten
sich auf das Ziel der Besitzstandswahrung durch finanzielle
Kompensation beiArbeitsplatzverlust und erschwerten Arbeits
bedingungen, verbesserten Kündigungsschutz für ältere Be
schäftigte sowie finanzielle Hilfen bei Umschulungsmaßnah-

' men. Unter den Bedingungen steigender Reallöhne, reladver
Vollbeschäfdgung und sozialer Reformen schien ein weiterge
hender Handlungsbedarf überflüssig und verführte »zuder An
nahme, daß der technische Fortschritt - Voraussetzung und
Motor dieser Entwicklung - offenbar unabhängig von unter
schiedlichen Interessen und damit ohne notwendigen Eingriff
der Gewerkschaften«^' funktioniere.
(3) Im Zentrumder Diskussion der nachfolgenden Phase stan
den jeneSeiten der Arbeitsbedingungen, die den konkreten Ar
beitsablauf, die Arbeitsinhalte und die Organisation der Pro
duktion betrafen. Unter dem Stichwort »Humanisierung der
Arbeit« (HdA) vollzogsich in den Gewerkschaften eine thema
tische Schwerpunktverlagerung eines Teils der Rationalisie
rungsproblematik, die mit einem programmatischen Aufsatz
des damaligen DGB-Vorsitzenden Heinz Oskar Vetter 1973 in
den »Gewerkschaftlichen Monatsheften«, eröffnet wurde.^^ Er
griff das Motto der vierten Automationstagung der IG Metall
von 1972 »zur Verbesserung der Lebensqualität« auf und plä
dierte für umfassende Maßnahmen zur Verbesserung der Pro
duktions- und Arbeitsbedingungen. Dabei bezoger sichauf die
im Grundgesetz garantierte »freie Entfaltung der Persönlich
keit« und brandmarkteihre Mißachtung in der Arbeitswelt. Al
lerdings »sollte nicht aus den Augen verloren werden, daß es
sichauch heider Reform der Arbeitswelt um Machtfragen han
delt«.^®

Dies bestätigte sich im Herbst des Jahres 1973, als die IG
Metallin Nordwürttemberg/Nordbaden den Lohnrahmentarif
vertrag II (LRTV II) nur durch einen Streik durchsetzen
konnte. Die Erfahrungen der fortschreitenden Arbeitsintensi-
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viening, derWiderstand derKapitalseite beiderUmsetzung des
LRTV II, dieoffen.zutage tretenden Unzulänglichkeiten derauf
kompensatorische Schutzwirkung angelegten Rationalisie
rungsschutztarifverträge und eine zunehmende Ernüchterung
bezüglich der Reformhoffnungen, die man der sozialliberalen
Koalition entgegengebracht hatte, veranlaßten die Gewerk
schaften, den ZusammenhangzwischenRationalisierung/Auto
mation und Arbeitsbedingungen kritischerzu beurteilen.
(4) Die »Humanisierungsdebatte«, die das Verhältnis der
DGB-Gewerkschaften zum technologischen Wandel bis zum
Ende der 70erJahre entscheidend prägte und in der Auseinan
dersetzung mit dem staadichen Akdonsprogramm »Forschung
zur Humanisierung desArbeitslebens« sowie in denDiskussio
nen auf den DGB-Bundeskongressen 1975 und 1978 immer
deudicher an Profil gewann, ist im wesentlichen als »gesell-
schaftspolidsch begründete Inidadve« anzusehen und besaß
eine unmittelbare Vorläuferfunktion für die Oberwindung der
technologiepolitischen Grundlinie im DGB.^Äußerlich wurde
dieAbweichung von der klassischen Auffassung darandeutlich,
daß nicht mehr von technischem »Fortschritt«, sondern von
technischer »Entwicklung« oder technischem »Wandel« ge
sprochen wurde,den es zu gestalten gelte.^ Im Zusammenhang
mit der politischen Diskussion um die »HdA« wurde nun
neben der Schutz- auch die Gestaltungsfunktion gewerkschaft
licher Politikbetont. Damit verbunden war die Auffassung, daß
zwar der Industrialisierungsprozeß und das sich daraus erge
bende Wachstum zu einer allgemeinen Steigerungdes Lebens
standards geführthabe,die resultierenden Risiken allerdings in
zunehmendem Maße in Gegensatz zu gesellschaftspolitischen
Zielen gerieten.^'

Insgesamt hatte sich die beginnende »Neuorientierung« der
Gewerkschaften in eine Phase der »Rückbesinnung auf die ei
gene Kraft« und den Versuch des »Ausbaus der autonomen
Handlungsmöglichkeiten«^^ eingebenet, die allerdings die öko
nomische Kriseseit Mitte der siebzigerJahre zur Voraussetzung
hatte und ak Ausdruck einer gewerkschaftspolitischen Defen
sive gewertet werdenmuß.^^ Krisenerfahrungen, Massenarbeits-
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losigkeit, forcierte Rationalisierung und zunehmende Ein
schränkung des Handlungsspielraums zwangen zum Bruchmit
der lange Zeit in der Gewerkschafts- und Arbeiterbewegung
dominierenden Ideologie des »technischen Determinismus«,
derzufolge dietechnische Entwicklimg »einer autonomen Sach-
gesetzlichkeit«^^ ohne kollektive Einfluß- und Gestaltungsmög-
Uchkeit gehorche und die Gesellschaftsentwicklung »sich pri
mär aus technischen Sachzwängen bzw. der Technikentwick-
lung«'5 ergebe.

Auf der Basis der vielzitierten Leitformel der »sozialen Ge

stalt- und Beherrschbarkeit der neuen Technologien«, die die
Einsicht in die Notwendigkeit und Möglichkeitdes kontrollie
renden und gestaltenden Eingriffs auf Nutzungsweise und Ent
wicklungsrichtung des Produktivkraftsystems zum Ausdruck
bringt, reproduzieren sich jedoch unterschiedliche Positionen
und Interpretationen in der Diskussion und vor allem in der
>politischen Verarbeitung« des skizzierten Verständniswandels.
Im Kern verläuft die Trennungslinie innerhalb und zwischen
den DGB-Gewerkschaften zum einen an der politisch-strategi
schen Vorgehensweise und Einschätzung der Möglichkeit zur
Durchsetzung arbeitsorientierter Ansatzpunkte bei der Beein
flussung des technologischen Wandels, zum anderen an der
Frage, welches der »Fluchtpunkt« der entsprechenden gewerk
schaftlichen Politik zu sein habe.^

Für eine gewerkschaftliche Politik, die die trotz der profit
orientierten »Praeformation durch industrielle Verwertungsin-
teressen«^^ vorhandenen und erkämpfbarenSpielräumefür eine
Beeinflussung der Technikgestalttmg im Interesse der Lohnab
hängigen nutzen muß, »bedeutet dies letzten Endes« - in den
Worten des DGB-Vorstandsmitglieds Lothar Zimmermann -
»die Vorherrschaft der privaten Kapitalverwertung in der Ent
wicklung von Wirtschaft und Technik zu überwinden«.'« Wel
che Politik dazu in der Lage ist, die massiven Angriffe auf die
Arbeits- und Lebensbedingungen zurückzudrängen und den
möglichen positiven Potenzen einer arbeitsorientierten Ent
wicklung und Anwendung der Produktivkräfte zum Durch
bruch zu verhelfen, ist in der Gewerkschaftsbewegung umstrit-
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ten. Ob die »Chancen der deutschen Volkswirtschaft in der
Hochtechnologie liegen und nicht imAbbremsen derTechnolo
gie«, zu deren Realisierung es einer »gesamtgesellschaftlichen
Verabredung« bedarf, wie derVorsitzende der IG Chemie-Pä-
pier-Keramik glauben machen will '̂, ob eine »in eine soziale
Offensive« eingebettete »Modernisierung der Volkswirt
schaft«'''' oder ob einePolitik, die in zeitweiliger »Blockade, Wi
derstand und Gegenwehr... die Voraussetzungen zur Gestal
tung, zur Korrektur und zu Verbesserungen« sieht und dabei
das Primat derProfitproduktion inFrage stellt", den Zielen hu
maner Arbeits- und Lebensbedingungen gerecht wird, wird in
und zwischen den DGB-Gewerkschaften kontrovers diskutiert.

3. Elemente und Ansatzpunkte eines Konzepts
gewerkschaftlicher Arbeitspolitik

DieAnforderungen aneine gewerkschaftliche Technologiepoli
tikerweisen sich angesichts derökonomischen, politischen und
sozialen Rahmenbedingungen, der proHtgeleiteten Anwendung
der Produktivkraftentwicklung in Form des »neuen Rationali
sierungstyps« und der innergewerkschaftlichen Diskussion
überInhalte, gesellschaftspolitische Reichweite undPerspektive
»sozialverträglicher Technikgestaltung« als äußerst komplex
und widerspruchsgeladen.

Das gewerkschaftspolitische Instrumentarium für einesolida
rische Interessenvertretung droht nicht nur durch die zeitliche
Entkopplung vonunmittelbarer Veränderung und denlangfristi
gen Wirkungen sowie derSchwierigkeit einereindeutigen Zuord
nungder Folgen desEinsatzes neuerTechnologien ausgehöhlt zu
werden.''̂ Für die Entwicklung von alternativen Gestaltungskon
zepten fehlt außerdem »ein grifßger Ansatzpunkt in Form eines
in sich geschlossenen und in seinen Wirkungen einigermaßen
überschaubaren Rationalisierungsprojekts«.'" Mit der Notwen-
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digkeit, das gewerkschaftliche Instrumentarium sowohl in Bezug
auf dessen Inhalte und Schlagkraft als auch hinsichtlich der not
wendigen Verschränkung der verschiedenen Handlungsebenen^
zu effektivieren und zu optimieren, entstehen neue Anforderun
genandiegewerkschafdiche Organisation. Nichtzuletztwächst
die Bedeutung der gewerkschafdichen Basis als Subjektder Inter
essenvertretung, die es in einem Konzept der »Polidsierung der
Arbeit« im Betrieb zu akdvieren gilt, um die gewerkschaftliche
Interessenvertretung auch und gerade in Fragen des Zusammen
hangs von Arbeit und Technik zu verbessem.''5 Erste Elemente
und Anknüpfungspunkte eines arbeitspolidschen Gesamtkon
zepts zeichnensichab; diesemfehlt indesnoch- sowohlin seiner
theoretischen Durchdringung als auch inseinem handlungspolid-
schen Teil - gleichsam der »>archimedische< Punkt, der dieser
Vielfalt eine klare strategische Idendtätverleihen könnte.«^^
(1) Einwesendiches Element gewerkschaftlicher Arbeitspolidk
muß darin bestehen, den systematischen Diskriminierungs
und Segmentierungskonzepten betrieblicher Personalpolitik
einePolidkdes »solidanschen Personaleinsatzes« '̂ entgegenzu
setzen,die einestärkere Verschränkung der gewerkschafdichen
Arbeitszeit- mit der Arbeitspolitik in Angriff nimmt. Durch
eine Umverteilung des Arbeitsvolumens in Form täglicher Ar
beitszeitverkürzung beivollem Lohnausgleich für alle abhängig
Beschäfdgten wird einerseits ein Beitrag zur»Entdichtung« des
Arbeitsalltags erreicht, wenn er gleichzeitig mit einer Kontrolle
der Leistungsbedingungen und Leistungsregulierung verbun
den ist (»definierte Arbeitsbedingungen«).
(2) Die zunehmende Erosion des Normalarbeitsverhältnisses -
durch vielfäldge Formen ungeschützter Arbeitsverhältnisse in
Verbindung mit der Flexibilisierung der Arbeitszeiten - muß
zum einen durch Verbotsregelungen in besdmmten Fällen auf
gehalten werden. Zum anderen kann ein vorhandener Bedarf
an individueller Zeitsouveränität und größerer Vielfalt von Ar
beitszeitformen nur aufderGrundlage vonRegelungskatalogen
und tariflichen Bestimmungen gegen die»Chronokratie desKa
pitals« durchgesetzt werden^^ —zumindest ist ein »Schutz vor
gänzlicher Rechtlosigkeit und Ausbeutung zu verankern«.'*'
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(3) Ein weiteres Momenteiner »Demokratisierung der Arbeit«
ist die Einbeziehung geschlechtsspezifischer Bestimmungsfak
toren des Arbeitsprozesses. Das patriarchalisch strukturierte
Arbeitsregime, das vor allem Frauen zu den Läckenbüßerinnen
des Automationsprozesses und zum sozialen Hauptsegment
der »Rationalisierungsverliererinnen« stempelt, muß sowohl in
bezug auf die Arbeitszeitdimension als auch hinsichtlich der
Arbeits- und Entlohnungsbedingungen aufgebrochen werden.^
Frauenförderung und Quotierung in den Betrieben, aber auch
eine »Demokratisierung der Interessenvertretung und gewerk
schaftlichen Organisierung vonFrauen« '̂ sindnotwendige Ele
mente eines Konzepts der solidarischenund offensiven Arbeits
politik.
(4) Um eine Polarisierung der Qualifikationsanforderungen
undTätigkeiten der Belegschaften zu verhindern, wirdeinede
mokratische Arbeitspolitik eine dauerhafte und systematische
Qualifizierungspolitik sowie die Durchsetzung »egalitärer Ar
beitsstrukturen«" zu verfolgen haben. Die subjektiven Interes
sen an beruflicher Qualifikation und die damit eng verbunde
nen Fragen der Arbeitsinhalte (Aufgabenanreicherung, Integra
tion von Elementen der Planung, Ausführung und Kontrolle,
ganzheitlicher und nachvollziehbarer Aufgabenzusammenhang
etc.) werden von der Gewerkschaftspolitik noch immer ver
nachlässigt. Sollen jene Dimensionen, »in denen sich die Sub
jekte auf ihre Arbeit als subjektive und sinnhafte Tätigkeit be
ziehen«", der Kontrolle durch unternehmerische Sozialtechni
ken entrissen werden, wird es nötig sein, alternative Formen
der Qualifizierung in Abstimmung mit Arbeits- und Lohnge-
staltungs- sowie Personalplanungskonzepten zu entwickeln
und durchzusetzen. Diese zeichnen sich durch das Leitmotiv
»Solidarität statt Konkurrenz«" ausundkönnenSegmentierun
gen und Polarisierungen der betrieblichen Arbeits- und Be
schäftigungsstrukturen aufbrechen.
(5) Die Beschränkung sozialer Kontakte imd Kommunika
tionsmöglichkeiten —sei es durch die räumliche Trennung der
Beschäftigten, Arbeitshetze oder durch eine Kooperation nur
noch über technische Systeme - untergräbt gemeinschaftliche
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FormendesArbeitsvollzugs und Erfahrungsaustauschs, was so
wohl dieErträglichkeit derArbeitsbelastungen überwechselsei
tige Hilfe und Arbeitssolidarität als auch die Bedingungen für
den Aufbau kollektiver Gegenwehr erschwert, wenn nicht ver
hindert." Bei der Einflußnahme auf die Gestaltung von Arbeit
und Technik ist es deshalb besonders wichtig, daß kooperative
und kommunikative Strukturen im und nebendemArbeitspro
zeß aufgebaut werden, die auch für die Intensivierung und Ef-
fektivierung der institutionellen Formen der Interessenvertre
tung unerläßlich sind.
(6) Dies verweist auf die Notwendigkeit, eine »bloße instru-
mentelle Partizipation der Arbeitnehmer an der Interessenver
tretungspolitik«" zu überwinden. Die Durchsetzung von For
men unmittelbarerBeteiligung an der Interessenvertretung, wie
sie im Ansatz bereits im Rahmen der Mitbestimmungsinitiative
des DGB in der »Konzeption zur Mitbestimmung am Arbeits
platz« sowie in den Aktions- und Arbeitsprogrammen der IG
Metall und ÖTVvorgestellt werden'', erfordertdie Integration
des fachlichen Produzentenwissens und der politischen Hand
lungskompetenz der Beschäftigten in eine alle gewerkschaftli
chen Handlungsfelder umfassenden Gesamtkonzeption derGe
genmacht. Die »Aufwertung der strategischen Bedeutung der
betrieblichen Handlungsebene« mußdahersowohl unterMobi
lisierungsgesichtspunkten als auch aufgrund einer nicht voll
kommen zu schließenden »Konkretionslücke« der tarifpoliti
schen »Gestaltungsorientierung« durch eine »Mitbestimmungs
orientierung«" vollzogen werden. Dies erfordert eine Intensi
vierung und Neubelebung gewerkschaftlicher Betriebspolitik.
(7) Mit dem Bedeutungszuwachs der betrieblichen Durchset
zungsebene erwachsen der gewerkschaftlichen Organisation
neue und komplexere Aufgaben. Das handlungspolitische Di
lemma zwischen gestiegenden Anforderungen an die sachliche
und politische Kompetenz bei gleichzeitig wachsendem Pro
blemdruck und Engpässen in der Handlungs- und Entschei
dungskapazität", in das die betriebliche Interessenvertretung
zunehmend gerät, schließlich auch die mit der »systemischen
Rationalisierung« verbundene Gefahr derErosion derbetriebli-
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chen Interessenvertretung", kann nur mit einerverstärkten ge
werkschaftlichen Hilfestellung in Form von personeller, sach
kundiger und politischer Unterstützung aufgelöst werden. Die
»Schaffung einer arbeitspolitischen Infrastruktur«" zur Erhö
hung der Problemlösungskapazitäten durch eine enge Zusam
menarbeit von Belegschaften, betrieblichen Interessenvertre
tungen, Gewerkschaften und »Gegenwissenschaften« wird für
dieEntwicklung vonGestaltungsalternativen zur unverzichtba
ren Voraussetzung. Ihre Realisierung erfordert allerdings die
politische Durchsetzung einer nachhaltigen Ausweitung der
Mitbestimmung i. S. eines Eingriffe in die Strukturen privat-
wirtschafdicher Entscheidungen und einer Beschränkung un
ternehmerischer Verfügungs- und Herrschaftsmacht über die
Arbeits- und Lebensbedingungen der Lohnabhängigen. Damit
gewinnen die praktischen Auseinandersetzungen auf der be
trieblichen wie gesellschafdichen Ebene um den Einsatz und
die Anwendung der modernen Produktivkräfte notwendig den
Charakter von Klassenkonflikten und »nirgendwo sonst, wie
bei der Gestaltung von Arbeit und Technik, wie in der Ausein
andersetzung um eineandere Zukunft, kommt deshalb der In
teressengegensatz zwischen Arbeitund Kapital deudicher zum
Ausdruck«."

4. Politisch-strategische und inhaltliche
Anforderungen an die Tarifpolitik

Angesichts der neuen Qualität der Rationalisierungsprozesse
wird die gewerkschafdiche Politikimmerstärkermit einertech
nologiepolitischen Dimension konfrontiert, zu deren Bewälti
gungdas tarifpolitische Instrumentarium nur noch ansatzweise
ausreicht. Die Grenzen bisheriger Handlungsinstrumente und
-konzepte treten auf dem neuen, >eigenständigen< Konfliktfeld
Arbeitspolitik unter ökonomischen Krisenbedingungen und
unter dem Druck der konservativen Modemisierungsstrategie
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offen zutage, was deren Überprüfung, Effektivierung undWei
terentwicklung zwingenderfordert. Strategischer Bezugspunkt
gewerkschafdicher Politikwird das betriebliche Handlungsfeld
bleiben. Allerdings werdenmit der Aufnahme vongesellschafts
politischen Aspekten in die traditionellen gewerkschaftlichen
Politikbereiche die Instrumentarien und Handlungskonzepte
den Vergesellschaftungsprozessen von Arbeit und Produktion
entsprechen müssen. Den »alten« wie den »neuen« Aufgaben
derTarifpolitik kommtdabei eineentscheidende Bedeutung zu:
die »ressortmäßige Verselbständigung der einzelnen gewerk-
schafdichen Handlungsfelder«^, d. h. dieEntgegensetzung von
betrieblicher, tariflicher und gesellschaftspolitischer Hand
lungsebene muß dabei überwunden, die Regelungsinhalte und
Integradon der unterschiedlichen Interessenbereiche in das ta
rifliche Regelungssystem erweitert werden. Angesichts der Ver
gesellschaftungsprozesse muß der Ausbau kollekdver Sicherun
gen für alle Beschäftigte gleichzeitig betriebs- und beschäfti-
gungsgruppenspezifische sowie individuelle Handlungs- und
Entscheidungsspielräume gewährleisten.^

Konzeptionell »neues Denken« in Richtung auf die Weiter
entwicklung von regelungstechnischen Verfahrensnormen zu
sammen mit einer qualitadven Erweiterung der tatifpolidschen
Regelungsbereiche^ muß aber in Rechnung stellen,daß die Ge
währleistung der »notwendigen Gleichzeidgkeit von Zentrali
sierung und Dezentralisierung«" in dem Maße objektiv er
schwert wird, in dem die ökonomische Krise und die darauf
bezogenen Kapitalstrategien der Entsolidarisierung und Flexi
bilisierung die Bedeutung der zentralisierenden, vereinheidi-
chenden Funkdon gewerkschaftlicher Politik in besonderer
Weise unterstreichen und herausfordern. Ein >Rückzug< auf die
klassischen >zentralen< Forderungen, Inhalte, Regelungsberei
che und HandlungsmustergewerkschafdicherTarifpolidk allein
würde aber der Komplexität der Widerspruchs- und Konflikt
felder nichtgerecht tmd einerEntwicklung »komplex integrier
ter Handlungsstrategien«*'' entgegenstehen. Gleichzeitig jedoch
müssen diemitder Öffnung und Differenzierung verbundenen
Gefahren der möglichen Erschließung vonSpielräumen für Ka-
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pitalstrategien eingedämmt werden. Neben einem ganzheitli
chen Interessenvertretungsanspruch, der die wechselseitigen
Abhängigkeiten und Verflechtungen der Gefährdungsbereiche
Beschäftigung, Einkommen, Arbeitszeit, Arbeitsbedingungen
und Qualifikation berücksichtigt, erweist sichdahereineengere
Koordination und systematische Verschränkung derTarifpolitik
mit der gewerkschaftlichen Betriebspolitik, die unterBeibehal
tung und Verfestigung eines kollektiven Rahmens und solidar
ischen Gestaltungsanspruchs betriebliche und individuelle Ent
faltungsmöglichkeiten gewährleistet, als die größte Herausfor
derung.

Insbesondere die IG MeuU verfügt in dieser Hinsicht über
einen mit der Entwicklung der »qualitativen Tari^olitik« ge
wonnenen konzeptionellen Vorlauf. Der LRTV II stellte über
die Regelung neuer Inhalteim Rahmen der >HdA< hinaus einen
erstmaligen Versuch dar, die unmittelbare »Gestaltungsorien
tierung« tarifvertraglicher Normeni. S.einerdirekten, abschlie
ßenden Regelung um eine mittelbare »Mitbestimmungsorien
tierung« zu ergänzen, die tarifliche Rahmenregelungen für ar
beitsplatznahe Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte der
Beschäftigten und betrieblichen Interessenvertretung ein
räumte. Mit diesem Konzept, das die IG Metall als Schrittzur
»betriebsnahen Tari^olitik« verstand, wurde bewußteine Ver
längerung von Entscheidungen in die Betriebe hinein über eine
Reihe vonOffnungsklauseln für Betriebsvereinbarungen vorge
nommen^^, um gleichsam der >Herrschaft des Tarifvertrages<
unter veränderten Bedingungen Geltung zu verschaffen. Dies
war freilich nur möglich, indemimTarifvertrag bewußtaufeine
Konkretisierungbei arbeitsinhaltlichen und arbeitsorganisatori
schen Normen verzichtet wurde. Qualiutive Ansprüche sind
nur bedingtin der fürTarifverträge notwendigen Allgemeinheit
in Mindestanforderungen umzusetzen - mitAusnahme vonbei
spielsweise Mindesttakt-, Pausen- und Erholzeitregelungen.So
wurde die betriebliche Interessenvertretung als »Realisierungs
instanz« tarifvertraglicher arbeitsplatznaher Regelungen einge
setzt. Aus dieser zweifachen Offenheit der tariflichen Normen
resultierten allerdings auch die Umsetzungsschwierigkeiten des
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LRTV II, da die Ausgestaltung der produktions- und betriebs
spezifisch bedingten »Konkretionslücken« und die abschlie
ßende Regelung derArbeitsbedingungen weitgehend demKräf
teverhältnis zwischen Kapiul und Arbeit auf der betrieblichen
Ebeneanheim gestellt wurden."

Dabei besteht die Gefahr einer sich verselbständigen »Ent
wicklung betrieblicher Rationalisierungsschutzpolitik«. Diese
kann eine»Aufweichung der Solidaritätsleistung desTarifvertra
ges«^ bedeuten, wenn die im Zuge der »neuen Produktions
konzepte« vomManagement offerierten Partizipationsangebote
in kooperative Konfliktlösungsmuster und Strategien des »Co-
Mänagements« (MüUer-Jentsch) im Rahmen eines Modemisie-
rungspaktes zwischen aufgeklärten Managementfraktionen und
rationalisierungsbegünstigten »modernen Arbeitnehmern«
(Kern) einfließen. Sie relativiert sich freilich in dem Maße, wie
die betrieblichen Auseinandersetzungen um die Gestaltung von
Arbeit undTechnik alspolitischer Konflikt begriffen und in der
Verknüpfung von betrieblicher Mobilisierung und Kampfbe
reitschaft mit gesellschaftspolitischen und ideologischen Aus
einandersetzungen eine qualiutiv neue Stufe der Politisierung
des gewerkschaftlichen Kampfes erreicht wird.^ Die Verfah
rensnormen des alsWeiterentwicklung des LRTV II geltenden,
von der IG Metall 1982 für die Tarifgebiete Südwürttemberg/
Hohenzollem und Südbaden vorgelegten Lohnrahmentarifver
tragentwurfs (»Lohnrahmen-Süd«) können gerade in dieser
Hinsicht als Chance begriffen werden, durch die noch stärkere
Anbindung der betrieblichen Umsetzung andieRahmenvorga
ben und durch die direkte Einflußnahme des einzelnen Beschäf
tigten aufdieArbeits- undLeistungsbedingungen übereintarif
lich abgesichertes Vorschlags- und Reklamationsverfahren eine
Politisierung der betrieblichen Durchsetzung zu initiieren.'̂
Nicht zuletzt wegen der in dieser Konzeption angelegten Ten
denz zur Überwindung des dualen Interessenvertretungsprin
zips, aberauch aufgrund seiner weitergehenden direkten Rege
lungspunkte wurde der »Lohnrahmen-Süd« von den Kapital
verbänden als nicht verhandlungsfähig abgelehnt.

Auf dem tarifpolitischen Forum der IG Metall wurde das
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Konzept »flexibler Wahlmöglichkeiten« diskutiert, dasdiePro
blematik der öflhung derTari^olitik für die spezifischen be
trieblichen Bedingungen bei gleichzeitiger Sicherung des allge
meinen Geltungsanspuchs des Tarifvertrages dahingehend zu
lösen versucht, daß die »Festschreibung von mehreren Wahl
möglichkeiten ... mit klarer Anspruchsgrundlage, unter denen
im Betrieb ausgewählt werden kann, aber auch muß«^, veran
kert wird. Diese Strategie könnte jedoch nur dann erfolgreich
sein, wenn die betriebliche Durchsetzungsfähigkeit gestärkt
und einenur betriebszentrierte >Umsetzungsbewegung< vermie
den wird. In ähnlicher Weise zieltdasStufenmodell einiger Ein
zelgewerkschaften auf die Verbindung und stärkere Abstim
mung von Betriebs- und Tarifpolitik, dessen erster Schritt die
Ausarbeitung von »Aktions- und Arbeitsprogrammen« dar
stellt.^Die Konzeption derAktionsprogramme gehtdavon aus,
daß in dem Maße, wie sichdie Auseinandersetzungen um eine
produzentenorientierte »Gestaltung von Arbeit und Technik«
auf die betriebliche Ebene verlagern, diejenigen Fragen an Be
deutung gewinnen, die sich auf die inhaltlich-konzeptionellen
und politisch-strategischen Grundlagen der gewerkschaftlichen
Betriebspolidk beziehen. Im IG Metall-Programm wird z. B.
als »Langzeiuufgabe« die Perspektive entwickelt, die bei der
Umsetzung entstehenden »politischen Auseinandersetzungen
in den Betrieben wie in der öflentlichkeit offensiv zu fuhren
und gemeinsam mit den Arbeitnehmern die notwendige Stärke
für betriebsübergreifende politische Lösungen zu entwik-
keln«.^^ Dennoch wird hier derBezug zueinem übergreifenden
gewerkschaftspolitischen Gesamtkonzept in der praktischen
Umsetzung wie in der politischen Orientierung der Aktions
programme zu wenig deudich.^' Als Beispiel für eine Teilreali
sierungder notwendigen Integration kann- wennauch nicht in
>Programmform< gegossen - die derzeitige Nutzung der schon
seit langem bestehenden überbetrieblichen Interessenvertre
tungsstrukturen in der IG Druck und Papier (sog. Branchen
konferenzen) als Ansatzpunkt für einen übergreifenden Erfah
rungsaustausch und als Instrument für die Entwicklung von
produzentenorientierten »Gestaltungsmodellen« mit branchen-
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spezifischen Rahmenkonzepten und überbetrieblicher Koordi
nierung derVorbereitung, Entwicklung und Umsetzung tarif
vertraglicher Regelungen gelten.^ Auch die »Unternehmer auf
dem Prüfstand«-Aktionen der IG Metall, wie sie erstmals im
Bezirk Stuttgart zur Vorbereitung der Lohn-Tarifrunde im
Frühjahr 1983 eingeleitet undseitdem fortgesetzt wurden, kön
nen dazu beitragen, sowohl imVorfeld als auch inderTarifaus
einandersetzung selbst eine Verankerung der inhaldichen For
derungen zuerreichen, unverzichtbare Mobilisierungs- undPo
litisierungsschübe freizusetzen und sich in die gesellschaftli
chen und ideologischen Auseinandersetzungen umdieBewälti
gung der Gegenwarts- und Zukunftsaufgaben hegemoniebil
dend einzuschalten.

Ausgehend von dem der»qualitativen Tarifpolitik« zugrunde
liegenden Anspruch derRegelung ganzheitlicher Interessen der
Lohnabhängigen, die durch den profitorientierten Einsatz
neuer Technologien massiv verletzt werden, verbietet sich eine
isolierte Betrachtung dervielfältigen Gefährdungen, diesowohl
die traditionellen Kembereiche der Tarifautonomie - Lohn, Ar
beitszeit und Beschäftigung —alsauch neue, bisher unterbelich
tete tari^olitische Felder berühren.
(1) Angesichts der anhaltenden Massenarbeitslosigkeit kommt
dem Ziel der Umverteilung der Arbeit durch eine weitere soli
darische Arbeitszeitverkürzung in verschiedenen Formen mit
vollem Lohnausgleich für alle herausragende Bedeutung zu.Al
lein die Arbeitszeitverkürzung um eine Stunde auf 37,5 pro
Wochehat in der Metallwirtschaftüber 60 000Arbeitsplätzege
sichert und geschaffen; die Beschäftigungseffekte der Arbeits
zeitverkürzungen der letzten Jahre insgesamt lassen sich auf
400 000 Arbeitsplätze veranschlagen.'® Doch selbst die Durch
setzung der 35-Stunden-Woche und darüber hinausgehende
Schritte können nur in einem integriertenKonzept alternativer
Wirtschaftspolitik die Beschäfugungssituation der Lohnabhän
gigen auf Dauer sichern. Weitere Arbeitszeitverkürzungs
schritte durch Lohnverzicht der »Besserverdienenden« und
durch die Zustimmung zur Ausweitung der Betriebsnutzungs
zeiten und Wochenendarbeit erkaufen zu wollen, sind weder
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ein taugliches Instrument zur Bekämpfung der Massenarbeits
losigkeit noch ein »linkes Projekt erster Klasse«."Damit wurde
nicht nur eine solidarische Interessenvertretung untergraben.
Gleichzeitig gäbe man den Unternehmen ein weiteres Instru
ment zur Kompensation der intendierten Beschäftigungseffekte
über Produktivitätsausweitungen an die Hand, mit einer noch
stärkeren Unterordnung der individuellen Zeitgestaltung der
Lohnabhängigen unter das Diktat maximaler Kapitalverwer
tung.

(2) Neben dem Beitrag zursolidarischen Umverteilung des Ar
beitsvolumens besteht ein weiterer dringlicher Handlungsauf
trag in der Sicherung der Arbeitsplätze und in der Abwehr der
negativen Folgen profitorientierter Rationalisierungsstrategien.
Die >klassischen< tariflichen Möglichkeiten des Rationalisie
rungsschutzes (Kündigungsschutz, Sozialplan) haben sich als
unzureichend erwiesen. Eine Verbesserung und Erweiterung
des Rationalisierungsschutzes in Richtung auf die Beeinflus
sung und Steuerung des Rationalisierungsprozesses selbst, in
Verbindung mit Formen der Leistungskontrolle und Regelun
gen der Arbeitsbedingungen i. w. S. sowie Eingriffe in die sog.
»wirtschafdichen und personalpolitischen Angelegenheiten«
der Betriebe werden zur unabdingbaren Voraussetzung, wenn
die beschäftigungs- und humanisienmgspolitischen Effekte der
Arbeitszeitverkürzung nicht >versickern< sollen.

In der gewerkschaftlichen Diskussion und tariflichen Praxis
gibtes eine Reihe vonAnsatzpunkten und praktischen Vorstö
ßen, die einer integrierten Sichtweise des Rationalisierungspro
blems entsprechen undüber denkompensatorischen »Absiche-
nmgscharakter« der >klassischen< Regelungen hinausweisen.^"
Der tarifvertragliche Standard in fast allen Tarifbereichen zur
individuellen Arbeitsplatzsicherung bei Rationalisierung (er
weiterter Kündigungsschutz, Sicherung eines »gleichwertigen«
Arbeitsplatzes, Umschulungs- und Weiterbildungsansprüche)
wurde inemigen Tarifverträgen zuabsoluten Entlassungsverbo
ten erweitert. Im »Tarifvertrag zur sozialen Sicherung der Ar
beitnehmer bei technischen und arbeitsorganisatorischen Ände
rungen« (1987) zwischen der Volkswagen AG und der IG Me-
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lall •wird diese kollektive Sicherung allerdings insoweit ent
schärft als sich der Anwendungsbereich auf »wesentliche Ände
rungen der Produktionsabläufe..., wesentliche Änderungen
derArbeitsorganisation... und wesentliche Erweiterung und/
oder Änderung computergestützter Informations-, Kommuni
kations- und Dispositionssysteme«®' beschränkt. Dieser Inter
pretationsspielraum in der Definition von Rationalisierungs
maßnahmen wird durch die Festlegung von sog. quantitativen
und qualitativen Besetzungsregeln geschlossen, wie sie in den
Anhängen der Manteltarifverträge und im Tarifvertrag für rech
nergestützte Textsysteme (RTS) in der Druckindustrie verein
bart werden konnten. Hier ist die Mindestzahl und Qualifika
tion an einer bestimmten Maschine bzw. für eine bestimmte Tä
tigkeit zu beschäftigenden Lohnabhängigen vereinbart. Die
Kündigung und beabsichtigte ersatzlose Streichung der MTV-
Anträge durch die >Druck-Untemehmer< in der Tarifrunde
1988/89 zeigt allerdings, daß diese nicht länger bereit sind, die
erreichten beschäftigungswirksamen, leistungspolitischen und
arbeitsinhaltlichen Erfolge unddieInfragestellung ihrerDispo
sitionsmacht bei der Personalbesetzung, die ihrer »Deregulie
rungsstrategie« entgegensteht, hinzimehmen.®^
(3) Verteidigung und Ausbau des Normalarbeitsverhälmisses
und die tarifhche Regelung zur Abwehr sog. prekärer Arbeits-
imd Beschäftigungsverhältnisse werden zu einer entscheiden
den Frage künftiger gewerkschaftlicher Handlungsfähigkeit.
Angesichts derTatsache, daß nurnoch 66% derBeschäftigten —
bei Hinzurechnung der Arbeitslosen —durch ein Normalar
beitsverhältnis abgesichert sind®^, ist der Regelungsbedarf ent
sprechend groß. Hinter den »tarifpolitischen Notwendigkei
ten« —»Sicherung von Arbeitsverhältnissen in Form tariflicher
Regelarbeitsverhältnisse, urifliche Gegenwehr gegenüber unter
nehmerischen Flexibilisierungsbemühungen und volle Mitbe
stimmung bei Lage und Verteilung der Arbeitszeit sowie bei
der Einführung >abweichender Arbeitsverhältnisse«« und »Re
gelung zurTeilzeitarbeit im Arbeitnehmerinteresse«®* - bleibt
das faktische Regelungsniveau derTarifverträge zurück. Sowohl
im Problembereich der befristeten Arbeitsverhälmisse als auch
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bei der sog. »Arbeitnehtnerüberlassung« (Leiharbeit) sind die
Tarifverträge nur unzureichend in der Lage, die durchdas »Be-
schäftigungsförderungsgesetz« und das »Arbeitnehmerüberlas
sungsgesetz« geschaffenen Aufweichungen des Schutzes zu
kompensieren.®^

Auch die zunehmende Ausweitung der Teilzeiurbeit voll
zieht sich weitgehend im »tariffreien Raum«. Der offensichtli
che Bedarf nach »freiwilliger Wenigerarbeit« muß allerdings
unter den gegebenen Bedingungen mit erheblichen individuel
len Nachteilen erkauft werden, die im besonderen Maße von
Frauen zu bezahlen sind.*® Die tarifvertraglichen Regelungen
hinken einererforderlichen repressiven und strikten Reglemen
tierung - in puncto genereller Versicherungspflicht, Lage und
Verteilung der Mindestarbeitszeit von 20 Stunden, Gleichbe
handlung von Voll- und Teilzeitbeschäftigten, Weiterbildung
und beruflicher Aufstieg etc. - der Teilzeitbeschäftigung erheb
lich hinterher, auch wenn einige Gewerkschaften erste Umset
zungsschritte vorgenommen haben.*^
(4) Über eine reine Lohnerhöhung hinaus gewinnen technolo
giepolitische Implikationen der Lohnpolitik bzw. der Lohn
strukturpolitik an Bedeutung. Neben der Abwehr der unter
nehmerischen Deregulierungsstrategien imLohnbereich, dieim
Kern eine Infragestellung der Tarifautonomie darstellen, treten
Fragen derEingruppierung, derArbeitsbewertung, derQualifi
kation und Weiterbildung, die zur Grundlage von Entgeltbe
gründungen gemacht werden müssen, in den Mittelpunkt ge
werkschaftlicher Einkommenspolitik. Dazu mußeineLohnrah
menpolitik forciert werden, diediese Elemente miteinander ver
knüpft und in ein umfassendes Arbeitspolitikkonzept inte
griert.

Insbesondere die IG Metall bemüht sich um die Weiterent
wicklung der »AbgruppierungsschutZÄ-Tarifverträge, dieden in
der Logik der analytischen, einseitig andenAnforderungen des
Arbeitsplatzes orientierten Arbeitsbewertungen liegenden Ab-
gruppierungsautomatismus nur bedingt haben aufheben kön
nen, in Richtung auf Entgeltdifferenzierungsverfahren, die un
abhängig von technischen Veränderungen, Höhe und Art der

133



Belastung des ArbeitsvoUzugs und qualifikatorischer Anforde
rung des jeweiligen Arbeitsplatzes die Einkommen sichern.
Eine Modifikation der analytischen Einzelarbeitsplatzbewer
tung erfolgte im »Tarifvertrag über die Lohndifferenzierung«
(LODI) zwischen der IG MetallBezirksleitung Hannover und
der Volkswagen AG, indem der Bezug der Arbeitsbewertung
aufsog. »Arbeitssysteme« vorgenommen wird, indenenjeweils
gleichartige Tätigkeiten zusammengefaßt sind. Die erhebliche
Minimierung des Abgruppierungsrisikos mußte allerdings im
Tausch für flexibleren Arbeitskräfteeinsatz und mit der Öff
nung für arbeitsorganisatorische Rationalisierungen erkauft
werden.8« Einevollkommene Aufgabe der anforderungsbezoge-
nen Arbeitsbewertung wurde im Firmentarifvertrag zwischen
der Vögele AG und der IG Metall BezirkStuttgan vollzogen.
Die Grundlage für die Eingruppierung stellt hier nicht mehr
die Arbeitsaufgabe dar, sondern die Qualifikation der Beschäf
tigten. Dem wechselseitigen Zusammenhang von Rationalisie
rung, Lohnfragen und Qualifikation wurde damit in neuer
Weise entsprochen,weilin dieserVerbindung nicht nur eine ab
solute Einkommenssicherung - gekoppeltmit der Absicherung
des betrieblichen Eingruppierungsniveaus und der Garantie
eines monatlichen tariflichen Grundentgelts -, sondern auch
ein Qualifikationsanreiz für die einzelnen Beschäftigten er
reicht wurde."

(5) Die gewerkschafdiche Qualifizierungspolitik mit dem Ziel
der umfassenden beruflichen und politischen Bildung für alle
versteht sich als »Elementeiner Strategieder sozialen Produkti
vitätsbeherrschung, die durch denÜbergang vom Kampf gegen
die negativen Folgen der Technik zum Kampf um die soziale
Gestaltung derTechnik selbst geprägt wird«.'" Neben derVer
knüpfung der Qualifikation mit der Entgeltfindung, sind ent
sprechend qualifikationsbezogene Aspekte untrennbar mit ar
beitsinhaltlichen, arbeitsorganisatorischen und beschäftigungs-
sichemden Fragen verbunden und auch in diesem erweiterten
Rahmenfeld zu regeln. Über die Gewährleistung eines Qualifi
kationsschutzes für »rationalisierungsbetroffene« Beschäftigte
hinaus müssen Rahmenbedingungen festgelegt werden, dieden
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Anspruch aufWeiterbildung für alleund die institutionelle Vor
aussetzung zur Durchsetzung dies'es Anspruchs schaffen und
sichern. Die Konkretisierung des Grundsatzes »Sicherung und
Erweiterung der Qualifikation« (§4) versucht der bereits zi
tierte Technik-Tarifvertrag für VW dadurch zu gewährleisten,
daß »aufder Grundlage der betrieblichen Personalplanung mit
dem Betriebsrat bedarfsgerechte Qualifikationsprogramme
rechtzeitigzu vereinbaren« sind und die Festlegung der »Maß
nahmen nach Ziel, Art, Dauer, Inhalt und Methode« sowie »die
Auswahl der für das Qualifikationsprogramm voi^esehenen
Werksangehörigen... im Einvernehmen mit dem Betriebs
rat«" zu erfolgen hat. Auch der neue Lohn- und Gehaltsrahm
entarifvertrag I der IG Metall für die Metallindustrie Nord-
wörttemberg/Nordbaden von 1988 enthält neben der ausdrück
lichen Verpflichtung, »einen vielseitigen Arbeitseinsatz zu er
möglichen sowie den Erhaltund dieErweiterung der Qualifika
tion der Beschäftigten zu fördern«, eine verbindliche Beratung
mit dem Betriebsrat über den »vom Arbeitgeber ermittelten
Qualihkationsbedarf«, auf deren Grundlage »der Arbeitgeber
mindestens einmal jährlich den tatsächlich zu deckenden be
trieblichen Qualifikationsbedarf«'^ festlegt. Das angestrebte
höhere Qualihkationsprofil der Beschäftigten wird insoweit
mit in diematerielle Sicherung einbezogen, alsdieerreichte Hö
herqualifikation eine Höhergruppierung zur Folge hat. Bleibt
dieseaus, ist dasUnternehmenverpflichtet, einenAusgleichszu
schlag für mindestens 10Monate in Höhe von 3% des bisheri
gen Grundlohns oder Tarifgehalts zu zahlen.Allerdings gilt für
beide Tarifverträge, daß die Einwirkungsmöglichkeiten des Be
triebsrates, der bei der Umsetzung und Ausgestaltung dieses
Regelwerkes mit hohen Anforderungen konfrontiert wird, der
Problemdimension nicht in ausreichendem Maße entsprechen.
So bestehtkeinerzwingbares Mitbestimmungsrecht bei der Er
mittlungdes Qualifikationsbedarfs und auchdie »Verankerung
eines überprüfbaren, gegebenenfalls einklagbaren Anspruchs
auf betriebliche Weiterqualifizierung«'̂ für alle Beschäftigte,
konnte nicht durchgesetzt werden. Die formale Entsprechung
in der Forderung nach Erweiterung beruflicher Qualifikation,
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die den Anforderungen der Produktivkraftentwicklung ent
spricht, kann nichtdarüber hinwegtäuschen, daßdie »zielgrup-
penorientierte«, »gezielt vom Bedarf am Arbeitsplatz abzulei
tende« sowie »die Akzeptanz und Identifikation bei der An
wendung der Techniken erhöhende«'* Qualifikationsoffensive
des Kapitals die Segmentierungslinien der Rationalisierungs
prozesse keinesfalls aufhebt, sondern verstärkt.
(6) Ein weiterer Problemkomplex berührt dieRegelung der Ar-
beits- und Leistungsbedingungen. Eine»menschengerechte Ar
beitsgestaltung« hat sowohl lohnpolitische Komponenten als
auchAspekte der Beeinflussung der Arbeitsumgebung, der Ar
beitsverfahren und -methoden zu berücksichtigen. Der Verkauf
der Ware Arbeitskraft ohne gesundheitliche Schädigungen und
Beeinträchtigungen für die gesamte Dauer des Arbeitslebens
kann nur gewährleistet werden, wenn ein Mindestmaß an Ar
beitsinhalten geschaffen und umfassende Mitbestimmimgs-
rechte derArbeitenden und ihrer Interessenvertretungen fürdie
>Vemutzungsbedingungen< der Arbeitskraft durchgesetzt wer
den.

»Die Regelung der Leistungsanforderung durch Vereinba
rung eines Leistungspensums unter Festlegung biologisch, sitt
lich und sozial zumutbarer Arbeits- und Lebensbedingungen
für Soll-Leistung überall dort, wo direkte oder indirekte Lei
stungsvorgaben ... gemacht werden«",stelltdie gewerkschaft
liche Zielmarge zur Beschränkung der unablässig steigenden
Anforderungen im Leistungslohnbereich dar. Dort wo keine
Vorgaben hinsichtlich einer bestimmten Leistung in einer be
stimmten Zeiteinheit gemacht werden, kann ein dem Zeitlohn
bzw. Gehalt vergleichbarer Entlohnungsgrundsatz eingeführt
werden. Entsprechend enthält der »Lohnrahmen-Süd«-Ent-
wurf der IG Metall zwei Entlohnungsgrundsätze: Erstens Ent
lohnungmit vorgegebener Leistung (Leistungslohn) für alle Be
schäftigten, denen direkt oder indirekt durch Vorgabe oderAr
beitsablauf bzw. Arbeitsorganisation bestimmte Leistungen ab
gefordert werden, zweitens den Entlohnungsgrundsatz ohne
vorgegebene Leistung", bei dem gewährleistet sein muß, »daß
jeder direkte oder indirekte Druck auf die Arbeitsleistung des
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einzeben Arbeitnehmers, zum Beispiel m Bezug auf Menge,
Qualität, Zeit ausscheidet«.'̂ Die Durchsetzung dieser Rege
lung istdeshalb sowichtig, weil derinden bisherigen Tarifrege
lungen kodiflzierte traditionelle Leistungsbegriff den konkre
ten Arbeits- und Leistungsbedingungen nicht mehr gerecht
wird. Dieindividuelle Beeinflußbarkeit derLeistung nimmt mit
zunehmender Automatisierung, höheren Anteilen von Prozeß-
und Programmzeiten und rigideren Zeitvorgaben bei Fließar
beit sukzessive ab. Damit werden die Grundlagen des tarifli
chen Akkordsystems in Frage gestellt. Außerdem dient diese
Entwicklung den Unternehmern als Argument, immer mehr
Beschäftigte indenZeitlohn abzudrängen unddamit dasMitbe
stimmungsrecht der Interessenvertretung auszuhebein, das sich
lediglich auf die Festsetzung derAnforderungen im Leistungs
lohn, nicht aber aufdie faktische Leistungsabforderung im Zeit
lohn oder Gehalt erstreckt. Die im »Lohnrahmen-Süd« gefor
derte Endohnungskonzeption eines gememsamen Tarifvertra
ges für Arbeiterinnen und Angestellte trägt der zunehmenden
Leistungsverdichtung und der Gefährdung der Entgelte Rech
nung, indem der betrieblichen Praxis von sog. »kalten Lei
stungsvorgaben« durch eindetailliert geregeltes und mitbestim-
mungspflichtiges Fesdgungsvorhaben von »Bezugsleistung und
Richtsatz fürdenLeistungslohn« undVorgaben zurErmittlung
der dafür notwendigen Daten auch im bisherigen Z^idohn-
bzw. Gehaltsbereich Einhaltgebotenwerden kann."

In der tarifvertraglichen Praxis sind solche >Zukunftsent-
würfe< bisher kaum verwirklicht. Überlegungen der IG Metall
für »Entgeltrahmentarifverträge in den 90er Jahren« gehen
davon aus, daß anstelle des Lohnanreizes die Gestaltung der
Leistungsbedingungen in Form einer Standardleistung oderPer
sonalbemessung tritt und nicht über Bezugsleistung, sondern
über Leistungsobergrenzen quasi als »Leistungskompromiß«
verhandelt werden sollte." Die Konkredsierung der tarifver
traglichen Rahmenvorgaben - Datenermitdungsmethoden,
Endohnungsgrundsätze, Mindesterholzeiten u. ä. - müßte
dann über ein tariflich festgeschriebenes Mitbesdmmungsrecht
in Aushandlung zwischen Betriebsrat und Unternehmenslei-
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tung erfolgen. D.h. im einzelnen: Mitbestimmung über die Da
tenermittlung, die Festlegung des Leistungssolls (Soll-Menge,
Soll-Vorgabezeit, Soll-Qualität), Personalbesetzung, aber auch
Mitbestimmung über die Bedingungen, unter denen diese Lei
stung zu erbringen ist; Arbeitsorganisation, Arbeitsbedingun
gen i. e. S. und Fragen der»inneren Struktur« der Arbeitszeit.

Dieser Problembereich der »Qualitätder Arbeitsplätze« ent
zieht sich allerdings invielen I^en —überdie Konkretisierung
gesetzlicher Arbeitsschutzvorschriften, Festschreibung von
Mindesttaktzeiten, Mindesterholzeiten und Bandpausen oder
Stellen- und Maschinenbesetzungsvorschriften hinaus - einer
abschließenden tariflichen Normierung. Die z. T. sehr weitge
henden, tarifvertraglichen festgeschriebenen allgemeinen
»Grundsätze menschengerechter Gestaltung der Arbeit« müs
sen deshalb über eine Ausweitung der Kontroll-, Einspruchs-
und Mitbestimmungsrechte der betrieblichen Interessenvertre
tungen und der betroffenen Lohnabhängigen erhärtet werden.
Eine tarifvertraglich verankerte Möglichkeit derEinflußnahme
bietet der LGRTVI durch ein erweitertes Recht zur Reklama
tion. Der S6.7 dieses Vertrages schrdbt fest, daß Beschäftigte
oder Betriebsrat die bisherigen Einstufungen oder Eingruppie-
rungen reklamieren können, wenn sich z. B. »Anfordenmgen
bei einer Einzelaufgabe« oder»Anforderungen im Aufgabenbe
reich ändern«."" Damit ist über die Reklamation der Endoh-
nung durch ein festgelegtes Eignungsverfahren, in dem eine pa-
ritädsch besetzte Kommission entscheidet, eine indirekte Beein
flussung der Arbeitsbedingungen möglich. Die Forderung der
IG Metall nach Vorschlags- und Reklamadonsrechten hinsicht
lich einer direkten Einflußnahme auf die Arbeitsbedingungen
im S19 des »Lohnrahmen-Süd«, die Forderung im aktuellen
Katalog derIG Druck und Papier auf ein Recht, die Arbeit im
^lle von Verstößen »gegen Gesetze und Verordnungen zum
Schütze der Gesundheit.. . oder gesetzliche, tarifvertragliche
oder sonstige Pflichten zurmenschengerechten Gestaltung der
Arbeit«'®' verweigern zu können und die »Beteiligungsforde
rungen« für die Beschäftigten nach dem §4 des Technologiever
tragsentwurfs der HBV für Versicherungen sind in diesem
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Punkt beispielhaft für einekünftige, »institutionell« gesicherte
Einbeziehung der betroffenen Beschäftigten. Im letztgenannten
Entwurf sollen die Beschäftigten bei Rationalisierungsmaßnah
men die Möglichkeiterhalten, »in Projektgruppen ... die Aus
wirkungen der geplanten Maßnahmen zu überprüfen, zu ihnen
Stellung zu nehmen sowie Ergänzungen, Korrekturen oder al
ternative Maßnahmen vorzuschlagen.«'®^ Dieses Modell der
»Benutzerbeteiligung«, das durch verschiedene Optionsrechte
der betrieblichen Interessenvertretung >abgesichert< ist und hin
sichtlichder Handhabung und Umsetzung der Projektgruppen
vorschläge einen detaillierten Regelungskatalog enthält, hätte
den Vorteil, das kollektive »Produzentenwissen« der Lohnab
hängigen in den »Gestaltungsprozeß« neuerTechnologien ein
beziehen und zur Effektivierungeiner solidarischenInteressen
vertretung nutzen zu können. Freilich kann auch hier die Ge
fahr derÖffnung von Rationalisierungslücken und -feldern für
unternehmerische Strategien nur durch einen parallel zu ent
wickelnden Politisierungsprozeß gemindert werden.

Die Komplexität der Gefährdungs- und Problemfelder erfor
dert eineBerücksichtigung der wechselseitigen Durchdrmgung
der einzelnen Regelungsbereiche in Verbindung mit einer Ver
schränkung von betrieblicher, tariflicherund gesellschaftlicher
Handlungsebene. Damit wäre eine wesentliche Voraussetzung
zur Überwindung der vielfältigen institutionellen, inhaltlichen,
instrumenteilen und politischen Schwierigkeiten und Probleme
der gewerkschaftlichen Tarifpolitik angesichts der mehrdimen
sionalen Bedrohungen und Gefährdungen eines ausschließlich
an Verwertungsinteressen orientierten Einsatzes der neuen
Technologien geschaffen. Nur die Einbettung des tarifpoliti
schen Beitrags in eineallegewerkschaftlichen Handlungsfelder
umfassende Strategie der »Politisierung und Demokratisierung
der Arbeit«, die Verbindungder konkreten tarifpolitischenFor
derungen mit den grundlegenden gesellschaftlichen Interessen
der abhängig Beschäftigten, die unternehmerischen Machtposi
tionen zurückzudrängen, wird die Chancen zu einer gesell
schaftlichen Kontrolle der modernen Produktivkräfte eröffnen.
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Marcus Waldschmitt

Flexibilisierung und gewerkschaftliche
Gegenwehr

1. Einleitung

Die Flexibilisierungskonzepte des Kapitals gewinnen für die
Gewerkschaftsbewegung einen immer wesentlicheren Stellen
wert. Spätestens in den Tarifauseinandersetzungen in der Me-

. tall- und Druckindustrie 1984 wurde offenkundig, daß Flexibi
lisierung für die Arbeitgeberverbände nicht ein Schlagwon ist,
sondern eine - v. a. vom Monopolkapital formulierte - strategi
sche Handlungsleitlinie. Diese strategische Option ist seitdem
weiterentwickelt worden und trifft mittlerweile auch auf breite
Zustimmung kleiner und mittlerer Unternehmen.

Bevor diestrategische Komponente der Flexibilisierungskon
zeption analysien wird, muß ausgeleuchtet werden, auf wel
chem Hintergrund sie entstand und entwickelt wurde.Techno
logische und ökonomische Entwicklungen in der Umbruchpe
riode kapitalistischer Vergesellschaftungsprozesse der Gegen
wart vermitteln die Einsicht, daß die Gewährleistung produk
tionsökonomischer Flexibilität für das Einzelkapital entschei
dende Voraussetzung der weiteren Konkurrenzfähigkeit ist.
Dazu bedarf es der Herstellung geeigneter Strukturen der Ar
beitsorganisation und Arbeitszeitgestaltung.

Hier wird- die These vertreten, daß Flexibilisierungskonzepte
nicht ein Reflex auf die gewerkschafdichen Bestrebungen zur
Verkürzung der tariflichen Regelarbeitszeit sind,sonderndurch
diese nurverstärkt werden. Inzwischen haben sich die Arbeitge
berverbände auf tarifliche Arbeitszeitverkürzungen dergestalt
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eingerichtet, daßdiese beider Bestimmung tariflicher Zielkata
loge in dieFlexibilisierungskonzeption einbezogen werden.' Es
ist deshalb durchaus denkbar, daß - unter der Voraussetzung,
daß die gesamtwirtschaftlichen Rahmendaten sich nicht ent
scheidend verschlechtem - in der Metall- und Druckindustrie
1990 ohne größere Auseinandersetzungen (ähnlich wie 1987)
die 35-Stunden-Arbeiuwoche um den Preis derFestschreibung
und Erweiterung der bereits 1984 und 1987 vereinbarten Flexi-
bilisiemngselemente erreicht werden kann. Den Arbeitgeber
verbänden geht esvorrangig umweitere Erfolge inderFlexibili
sierungspolitik, damitArbeitszeitverkürzungen nichtbeschäfti-
gimgswirksam werden können und die gesellschafdichen Kräf
teverhältnisse sich weiter zu ihren Gunsten verschieben.

Strategische Bedeutung erlangt die Flexibilisiemngskonzep-
tion dadurch, daß sie integraler Bestandteil von Rationalisie
rungskonzepten in der Umbmchperiode wird.Rentabilitätsstei-
gemngen (und damit Wettbewerbsvorteile) lassen sich gegen
wärtig V. a. durch Kostensenkungsmaßnahmen erzielen. Damit
rücken personalwirtschafdiche Flexibilisiemngskonzeptionen
ins Zentrumvon Rationalisierungspolitiken.

Für die Gewerkschaftsbewegung geht es darum, diese strate
gischen Momente einer breiteren Öffentlichkeit zu vermitteln
und gleichzeitig deren nachteilige soziale, gesundheits-, fami-
lien- und freizeitpolitische Konsequenzen ins Bewußtsein zu
heben. Dies kann nur vor dem Hintergrund entwickelter eige
ner Arbeitszeit- bzw. Arbeitsgestaltungskonzepte geschehen
und erfordert dieAktivierung undMobilisierung derMitglied
schaft beiderErarbeitung dieser Konzepte.
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2. Hintergrund: Technologische und ökonomische
Umbrüche

Rationaiisierungsprozesse zielen auf die produktionsökonomi
sche Durchdringung des Produktionsprozesses, d. h. die Wa
renproduktion wird unter dem Gesichtspunkt ihrer zeitökono
mischen Gestaltung analysiert, um dieaufzuwendende Produk
tionszeitverringern zu können. Gleichzeitig müssen aber auch
marktökonomische Bedingungen beachtet werden, dasonst der
Zusammenhang von Produktions- undVerwertungsprozeß zer
reißen würde. Rationalisierungsstrategien müssen daher unter
den je spezifischen markt- und produktionsökonomischen An
forderungen entwickelt werden.^

2.1 Eine neue technologische Produktionsweise

Der Reproduktionstyp des bundesrepublikanischen Kapitals
hat sich seit dem Ende der 70erJahre gewandelt. Der Typ der
intensiv erweiterten Reproduktion wird zunehmend durch die
Übertragung von innovativen Erkenntnissen aus der wissen
schaftlich-technischen Revolution (wtR) und die Einführung
informationsverarbeitender Technologien ergänzt.^ Das hat
Auswirkungen auf die Rationalisierungspotentiale, die sich
einer Automationspolitik in den Betrieben eröffnen. Die be
triebswirtschaftliche Literatur vertrat früher die These, daß Ra
tionalisierung durch Automation und betriebliche Elastizität
sich gegenläufig zueinander verhalten und automatisierte Ferti
gungsprozesse nur durch kapitalintensive, produktionsökono
misch starre Produktionsverfahren für standardisierte, verein
heitlichte Produkte in der Massenfertigung zu verwirklichen
seien.''

Die Diffusion computergestützter Automationstechnologien
hat nun zweiveränderte Zielstellungen zum Inhalt. Zum einen
ermöglichen die neuen Informations- und Kommunikations
technologien, Automationslösungen für unterschiedliche Auf-
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gabenstellungen bereitzustellen. Voraussetzung dieser univer
sellenAnwendbarkeit der neuenAutomationstechnologien war
die Revolutionierung der Steuer- und Prozeßrechentechnik.
Mikroelektronische Grundlagenelemente als Kernstück neuer
Maschinen- und Anlagensteuerungen basieren auf der Minia
turisierung mikroelektronischer Schaltungen, der freien Pro
grammierbarkeit von Mikroprozessoren (kleine, hocheffektive
Rechenwerke), ihrer dezentralen Verfügbarkeit und dem rapi
den Preisverfall für dadurch bereitgestellte Prozeßrechenkapa
zität.

Die flexible Automation erhöht im Bereich kapitalintensiver
Anlagen (der Groß- und Massenserienfertigung) dieWiederver
wendbarkeit des Maschinenparks nach einer Produktionsum
stellung bzw. nach der Einführung eines neuen Produkts und
verkürzt die Umstellungszeit erheblich. Im laufenden Produk
tionsbetrieb lassen sich Änderungen der Fertigungspläne und
-konzepte und des Fertigungsflusses vornehmen, die eine je
weils optimaleAbstimmungder Anlagenkapazitäten an die Fer
tigungssituation (Engpässe, Maschinenschäden etc.) und die
übergeordneten Absatz- und Kostenminimierungsstrategien ge
statten.Die neuenTechnologien erweitem dieproduktionsöko
nomischeFlexibilität auchvon komplexen Bearbeitungsvorgän
gen in der Produktion. Durch die neuenTechnologien sind nun
die Voraussetzungen dafür gegeben, daß »Automation und Fle
xibilität zu kompatiblen Größen werden«^ können. Ihre Ratio
nalisierungsrelevanz besteht in dem durch »mehr Elastizität
und größerer Funktionalität erweiterten Zugriffshorizont tech
nischer Systeme.«^ Diese flexiblen Automationstechnologien
begründen ein neues »Flexibilisierungs-Paradigma«.^ Es ist
daher zu erwarten, daß der Bereich der Klein- und Mittelserien
fertigung, der bisher der Automation wegen der produktions
ökonomisch geforderten Elastizität nicht zugänglich war, nun
durch flexible Automationstechnologien durchdrungen wird.
Im Verwaltungs- und Dienstleistungssektor werden vor allem
formalisierte, einfache Sachbearbeitertätigkeiten einer stärkeren
Rationalisiertmg durch die neuen Automationstechnologiener
schlossen.
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Zweitenslassen sichdiese weitgehend dezentral (anbestimm
ten Arbeitsplätzen bzw. in bestimmten Arbeitsprozessen) ab
laufenden Automationsprozesse in einem bereichs- und ^nk-
tionsübergreifenden Vemetzungsprozeß integrieren. Diese Ver
knüpfung bisher inselartig sich vollziehender Automationspro
zesse sowie separierter Funktionsbereiche im Unternehmen
setzt weitere Rationalisierungspotentiale frei und erhöht dar
über hinaus im Zuge einer systematischen Durchleuchtung,
Überprüfung und Neufestsetzung von Struktur und Zeitöko
nomie betrieblicher Arbeitsteilung, Handlungsabläufe, Infor-
mations- und Materialflüsse die Transparenz für das Manage
ment dadurch, daß der Produktionsstand umfassender, aktuel
ler und authentischer beurteilt werden kann.

Die neuen Technologien führen aufgrund dieser Elastizitäts
und Integrationswirkungen zu einer »neuen technologischen
Produktionsweise«, die die »Übertragung geistig-intellektuel
ler, informationsverarbeitender und logischer Arbeitsfunktio
nen des Menschen auf technische Minel«^ beinhaltet. Damit
werden Erfahrungswissen, Kombinations- und Entscheidungs
vermögen in komplexen Arbeitssituationen der Automationzu
gänglich. Vieles spricht jedoch dafür, daß die neuenTechnolo
gien erst in den neunziger Jahren und nach der Jahrtausend
wende ihre volle Wirksamkeit entfalten werden.

2.2 Veränderte Nachfragebedingungen auf den Märkten

Die Situation aufden Nachfragemärkten ist seitden zyklischen
Kriseneinbrüchen von 1974/75 und 1980/82 durch wachsende
Disproportionen der einzelnen Sektoren des Produktions- und
Reproduktionsprozesses, durch eine Stagnation der Massen
kaufkraft infolge der anhaltenden Massenarbeitslosigkeit und
verschlechterter (Einkommens-)Verteilungsrelationen,durch
eine (relevante) Sättigungstendenz der Nachfragemärkte und
durch ein dauerhaft verlangsamtes Wirtschaftswachstum ge
kennzeichnet.' Vor allem das Monopolkapital und hier das im
Investitionsgüterbereich tätige Monopolkapital versucht, dieser
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Verschlechterung von Verwertungsbedingungen auf dem natio
nalen Markt durch eine stärker auf die internationalen Märkte
abgestellte Absatzpolitik entgegenzuwirken und tritt dabei in
einen verschärften Wettbewerb mit anderen, vorwiegend inter
nationaloperierenden Kapitalen.

Diese Faktoren bewirken eine verstärkte Binnendifferenzie
rung der Nachfragemärkte. Die Stagnation der Gesamtnach
frage treibt imWettbewerb die Konkurrenz der Anbieterunter
einander an, gleichzeitig zeichnet sich einestärkerausgeprägte
Differenzierung des Konsumentinnen- und Konsumentenge
schmacks ab. Als Wettbewerbskriterium verliert daher der Preis
des Produkts gegenüber der angebotenen Qualität imd Funk
tionalität an Bedeutung. Dies gilt sowohl für die Konsum-, als
auch für Investitionsgüterindustrien. Die Produktdifferenzie
rung wird nun nebendemhohen Standard der Produktqualität,
dem flexiblen Eingehen auf Anforderungen der Abnehmerfir
men und Kunden- bzw. Kundinnenwünsche, und der Fähigkeit,
das Produktprogramm zu diversifizieren und innovativ zu er
neuem (Produktvariabilität und -Vielfalt) für die Konkurrenz
position entscheidend. Dieser Konkurrenzkampf auf stagnie-
rmden Märkten ist als »Verdrängungswettbewerb«zu kenn
zeichnen. Er führt zu einer Verkürzung von Produktlebens
und Innovationszyklen. Der moralische Verschleiß wird also
nicht nur durch den technischenWandel im Zuge der wtR, son
dern immer stärker auch durch die sich rasch wandelnden An
forderungen der Nachfragemärkte beschleunigt vorangetrie
ben. »Innovationsfähigkeit, Flexibilität und Terminbonität sind
daher die entscheidenden Merkmale von Wettbewerbsföhigkeit
unter Verdrängungsbedingungen.«"

Diese Wettbewerbsverschärfung hat Auswirkungen auf das
Verhälmis von markt- und produktionsökonomischen Anfor
derungen anRationalisierungsstrategien, diesichangesichts der
Wettbewerbsverschärfung auf den nationalen und internationa
len Märkten nicht mehr vorwiegend auf produktionsökonomi
sche Effizienzsteigerung konzentrieren köimen, sondern eine
»optimale Reagibilität der Produktionsstrukturen und -abläufe
gegenüber den Marktvarianzen in fast allen Produktionsberei-
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chen unabhängig vom erreichten Stand zeitökonomischer
Druchdringung des Produkdonsprozesses«i^ sicherstellen müs
sen. Der Einsatzder neuenTechnologien dient somit auch einer
neuen Ausbalancierung von markt- und produktionsökonomi
schenFlexibilitätsanforderungen.

2.3 Produktionsökonomische Anpassungsstrategien der Ein
zelkapitale

Aus den veränderten produktions- und marktökonomischen
Handlungsanforderungen schältsich immerstärkereineaufdie
Gesamtoptimierung aller untemehmensrelevanten Wertschöp
fungsprozesse gerichtete Rationalisierungsstrategie heraus.
Diese setzt an den für die Gesamtverwertung des eingesetzten
Kapitals zentralen Problembereichen an. Sie lassen sich in drei
Punkten zusammenfassen:
(1) Die Verkürzung von Auftragsbearbeitungszeiten ist dort
besonders dringlich, wo die Rüst- und Nebenzeiteneinen rele
vanten Anteil an den Durchlaufeeiten bilden." Nur we*m ein
Unternehmen schnell und mit gesichenen Terminen liefern
kann, steigen seine Chancen, den eigenen Marktanteil behaup
ten und ausbauen zu können. Dazu werden die produktions-
vor- und nebengelagerten Bereiche (Auftragsvenrältung, Kon
struktion, Arbeitsvorbereitung) zunehmend computergestützt
abgewickelt, um die teilweise erheblichen Zeitanteile an den
Durchlaufzeiten zu verkürzen. In der Produktion selbst wird
durch neue betriebswirtschaftliche Analyseverfahren (Konzept
der Fertigungssegmentierung) der Auftragsdurchfluß einer zei
tökonomischen Rationalisierung zugänglich gemacht. Daneben
ist die Umstellungszeit bei Modell- und Typenwechseln bzw.
derTypenvariation alszweiterzeitkritischerFaktor für den Auf
tragsdurchfluß anzusehen. Gerade hier erweisen sich flexible
Automationstechnologien als besonders geeignet, Umstellungs
und Umrüstzeiten zu minimieren.
(2) Die Verbesserung der Anlagen- und Kapazitätsausla
stung wirdangesichts derStagnation derNachfragemärkte und
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derstrukturellen Überakkumulation von fixem Kapital*^ immer
entscheidender für die Verwertung des eingesetzten Kapitals.
Prinzipiell lassen sich zwei Formen unterscheiden, den Ausla
stungsgrad des Anlagevermögens zu steigern: Zum einen durch
eine rationellere Anlagen- und Kapazitätsauslastung im Nor
malbetrieb. Hierbei geht es um ein verbessertes Verhälmis von
Haupt- und Neben- bzw. Rüstzeiten.'^ Dem dient zunächst
eine rationellere Reihenfolge des Auftragsdurchflusses (vgl.
Punkt (1)). Um das Verhältnis des Kapitalbindungsgrades von
zirkulierendem Kapital (Halb- und Fertigwaren) und fixem Ka
pital (Anlagevermögen) zu optimieren,wird aufWerkstattebene
eineIntegration von Verrichtungsprinzip und Flußoptimierung
im Konzeptder Fertigungssegmentierung angestrebt. Dies zielt
darauf, kleinere Kapazitätsquerschnitte imVerhältnis zum Um
satz zu bilden, ohne daß dabei ablaufbedingte Engpaßsituatio
nen und Stockungen überhand nehmen. Zum anderen läßt sich
der Auslastungsgrad durch eine Ausdehnung der Anlagennut
zungszeit steigern. Die Potentiale hierfür werden durch zwei-
bzw. dreischichtige NutzunganWerktagen unddurchNutzung
von Wochenenden und Feiertagen erschlossen."Der Druck zur
Ausnutzung dieser Potentiale ist besonders in kapitalintensiven
Bereichen groß. Denn durch eine höhere Ausbringungsmenge
lassen sich die anteiligen Kapitalkosten am Produkt reduzieren
imd durch eine schnellere Wertübertragung (v. a.desfixen Kapi-
uls) beschleunigt sich der Kapitalumschlag des Anlagevermö
gens. Der Kapitalbindungsgrad läßt sich gleichzeitig in Verbin
dung mit einemzügigeren Materialfluß vermindern.
(3) Für die Verwertungssituation ist weiterhinvon Belang, daß
die neuen Logistikkonzepte den Materialdurchfluß effektivie-
ren und den Wertanteil des Materials am Kapitalvermögen sen
ken.'' Dies erfordert, durch eine engere »Abtaktung von Pro
duktion und Materialwirtschaft«'^ die Umlaufgeschwindigkeit
und den Durchfluß des Materials zu erhöhen.
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2.4 CIM- eine neue Rationalisierungsphilosophie

Wohin die technischen und ökonomischen Rationalisierungs
strategien zielen, läßt sich wie in einem Brennglas an der Vor
stellung beleuchten, durch informationstechnologische Vernet
zung und ineinandergreifende, synchrone Abstimmungspro
zesse im Unternehmen eine völlig neue betriebliche Struktur
herbeizuführen. Die Zukunftsvision der auf Untemehmensbe-
ratung und Rationalisierungsplanung spezialisierten Industrie
heißt CIM (Computer integrated manufacturing).»' Nicht be
streiten läßt sich, daß hier zuweilen zuviel »versprochen« wird,
insbesondere dann, wenn sozusagen ein Paket von Hard- und
Software als Lösungsmodell angepriesen wird. Gerade in Groß
unternehmen und kapitalintensiven Untemehmensbereichen
wird jedoch langfristig daran gearbeitet, Teilbereiche der Pro
duktion systemtechnisch zu verknüpfen, Informations- und
Materialflüsse auf zentraler Ebene steuerbar zu machen, und
Abläufe nach ökonomisch-technischen Gesamtstrategien zu
optimieren. CIM erweist sich bei näherer Betrachtung also vor
allem als Rationalisierungsphilosophie. Unerheblich für denEr
folg dieser Strategien istdabei die Frage, welcher Anteil anan
gewandter lebendiger Arbeitskraft »wegrationalisiert« werden
soll, denn imwesentlichen geht es janicht umpunktuelle tech
nisch-organisatorische Rationalisierungen, sondern um eine ra
tionalere, aufeinander abgestimmte Neukomposition betriebli
cher Abläufe, Arbeitsprozesse, Zuständigkeiten und Kompe
tenzen unter betriebswirtschaftlichen Kriterien. Die Faszina
tion für dieAkteure aufKapitalseite geht dabei sicherlich von
der Vorstellung aus, durch einenerweiteren Einblick in das be
triebliche Geschehen jederzeit Zugriff aufdieses zu haben und
so unabhängiger von derWillfährigkeit derangewandten leben
digen Arbeitskraft zu werden.
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3. Strategische Ziele der
Flexibilisierungsstrategien

3.1 Okonomisierung der konstanten fixen Kapitalkosten
«

Eine Okonomisierung der fixen Kapitalkosten läßt sich bei
Ausschöpfung technischer und organisatorischer Rationalisie
rungspotentide nur noch durch eine Entkoppelung der Be
triebs- von den Arbeitszeiten steigern. Ganz allgemein ist
davon auszugehen, daß steigende Kapitalintensitäten aus be
triebswirtschaftlicher Sicht Überlegungen fördern, den Aufbau
von Produktionskapazitäten nicht am maximalen Niveau der
Nachfrage auszurichten, weil Produktionsschwankungen dann
zu zeitweise unausgelasteten kostenintensiven Kapazitäten fäh
ren, die imVergleich zu den Kapitalbindungskosten der Lager
haltung bei verstetigtem Produktionsverlauf höhere Kapitalk
ostenverursachen.^ EineKostenendastung ergibtsichdadurch,
daß bei einer Verlängerung der Nutzungsdauer des Anlagever
mögens die Ausbringungsmenge imVerhältnis zum Kapitalein
satz steigt. Dadurch erhöht sich die Kapitalproduktivität, die
Kapitalstückkosten sinken. Vor allem, wenn die Arbeitsproduk
tivität langsamer als die Kapitalintensität wächst, soll den sich
ergebenden Ertragseinbußen durch eine Ausdehnung der Be
triebsnutzungszeiten entgegengewirkt werden. Eine schnellere
Amortisation der getätigten Investitionssummen verringert die
Risiken des technischen Wandels.

Die Diskussionen um eine Flexibilisierung der Arbeitszeit
haben sich in der jüngsten Zeit immer stärker mit der Forde
rung der Untemehmerverbände und Einzelkapitale nach einer
Ausdehnung der Betriebsnutzungszeiten (v. a. durch Nacht
schichtarbeit und durch Einbezug des im Verarbeitenden Ge
werbe weitgehend nicht mehr genutzten Wochenendes '̂) und
einer weiteren Entkoppelung vonMaschinenlaufzeiten undAr
beitszeiten (versetzte Pausen/Arbeitszeiten und überlappende
Schichtzeiten) verbunden.^ Triebkraft dieser Vorstöße —und
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einer mit WohlwoUen betriebenen publizistischen Berichterstat
tung über spektakuläre »Pilotprojekte« der Entkoppelungspoli-
tik - ist das Kapitalinteresse an einer zeitintensiveren Nutzung
der vorhandenen Produktionspotentiale, das im Zusammen
hang steht mit der Verkleinerung der Anlagenkapazitätsquer
schnitte im Verhältnis zur Umsatzhöhe. Im Wirtschaftsauf
schwung der vergangenen Jahre wird hier dieTendenz sichtbar,
den Kapitalstock (als Ausdruck des konstanten fixen Kapitals)
nur unterproportional imVerhältnis zu erzielten Umsatzsteige
rungen zu erhöhen. Damit istabsehbar, daß ein Teil dervorge
nommenen Ausweitungen der Nutzungszeiten an die konkunk-
turelle Entwicklung gebunden ist, und bei einem Konjunktur
einbruch rückgängig gemachtwird.^^

Es wäre jedoch falsch, daraus den Schluß zu ziehen, es han
dele sich hier nur um kurzzeitige Entwicklungen. Vielmehr
muß das Bestreben einer zeitintensiveren Nutzung des fixen
Kapitals als der Versuch verstanden werden, angesichts einer
weitgehend stagnativen Tendenz der Nachfragemärkte und des
wachsenden Anteils der Fixkosten an der Kostenstruktur des
vorgeschossenen Kapitals (steigende Kapitalintensität)^^ das
Hauptaugenmerk im Konkurrenzkampf um die Verbesserung
der eigenen Marktposition aufdie ökonomisierung der einzel
nen Kapitalbestandteile - und hier wiederum v. a. die ökono
misierung desdie Kostenstrukturdominierenden fixen Kapitals
- zu legen.

3.2 ökonomisierung derPersonalkosten durch Flexibilisierung
der Arbeitskraftnutzung

DieÖkonomisierung der fixen Kosten wird ergänzt durch eine
ökonomisierung derPersonalkosten. Dies gilt vordringlich für
kapitalintensive Produktionsbereiche, weil hier die Sachkapi
talkosten weitgehend fix sind und bei nachlassender Auftrags
entwicklung die Personalkostenals erstes ins Zentrum betriebli
cher Kostenminimieningsprogramme geraten. Bei einer Öko
nomisierung der fixen Kapitalkosten durch verklemerte Pro-
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duktionskapazitäten im Verhältnis zum Umsatz schrumpft
neben den Produktionskapazitäten das Arbeitsplatzpotential,
und gleichzeitig werden die Schwankungsbreiten unterschiedli
cher Produktionsauslastungen größer, weil sichAbsatzschwan
kungen bei verkleinerten Kapazitäten noch stärker auf das Pro-
duktionsniveau auswirken.

3.2.1 Flexibilisierung des Personaleinsatzes

Kleinere Kapazitätsquerschnitte und die Untemehmenspolitik
der Verstetigung kapitalintensiver Bereiche machen eineVariabi-
lisierung des Personaleinsatzes zur Abdeckung von Produk
tionsspitzen dringlich. Traditionelle Verfahren der zeidichen
Anpassung des Beschäftigungsgrades an schwankende Produk
tionsauslastungen (Oberstunden, Kurzarbeit, Sonderschichten)
verlieren dabeian Gewichtgegenüber neuen Formen der zeitli
chen Anpassung des betrieblich eingesetzten Arbeitsvolu
mens. Immer stärker erweist sich für die betriebliche Personal

politik die Auflösung der Normalarbeitszeit durch Fesdegung
von Schwankungsbreiten, bei der die tarifliche Regelarbeitszeit
nur noch als Durchschnittswert eines bestimmten Zeitintervalis

erreicht wird (Jahresarbeitszeitsysteme, Bandbreitenmodelle
wie in den Tarifverträgen der Metall- und Druckindustrie 1984
und 1987), als vorteilhaft für neue Anlagennutzungsstrategien.
Sowohl die Anpassungsgeschwindigkeit, als auch das Anpas
sungsvolumen der betrieblich genutzten Arbeitszeit in bezug
auf schwankende Produkdonsvoluminasind größer.^^ So wird
es möglich, umfassend und systematisch kapitalintensive Pro-
dukdonsprozesse zu verstetigen und Auftrags- und Arbeitsvo
lumen aufeinander abzusdmmen. Eine variable Verteilung der
Arbeitszeitnachden betrieblichen Belangen erlaubt gleichzeidg
durch die präzisere Abstimmung des Arbeitskrafteinsatzes an
den Arbeitsanfall, die Intensität der Arbeitskrafmutzung zu
steigern.

Als herausragendes Instrument zur Flexibilisierung des Per
sonaleinsatzes erweist sich daneben die Umwandlung von
Voll- in Teilzeitarbeit bzw. der stärkere betriebliche Einsatz
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von Teilzeitarbeit. Im gewerblich-technischen und im kauf
männischen Bereich werden hier erhebliche Intensivierungspo
tentiale und Produktivitätspotentiale gesehen, die nach Er
schöpfung anderer Rationalisierungsmöglichkeiten zur Steige
rung der Arbeitsproduktivität an Bedeutung gewonnen
haben.2' Darüber hinaus kann die Teilzeitarbeit im Zusammen
hang mit der Ökonomisierung des fixen Kapitals in Zukunft
einespezifische Funktionerfüllen: Sie kann als kurzfristig akti
vierbare personalwirtschaftliche Kapazitätsreserve dienen (bei
der kapazitätsorientierten, variablen Arbeitszeit ist dies schon
Gegenstand des Vertragsverhältnisses), da auch bei einer Aus
weitung der Arbeitszeit von Teilzeitbeschäftigten infolge einer
kurzfristigen Erhöhung des Arbutsanfalls die tarifliche Rege
larbeitszeit nicht erreicht wird. Das betriebliche Überstunden
volumen wird reduziert, zumal die betriebliche Interessenver
tretung einer Ausweitung der Arbeitszeit hier weniger Wider
stand entgegensetzen wird als beiVollzeitarbeitskräften.

3.2.2 Reduktion und Flexibilisierung des Personalstandes

Der Verkleinerung der Kapazitäten im Verhälmis zum Umsatz
entspricht eine neue personalwirtschaftliche Leitlinie. Sie wird
als Personalpolitik der unteren Linie bezeichnet und löst in
den professionalisierten Personalabteilungen größerer Unter
nehmen die Personalpolitik der mittleren Linie ab, die in Reak
tion auf den Kriseneinbruch 1974/75 entwickelt wurde. Der

Personalbedarf wurde bereits damals nicht mehr amSpitzenbe
darf orientiert. Die vom Management angestrebten Personalan
passungsprozesse wurden durch Ausnutzung der natürlichen
Fluktuationen vollzogen. Die veränderte Personalpolitik zieht
in der Krise Kostenvorteile daraus, daß der Personalbestand fle
xibel an Absatz- und Kapazitätsschwankungen angepaßt wird.
Die Ökonomisierung derPersonalkosten durch Flexibilisierung
des Personalstandes führt so zu einer Senkung von Lohn- und
Lohnnebenkosten.

Für die betroffenen Arbeitskräftegruppen folgert darauseine
weitere Destabilisierung des Beschäftigungsverhältnisses. Die
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Druckpotentiale zur Durchsetzung dieser Politik sinddurchdie
Massenarbeitslosigkeit entstanden. Das Management umgeht
mit der Instrumentalisierung der Randbelegschaften als Flexi
bilitätspuffer das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG). Personal
abbaumaßnahmen werden häufiger ohne Mitwirkung des Be
triebsrates (BR) vollzogen, der BR wird dadurch seltener mit
personalpolitischen Rationalisierungsmaßnahmen konfrontiert.
Das erleichtert dem Management die Personalflexibilisierung,
weil sie imBR nicht thematisiert und von dortaus zum Gegen
stand betrieblicher Auseinandersetzungen zwischen Manage
ment und Belegschaft gemacht wird. Selbst Betriebsräte, die im
Belegschaftsinteresse Konfrontationen nicht scheuen, können
die Systematik der innerbetrieblichen Aufspaltungspolitik nur
mühsam nachvollziehen. Da die Zeiträume, in denen die struk
turellen Veränderungen derBelegschaftszusammensetzung voll
zogen und den manageriellen Zielsetzungen angepaßt werden,
sehr lang sind, bleiben die Eingriffschancen des BR eng be
grenzt. Meist wird das Problem erst richtig erkannt, wenn die
personellen Abbaureserven in der Strategie der Arbeitskräfte
flexibilisierung einen festen Stellenwen besitzen. Bei derBemes
sungderPersonalbesetzung werden nicht mehrdiedurchKrank
heit und Urlaub verursachten Personalausfallzeiten berücksich
tigt. Allein dadurch läßt sich die Stammbelegschaft um 20 bis
30%reduzieren (Abbau derReservequote).^^ Weiterhin läßtsich
die durch die Wirtschaftsentwicklung bedingte Unsicherheit,
den Beschäftigungsgrad mittel- und langfristig zu prognostizie-
ren^^ als Kostenrisiko durch die Personalpolitik der unteren
LinievollständigvondenUnternehmenfernhalten. Dazu hat das
Beschäftigungsförderungsgesetz (BeschFG) von 1985 beigetra
gen, das den flexiblen Auf- undAbbau von Randbelegschafts
gruppen ermöglicht und als politischerVorstoß zurAushöhlung
des Normalarbeitsverhältnisses sofort in der betrieblichen Perso
nalrekrutierungspolitik wirksam geworden ist.^'

Der Personalstand kann flexibilisiert werden, wenn immer
mehr Arbeitskräfte außerhalb des Normalarbeitsverhältnisses
(NAV) stehen.^ Im einzelnen lassen sich drei Instrumente zur
Flexibilisierung des Personalstandes erkennen:
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- Die Befristung von Arbeitsverhältnissen ennögiicht eine
Reduktion der Stammbelegschaft, weil Arbeitskräfte auf dem
Arbeitsmarkt immer dann abgerufen werden können, wenn
Auftragslage und Produktionspläne einen aufwärts gerichteten
Trend zeigen, und sie unverzüglich wieder dorthin zurückkeh
ren müssen, wenn die Unternehmenskonjunktur nachläßt.
Diese Politik des Heuems und Feuems wird durch das
BeschPG legalisiert. Gleichzeitig können die Unternehmen in
Rechnung stellen, daß auf dem Arbeitsmarkt in den achtziger
Jahren ein »gleichzeitig außerordendich hohe(s) und berufs
fachlich breit gefächertefs) Angebot an kurzfristig verfügbaren
Arbeitskräften«^' bereitsteht. Aus betrieblicher Sicht erweitert
sich derKreis derArbeitskräftegruppen, die ohne personalwirt
schaftliche Kostennachteile befristet rekrutiert werden kön-
nen.'2

- Durch den Einsatz von Leiharbeit (und vergleichbarer In
strumente wie Scheinwerkverträge, erzwungene Selbständigkeit
etc.) können Personalanpassungsprozesse nochschneller alsbei
der Befristung des Arbeitsverhältnisses erfolgen. Dadurch ver
mindern sich für das Kapital die Risiken einer kurzfristigen Per
sonalbedarfsplanung. Tarifliche und betriebsverfassungsrechtli
che Schutzrechte werden umgangen, weil Leiharbeitskräfte
rechtlich nicht zumBetriebspersonal gerechnet werden undnur
kurzzeidg imBetrieb (und meist auch im Verleihunternehmen)
beschäftigt werden.
- Teilzeitarbeit dient neben der Personaleinsatzflexibilität auch
der Flexibilisierung desPersonalstandes. Hier ist daranzu erin-
nem, daß alle arbeitsvertraglich ausgehandelten Arbeitszeiten
unterhalb der tariflichen Regelarbeitszeit als Teilzeitarbeit gel
ten, und damit nicht unter die tariflichen Arbeitszeitbestim
mungen fallen. Neben der am weitestenverbreitestenForm der
Halbtagsarbeit bzw. 20-Stunden-Woche werden zukünftig für
das Kapital Arbeitszeiten attraktiver werden, die darüber lie
gen, gleichzeitig aber so weit unterhalb dertariflichen Regelar
beitszeit rangieren, daß auch bei Mehrarbeit nicht unbedingt
Mehrarbeitszuschläge gezahlt werden müssen. Dies kann syste
matisch genutzt werden, um die Stammbelegschaft weiter zu
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reduzieren und um weite Teile der Belegschaft außerhalb der
tariflichen Regelarbeitszeit zu beschäftigen. Die Segmenution
von Kern- undRandbelegschaft verschwimmt durchdengeziel
ten Einsatz vonTeilzeitarbeit, der gegenwärtig bereits für junge
Facharbeitskräfte nach der Berufsausbildung zu beobachten ist.

3.3 Stabilisierung und Erweiterung gesellschaftlicher und be
trieblicher Herrschafts- und Verteilungsverhälmisse

Als wichtigste Folge der letzten beiden Kriseneinbrüche läßt
sich das Entstehen und das fortwährende Weiterbestehen einer
Massenarbeitslosigkeit vonüber 3V5 Millionen Menschen (unter
Einrechnung der »stillen« Reserve) ansehen. Der arbeitsmarkt-
politische Machtvorsprung der Kapitalseite (der sogenannte
Kontrahierungszwang der Arbeitskraft) ist durch die von der
Massenarbeitslosigkeit bewirkte Verändenmg der Knappheits
verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt dramatisch gewachsen."
Personalpolitische Flexibilisierungskonzepte machen sich die
sen Machtzuwachs zunutze, um den Einsatz von Arbeitskraft
noch ungehemmter der den Kapitalinteressen entsprechenden
Form anzupassen und Gegenmachtpotentiale, diesichdement
gegenstellen könnten, auszuschalten. Differenzierungs- und
Spaltungsprozesse und die Schwächung der betrieblichen und
gewerkschaftlichen Vertretungsmächte sind als Ziele unterneh
merischer Personalkonzepte eng verbunden. So lassen sich auf
der einen Seite die betriebswirtschaftlichen Nutzeffekte einer
Flexibilisierung der Arbeitskraftnutzung nur vollständig aus
schöpfen, wenn eine»Aushöhlung« und »Aufweichung« der so
zialen Standardnormen gelingt. Auf der anderen Seite soll eine
Pluralisierung von praktizierten Arbeitszeitmodellen dieTarif
gestaltungskraft der Gewerkschaften schwächen, damit diese
nicht mehr in der Lage sind, die abhängig Beschäftigten und
Gewerkschaftsmitglieder für beschäftigungswirksame Initiati
ven durchallgemeine Arbeitszeitverkürzungen zu mobilisieren.

Um die Interessendifferenzierung unter den abhängig Be
schäftigten zu vertiefen und zu verfestigen, wird auf betriebli-

162



eher Ebene durch außerhalb des Normalarbeitsstandards ste
hende Arbeitsverhältnisse (Befristung, Leiharbeit, Teilzeitar
beit) die Segmentation von Kern- und Randbelegschaften vor
angetrieben. DieRandbelegschafteii werden in den personalpo
litischen Rationalisierungsstrategien zu Puffern des flexiblen
Arbeitskräfteeinsatzes bestimmt. Dies ist von zentraler Bedeu
tung für die Durchsetzungschancen dieser Strategien, weil die
Rationalisierungskonzepte reibungsloser umgesetzt werden
können, wenn Belegschaftsgruppen unterschiedlich von Be
schäftigungsrisiken betroffen sind. Die Differenzierung wird
dann zurAufspaltung, wenn es dem Kapital gelingt, die Kembe-
legschaften und die betriebliche Interessenvertretung in diese
Personalpolitik - Arbeitsmarktrisiken (und deren Widerspiege
lung in allen Dimensionen des Arbeitsverhältnisses und der Ar
beitssituation) auf Randbelegschaftsgruppen zu konzentrieren
—emzubinden odervonihnen aktive Unterstützung erhalten.

Aufder Ebene der tarifvenraglichen Gestaltung der Arbeits
zeitwird von Untemehmerseite die Dezentralisierung undDe
regulierung derRegelungsverfahren angestrebt. Die Allgemein
verbindlichkeit vonTarifverträgen solldurch betriebsorientierte
Regelungsverfahren untergraben werden. Unternehmens- und
betriebsinteme Vereinbarungen zur Arbeitszeit sind mit einer
Verstärkung des machtpolitischen Ungleichgewichts und einer
Verstärkung der Arbeitszeithegemonie der Kapitalseite verbun
den. Eine Individualisierung der Arbeitszeiten entzieht diese
den Mitbestimmungsrechten der kollektiven Interessenvertre
tung,und diedamiteinhergehende Auflösung der sozialen Gül
tigkeitsnorm des Normalarbeitszeitstandards hatzurFolge, daß
die abhängig Beschäftigten nicht mehr Rechtsansprüche auf
gleiche Arbeitszeiten geltend machen können.^
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4. Der Kampf um die Arbeitszeitgestaltung als
gewerkschaftliches Handlungsfeld

4.1 Herstellung individueller Gestaltungsspielräume

Ohne Zweifel wies die gewerkschaftliche Tarifpolitik in der
Frage der Arbeitszeitgestaltung in der Vergangenheit schwer
wiegende Mängel auf.Da überJahrzehntehinweg mit der Nor
mierung der Arbeitszeitdauer auch von der gleichmäßigen Ver
teilung der Arbeitszeit aufdie Werktage und von einem festste
hendenBeginn und Endeder täglichen Arbeitszeit ausgegangen
werden konnte,schien dieser Regelungsbereich wenig Aufmerk
samkeit zu erfordern (Ausnahmen bilden die Schicht- und
Nachtarbeit wegen ihres offensichdichen, gesundheitsgefähr-
denden Charakters). Ein wachsendes Bedürfnis nach selbstge
stalteter Einteilung der Arbeitszeit wurde über längere Zeit
nicht wahrgenommen. Diese Entwicklung neuer Bedürfnisse
wurde nebender allgemeinen Verkürzung der Arbeitszeiten auf
40 Wochenstunden durch gesellschaftliche Veränderungen ver-
ursacht.^' Spätestens die wachsende Verbreitung von Gleitzeit
systemen, die von den Beschäftigten oftmals positiv aufgenom
men wurden, ließ erkennen, daß hier ein Regelungsdefizit ent
standen ist. Durch die in der Metall- und Druckindustrie von
der Kapitalseite 1984 und 1987 durchgesetzten Flexibilisie-
rungsselemente wurde es zudem dringlicher, hier kollektive
Normsetzungen festzuschreiben, damit der Wildwuchs indivi-
dualisiener Arbeitszeiten und die verabsolutierteVerfügungsge
walt des Kapitals über die betrieblich vorteilhafteste Lage und
Verteilung desArbeitskrafteinsatzes verhindert wird.

Hier entsteht also die Aufgabe, die individuelle Gestaltungs
freiheit für die Beschäftigten herzustellen und gleichzeitig die
totale Individualisierung von Arbeitszeiten abzuwehren, die
neben einer Interessendifferenzierung der Beschäftigten unver
meidlich eine kapitalorientierte Flexibilisierung der Arbeitszei
ten zur Folge hätte. Deswegen können individuelle Gestal-
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tungsspielräume nur durch kollektivrechtliche Normsetzungs
prozesse erkämplFt werden. Dies »zieltnicht auf die Standardi
sierungder Lebenslagen und der Uniformierung der Lebensent
würfe, sondern auf die Vereinheitlichung der Realisierungs
chancen ganz verschiedener Lebenspläne, Wertorientierungen
und Zeitpräferenzen, soweit sie nicht auf der Aneignung und
Ausbeutung fremder Zeit beruhen, und soweitsienicht schlech
tere Lebenschancen und Entwicklungsbedingungen Anderer
zur Voraussetzung haben.« '̂

Auf die Tarifiening einer einzigen, einheitlich für alle Be
schäftigten geltenden Arbeitszeitdauer kann jedoch nicht ver
zichtetwerden, weil sichsonstvon dieser Seite her diekapitalo
rientierte Flexibilisierung durchsetzt, und individuelle Gestal
tungswünsche zu unterschiedlichen zeitlichen Belastungen
durch zu Erwerbszwecken notwendigen Zeitaufwendungen
führen, was aus gesellschaftspolitischen Gründen abzulehnen
ist.^' Es ergibt sich im Gegenteil die Notwendigkeit, alle Be
schäftigten (sofernsie dies wollen) unter den Schutzder urifli-
chen Regelarbeitszeit zu stellen, weildie Unternehmenden Be
schäftigten sonstEinzelarbeitsvenräge mit kürzerenArbeitszei
ten aufzwingen können.^'

Individuelle Gestaltungsspielräume der Lage und Veneilung
der Arbeitszeit können nur durch Ausweitung betrieblicher
Mitbestimmungsrechte der einzelnen Beschäftigten sowie ihrer
Interessenvertretungvergrößert werden.

Dazu muß die Arbeitszeitlage durch Festlegung in betriebli
chen Arbeitszeitsystemen so eingegrenzt werden, daß Arbeits
zeiten, die die Gesundheit, zwischenmenschliche Kontakte, das
Familienleben und die Teilhabe am gesellschafdichen Leben ge
fährden (Feierabend-, Nacht-, Wbchenendarbeit), ausgeschlos
sen sind.^' Das Interesse der Beschäftigten an einer geregelten,
planbaren Verfügung über Arbeits- und Freizeiten muß durch
Arbeitsverteilungspläne geschützt werden, sofern Gleitzeitsy
steme nicht die eigenverantwortliche Gestaltung der Arbeits-
zeiüage ermöglichen. Diese Arbeitszeitverteilungspläne sollten
der Zustimmungspflicht durch den BR unterliegen, und sind
konzeptionell als Teil einer die Beschäftigteninteressen wahr-
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nehmenden Einflußnahme auf die betrieblichen Personalplan
ungsprozesse anzusehen. In gewerkschaftlichen Tarifkatalogen
ist zukünftig stärker die Forderung zu berücksichtigen, unver
meidliche Nacht- und Wochenendarbeit mit Zeitzuschlägen auf
die Normalarbeitszeit anzurechnen, die zumindestens einen
Abbau der Belastungen durch diese Arbeitszeiten herbeifüh
ren.*® Um dieser Forderung Durchschlagskraftzu verleihen,be
darf es breit angelegter Mobilisierungskampagnen in den Be
triebenund in der Öffentlichkeit, da selbstim DGB in jüngster
Zeit durch Infragestellung des Wochenendes insgesamt als so
zial schützenswerten, arbeitsfreien Raums Desintegrationspro
zesse stattfinden und in dieser Fragezu einer Schwächung ge
werkschaftlicher Vertretungsmacht beitragen.*'

Eine ungleichmäßigeVerteilung der Arbeitszeit (Variabli-
sierung) kann dann von gewerkschafdicher Seite nicht akzep
tiert werden, wenn die Verfügungsgewalt über die Verteilung
der Arbeitszeit ausschließlich in den Dispositionsbereich der
Unternehmen fällt. Auch hier sind Arbeitsverteilungspläne als
Kontrollinstrumente notwendig. Jeder Arbeitnehmerin und
jedem Arbeitnehmer ist im Rahmen der auszuführenden Ar
beitsaufgabe die Möglichkeit zu geben, der Betriebsleitung ge
genüberihren/seinen Wunsch für dieVerteilung der Arbeitszeit
anzumelden, der nur dann nicht berücksichtigt werden kann,
wenn dem betriebsablaufbedingte Gründe entgegenstehen und
der Betriebsrat dem ausdrücklich zustimmt.

Zur Abwehr kapitalorientierterVariabilisierungsinteressen ist
eine tarifvertragliche Festlegungenger Schwankungsbreitender
ungleichmäßigen Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen
Arbeitswochen sowie eine Fixierung des Ausgleichszeitraums
zur Saldierung einer durchschnitdichen Arbeitszeit erforder
lich. Nach den Erfahrungen mit den Variabilisierungsregelun-
gen der Tarifverträge 1984 in der Metall- und Druckinduscrie
erscheint eineSchwankungsbreite vondreiWochenstunden und
ein Ausgleichszeitraum von zweiMonaten diese Zielstellung zu
erfüllen.*^ Hinzuueten muß daneben die Festlegung einer tägli
chenHöchstarbeitszeit von8 Stunden, diealszusätzliche Siche
rung die Definition entstehender Mehrarbeitszeiten gewährlei-
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stet. Um Emkommensschwankungen zu verhindern, ist bei va
riablen Arbeitszeiten ein kontinuierlich zu zahlendes Monats
entgelt tariflich zu vereinbaren.

Der zunehmenden Verbreitung von Gleitzeitsystemen muß
durch tarifliche Festlegung von Eckpunkten bei derAusgestal
tung dieser Arbeitszeitsysteme Rechnung getragen werden.
Diese tarifliche Vereinbarung muß verbindlichen Charakter
haben, alle dem nicht entsprechenden Bestimmungen in Einzel
arbeitsverträgen müssen dadurch nichtig werden. Zentrale Be
standteile dieser Regelung sind —die Festlegung von täglichen
und wöchentlichen Höchstarbeitszeiten und die Berücksichti
gung der tariflichen Regelarbeitszeit; - die Definition von
Mehrarbeit; - verbindliche Ausgleichszeiträume für entste
hende Zeitguthaben; - die Gewährleistung des selbst gewählten
Beginns bzw. Endes der Arbeit; - einVorschlagsrecht der Ar-
beitnehmer/-innen über den Freizeitausgleich (sowie die Bün
delung zu ganzen Tagen in der Nähedes Wochenendes); - die
Zustimmungspflicht des Betriebsrats zur betrieblichen Festset
zung von Kern- und Rahmenarbeitszeit.^^

Die Deflnition von MehrarbeitbeiVariabilisierung betrieb
licher Arbeitszeitsysteme muß sicherstellen, daß die bei un
gleichmäßiger Verteilung der Arbeitszeit immer vorhandene
Gefahr einer verdeckten Mehrarbeit (als wesendiches Ziel kapi
talorientierter Flexibilisierung) - ohne Entstehung eines An
spruchs aufZeit- und Geldzuschläge und ohneAnordnung als
Mehrarbeit —begrenzt wird. Gleichzeitig ist sicherzustellen,
daß das Mehrarbeitsvolumen insgesamt beschränkt wird, nicht
zuletzt wegen des Versuchs, durch verdeckte Mehrarbeit den
Personalstand zu flexibilisieren. Auch deswegen sollte Mehrar
beit grundsätzlich durch Freizeit ausgeglichen werden, wobei
ein Freizeitzuschlag (Anrechnungsfaktor auf die Normalar
beitszeit) einzufordern ist. Schließlich sind auch über die Moda
litäten des Freizeitausgleichs tarifliche Rahmenregelungen (ana
log zu denen bei Gleitzeitsystemen) zu vereinbaren.**

Um dem Bedürfnis nach zeitweiser (teilzeitiger) Freistellung
von der vertraglich vereinbartenArbeitszeit in betrieblichenAr
beitszeitsystemen zu verschaffen, sind auch hier tarifliche Eck-
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punkte Voraussetzung. Solche Freisteliungsgründe*® sind in
ihrer Priorität zu gewichten, und die Freistellung mitdem An
spruch auf Rückkehr ins Vollzeitarbeitsverhältnis zu versehen.
Erster Schritt in diese Richtung ist die Verankerung tariflicher
Erziehungszeiten bei teilweisem Verdienstausgleich, damit
Frauen nicht in von ihnen nicht gewünschte Teilzeitarbeitsver
hältnisse getrieben werden.^

ZurErhaltung von zwischenmenschlichen Kommunikations
möglichkeiten am Arbeitsplatz und zur Vermeidung weiterer
Arbeitsintensivierungen durch Arbeitszeitflexibilisierung sind
Maßnahmen zur Arbeitszeitentdichtung notwendig. Dazu ge
hören kollektive Pausen, individuelle und kollektive Verfü-
gungszeiten^^ sowie Mindestbesetzungszahlen an Anlagen, in
Arbeitsgruppen, -Systemen undAbteilungen.

4.2 Bekämpfung ungeschützter Beschäftigungsverhältnisse

Die Anforderung an Gewerkschaften, »die Interessen der Ra
tionalisierungsopfer ,.. ins Zentrum ihrer Politik (zu) stel
len«*', wird unter den Bedingungen der Flexibilisierungsoffen
sive des Kapitals zu einer Überlebensnotwendigkeit der Ge
werkschaftsbewegung als Gegenmacht mit Gestaltungsan
spruch. Dazu müssen in den männlichen Kembelegschaften
Vorurteile überwunden werden, die spezifische Diskriminie
rung weiblicher Erwerbsarbeit als Zentmlaspekt derSegmentie
rung und Erosion des NAV nicht länger »als notwendige und
angenehme Bedingung des männlichen Erwerbsmusiers«*' zu
verarbeiten. Dazu gehört es, die außerhalb des NAV entstande
nen Beschäftigungsverhältnisse nicht länger ohne tarifliche
Mindestschutzbestimmungen fortbestehen zu lassen-^o

Generell stellt sich angesichts derIndiensmahme ungeschütz
ter Beschäftigungsverhältnisse für personalwirtschaftliche Fle
xibilisierungsstrategien die Anforderung, die Personalplanung
stärker als eigene Gestaltungsaufgabe zu begreifen. Arbeitszeit
verteilungspläne, Mindestbesetzungszahlen und Stellenpläne
sind von der betrieblichen Interessenvertretung der Geschäfts-
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führung gegenüber einzufordern, und durch Tarifvertrag sind
Mitbestimmungsrechte in diesem Bereich zu erweitem.®'

Konkrete Regelungen®^ im Bereich der Teilzeitarheit müs
sen heinhalten, daß
—Beschäftigungsverhältnisse nicht unterhalb der Sozialversi
cherungspflichtgrenzen abgeschlossen werden dürfen, sofern
die betroffenen Personen sonst nicht in die sozialen Sicherungs
systeme einbezogen sind(z.B.Studierende).
—Eine Zustimmungspflicht des BR bei der Einrichtung von
Teilzeitarbeitsplätzen besteht, damit Vollzeitarbeitsplätze nicht
abgebaut werden können.
—Einzelarbeitsplätze eine mindestens 20-stündige Wochenar
beitszeit sowie 4-stündige, zusammenhängende Tagesarbeits
zeit nicht unterschreiten dürfen. Auch für Teilzeitbeschäftigte
sindArbeitsverteilungspläne verbindlich aufzustellen.
—Eine Gleichstellung der Teilzeitbeschäftigten bezüglich der
Eingruppierung, der Arbeitsbedingungen, der Aufstiegschan
cen und Qualifikationsmöglichkeiten erfolgt. Auch hier sind
Kontrollrechte des BR festzulegen. Produktivitätsgewinne der
Teilzeitarbeit sind durch Geldzuschläge auszugleichen. Beson
ders auf Teilzeitbeschäftigte zugeschnittene Qualifizierungs-
maßnahmen sind betrieblich zwischen Geschäftsleitung und
BR auszuhandeln. Alle tariflichenund betrieblichenLeistungen
stehen Teilzeitbeschäftigten im Rahmen ihrer vereinbarten Ar
beitszeit anteiligzu.
—Angeordnete Mehrarbeit bei Teilzeitbeschäftigung grund
sätzlich unzulässig ist, und jedeüber dievertraglich vereinbarte
Arbeitszeit hinaus geleistete Arbeit den Anspruch auf Mehrar
beitszuschläge und Freizeiuusgleich begründet.

Als langfristiges Ziel muß die Absichemng des grundsätzli
chen Anspruchs auf Beschäftigung im NAV erreicht werden,
und bei Rückkehrwunsch die Umwandlung eines Teiizeitar-
beitsverhältnisses in ein NAVerfolgen.

Solange nicht absehbar ist, ob das BeschFG verlängert wird,
ist der skandalösen Tendenz zur ausschließlich befristeten Re
krutierung neuer Arbeitskräfte nur auf tariflicher und be
trieblicher Ebeneentgegenzuwirken. Da hier erhebliche Wider-

169



stände der Einzelkapitale und ihrerVerbände gegen einen Ver
zicht auf dieses personalpolitische Flexibilisierungsinstrument
zu erwarten sind, kann nur die gesamte Mobilisierungs- und
Kampfkraft der Gewerkschaftsbewegung hierzu tariflichen Be
schränkungen führen.^^ Auch eine Rückkehr zur gesetzlichen
Regelung vor 1985 reicht allein nicht aus, um den Mißbrauch
von Befristungsgründen abzustellen. Dem BR müssen deswe
gen Möglichkeiten gegeben werden, den Befristungsgrund zu
überprüfen, undnur mitseiner Zustimmung darfeinbefristetes
Arbeitsverhältnis abgeschlossen werden. Ein sachlicher Befri
stungsgrund kann einzig in einer zeidich begrenzten Arbeits
aufgabe gesehen werden. Außerdem müssen befristet beschäf
tigtePersonen bevorzugt aufgeeigneten freiwerdenden Arbeits
plätzen weiterbeschäftigt werden, sofern sie dies wünschen.
Kurzfristig muß der Praxis Einhalt geboten werden, befristete
Arbeitsverhältnisse vorzeitig aufzulösen bzw. den Zeitpunkt
desVertragsendes nichtzu fixieren.

4.3 Integration in ein Arbeitsgestaltungskonzept

Alle hier dargestellten Überlegungen zu einem gewerkschaftli
chen Arbeitszeitgestaltungskonzept und einer gewerkschafdi-
chen Einflußnahme auf Personalplanungsprozesse im Betrieb
müssen verbunden werden mit Konzepten der technologischen
und organisatorischen Gestaltung von Arbeitsprozessen. Ziel
dieses Gesamtkonzepts für den Technik- und Arbeitskräfteein
satz muß sein, durch »egalitäre Arbeitsstrukturen« und eine
»solidarische Personaleinsatzpolidk« Segmenderungs- und
Spaltungsprozesse zu bekämpfen und zuüberwinden.^

Darüber hinaus muß die Verschränkung der betrieblichen
und tariflichen Interessenvertretungsebene verhindern, daß ta
rifvertragliche Gestaltungsansprüche leerlaufen, weil aufder be
trieblichen Ebene die Durchsetzungskraft nicht ausreichend
entwickelt ist. So fühlten sich viele BR in der Metallindustrie
1984 und 1987 überfordert, neben den »klassischen« Vertre
tungsaufgaben nun auchnoch eigene Zielvorgaben für Betriebs-
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Vereinbarungen zur Arbeitszeitpolitik zu entwickeln. Noch
schwieriger wird es, eine Koordination der einzelnen Interes
senvertretungen einer Branche zur Verhinderung einer Konkur
renzverschärfung bzw. vonVerdrängungsprozessen durch Aus
weitungvon Betriebsnutzungszeiten herbeizuführen.^s

Um die komplexen Aufgaben im Bereich des Technik- und
Arbeitskrafteinsatzes bewältigen zu können, wird die Aktivie
rung betrieblicher Gestaltungspotentiale immernotwendiger. I.
Kurz-Scherf regt deswegen für den Arbeitszeitbereich an, das
Konzept der betriebsnahen TarifpoUtik neu zu beleben.^' Ihre
Regelungsvorschläge für den Rahmentarifvertrag sehen als inte
gralen Bestandteil die Einrichtung betrieblicher Tarifkommis
sionen vor,denen dieAusgestaltung betrieblicher Arbeitszeitsy
steme obliegt. Vieles spricht dafür, daß dies das Dilemma des
Auseinanderklaffens von tarifvertraglichen Rahmenvereinbar
ungen und betrieblicher Umsetzung vermindern kann. Aller
dings muß sichei^estellt sein, daß die Rahmenregelungen be
trieblichen Flexibilisierungsinteressen enge Grenzen gesteckt
haben, und der betrieblichen Ebene nicht ein Kraftakt abver
langtwird, der auf tariflicherEbene nichtgeleistet wurde.Wäre
dies nicht der Fall, so würde eine Initiative für betriebsnahe Ge
staltungspolitik nur die Unzulänglichkeit des eigenen Bemü
hens zur Bekämpfung kapitalistischer Deregulierungsinteressen
verschleiern. Nicht vergessen werden darf schließlich, daß für
die Gewerkschaftsorganisation die Anforderungen einer be
triebsnahen Tarifpolitik zumindest mittelfristig eine große
Kraftanstrengungbedeuten.
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findensich beiSchlecht, M.: Entkoppelung... a. a. O., S.30.
25 Vgl. Seifert, H.: Durchsetzungsprableme... a. a. O., S. 218.
26 Daneben sinddie Senkung der Lohnnebenkosten und der Fehlzeitenraie sowiedie

Heraufsetzung betrieblicher Leistungsnormen weitere Ursachen derAusweitung vonTeil-
zeiurbeit.

27 Vgl. Bosch, G., Seifert, H.: Dasgeplante Beschäftigimgsförderungsgesetz - ein ai^
beiumarktpolitisches Notstandsprogramm, in: WSI-Mitt. 10/1984, S.581—587, S.584.

28 ImGegensatz zu allen (aurfialternativen) Wirtschaftsgutachten sanken beispielsweise
1988 die Wachstumskennziffem (privater Konsum, Investitionen, Außenhandel) nichtab,
sondern das Wirtschaftswachstum erreichte den höchsten Stand der Dekade.

29 Nach übereinstimmenden Beobachtungen von Gewerkschaften und Untemehmens-
verbänden werden seitdem etwa die Hälfte der Personaleinstellungen befristetvorgenom
men. Zu InhaltundWirkungen desBeschFG vgl. ebd.; Linne, G.,Voswinkel, S.:Brfristele
Arbeitsverhältnisse - Verstärkte Spaltung der Arbeitnehmer, in: WSI-Mitt. 5/1985, S.
279-286; dies.: Befristete Arbeitsverhälmisse und das »Beschäftigungsförderungsgesetz«,
in: WSI-Mitt. 7/1986, S. 499-508; Seifen,H.: Was bringt Deregulierung für den Atbeiis-
markt - Das Beispiel des Beschäftigungsfördenmgsgeselzes, in: WSI-Mitt. 5/1985, S.
286-291.

30 Die wichtigsten Charakteristika des Normalarbeitsverhältnisses sind - das Arbeits-
vcnragsverhältnis zwischen Arbeitnehmer/-in und demUnternehmen, indemdie Beschäf
tigung ausgeübt wird; - die unterstellte Dauerhafti^eitdes Venragsverhältnisses; - die
Gültigkeit deruriflichen Regelarbeitszeit.

31 Seifen, H.: Was... a. a. O., S. 290.
32 Vgl. ebd.
33 Dadurchsindauchdie Veneilungskämpfe spürbar beeinflußt worden. In vielentarif

politischen Auseinandersetzungen konnte die gewerkschafdiche Defensivposition nicht
überwunden werden. Ausdruck dieser geseUschafdichen Kräftesitiution istauch derRück
gang der Nettolohnquote (Anteil der R^öhne am Sozialprodukt).

34 Das NAVentstand als Ergebnis günsdger Veneilungsposidonen in der über einen
langen Zeitraum stabilen Vollbeschäftigungsperiode der Nachkriegszeit, diedieDurchset
zungder Regelhaftigkeit desNAV ermöglichte. Gleichwohl blieb ihmabereinExklusivcha
rakter versagt, da bestimmte Beschäftigungsgruppen nicht einbezogen wurden - y.a.
Frauen und ausländische Arbeitnehmer. Vgl. Bosch,G.: Hat das Normalarbeitsverhältnis
eine Zukunft?, in: WSI-Mitt. 3/1986, S. 163—176, S. 165.

35 Je kürzer die tariflichen Regelarbeitszeiten sind, je mehr Zeit also für freie Zwecke
potendellverfügbar ist, desto stärkerwird das Interesse an der selbstbestiromten Lageund
Verteilung der Arbeitszeit, umFreizeitbedürftiisse befriedigen zu köimen. DieDifferenzie
rung von Familienstrukturen, Ausbildungswegen, Freizeitangeboten und -gestaltungsowie
die wachsende Individualisierung von Lebensgestaltung und -planung sind wesentliche
Triebkräfte dieserEntwicklung. Vgl. ebd.,S. 171 f.

36 Kurz-Scherf, I.: Zeit(t)räume perTarifvertrag. Oder: DieRenaissance derbetriebsna
henTarifpolitik,in: WSI-Mitt.8/1987, S. 492-502, S. 498.
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37 Hier in duauf zu verweilen, dzSdie Nomialarbeittzeit ein »egalitäres Prinzip» dar
stellt.Esistdies»das Postulat derGleichveiteilangder gesellschaftlich notwendigen Arbeit
auf alle Mitglieder einerGeselbchaft, so daßdie Arbeit bei jedem Menschen ein gleiches
Quantum an Lebenszeit bindet.» Kurz-Scherf, I.: Zum Stellenwert der Teilzeitarbeit in
eineremanzipatorischen Arbeitszeitpolitik, in: WSI-Milt. 1I/198S, S.659-668, S. 660.V a,
benachteiligte Gruppen aufdem Arbeitsmarke, deren Situation durch hohe Arbeitsmarktri
siken, geringere Entlohnung, mangelnde Aufstiegschancen, geringere Qualifikations- und
Entfaltungsmöglichkeiten inder Arbeitstätigkeit geprägt ist,wären davon zusätzlich nega
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auch ebd., S. 666.

38 Die Differenzierungsklausel in den Tarifverträgen 1984 und 1987 in der Metallindu
strie ermöglichte es den Unternehmen, unterschiedliche Arbeitszeiten fürdnzelne Arbeits
kräfte oder Arbeitskräftegruppen abzuschließen, wobei kürzere Arbeitszeiten nach einer
Obergangszeit mit Lohneinbußen durch denWegfall der Lohnausgleichszahlung derAi-
beitszeitvcrkürzung verbunden sind (arbeitszeitbezogene Entgelldifferenzierung). DieIG
Meullforderte deswegen in ihrem Positionspapier zur Arbeitszeitgestaltung, daßNAV für
die betroffenen Arbeitsnehmer/innen imTarifvertrag wieder abschließend zu regeln. Vgl.:
IG Metall(Hrsg.): Arbeitszeilflexibilisierung und Arbeimehmerinteressen, abgedrucktin
der Frankfurter Rundschau vom 19. 8.1986.

39 V{gl. die »Skizze einesphantastischen Tarifvertragsentwurfs» von I. Kurz-Scherf, in:
dies.: Zeil(t)räume... a. a. O., S.495 ff.,S.495. Hierwirderstmaligeinvongewerkschaft
lichen Zielvorgaben ausgehendes Konzept derArbeitszeitgestallung vorgelegt.

40 Vgl. ebd.,S.496.Hier wirdvorgeschlagen, belastende Arbeitszeiten miteinem Faktor
bis zum Doppelten der Normalarbeitszeit anzurechnen und durch bezahlte Erholzeiten
bzw. Freizeit auszugleichen, wobei die Modalitäten der Inanspruchnahme betrieblich in
Zusatztarifverträgen fesuulegen sind.

41 DieseAuseinandersetzung läßt sichals Foitsetzungder Neuausrichtung sozialdemo
kratischer Wirtschaftspolitik aufveränderte Kapitalverwertungsbedingimgen durch O. La
fontaine auffassen, der zuletztaufdemSPD-Btmdespatteiug 1988 nachdrücklich für eine
Flexibilisierung der Arbeitszeit eintrat.In seinem SinnbringtH. Rappe die Deregulierung
desSoiuitagsarbeitsverf>ots in die Gewerkscliaftsdiskussion.

42 Ygl. Bosch,G. u. a.: Betriebliche Umsetzung der 38,5-Stunden-Woche. Ergebnisse"
einer Auswertung von Betriebsvereinbarungen aus der Metallindustrie, Düsseldorf 1986
(WSI-Arbeitsmaterialien Nr. 12), S.38(f.; sowie Bosch, G. u. a.: Arbeitszeitverkürzung
im Betrieb.DieUmsetzung der 38,5-Stunden-Woche in der Meull-, Druck-und Holzindu
strie sowie im Einzelhandel, Köln 1988.

43 PräziseFormulierungen imd Forderungen zur Ausgestaltung von Gleitzeitsystemen
finden sich bei Kurz-Schod, I.: Zeit(t)räume... a. a. O., S. 497; Schmidt, R.: Uber die
Notwendigkeitund die Problemeeiner tarifvenraglichen Rahmengestaltung von Gleitzeit
vereinbarungen, in: WSI-Min.12/1987, S. 735-745,S. 743.

44 Vgl. Kurz-Scherf, I.; Zeit(t)räume... a. a. O., S. 497 und Seifert, H.: \&riable Ar
beitszeitgestaltung - Arbeitszeitnach Maß für die Betriebeoder Zeiuutonomie für die
Arbeitnehmer, in: WSI-Mitt. 12/1987,S. 727-735, S. 735.

45 Zu denken ist hier an familiäre Pflege-und Erziehungsaufgaben, individuelleInteres
sen (Sabbaticals), kulturelle,gewerkschaftliche oder politische Betätigung und den Wunsch
nach gleitendem Obergang insRentenalter.

46 Vgl. Kurz-Scherf, L: Zeit(t]räiune... a.a.O., S. 496; imd Pfarr,H.tlärifvenragliche
Normen und individuelle Gestaltung,in: IG Metall (Hrsg.),Tarifpolitik im Strukturwan
del. Arbeitsver&ssung und industrieUe Demokratie,Köln 1988, S. 127—137, S. 132 f.

47 Vgl. ebd., S. 495.
48 Zwickel, K., Lang, K.: Gewerkschaften 2000 in: WSI-Mitt. 8/1987, S. 455-464,

S. 460 f.
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49 P(anvH.: Tarifvenngliche ...2.2.0., S. 128.
50 Diubler, W.:OeraguUerang und Flexibilisicnmg im Arbciisrecbt, in: WSI-Mitt.

8/1988, S.449-4S7,S.454.Er vertrittdieAuffassung, mandürfenichtdieIllusion schüren,
alskönneman »das Obelin absehbarer Zeit an derWirzelbeseitigen. DieErkenntnis, daS
Tarifverträge besser sind als hilflose ViSit, wird sichauch für den Bereich der atypischen
Arbeitsverhälmisse durchsetzen.«

51 ygl. die Gesulttmgsvorschläge von Kurz-Scherf, f.: Zeit(i)räume... a. a. O.,
S. 497 f.

52 Vgl. zumfolgenden; ebd.,S.497;Däubler, W.: Deregulierung... a. a. O., S.454f.
53 Da hier bisher schwerwiegende gewerkschaftliche Versäumnisse zu beklagen sind,

wäre auch die Festlegung von Quoten (X % aller Einzustellenden in jeder Lohn» und
Gehaltsgruppe müssen unbefristet eingestellt werden) in Erwägung zu ziehen. V^l. Däu
bler,W.;Deregulierung..., a. a. O., S. 454.

54 Vgl. zu diesen Elementen einergewerkschaftlichen Arbeitspolilik Bispinck, R., Het-
fert, M.: Technischer Wandel und gewerkschaftliche Arbeitspolitik, in: WSI-Mitt. 6/1987,
S. 314-327, S. 320 f.

55 Vgl. Bosch, G.: Entkoppelnng... a. a. O., S. 726. «Eine Dezentralisierung wird
zweifellos denTrend zu einerEntkoppelung beschleunigen.«

56 Vgl. Kurz-Scherf, I., Zeit(t)räume... a. a. O., S.500ff.
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Jürgen Schattmann

Probleme gewerkschaftlicher
UmweltpoTitik

Vorbemerkung

Umweltzerstörung und Umweltschutz sind in den letztenJah
ren zu den bedeutendsten Themenderpolitischen Auseinander
setzung geworden. Die verschiedenen ökologischen Katastro
phen wie z. B. das Robbensterben, das Ozonloch, den Treib
hauseffekt, die AKW-Katastrophe von Tschernobyl oder die
Rheinvergiftungen werden von der Bevölkerung als expanie-
rende Risiken und Gefährdungen erfahren, auf die die Politik
reagieren muß. Seit Mitte der siebziger Jahre gehört die Um
weltverschmutzung daher für die Bevölkerung zu den drin
gendsten Problemen. 1985 zählten 55% der Bundesbürger den
Umweltschutz zu den vorrangigen Aufgaben der Politik. Er lag
damit in der Bedeutung auf Platz2 hinterder Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit.' Noch deutlicher wird der Bedeutungszuge-
winn von Umweltschutzfragen, betrachtet man Umfrageergeb
nisse unter Jugendlichen: 89% der Befragten hielten die Um
weltverschmutzung für ein bedeutendes politisches Problem.^
Diese Meinungsmehrheiten spiegeln sich auch im politischen
Engagement wider: Die Zahl der in Umweltschutzinitiativen
und -verbänden organisierten und engagierten Bundesbürger
wird auf fünfMillionen geschätzt.^ Esist dieserZuspitzung der
ökologischen Problematik und der sukzessive sinkenden Ak
zeptanz von Umweltzerstörung zugunsten von wirtschaftli
chem Wachstum geschuldet, daß sichdie Politik schon seitden
70erJahren verstärkt mitdem Schutz derUmwelt befassen muß
und dieses Thema v. a. in den 80er Jahre in den Mittelpunkt
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rückte. Auch die Gewerkschaften haben den Problemdruck er
kannt und den Umweltschutz in den Kanon ihrer Aufgabe ein
gereiht. Diefolgenden Ausführungen haben die gewerkschaftli
che Umweltschutzpolitik zum Gegenstand. Bevor diese ge
naueranalysiert werden kann, müssen jedoch dieUrsachen und
Erscheinungen derUmweltkrise einer näheren Betrachtung un
terzogen werden.

1. Ursachen ökologischer Krisen und
Katastrophen

Umweltkrisen oder ökologische Krisen, hier verstanden als spo
radisch und lokal begrenzt auftretende Zerstörung vorhandener
natürlicher Proportionen, sind völlig normale Naturabläufe.
Die Evolution schreitet nur voran, indem sie vorhandene Le
bensformen und-bedingungen zerstört unddamit dieGrundla
gen für neue schafft. Auch dem über die Arbeit vermittelten
Stoffwechselprozeß desMenschen mit seiner äußeren Natur ist
dieses Grundprinzip eingeschrieben.'« Allerdings unterscheidet
sich der menschliche Stoffwechselprozeß von dem anderer Or
ganismen durch seine Ziel- und Zweckgerichteiheit. Der
Mensch verändert die Natur entsprechend seinen Zielen und
überwindet damit natürliche Schranken seiner Existenz.® Die
Folgen der zweckgerichteten Umverteilung von Energien und
Materialien für die Natur sind dabei von zweierlei abhängig:
erstens vondenmitderProduktion verfolgten Zielen undzwei
tens von denzur Produktion eingesetzten Mitteln, welche wie
derum durch die Ziele ihre konkrete Gestalt erhalten.

Die mit der Produktion verfolgten Ziele sind Ergebnis der
von den Individuen eingegangenen Verhälmisse, 'vermittels
derer sie produzieren und unter denen sie ihre Tätigkeit austau
schen.® Der Kern dieser Produktionsverhältnisse sind die Eigen
tumsverhältnisse.^ Weiterhin sind die Ergebnisse der Produk-

177



tion von den Möglichkeiten zu Natureingriffen abhängig. Die
ses Verhältnis dervergesellschafteten Arbeit zuräußeren Natur
kann auch als Produktivkraft (der Arbeit) bezeichnet werden.®
Sie ist von den Produktionsmitteln, von der Kombination die
ser im Produktionsprozeß, den Fähigkeiten der Arbeitskräfte
usw. abhängig.' Die Produktivkraft ist die Möglichkeit zu Na
tureingriffen, die dermenschlichen Arbeit durch bereits entwik-
kelte Produktionsmittel zuwachsen, welche selbst nichts ande
res als vergegenständlichte Produktivkräfte sind.'®

Nun tauchen Umweltzerstörungen in der heute bekannten
Formerst mitder Existenz des Kapitalismus auf. Hier wirdder
Stoff- und Energieumsatz gesellschaftlicher Produktion so weit
erhöht, daß die natürlichen Regulierungsmechanismen (z. B.
Ozonschicht oder Abbau von zu hohen Kohlendioxidwerten in
der Luft) zu versagen drohen. Gleichzeitig wächst mit den neu
entwickelten Technologien das Risikopotential immens an. Die
immer möglichen Pannen und Unfälle beim Betreiben vonPro
duktionsanlagen können das gesamte Ökosystem gefährden.
Dies ist keine Zufälligkeit, sondern logische Konsequenz der
kapitalistischen Ökonomie:

Im Gegensatz zu allen vorhergehenden ökonomischen Ge
sellschaftsformationen zeichnet sich der Kapitalismus durch
den Zwang zurbeständigen Revolutionierung derProduktions
mittelaus." Die aufdemMarkt konkurrierenden Kapitale müs
sen, um nicht unterzugehen, ihre Produktionskosten perma
nent senken, was im wesentlichen über den Einsatz von mehr
technischen Mitteln in Form von Einsparung notwendiger Ar
beitszeit, also der Erhöhung des relativen Mehrwerts ge
schieht.*^ Die immer weiter zunehmende technische Durchdrin
gung des Produktionsprozesses hateine Erhöhung der organi
schen Zusammensetzung des Kapitals zur Folge. Der Wert je
produzierter Wareneinheit sinkt, die Profitrate droht zufallen.'®

DemwirddurchdieErhöhung der Profitmasse, überdiever
mehrte Produktion und den vermehrten Absatz von Waren, ent
gegengewirkt. Die ökonomische Verlaufsform dieses Prozesses
sind ^e periodisch wiederkehrenden Krisen, in denen die ent
wickelten Produktivkräfte gegen die Produktionsverhältnisse
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rebellieren. Die entstandenen Disproportionen werden überdie
Vernichtung »überschüssiger« Produktivkräfte durch die Frei
setzung von Arbeitskräften und die Stillegung von Produk
tionsmitteln zeitweise bereinigt und durch eine weitere Erhö
hung von Arbeitsproduktivität als einzigem Krisenausweg auf
höherer Stufe erneut reproduziert."

Die Bereinigung der ökonomischen Krise führt jedoch zu
einersukzessiven Vertiefung der Krise der Mensch-Umwelt-Be
ziehungen. Auf der Basis ähnlicher stofflicher Voraussetzungen
der Produktion bringt die Erhöhung derArbeitsproduktivität
auch eine Erhöhung der Stoff- und Energieumsätze mit sich.
Die Produktivkräfte bringen ihrerseits Produktionsmittel her
vor, die bei ihrer Anwendung gegen die natürlichen Grundlagen
rebellieren." Dieökologische Krise, odertreffender formuliert:
die Ausbeutung derNatur, ist das zweite Krisenphänomen des
Kapitalismus, das sich über die jeweilige Überwindung periodi
scher Krisen venieft. Es hat drei wesentliche Momente: 1. Die
ständige Wertsenkung bewirkt eine Hypertrophie der Waren
produktion und damit eine Erhöhung der Stoff- und Ener
gieumsätze. 2. DerZwang zur Kostensenkung begünstigt eine
möglichst weitgehende Vemutzung der Natur als vermeintliche
Gratisproduktivkraft. 3. Der Zwang zur Sicherung von Kon
kurrenzvorteilen führt zu einer ständigen Revolutionierung der
Arbeitsmittel, ohnedaßdieFolgen für die Natur dabei Berück
sichtigung finden." Es werden ständig neue Risiken produziert.
Die kapitalistische Produktivkraftentwicklung beinhaltet - auf
grund des Wirkens der ökonomischen Gesetze - eine vereinsei
tigte Ausweitung derEingriffsmöglichkeiten indieNaturdurch
die Erhöhung der Arbeitsproduktivität (i. S. der Vermehrung
von Technik). Gleichzeitig bleibt die Hhigkeit der Beherr
schung der aufdiesem Wege erzeugten Kräfte unterentwickelt.
Die Fesselung der Produktivkräfte drückt sich somit in einer
überproportionalen Entwicklung der technischen Möglichkei
ten gegenüber den gesellschaftlichen Fähigkeiten ihrer Beherr
schung aus. Diegeschilderten Mechanismen haben weltweit zu
Produktionsproportionen geführt, die die Existenz der
Menschheit zunehmend gefährden.'̂
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Ist die (globale) Uraweltkrise ein Ergebnis kapitalistisch
orientierter Wirtschaftsweise, die sich jedoch nicht nur im
Marktgeschehen, sondern auch in der stofflichen Ausprägung
der angewandten Produktionsmittel zeigt, dann ist eine not
wendige Umorientierung nur durch eine gegen das Kapital und
die Logik der Profitsteigerung gerichtete Veränderung derPro
duktionsziele möglich. Die Ansatzpunkte hierfür sind schon
dadurch gegeben, daß auch unter kapitalistischen Bedingungen
dem Zwang zu höherer Vergesellschaftung Rechnung gezollt
werden muß. Die marktvermittelten Aktivitäten der Einzelka
pitale führen zwangsläufig zueiner sukzessiven Vertiefung der
Umweltzerstörung. Ab einem gewissen Punkt bedroht dies die
Reproduktionserfordernisse des Gesamtkapitals in Form der
natürlichen Produktionsgrundlagen. Daher wird ein Teil der
»unternehmerischen Freiheiten« ausgekoppelt undaufnationa
ler Ebene dem Staat, oder auf transnationaler Ebene den Ver
handlungen zwischen Regierungen, überantwortet. Diese Re
gulierung erfolgt nicht widerspruchsfrei, sondern spiegelt die
verschiedenen kapitalistischen Einzelinteressen wider. Dadiese
Regulierung aber nicht nur die Kapitalinteressen, sondern auch
verschiedene Klasseninteressen umfaßt, bietet sich hier die
Möglichkeit, den objektiven Zwang zur Sicherung der Produk
tionsgrundlagen bewußt politisch für einen Umbau der Produk-
donsstrukturen zu nutzen, der den Erhalt und die Verbesserung
der Umwelt garandert und sozial gerechte Verteilungsverhält
nisse anstrebt. Dies wird über die gestiegenen Möglichkeiten
zur Gestaltung derProdukdvkraftentwicklung möglich."

Bei der Durchsetzung des so orientierten Umbaus der Pro
duktionsstrukturen, der heute aus ökologischen Gründen un
umgänglich ist, kommt der Arbeiterbewegung in den entwickel
ten kapitalistischen Ländern eine zentrale Rolle zu. Es sind
schließlich diese Länder, die dasTempo und die Richtung des
wissenschaftlich-technischen Fortschritts bestimmen, die heute
den wesentlichen Anteil an der Umweltverschmutzung direkt
oder indirekt verantworten müssen und die einen erheblichen
Teil ihres Reichtums gerade auf derNaturausbeutung aufgebaut
haben." Die strategisch-politische Hauptaufgabe derArbeiter-
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Bewegung und der Gewerkschaften z. B. in der BRD muß
daher die Durchsetzung alternativer Mensch-Natur-Beziehun-
gen und damit einer veränderten Gestaltung der industriellen
Natureingriffe sein. Diese Aufgabenstellung macht zweierlei
notwendig: Erstens die Formulierung einer umfassenden Alter
native zur heutigen Industrialisierungsform, die nicht nur die
Produktionsstrukturen, sondern auch die gesellschaftlichen
Konsummuster kritisch in Frage stellt. Zweitens eine für solche
Zielstellungen mobilisierende Politik, die an den konkreten Be-
troffenheits- und Gefährdungslagen der Lohnabhängigen an
knüpft.

2. Umweltverschmutzung in der BRD:
Anknüpfungspunkte für gewerkschaftliche
Umweltpolitik

Trotz einer Flut von Umweltgesetzen in den 70er Jahren und
deren Vollzug in den 80er Jahren, muß am Ende dieses Jahr
zehntes festgestellt werden, daßdieTendenz derUmweltzerstö
rung nicht gestopptwerden konnte. Hierzu einige Daten:
Luftverschmutzung:
Zwar konnte die Staubemission drastisch gesenkt werden, die
Belastung durch Stickoxide - Hauptverursacher der Kraftfahr
zeugverkehr - stieg aber seit 1960 kontinuierlich an und sta
gniert seit 1980 aufhohemNiveau.^® Bei der Schwefeldioxidbe
lastung, dieV. a. aufKraft- und Fernheizwerke zurückgeht, bie
tet sich ein ähnliches Bild. Die Belastungen durch diese Schad
stoffe, die zu einem wesentlichen Teil für das Waldsterben mit
verantwortlich sind, könnten mit relativ geringen »techni
schen« Veränderungen wieTempolimit, Katalysatoren und Ent
schwefelungsanlagen deutlich gesenkt werden.
Bodenbelastung:
Nicht anders verhält es sich mit der Belastimgder Böden. Nach
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Schätzungen sind bereits 7% der Gesamtfläche mit chlorierten
Kohlenwasserstoffen und Schwermetallen belastet.^ Hinzu
kommen 35000 bis 50000 wilde Deponien aus den fünfziger
und sechzigerJahren, diewahrscheinlich hochgiftige Stoffe wie
Dioxin, Quecksilber usw. enthalten.^ Schließlich ist der Boden
durchständige Überdüngung starkbeansprucht.
Wasserbelastung:
Lediglich die Gewässergüte konnte in der zweiten Hälfte der
siebziger Jahre verbessert werden. So ist der Nitratgehalt seit
Anfang der70er Jahre nicht weiter gestiegen, unddieQuecksil
ber- und Cadmiumbelastung konnte nach Spitzenwerten Ende
der 70er Jahre deutlich gesenkt werden. Doch hier trügt der
ersteEindruck: DieVerbesserungen sind hauptsächlich aufden
fast flächendeckenden Anschluß der Kommunen an Kläranla
gen zurückzuführen.^ Außerdem werden nur relativ wenige
Stoffe bei der Gewässergüteprüfung untersucht. Insgesamt lie
gen nur für 400 Stoffe Grenzwene vor, von denen bei Routi
neuntersuchungen 30 bis 40 überprüft werden. Bei Untersu
chungen des Trinkwassers werden derzeit sogar nur 12 chemi
sche Stoffe geprüft.^* Allein für den Rhein wird dieAnzahl der
eingeleiteten Stoffe auf zwischen 10000 und mehrere 100 000
geschätzt.25

Diese Daten lassen schon erkennen, daß von einer Verbesse
rung der Umweltparameter durch die staatliche Regulierung
nicht gesprochen werden kann. Vielmehr zeigt eine genauere
Analyse der Umweltgesetze, daß bei deren Ausgestaltung v. a.
das allgemeine Kapitalinteresse an geringfügigem Umwelt
schutz, bei gleichzeitigem Erhalt größtmöglicher Profitmög
lichkeiten durch Abwälzung der Kosten aufdieSteuerzahler, in
Form jeweils spezifischer Brancheninteressen durchgesetzt
wurde. Dazu ein Beispiel: 1980 wurde dasUmweltchemikalien
gesetz verabschiedet und 1986 geändert. Die seit den fünfziger
Jahren immer weiter ansteigende Menge chemischer Stoffe und
die damit zusammenhängenden negativen Auswirkungen auf
die Umweltmedien, sollte gesetzlich kontrolliert werden. Es
ging zunächst darum, die Stoffe hinsichtlich ihrer Gefährlich
keit zu überprüfen.^* Diese ursprüngliche Zielstellung wurde
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allerdings von der chemischen Industrie zunehmend ausge
höhlt: In der gültigen Fassung sieht das Chemikaliengesetz eine
Prüfungspflicht für Stoffe erst ab einer Produktionsmenge von
einer Tonne im Jahr vor.

Außerdem beinhaltet es ein abgestuftes Prüfungssystem, das
bspw. erst ab einerJahresproduktion von 1000 t Langzeittests
vorsieht.^' Die Stoffe, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes
am 1.1. 1982 bereits im Umlaufwaren,müssenüberhaupt nicht
bzw. nur bei »erhärtetem« Verdacht auf schädigende Wirkung
überprüft werden. Sie machen jedoch den größten Teil der ein-
gesetzen Stoffe aus.Die im Gesetzfixierten Regelungen ermög
lichen demnach keine effektive Kontrolle der angewandten che
mischenStoffe,da die meistengar nicht durch das Gesetz erfaßt
werden.2^ Die Profltmöglichkeiten der chemischen Industrie
werden durch die aktuelle Gesetzesfassung - trotz anders lau
tender Beteuerungen der chemischen Industrie - nicht einge
schränkt. Im Gegenteil: Die chemische Industrie hat für die
80er Jahre erhebliche Zuwachsraten aufzuweisen.^'

Die Kosten für Umweltschutz und Umweltreparatur, die
durch das ungebrochene Primat der Profitproduktion hervor
gerufen werden, wachsen ebenso: Allein die von der öffentli
chen Hand aufzubringenden Mittel für Umweltschutzinvesti
tionen und laufende Kosten beliefen sich 1984 auf 10,23 Mrd.
DM.J® Dazu kamen noch Ausgaben für durch Umweltver
schmutzung notwendig gewordene Sanierungen an Gebäuden
und Gerätschaften sowie für Wasseraufbereitung von zusam
men 10,74 Mrd. DM.^' Würde man noch die zusätzlichen Ko
sten der Behandlung von Gesundheitsschäden und Verkehrsun
fällen hinzurechnen,die zu einemgutenTeil dem Produktions
und Konsummuster geschuldet sind, würden sich die Kosten
für 1984 auf fast 50 Mrd. DM belaufen.'^

Auf der Kapitalseite finden wir - trotz Umweltgesetzgebung
- erheblichsteigende Umsätze und nur geringsteigende Ausga
ben für den Umweltschutz.^ Auf der anderen Seite erhöhen
sich die Ausgaben des Staates, die zu einemgroßenTeil aus den
Massensteuern finanziert werden. '̂ Doch damit nicht genug:
Die Lohnabhängigen zahlen nicht nur den Löwenanteil der fi-
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nanziellen Belastung, sie sind zudem auchnoch gesundheitlich
stark gefährdet. Die Weltgesundheitsorganisation schätzt den
Anteil der auf Umwelteinflüsse zurückgehenden Krebserkran
kungen auf 80% aller Fälle.^ Nach amerikanischen Schätzun
gen sind 38% aller Krebstodesfälle auf berufliche Einflüssezu
rückzuführen. Und selbstfür die BRD,in der epidemiologische
Studien (gerade zu Belastungen durch Arbeit) Mangelware
sind, läßt sich behaupten, daß bei mindestens 25% derjenigen
an Krebs verstorbenen Männer, die in der chemischen Industrie
beschäftigt waren, ein deutlicher Zusammenhang zur ehemali
gen beruflichen Tätigkeit besteht.^'

Nur der Vollständigkeit halber sei noch erwähnt, daß diese
Belastungen durch umweit- und arbeitsbedingte Erkrankungen
nur die Spitze eines insgeamt nicht überschaubaren Eisberges
markieren, denn die bisherige Erforschung von Gefahren, die
sich aus der Freisetzung industriell genutzer Stoffe ergeben, ist
systematisch unterentwickelt. Darauf verweist allein die Ent
wicklung der Erforschung gefährlicher Arbeitsstoffe: Derzeit
werden mindestens 60 000 rein chemische Arbeitsstoffe be
nutzt, deren Zahl durch Neuentwicklungen jährlich um 300
steigt. Lediglich 1300 hiervon sind als gefährliche Arbeitsstoffe
klassifiziert.^^ Für 450 dieser Stoffe gibtes MAK-Werte, wobei
wiederum nur ca. 30% hiervon arbeitsmedizinisch-toxikolo
gisch begründet sind. '̂ Die Unzulänglichkeit arbeitsmedizini
scher Forschung läßt sich auch daran erkennen, daß noch An
fang der sechzigerJahre keine zehn Arbeitsstoffe als krebserre
gend betrachtetwerdenmußten. Im Jahre 1980 warenes bereits
über80.^° Diemeisten dieser Stoffe (wie z. B.Formaldehyd und
Vinylchlorid) werden schon seit Jahren produziert und weiter
verarbeitet.

Zusammenfassend kann fes^ehalten werden: die bisher not
wendig gewordene und vollzogene Regulierung kapitalistisch
bedingter Umweltkrisenphänomene wurde in der BRD wesent
lich kapitalkonform vollzogen. Dabei scheinen sich- so unsere
These - die großen energie- und (schad-)stofHntensiven Kon
zerne wie Chemie- und Eneipeproduzenten, weitgehend
durchgesetzt zu haben. Die nur sehr geringe Berücksichtigung
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von Bevölkerungsinteressen, wie siean den festgelegten Gren
zwerten deutlich wird^>, muß auch darauf zurückgeführt wer
den, daßdieOrganisationen der Lohnabhängigen, v. a. die Ge
werkschaften, diesem Problem in der Vergangenheit zu wenig
Beachtung schenkten. Arbeits-, Lohn- undTarifkämpfe, diemit
Forderungen zum Umweltschutz verbunden gewesen wären,
finden sich nur selten. Stattdessen ließen sich die Gewerkschaf
ten all zu oft auf die (Kapital)Logik »Arbeitsplätze oder Um
weltschutz« ein.

3. Die Entwicklung gewerkschaftlicher
Umweltpolitik bis zur Mitte der 80er Jahre am
Beispiel des DGB

Die Entwicklung einerumweltpolitischen Praxis und Program
matik durch den DGB kann vereinfachend in drei Phasen unter
teilt werden:

1. Die Herausbildung gewerkschaftlicher Umweltpolitik
(1971-1974).
2. Gewerkschaftliche Umweltpolitik in der Krise (1974—1984).
3. Neuorientierung gewerkschaftlicher Umweltpolitik (ab
1985).

In der ersten Phase, die ungefähr zeitgleich zur Durchset
zung erster staatlicher Gesetzgebungsinitiativen auf diesem Ge
biet verläuft, entwickelten die Gewerkschaften ihre Position zu
denUrsachen undMöglichkeiten derBewältigung derUmwelt-
krise. Im Jahre 1974 wurde das erste Umweltprogramm des
DGBverabschiedet. ImMittelpunkt derUrsachenanalyse stand
dabei das Profitprinzip, das der Lösung des Umweltproblems
entgegensteht. Die Eindämmung der Naturzerstörung erfor
dertdaherdasaktive Eingreifen der Lohnabhängigen.^^ AlsEin
griffsebenen wurden die, über kritische Mitarbeit vollzogene,
Einflußnahme auf die staatliche Umweltpolitik^^ und die Ge-
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staltung derArbeitsumwelt imRahmen tarifvertraglicher Rege
lungen« gesehen. Obwohl das Profitprinzip als zentrale Ursa
che derUmweltzerstörung begriffen wurde, wardie antikapita
listische Kritik gleichsam halbiert: die Verantwortung des Pro
fitprinzips wurde nur bei der unmittelbaren Anwendung der
Produktionsmittel, nicht jedoch inderHerausbildung deskapi
talistischen Produktivkraftsystems gesehen. Die konkrete stoff
liche Verfaßtheit des Industriesystems wurde von der Kritik
nicht erfaßt. Damit entsprach die gewerkschafdiche Positions
bestimmung der damaligen sozialdemokratischen Reformeu
phorie. Diese ging davon aus, daß durch keynesianische Wlrt-
schaftslenkung dem Kapitalismus seine (umwelt-)zerstöreri-
schenZähnegezogen werden könnten.

Mit der krisenhaften Entwicklung ab 1974 mußteauchdieses
umweltpolitische Modell in die Krise geraten. Aufgrund der
enger gewordenen Verteilungsspielräume verminderten sich
auch die Chancen zur Durchsetzung arbeitnehmerorientierter
Umwelt- undArbeitsschutzforderungen.^® Durch diepolitische
und ideologische Anbindung an die SPD - und hier besonders
an deren Kemenergieprogramm - gerieten die Gewerkschaften
mehr und mehr in Konflikt mit den neuen, ökologisch orien
tierten Bewegungen, die gerade die stoffliche Seite derProduk
tion - als verursachendes Moment von Umweltkrisen - in den
Mittelpunkt rückten. Spätestens mit der Bestätigung der kon
servativen »Wende« vom Herbst 1982 durch die Bundestags
wahl von 1983 war das Ausmaß der Krise der gewerkschaftli
chen Umweltpolitik offenbar geworden: die Regierung, aufdie
sich viele Hoffnungen gründeten, war gescheitert. In der Zeit
davor hatten sich die Untemehmerverbände allerdings schon
bei praktisch allen wichtigen Umweltgesetzen durchgesetzt.
Schließlich war der Einzug der Grünen in den Bundestag Aus
druck dafür, daß sich —neben der gewerkschaftlichen umwelt
politischen Orientierung - die Kritik der Ökologie- und Anti-
AKW-Bewegung nunmehr auch im parlamentarischen Raum
artikulierte.

Die dritte Phase gewerkschaftlicher Umweltpolitik, eine
Phase der Neuorientierung, ist noch nicht abgeschlossen. Sie
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begann mit dem Abschneiden »alter Zöpfe« und der Anerken
nung von Alimenten, die zuvor weitgehend ignoriertworden
waren. Das 1985 verabschiedete DGB-Programm »Umweit-,
schützund qualitatives Wachstum« enthält Vorschläge und For
derungen zurÜberwindung derMassenarbeitslosigkeit und der
Umweltzerstörung. Das Profitprinzip wird nicht mehr als Ur
sache der Umweltzerstörung benannt. Stattdessen wird die
stoffliche Seite der Produktion hervorgehoben. Entsprechend
orientiert das Programm hauptsächlich auf entsorgungstechni
sche Maßnahmen wie Sondermülldeponien, Kläranlagen usw.^
Ganz im Gegensatz zum Programm von 1974, das den Umwelt
schutz als weitere Profitquelle ablehnte^^ wird Im Programm
von 1985 argumentiert, daß die Expansion der Umweltschutz
brancheeine lohnendeAnlagesphäre biete und daß die Produk
tion von Umweltschutztechnologien dieWeltmarktposition des
bundesdeutschen Kapitals verbessere.^^

Die Beschlösse des 13. Bundeskongresses des DGB(1986) bil
den gegenüber dem Programm von 1985 eine Weiterentwick
lung, da hier recht eindeutig auf den Vorrang energiesparender,
abfallarmer und ökologisch angepaßter Produktionsverfahren
gegenüber nachgeordneten Umweltschutztechnologien orien
tiertwird.'" Weiterhin wird dorteine Öffnung gegenüber ande
ren gesellschaftlichen Organisationen und Institutionen wie
den Hochschulen und ökologisch orientierten Verbänden vor
genommen. Schließlich wurden konkrete Beschlüsse zur inne
rorganisatorischen Bearbeitung der Ökologieproblematik ge
faßt.'® Aber auch der 13. Bundeskongreß bleibteine eindeutige
Haltung gegenüber den industriellen Verursachen! von Um
weltzerstörung schuldig."

Diese Bestandsaufnahme macht deutlich, daß es den Gewerk
schaften inderEntwicklung ihrerUmweltpolitik noch nichtge
lungen ist, die Naturzerstörung als Ergebnis des kapitalisti
schen Produktions- und Verwertungsprozesses zu begreifen.
Immerhin zeichnet sich mit dem Programm von 1985 und den
Beschlüssen von 1986 - bei aller Unzulänglichkeit - doch die
Tendenz ab, die verschiedenen Krisenprozesse kapitalistischen
Ursprungs systematisch zusammenzudenken und in Zusam-
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menarbeit mit anderen gesellschaftlichen Kräften nach Lösun
gen zu suchen.

4. Tendenzen gewerkschaftlicherUmweltpoiitik:
zwei Entwicklungstypen am Beispielder IG Metall
und der IG Chemie

Greifen wir noch einmal kurz auf die Ergebnisse des ersten
Teils zurück. Dort wurde entwickelt, daß auch unter kapitalisti
schen Bedingungen die - über die Steigerung der Produktiv
kraft notwendig gewordene - Erhöhung des Vergesellschaf
tungsgrades von Produktion und Reproduktion vollzogen
wird. Wie jedoch diese Entwicklung gestaltet wird, hängt we-
sendich von den politischen Kräfteverhältnissen, mithin vom
Klassenkampf ab. Dabei stehen heute die gewachsenen Gestal
tungsmöglichkeiten und -notwendigkeiten der stofflichen Seite
der Produktion im Zentrum. Wenn die Gewerkschaften daher
im Interesse der Lohnabhängigen Einfluß auf die stoffliche
Seite der Produktion als auch auf den Vergesellschaftungspro
zeß insgesamt nehmen wollen, dann müssen sie Alternativen
zur herrschenden Entwicklungslogik finden. Konkrete An
knüpfungspunkte im Massenbewußtsein ergeben sich aus den
Folgen der bisherigen Produktionslogik für Arbeit, Leben und
Gesundheitder Lohnabhängigen (vgl. Teil 2). Bislang ist esaber
den Gewerkschaften nicht gelungen, in der Entwicklung ihrer
umweltpolitischen Programmatik und Praxis der Bedeutung
der Umweltzerstörung für den kapitalistischen Reproduktions
prozeß gerecht zu werden. Daher konnten auch keine realen
Veränderungen an der Form der Naturaneignung durchgesetzt
werden. Die bisherige Einflußnahme (vgl. z. B. dieAusführun
gen zum Chemikaliengesetz) blieb im Rahmen dessen, was für
den Erhalt der Reproduktionserfordemisse des Gesamtkapitals
ohnehin notwendig ist.
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Betrachtet man die aktuelle Entwicklung gewerkschafdicher
Umweltpolitik, so fällt auf, daß sich erstmals qualitativ unter
schiedliche Varianten undStrategien abzeichnen.

/. Die Umweltpolitik der IG Metall:
Die Zukunftskonferenzen der IG Metall imJahre 1988 - davon
die erstezur Umweltproblematik— haben einen ersten Versuch
unternommen, die neu entstandenen politischen Handlungsbe
dingungen zum Ausgang dieses Jahrhunderts in einem breiten
Diskurs mit Wissenschaftlern und politischen Organisationen
wie Bewegungen zu erfassen und für die Gewerkschaften zu
konkretisieren.®^ Die IG Metall geht bei ihrer Neuorientierung
davon aus, daß infolge der globalen Umweltkrise ein generelles
Umdenken notwendig wird. Dabei muß dieFrage nach derArt
und Weise des Produktionssystems neu gestellt werden.®® Ziel
aktueller Gesellschaftspolitik ist demzufolge ein sozialer und
umweltverträglicher Strukturwandel, mit dem gesellschafdiche
und ökologische Interessen in Einklang gebracht werden.®^ Als
Ursachen der ökologischen Krise werden sowohl das konsum
vermittelte Verhalten aller als auch das Profitprinzip benannt.
Die «... Ausbeutung der Natur unddieAusbeutung der Men
schen ...« werden aberauch als »... zwei Seiten der gleichen
Medaille ...« gesehen.®® Eine Politik, die von dem Primat der
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen - auch vor kurz
fristigen Arbeitsplatzinteressen®® - ausgeht, unterzieht daher
nicht nur die stoffliche Seite der Produktion, sondern auch die
gesellschaftlichen Bedingungen der Arbeit einer kritischen Re
flexion. EineDemokratisierung der gesellschaftlichen Entschei
dungen über das »Was« und »Wie« der Produktion wird not
wendig.®^ Die Verankerung einer solchen Politik bei den Be
schäftigten wird zu einer zentralen gewerkschaftspolitischen
Aufgabe.®® Umdiese Vorstellungen zu realisieren, wird einbrei
tesgesellschaftliches Bündnis für einenökologischen und sozia
len Umbau anvisiert, das Wissenschaftler, Bürgerinitiativen und
Umweltvcrbände umfassen soll.®' In den Diskussionen der IG
Metall zeichnet sich also eine qualitative Veränderung gegen
über derbisherigen Programmatik des DGB ab. Die lÜtik der
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stofflichen Seite der Produktion wird nunmehr radikaler und
umfassender formuliert. Gleichzeitig wird sie mit einer Kntik
anden gesellschafdichen Verhälmissen gebunden.

Allerdings bleibt es eine Schwäche auch dieser Diskussion,
daß die Kritik der stofflichen Proportionen nicht konkret auf
den eigenen Organisationsbereich zielt. Gerade im Hinblick
auf die Automobilindustrie und die Massenmotorisierung, die
(nach Schätzungen der IGMetall selbst) die Hälfte der ökologi
schen Schäden durch Luftverschmutzung verantwortet«', wird
eineKritik nur sehr vorsichtig hervorgebracht.«

Weitere Defizite werden auch bei der Analyse der prakti
schen Umweltpolitik der IG Metall deutlich. Zwar gibt es in
krisengefährdeten Branchen —wie derWerft- oder Rüstungsin
dustrie- eineReihe vonVorschlägen für eineökologisch orien
tierte Konversion der Produktion," In den prosperierenden
Branchen hingegen, v. a. inderAutomobilindustrie, werden sol
che Probleme und Forderungen bislang kaum thematisiert.
Auch eine Betrachtung derQualifikation von Betriebsräten be
züglich des betrieblichen Umweltschutzes legt erhebliche Defi
zite offen: Eine Umfrage ergab, daß nur einem Betriebsrat von
64 der Bericht des Umweltbeauftragten vorlag."AufdieFrage,
wie und von wem der Sondermüll entsorgt werde, gaben 42%
an, daßsiesichnoch nicht,oder erst aufdieBefragung hinüber
die Entsorgung informiert hätten." Den meisten Betriebsräten,
so das Ergebnis dieser Studie, fehlten substantielle Informatio
nen über die vom Betrieb ausgehenden ökologischen Risiken
und Schadstoffbelastungen amArbeitsplatz."

In der umweltpolitischen Praxis der IG Metall gibt es aber
nochwievor erhebliche Mängel. Der qualifizierten Diskussion
überdieökologischen Gefahren undnotwendigen Veränderun
gen an den Produktionsstrukturen und Konsummuster steht
bislang keine hinreichend qualifizierte Behandlung dertagtägli
chen Belastungssituation innerhalb und außerhalb des Betriebs
gegenüber. Das Problembewußtsein der Belegschaften bedarf
wohl noch erheblicher Entwicklung, sollen die anvisierten und
von einer Mobilisierung der Beschäftigten getragenen Forde
rungen praktische Relevanz erreichen. Dieses Defizit greift die
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IG Metall in den von ihr geplanten betrieblichen Umweltschu
lungen für Gewerkschafter - insbesondere Vertrauensleute -
auf.'' Auch die imBezirk Stuttgart durchgeführte Aktion »Tat
ort Betrieb« zielt aufdiehöhere Sensibilisierung derBelegschaf
ten für Umweltschutzfragen. Gleichwohl hat die IG Metall -
trotz der bislang unzureichenden betrieblichen Umweltschutz
politik - mit ihrer theoretischen Positionsbesthnmung einen
politisch wichtigen Schrittvollzogen; denn nur aufder Grund
lage einer eigenen, umfassenden Alternative zu Form, Inhalt
und Ziel bisheriger Produktion und bisherigen Konsums kön
nen umweltpolitische Bemühungen mehr sein als kosmetische
Reparaturen vorherrschender Naturaneignung.

2. Die Umweltpolitik der IG Chemie:
Auch diese Industriegewerkschaft vertritt die Beschäftigten
einer für das heutige Industrialisierungsmodell typischen Bran
che, und erachtet eine Ökologisierung derProduktion als not
wendig.'̂ Dabei zeichnen sich die Betriebe in ihrem Organisa
tionsbereich durch einige produktionstechnische Besonderhei
ten aus: Die nicht selten giftigen und feuergefährlichen Aus
gangsstoffe werden unterhohem Druck und hohen Temperatu
ren zu neuen Verbindungen synthetisiert. Anfallende Abfall
stoffe müssen - aufgrund ihrerToxizität - weiterverarbeitet wer
den, was eine hohe Komplexität derAnlagen zur Folge hat. Die
ökologisch bedenkliche Naturfremdheit der chemischen Pro
dukte und die hohe Störanfälligkeit der komplexen Produk
tionsanlagen fordern aus umweltpolitischer Sicht dringend Al
ternativen ein.'®

Betrachtet man nun das Konzept der SPD-Bundestagsfrak
tion zur Chemiepolitik, das unter maßgeblicher Mitarbeit des
Vorsitzenden der IG Chemie, Hermann Rappe, entstanden ist
und auf das sich die IGChemie positiv bezieht, dann zeigt sich,
was hier unter Ökologisierung verstanden wird. Das Konzept
geht davon aus, daß die chemische Industrie einerseits einen
großen Anteil am gestiegenen Lebenssundard der Lohnabhän
gigen hat, andererseits jedoch ökologische und gesundheitliche
Risiken birgt. Eine Chemiepolitik soll daher folgendes leisten:

191



Die Wirkung der Stoffe soll besser erfaßt, die Entstehimg gifti
ger Nebenprodukte wie Dioxin eingedämmt, unbedenkliche
Ersatzstoffe entwickelt und giftige Stoffe wie Chlorkohlenwas
serstoffe in ihrer Anwendung stärker reglementiert werden.
Konkret schlägt das SPD-Konzept u.a.die Kennzeichnung von
Haushaltsprodukten hinsichtlich gefährlicher Inhaltsstoffe, die
Erforschung von Altstoffen, die Zurückdrängung von überflüs
sigen Inhaltsstoffen in Nahrungsmitteln, u. dgl. m. vor. Die
Forderungen werden schließlich damit begründet, daß eine der
art orientierte Chemiepolitik die Weltmarktsituation bundes
deutscher Chemiekonzerne verbessern soll und wird."

Die von der IG Chemie anvisienen Maßnahmen zielen also
nicht auf eine ökologisierung, einen Umbau der chemischen
Produktion und damit auf die Beseitigung der den Produkten
prinzipiell inhärenten Gefahren. Die aus der Komplexität che
mischer Großanlagen resultierenden Risiken werden nicht gese
hen und nicht kritisiert. Im Gegenteil: H. Rappe bescheinigt
den bundesdeutschen Chemiewerken eine hohe Sicherheit und
führt die sichletzthin häufenden Chemieunfälle auf Fragen der
Lagerung und auf menschliches Versagen zurück.^ Dieser
Logik folgend finden prinzipielle Zweifel ander ökologischen
UnbedenMichkeit der chemischen Industrie bei der IG Chemie
nur wenige Anhänger."

Die IG Chemie verfolgt eine Umweltpolitik, die an einer
Minderung gesundheitsschädlicher Einflüsse am Arbeitsplatz
orientiert ist. Sie findet jedoch dort ihreGrenzen, wo Umwelt
schutz Arbeitsplätze und die politischen und gesellschaftlichen
Strukturen derBRD gefährdet" oderdieWettbewerbssituation
bundesdeutscher Chemiekonzeme verschlechtert." Die kon
kreten umweltpolitischen Forderungen der IG Chemie bleiben
damit immer an denvom Kapital vorgegebenen ökonomischen
Rahmen gebunden, der bei zunehmender Konkurrenz auf dem
Weltmarkt der Logik der Kostenminimierung folgt.

Ungeachtet dessen kann die IG Chemie erhebliche Erfolge
in der konkreten betrieblichen Umweltpolitik vorweisen. Die
Materialien zur Störfallverordnung bspw. belegen eine große
Sachkompetenz." Die IGChemie hat durchgesetzt, daß die Be-
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triebsräte - zumindest in den großen Werken - in aller Regel
mit den umweltrelevanten Daten versorgt werden/® Eine zwi
schen der IG Chemie und den Arbeitgeberverbänden in der
Chemieindustrie getroffene Vereinbarung siehtvor,daß die ge
setzlich nichtvorgeschriebene Altstoffüberprüfung unter Betei
ligung beider Seiten durchgeführt wird, daß die Betriebsräte
über den betrieblichen Umweltschutz informiert werden sollen
und daß, übereinegemeinsam einzurichtende Gesellschaft, Be
triebsräte über umweltrelevante Themen informiert werden/'

Die Umweltpolitik der IG Chemie beschränkt sich mithin
darauf, den vom Kapital gesetzten Rahmen auszuschöpfen.
Dennoch vermag sie bei der Bearbeitung betrieblicher Bela
stungssituationen, partiell erfolgreich zu agieren. Das Problem
der sich sukzessive vertiefenden Umweltkrise kann jedoch auf
diesem Wege nicht bewältigt werden. Einer Politik, die den
Namen »ökologisierung« wirklich verdient, wird damit sogar
Schaden zugefügt; denndie enge umweltpolitische Zusammen
arbeit der IG Chemie mit dem Kapital dient ja gerade dazu,
kritisches Potential- wie die alternativen Aktionärsgruppen bei
Bayer und Hoechst oder in der Okologiebewegung - zu desa
vouieren.^ Richtig verstanden müßte gewerkschaftliche Um
weltpolitik darauf zielen, bei den Beschäftigten eine kritische
Auseinandersetzung mit den möglichen Gefahren der chemi
schen Produktion und dem Risikopotential von Produktionsan
lagen zu fördern. Dies scheint jedoch nicht der Fall zu sein:
Eine Studie von Heine und Mautz zum umweltpolitischen Be
wußtsein von Industriearbeitern zeigt, daß die kritische Bewer
tung der von der chemischen Industrie ausgehenden Gefahren
von den dort Beschäftigten - im Vergleich zu anderen Industrie
arbeitern - in weit geringerem Maße wahrgenommen wird.'*
Auch die bereits erwähnte umweltpolitische Information von
Betriebsräten in Zusammenarbeit mit dem Kapital dürfe dem
kritischen Diskurs kaum förderlich sein.
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5. Schlußbemerkung

Gewerkschaftliche Umweltpoiitik kann heutenicht mehr alsein
Politikfeld neben anderen begriffen werden. Umweltzerstörung
ist keinesporadisch und lokalaufuuchendeNebenerscheinung,
sondern systematisch produzierter kapitalistischer Wider
spruch. In den kapitalistischen Zentren trifft die Naturaneig
nung mit ihrer stofflichen und gesellschaftlichen Problematik
in den Mittelpunktdes Ensembles verschiedenster, auf den ka
pitalistischen Grundwiderspruch rückführbarer, Krisenphäno
mene.Damit reicht einebloßeErhöhung desAnteilsam erwirt
schafteten Reichtum - realisiert über die Tarifpolitik - die
Lohnabhängigen nicht mehr hin. Die negativen Folgen der ka
pitalistischen Naturaneignung paralysieren den dadurcherziel
baren Zugewinn an Reproduktionsmöglichkeiten sowohl in
Form der Abwälzung von Folgekosten durch Umweltzerstö
rung als auch über den Verlust an Lebensqualität durch Krank
heit etc. Grundsätzliche Verbesserungen für die Lohnabhängi
gen können nur durch eineUmgestaltung der Form der Natur
aneignung erreicht werden. Das heißt aber in letzter Instanz,
daß bislang dominante gewerkschaftliche Politikfelder - wie
z. B. die Tarifpolitik - neu durchdacht und bestimmt werden
müssen. Diese müssen in eine umfassende soziale und ökologi
scheAlternative eingeordnetwerden. Mit den Mittelnder Tarif
autonomie und des Kampfes um Arbeitsplätzemüssen entspre
chende Altematiworstellungen bei den Beschäftigten verankert
und in Ansätzen durchgesetztwerden. Die Kämpfe in den Kri
senbranchen - z. B. der Werftenindustrie - liefern hierfür eine
Reihe von Ansatzpunkten. Allerdings erfordert dies eine radi
kalere Kampforientierung als sie letzthin von der IG Metall in
der Auseinandersetzung um das Stahlwerk Rheinhausen ausge
geben wurde. Eine konkrete Neuformulierung gewerkschaftli
cher Strategie kann dabeinur das Ergebnisinnergewerkschaftli
cherPositionsfindung sein. Mit ihrerÖffnung gegenüber öko
logischen Fragestellungen hat zumindest die IG Metall die
Grundlagehierfür geschaffen.
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schungsinstitut Göitingen (Hrsg.), SOFI-Mineilungen Nr. 15, Febnur 1988, S. 16 (f. Die
Autoren legen dar, daß 50% der Chemiearbeiter von den önlichen Chemiewerken kein
oder nur geringes ökologisches Risikopotential ausgehen sehen, während beiden Beschäf
tigten anderer Branchen derentsprechende Anteil bei nur25% li^ Weiterhin sprachen
sich nur 25% der Chemiearbeiter für deutlichspürbare, schärfere Umweltschutzauflagen
für die chemische Industrieaus - gegenüber 50% der Beschäftigten ausanderenBranchen.
(Vgl. ebd., S. 34 ((.)
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Kaspar Maase

Bruch mit der »Lager«-Mentalität

Zur Modernisierung der
Arbeiterbewegungskultur

»Scharfes Denken ist schmerzhaft«, hat Bert Brecht notiert -
derselbe Brecht, der zugleich nicht müde wird, dieVergnügun
gen des Denkens zu preisen. Vorden Gewerkschaften der Bun
desrepublik stehen Herausforderungen, die schmerzhafte Ver
änderungen erfordern; den Bruchmit bishergültigen Erfahrun
gen und Traditionen sowie den Mut, neue Arbeitsfelder und
-formen zu entwickeln und den Umgang mit offenen Fragen
und widersprüchlichen Wirklichkeiten zur Normalität zu ma
chen. Die Kernthese dieses Beitrags ist; Volle Nutzung der
Möglichkeiten von Kulturarbeit wird in Zukunft ein unver
zichtbares Mittel sein, mit Schärfe und Vergnügen nach Ant
worten zu suchen und Lösungen zu erproben. Dies gilt aller
dings nur - so die weitere These-, wenn auch die Kulturarbeit
die Scheinsicherheiten des Vertrauten und Gewohnten hinter
sich läßt und ihr Selbstverständnis neu bestimmt. Das soll in
haltlich gefüllt werden mit unserer dritten These; Kulturelle
Fragen und Aufgaben (in einem weit gefaßten Sinn) rücken zu
nehmend ins Zentrum gewerkschaftlicher Praxis.

Wir wollen in vier Schritten versuchen, das Problemgelände
zu vermessen. Am Anfang soll ein Blickauf die Diskussion um
kulturelle Aspekte gewerkschafdicher Arbeitgeworfen werden.
Der zweite Teil soll begründen, warum eseine Überlebensfrage
ist, den Kampf um kulturelle Hegemonie aufzunehmen. Vor
diesem Hintergrund wird drittens gefragt, ob die Kulturarbeit
schon auf diese Aufgabe eingestellt oder noch durch Momente
von »Lagerdenken«! blockiert ist. Der letzte Abschnitt versucht
dann, einige Praxisorientierungen näher auszuführen.
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1.Kulturelle Dimensionen von Gewerkschaftsarbeit

Im Sommer 1981 verabschiedete der Bundesvorstand des DGB

»Vorstellungen des DGB zur Kulturpolitik und Kulturarbeit«.
Vorausgegangen war eine mäßig bewegte Diskussion kleinerin
teressierter Kreise - anschließend herrschte wiederder gewerk
schaftliche Alltag, in dem Kulturarbeit oder gar Kulturpolitik
allenfalls in Spurenelementen vorkommen. Während des erbit
terten Arbeitskampfes um die 35-Stunden-Wbche 1984 bemüh
ten sich vielerorts Gewerkschafter um Unterstützung durch
Künstler und Kulturgruppen; der Aufechwung der Aktivitäten
hatte jedoch keine sichtbar bleibenden Folgen. Erfahrungen
und Probleme^ wurden nicht systematisch aufgearbeitet und
verallgemeinert. Im mühsamen Prozeß der Bildungder IG Me
dien standen organisationspolitische Streitpunkte im Vorder
grund - die Rolle von Kunst und Medien für Kulturstrategie
und Reformaltemative der Arbeiterbewegung war keinThema.

Unter der kaumbewegten Oberfläche liefen jedochzwei Ent
wicklungen. 1. Die Kulturpraxis hat sichin den achtzigerJahren
stetig erweitert - in vielseitiger und attraktiver Bildungsarbeit
wie im Wachstum auf ca. 350 gewerkschaftliche Kulturgruppen
(StandFrühjahr 1988). 2. Die SuchenachAntworten der Arbei
terbewegung auf die gegenwärtige Umbruchperiode^ führt
vielerorts zu Überlegungen, die um ein neues Verständnis kul
tureller Prozesse und ihre gestiegene Bedeutung für gewerk
schaftlicheStrategienkreisen. Die auffallende Zunahme von ge
werkschaftlichen und gewerkschaftsnahen Veröffentlichungen,
Tagungen und Diskussionen unter den Stichworten »Kultur«
und »Kulturarbeit« ist so vielleicht als Anzeichen zu verstehen,
daß grundlegendeSelbstverständigungen herangereiftsind.

In der Literatur wird mit unterschiedlichen Formulierungen
und Argumenten auf die angesichts der Tendenzen zu einer
»Kulturgesellschaft« notwendige Erweiterung gewerkschaftli
cherThemenfelder hingewiesen^, v. a. im Blickaufdie Aufgabe,
die Arbeiterbewegung im außerbetrieblichen Lebenszusam
menhang der Lohnabhängigen (erneut) zu verankern. Man plä-

201



diert für »Stadtteil und Wohngebiet als zweites Organisations
zentrum« der Gewerkschaften^ und fordert die Wahrnehmung
eines »kulturellen Mandats« zur Durchsetzung einer neuen po
litischen Kultur.^ Begründet wird, warum in Betrieb, Wohnge
biet und Medien in die gesellschaftlichen Kommunikationsver
hältnisse eingegriffen werden mußmitdem Ziel, »gewerkschaft
liche Wertorientierungen« zu verbreiten.' Es gelte, »eigene
Strukturen eines erneuerten solidarischen Milieus zu entwik-
keln«.' Verwiesen wirdaufdieOffensive des Managements, die
die gesamte Persönlichkeit der Lohnabhängigen für die Ziele
des Unternehmens mobilisieren will.'° Als Gestaltungsziel in
der Ihidition der »alten Arbeiterkultur« wird »eine neue Ar-
beits- und Lebenskultur« genannt", konkretisiert im Szenario
der Gewerkschaft des Jahres 2000 als Schnittpunkt vonLebens-
zusammenhängen«.'̂ Aus einer anderen Perspektive wird ge
fragt, ob nicht in der historischen Nachfolge der klassischen
Arbeiterkultur die gegenwärtige Soziokultur »zur intermediä
ren Kultur für ein >neues Proletariat< werden« könnte, in dem
die marginalisierte Intelligenz eine bedeutende Rolle spielen
werde." Aus einer wieder anderen Blickrichtung werden die
neuen Herausforderungen in der These von einem »neuenkul
turellen Modell« gefaßt, das die Umwandlung in eine »indivi
dualistische Gesellschaft« erfordere."

Ziunindest verbal werden derartige Denkanstöße vonführen
den Gewerkschaftsvertretern inzwischen aufgegriffen. Da ist
die Rede von einem »neuen Selbstverständnis gewerkschaftli
cher Lebenskultur« und sogar einer »neuen Organisationskul
tur«", in der die »Kraft zum gemeinsamen Handeln aus der
Vielfalt der betroffenen Gruppen und der beteiligten Personen
zu gewinnen« sei." Als gewerkschaftliches Gestaltungsfeld
wird der außerbetriebliche Bereich anvisiert in seiner kulturel
len Dimension - als »Boden, aufdemgewerkschaftliche Identi
tät und Solidarität wachsen« müsse."

Der Külturwissenschaftler betrachtet diese Impulse (von
einer entwickelten gewerkschaftlichen Debatte kann nicht ge
sprochen werden) mit zwiespältigen Gefühlen. Analytisch En
deterhierdie kulturelle Dimension dergegenwärtigen Umbrü-
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ehe und Herausforderungen an die Arbeiterbewegung in der
Tendenz richtig wiedergespiegelt. Für die praktische Antwort
erweist sich allerdings der Bezug auf bisherige Vorstellungen
und Instrumente gewerkschaftlicher Kulturarbeit und -polidk
eindeutig als hemmend. Kulturelle Selbsttätigkeit, diesichnicht
ihrer politisch-ökonomischen Grenzenund der Notwendigkeit
des Eingreifens in kulturelle und ideologische Massenprozesse
bewußt ist und sich daraufhin organisiert, ist stets bedroht vom
Umkippen ins selbstgenügsame Freizeitvergnügen. Es geht
nicht allein darum, einen besonderen Sektor, ein spezielles Tä
tigkeitsfeld der Gewerkschaften aus der Bedeutungslosigkeit
herauszuführen;es geht im Kernum eineneueQualität gewerk
schaftlicherOrganisation und Praxis insgesamt.

Gerade die gewerkschaftliche Linkemuß sich die Fragestel
len: Wieweit ist ihr Verständnis von Kulturarbeit geprägtdurch
einen Mythos von »Arbeiterkultur«, der schon die geschichtli
chen Realitäten höchst fragwürdig widerspiegelt, heute und
morgen aber mit seiner Ideologie des Selbermachens die Le
bensweise der Lohnabhängigen wie die zentralen Herausforde
rungen klassenautonomer Gewerkschaftspolitik verfehlt? Im
Kern handelt es sich um Defizite der gesamten Arbeiterbewe
gung,die in der Kultur-und Medienpolitik schonlangean Aus
strahlung und Überzeugungskraft verloren hat; das zeigt sich
im kulturpolitischen Teil des Irseer Grundsatzprogranuns der
SPD ebenso wie in der Feststellungeines führenden DKP-Ver
treters, man sei in diesen Fragen noch nicht wieder auf der
Höhe."

Der folgende Abschnitt soll in verknappter Form einige der
Tendenzen skizzieren, die aus unserer Sicht Kultur und Lebens
weise deutlich zum Zentrum gewerkschaftlicher Strategie hin
rücken.
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2. Umbrüche in den Bedingungen
gewerkschaftlicherArbeit

Bezugspunkt: die Hegemoniefrage

Im Marxismus hat als erster Antonio Gramsci umfassend die
Notwendigkeit entwickelt, daß die Arbeiterbewegung die He
gemonie- geistig-politische Führung und kulturelle Dominanz
- erringt; anders ist im entwickelten Kapitalismus aus den im
Interessengegensatz zum Kapital stehenden Klassen, Schichten
und Gruppen kein »historischer Block« zu formieren, der die
Kraft zu einer demokratischen Wende und sozialistischen Per
spektive aufbringt. Die gegenwärtig anhaltende konservative
Vorherrschaft, die auf der Neutralisierung und sogar Einbin
dungbedeutender Teile der Lohnabhängigen beruht,zeugtvon
der Aktualität dieserProblemstellung.

Spätestens mit den 80er Jahren sind Grenzen und Probleme
der Mobilisierungs- und Kampffähigkeit in den Vordergrund
getreten. Vor allem in der Auseinandersetzung um Arbeitszeit
verkürzung bei vollem Lohnausgleich sowie im Bemühen, Wi
derstands- und Alternativpositionen gegen die unternehmeri
scheFlexibilisienmgsoffensive aufzubauen, wurde deutlich: Es
gibt viele neue Probleme bei der Aufgabe, eine Basis für effek
tive betriebliche Kampfaktionen zu gewinnen; und zur Durch
setzung der großen, zunehmend politisch vermittelten Ent
scheidungen, ohne die Klasseninteressen der abhängig Beschäf
tigten heute nicht mehr zu sichern sind, reicht auch langanhal
tende betriebliche Mobilisierung nicht mehr aus. Das gesell
schaftliche Umfeld, die »öffentliche Meinung« muß für die ge
werkschaftlichen Anliegen gewonnen werden; die Gewerk
schaften müssen für zentrale Ziele »über sich selbst hinaus
wachsen« und eine zu politischem Druck fähige sozialeBewe
gungentwickeln.'̂ Dies ist, wenn manso will,heuteder prakti
sche Zugangzum Hegemonieproblem.

Wesendiche Veränderungen, die dem zugrunde liegen, sollen
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in den beiden folgenden Abschnittenskizziert werden. In The
senform gebrachtlauten sie:
1. Bedingungen und Wege der Klassenformierung unterliegen
einem tiefgreifenden Umbruch. Das Hereinwachsen der einzel
nen Lohnarbeiterinnen in den Klassenzusammenhang und die
Orientierungan der Arbeiterbewegung ergeben sichimmerwe
nigerspontan und naturwüchsig aufgrund elementarer, v. a. be
trieblicher Klassenerfahrungen - notwendig ist anhaltendes,
vielseitiges und differenziertes Bemühen der Organisationen
um Hegemonie auch in der Klasse. Zugespitzt: In wachsenden
Teilen der Belegschaften wird gewerkschaftliche Orientierung
imd Organisierung immer wenigerselbstverständlich - und der
Akt des Gewerkschaftseintritts scha^ heute keine lebenslange
Bindung mehr, diese muß vielmehr täglich neu errungen und
gefestigt werden.
2. Die Zusammensetzung der Interessen und Ansprüche, die
für klassenautonome und kämpferische Gewerkschaftspolitik
aufgegriffen werden müssen, wandelt sichanhaltend; materielle
und soziale Forderungen werden zunehmend durchdrungen
und erweitert durch Erwartungen und Motive, diesichauf indi
viduell-persönliche Achtung und Entfaltimg wie auf umfassen
dere Alternativen in der Dimension »sinnvoll arbeiten - sinn
voll leben« richten.
3. »Kultur« wird hier verstanden in dem weiten Sinn, der Per
sönlichkeitsentfaltung in allen Tätigkeiten, das Verbinden des
gesellschaftlich Notwendigenmit dem individuell Selbstzweck-
haften^o und dem utopischen Überschuß '̂ ebenso umfaßt wie
die Auseinandersetzung mit den gesellschaftlichen Orientie
rungsangeboten für das eigene Selbstverständnis, für Bedürf
nisse und Handeln. Ober »Kultur und Lebensweise« erfassen
wir alltagsweltliche, nicht offenpolitischartikulierteDimensio
nen des Hegemonieproblems.

Wandlungen in der Klassenformierung

Wirwollen zunächst stichwortartig einige der anhaltenden Ver-
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änderungen in Struktur und Lebensweise der Lohnarbeiterin
nen benennen, die Voraussetzungen und Wege der Klassenfor
mierungtiefgreifend gewandelt haben.

Der Einfluß sozialer Milieus, in denen Elemente von Klas
senbewußtsein und Orientierungen auf die Arbeiterbewegung
fraglos durch Übernahme von Traditionen und Werten, Nor
men und Verhaltensmustern angeeignet werden,geht weiterzu
rück. Das betri^ das Schwinden homogener Wohngebiete mit
ihren Nachbarschaften, Vereinen, Freizeitgemeinsamkeiten. Es
betrifft im weiteren Sinn das Schwinden von Klassenöffendich-
keiten auch in Betrieb und Belegschaft; Der technologische
Wandel von Arbeitund Arbeitsorganisation in seinen kapitalbe
stimmten Formen Rationalisierung und »Flexibilisierung« ver
ringertKommunikationsmöglichkeiten.

Ünter den Lohnabhängigen wachsen inZahl und Bedeutung
jene Gruppen, die von ihrer Herkunft und Sozialisiation her
kaum Orientierungen auf die Arbeiterbewegung mitbringen:
Angestellte und wissenschaftlich-technische Intelligenz, Frauen
und die nachwachsende »Krisengeneration«.

Traditionelle betriebliche Sozialisationsmechanismen, durch
die der Nachwuchs der Arbeiterklasse in dieArbeiterbewegung
hineinwächst, greifen weniger bei der jungen Generation. Sie
tritt der Gewerkschaft im höheren Alter, mit längerer Schulbil
dung, festeren individuellen und politischen Lebensauffassun
gen und stärkeren, nicht selten schon durch eigene interessen
vertretende Praxis in Schulen und sozialen Bewegungen gepräg
ten, Ansprüchen an politische und Organisationskultur gegen
über. »Die Gewerkschaften sind ... keineswegs mehr ... die
>Schule der Arbeiterbewegung<«.22

Vorallemin jüngerenund qualifizierten Gruppen der Lohn
abhängigen sowie unter den Frauen wird Klassenformierung
zunehmend bestimmt durch die Bedingungen »individualisier
ter Vergesellschaftung« Im Gegensatz zu verbreiteten Auffas
sungen, die »Individualisierung« unterschiedslosmit Individua
lismus, Egoismus, Isolation, Privatismus gleichsetzen, verste
henwir daruntereineobjektiveWandlungin den Anforderun
gen an die individuelle Lebensbewältigung: Auch die Angehöri-
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gen der Arbeiterklasse sind heute in ganz anderem Ausmaß als
ihre Eltern oder gar Großeltern gezwungen, ihren Lebensweg
durch bewußte imd überlegte Entscheidungen selberzu gestal
ten - innerhalb des Rahmens, den die grundlegenden Klassen
verhältnisse vorgeben. Um einen auch nur halbwegs sicheren
und befriedigenden Platz im System abhängiger Arbeit zu fin
den und zu behalten, ist auf dem Weg durch das Bildungs- und
Atisbildungssystem mit seinen vielen Verzweigungen und ange
sichts einer Überfülle von Informationen dazu als Dauerauf
gabe das Treffen und Durchführen von persönlichen, individu
ellen Entscheidungen über den eigenen Lebensweg nötig. In
ihnen erfährt sich der/die Einzelne notwendig als verantwortli
cher Gestalter seiner eigenen Biographie und entwickelt Fähig
keiten und Ansprüche zu stärker selbständiger und selbstbe
stimmter Lebensführung.

Zu den Voraussetzungen stärker individualisierter Vergesell
schaftung zählt weiter dieAuflösung traditionell-fragloser Mu
ster der Lebensführung. Unübersichtlichkeit und Unentschie-
denheit kennzeichnen heute die beruflichen Biographien sowie
dasVerhältnis vonErwerbsarbeit und Erwerbsleistung zu ande
ren Lebensbereichen und Zielen; die Fraglosigkeit des Musters
»Jugend/Ausbildung - erwerbsmäßiges Lebensfundament -
Heirat und Kinder - Konzentration auf berufliche Leistung
und Karriere des Mannes- Sicherung des Erreichten bei voller
Erwerbsorientierung bis zur Rente —Noch etwas vom Leben
haben nach der Pensionierung« wird zunehmend erschüttert.
Gleiches gilt für die Gestaltung von Partnerschaft imd Kinder
erziehung. Auch hier sind aktive, individuelle Entscheidungen
immer wieder fordernde Bewältigung neuer Ansprüche und
Aufgabenverlangt.

Schließlich habendie außerordentlich gewachsenen Möglich
keiten der Wahl und Entfaltung im Reproduktionsbereich dazu
beigetragen, daß heute dem/der Lohnarbeiterin in historisch
vergleichlicher Qualität Felderder Ausbildung und Betätigung
von Hhigkeiten, Bedürfnissen und Genüssen erschlossen sind.
Auch dies stärkt den Anspruch, über den individualisierte Ver
gesellschaftung veränderte Formierungsbedingungen schafft:
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im ganzen Leben als sich selbst bestimmende Individualität re
spektiert zu werden und sie auch in den organisierten Formen
derkollektiven Interessenvertretung entwickeln zu können.

Gewerkschaften und Arbeiterbewegung haben heute selbst
in der Arbeiterklasse, geschweige darüberhinaus,keine»Mono
polstellung» mehrfür diekontinuierliche und effektive Organi
sierung von Massenprotest —wie dies in der Geschichte der
Bundesrepublik noch bis zur Anti-Nbtstandsgesetz-Bewegung
der60er Jahre zutraf. Auch in denaktiven undkritischen Grup
pen der Arbeiterklasse muß der gewerkschaftliche Anspruch,
eine Kraft gesellschafdicher Gestaltung im demokratischen In
teresse zu sein, gegendie »Konkurrenz« anderer sozialer Bewe
gungen (Frieden, Umwelt, Frauen etc.) und ihrer ideologisch
politischen Alternativkonzepte überzeugend nachgewiesen
werden.

Nicht zu vergessen sind schließlich das anhaltend steigende
Niveau allgemeiner und beruflicher Bildung sowie die zuneh
mende Ausbeutung selbständiger Problemlösungsfähigkeiten
der Lohnabhängigen durchdas Kapital. Gerade inden traditio
nellen und neuen Aktivgruppen derArbeiterbewegung (Hchar-
beiter, qualifizierte Beschäftigte) wachsen daher dieAnsprüche
an argumentative Begründung gewerkschaftlicher Politik, an of
fene Behandlung ihrer Probleme und Widersprüche. Verkürzt
gesagt: »Mehr Bildung«heißt nicht automatisch »mehr Durch
blick - also höheres Klassenbewußtsein«, sondern zunächst ein
mal »mehr Fragen - also höherer Überzeugungsbedarf«. Dazu
gehört ganz wesentlich der Anspruch, die tägliche Kleinarbeit
der Interessenvertretung mit Sinn und Perspektive zu erfüllen
durch den Bezug auf gewerkschaftliche Alternativen und Uto
pien: das Ziel einer gerechten, ökologisch und global verant-
wonlichen, sinnerfülltes und selbstbestimmtes Leben ermögli
chendengesellschaftlichen Ordnung. Nur so kann die Arbeiter
und Gewerkschaftsbewegung wieder zum Hoffnungsträger
werden.

Zugespitzt läßt sich die Tendenzso charakterisieren.Warfrü
her dasHineinwachsen in dieArbeiterbewegung für den einzel
nen ein vorwiegend spontaner Prozeß, der auf der alltäglichen

208



Lebensweise aufbaute, dann ineine der politischen Strömungen
der Arbeiterbewegung hineinführte und im sozialen Milieu abge
stützt war - so ist Klassenformierung heute gekennzeichnet
durch die Notwendigkeit bewußt immer wieder zu leistender
Emordnung indiegemeinsamen Ziele undindie(alle Einzelinter
essen und ihre Widersprüche übergreifende) Solidarität der
Arbeiterbewegung. Erforderlich wird eine historisch neue Quali
tät kontinuierlicher Informationsbeurteilung und Parteinahme.
Dazu können die Organisationen der Arbeiterbewegung Argu
mente undHilfen liefern; dieindividuelle Verarbeitung wird aber
nicht durch einmal vollzogene Orientierungen und Mitglied
schaften überflüssig, sondern bleibt Daueraufgabe.

Neue Zusammensetzung von Klasseninteressen

Eine weitere Herausforderung wird sichtbar beim Blick auf
jene neuen Interessen, die unter dem Gesichtspunkt der Le
bensweise in den Kernbereich der Interessenvertretung rücken.
Das betrifft in unserem Zusammenhang v. a.Ansprüche aufein
stärker selbstbestimmtes, sinnvoll und zusammenhängend ge
staltetes Leben. Solche Anliegen werden nicht isoliert zu Ele
menten gewerkschaftlicher Politik, sondern indem sie sich an
grundlegende materielle und soziale Interessen anlagern, sie
verändern und bereichem, mit neuen Bedürfnis- und Hoff
nungsdimensionen aufladen. Im Unterschied zu Rainer Erd
scheint es uns dabei überhaupt nicht »offensichtlich .. ., ,daß
die klassischen Themen gewerkschaftlicher Politik, Lohn, Ar
beitszeit und Arbeitsbedingungen,... zunehmend dem Inter
esse an postmateriellen Werten weichen. Von der zentralen
Bedeutung des Kampfes gegen Arbeitslosigkeit und Armut
sowie für Arbeitszeitverkürzung abgesehen - nicht das mecha
nische Bild des Ersetzens alter durch neue Interessen wird der
Entwicklung gerecht, sondern die Analyse eines komplexer
werdenden Gebildes aus unterschiedlichen, auch widersprüchli
chen, Bedürfnissen, Ansprüchen und Sehnsüchten. Das läßt
sich beispielhaft andrei Fragen verdeutlichen.
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Im Bereich gewerkschaftlicher FrauenpoUtik ist die Be
schränkung auf rein betriebliche Forderungen tmd Probleme
nicht mehr aufrechtzuerhalten. Die zusätzlichen Benachteili
gungen von Frauen, die nur durch »positive Diskriminierun
gen« zu überwinden sind, gehen aus den besonderen Belastun
gen und Einschränkungen ihrer gesamten Lebensweise hervor.
Dem ist in betrieblich-gewerkschaftlicher PolitikRechnung zu
tragen - bis hin zur Erfahrung, daß man Frauen schwer für
Funktionen gewinnen kann ohne die Möglichkeit, daß die
damit verbundenen familiär-privaten Probleme kollektiv disku
tiert werden und bei ihrer Bewältigung solidarisch geholfen
wird.

Die Erfahrtmg, daß Benachteiligung von Frauen in Arbeit
imd Beruf nicht allein durch betrieblich-tarifliche Regelungen
anzugehen ist, führt notwendig zu einem höheren Stellenwert
sozial-und gesellschaftspolitischer Forderungen, diedie »priva
ten« Lebensbedingungen von Frauenverändern - von der Kin
derversorgung bis zum Kampf gegen partiarchalische und sexi-
sdsche Struktiu-en auch im Betrieb.

Die neue Qualität von Ansprüchen auf persönliche Entfal
tung, auf ein subjektiv aktiv und sinnvoll geführtes Leben in
Arbeit wie Freizeit verändert ebenfalls die Erwartungen an ge
werkschaftliche Betriebspolitik. Im Reproduktionsbereich ist
ein eigenständiger Lebensmittelpunkt entstanden; bewußtes
Nachdenken über seinemöglichst selbsttätige, intensive Gestal
tung wird für die Lohnarbeiterinnenwichtig.DieBedingungen
der Berufsarbeit sollen derart sein, daß sie Zeit und Kraft für
eine aktive Freizeit lassen. Schutzbestimmungen,damit Berufs
arbeit nicht so verschleißt, reichen immer weniger aus. Es wer
den vielmehrdie positiven Zusammenhänge zwischenKommu
nikation,Betätigung und Anerkennung persönlischer I^igkei-
ten sowiekreativer Entfaltung in der Arbeit und den Möglich
keiten vielfältiger und genußreicher Freizeit erfahren und in
Anforderungen an die Qualität des Arbeitslebens zum Aus
druck gebracht.

Wenn für eine Mehrheit der Arbeiterjugendlichen (im Sinn
des gesamten Nachwuchses der Arbeiterklasse) befriedigendes
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Leben zwei Hauptsäulen - nämlich Arbeit und Freizeit - hat,
dann nicht als gegeneinander abgeschottete Lebensbereiche,
sondern zunehmend im Sinn ganzheitlicher Persönlichkeitsan
sprüche. Dazu zählt nicht allein die Erwartung, sichin Berufs
arbeit entfalten zu können, sondern zunehmend auch das Wahr
nehmen der Verantwortung der Produzenten für die Folgen
ihrer Arbeit: Umweltbelastungen, Ressourcenvergeudung, so
zial unnütze oder gar schädlicbe Produkte sind Anlaß für ein
kritisches Arbeitsbewußtsein und für Interessen an Alternati
ven.

Am weitesten ist die Entwicklung bisher gediehenin den Be
wegungen für Arbeitszeitverkürzung. In erstaunlich kurzer
Frist hat sichdie Auffassung durchgesetzt, daß es nichtnur um
Arbeitsmarkt und Arbeitslosigkeit, um Belastungsminderung
und Verteilung von Produktivitätsfortschritten geht, sondern
um die Qualität des Lebens der Lohnabhängigen. Vor allem
wurde erkannt, daß diese Auswirkung von Arbeitszeitverkür
zung nicht einfacheine Nebenfolge ist, die man erfreut als Zu
gabemitnimmt, sondern daß Gewerkschaften bewußt Arbeits-
(zeit)gestaltung als Gestaltung der Lebensweise anzupacken
haben; Sehnsüchte und Bedürfnissenach einem befriedigende
ren Dasein sind für den Kampfdirekt anzusprechen.

Auch hier waren nach unserem Eindruck die Frauen vorne
weg, die unter dem stärksten Druck auf ihre Lebensweise ste
hen und am höchstenmotiviertsind, Arbeitszeitverkürzung für
Emanzipation zu verwenden: um vom Zwang zur Teilzeitarbeit
wegzukommen und kürzere Arbeitszeit der Männer zur Um
verteilung der häuslich-familiären Arbeit zu nutzen. Die De
batte um die sinnvollste Form der Arbeitszeitverkürzung spie
gelte Lebensweiseansprüche v.a. bei denen wider, die für tägli
che Arbeitszeitverkürzung als optimale Variante unter dem Ge
sichtspunkt einer stärker aktiven, selbstbestimmten Lebensfüh
rung eintraten.25

Schließlich haben die Herausforderungen der unternehmeri
schen Flexibilisierungsoffensive, die sich der Losung »Zeitsou
veränität« bemächtigt hat, zur Erarbeitung von Gegenpositio
nen gezwungen. Verfügung über die eigene Zeiteinteilimg ist
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ein wesentliches Stückwirklich praktizierterFreiheit '̂, Kampf
um Lebenszeit ist Kampf um dieVoraussetzung für Persönlich
keitsentfaltung. Wenn Interessen in dieser Richtung nun in den
Gewerkschaften aufgegriffen werden, wenn sie sich die Frage
»Wem gehört die Zeit?« zu eigen machen, dann findet hier
etwas ausgesprochen Revolutionäres statt: Individuelle Lebens-
tmd Entfaltungsansprüche werden sozusagen tariffähig; ganz
einmalige persönliche Selbstverwirklichung wird von einer
Organisation der Arbeiterbewegung als Klassenfrage aufge
griffen.

Die Frage meint: Woher nimmt der Unternehmer eigentlich
das Recht, über meine persönliche Lebenszeit nach betriebs
wirtschaftlichen Interessen zu verfügen, mich zu rufen und zu
strapazieren, wenn er Aufträge hat, und mich nach Hause zu
schicken, wenn Absatzflaute eintritt?! Da Zeit das allgemeine
Medium ist, in dem die je einmalige persönliche Lebensgestal
tung sichverwirklichen muß, ist der Kampfum die Zeit geeig-

«net, die ganz persönlichen Träume imd Sehnsüchte, was man
aus seinem Leben machen möchte, kollektiv zu bündeln und
gegen das Kapital zu richten.

Im Kampf um radikale Arbeitszeitverkürzung, um einen
neuen Normalarbeitstag von 6 Stunden und weniger, und um
tarifliche Regelungen, diepersönliche Verfügungszeiten, kollek
tiveDiskussionszeiten für Arbeitsgruppen sowieRechteauf in
dividuelle Gestaltung der Arbeitszeit festschreiben und so zum
kollektiven Besitzstand machen^^ werden individuelle Bedürf
nissenacheinerselbstbestimmten Lebensweise direkt Inhalt ge
werkschaftlicherForderungen. In diesemSinn ist das Bedürfnis
nach freier Zeit ein »radikales Bedürfnis«, das an eine radikale
Umwälzung heranföhrt.^^ Die These, daß auch der hochentwik-
kelte staatsmonopolistische Kapitalismus Persönlichkeitsent
wicklung hemmt und deformiert, daß dies schmerzhaft erfah
ren und zu einem Kampfmotiv von wachsender Bedeutung
wird, erfährthier ihre Bestätigung: Das radikale Bedürfnis nach
individuell frei verfügbarer Zeit verbindet sich mit anderen,
»klassischen« Forderungen der Arbeiterbewegung und schafft
so eine neue, hochbrisante Mischung.

212



Diese Verbindung kommt aber weder zufällig noch automa
tisch zustande. »Lebensweise-Interessen« werden nicht damit
schon ingewerkschafdicher Politik aufgegriffen, daßsie»objek
tiv« im Interessenspektrum nach vorne rücken. Großorganisa
tionen wie die Gewerkschaften sind in derRegel schwerfällig -
die berühmt-berüchtigten »Tanker« des Peter Glotz - in der
Aufnahme neuer Themen und Bedürfnisse, in derVeränderung
eingeschliffener Rituale der Tarifgestaltung und der Tarif
kämpfe. Wenn es in diesem Fall so erstaunlich schnell ging,
dann hat das ganz wesentlich mit dem Engagement von Kultur
arbeit bei der Mobilisierung für die 35-Stunden-Bewegung zu
tun. Kulturaktivistinnen waren besonders geeignet, für dieAr
beiterbewegung den Entdecker auf diesem Zukunftsfeld zu
spielen: neue Fragen und Ansprüche aufzuspüren, imbekannte
Wege zu erkunden und die Integration der neuenBedürfnisdi
mension in gewerkschaftliche Politik ein Stück weit vorzufüh
ren.

Wenn aber unsere These vom wachsenden Stellenwert der Le
bensweise-Bedürfnisse in gewerkschaftlicher Politik stimmt,
wenn dieArbeiterbewegung der Zukunft darauf angewiesen ist,
diese Interessendimensionen systematisch undphantasievoll zu
entwickeln, dann war dies keine einmalige Konstellation. Kul
turarbeit und Kulturdiskussion neuer Lebensansprüche sind
dann keine Spielwiesen fürRandgruppen, sondern notwendige
Instrumente einer aufZukunftsbewältigung undWandlungsfä
higkeit in einer Umbruchperiode gerichteten Arbeiterbewe
gung. Ihre Sensibilität für Neues in Bedürfnissen und Lebens
formen mußvon der Organisation systematisch gefördert und
aufgegriffen werden.

Notwendig: die Utopie einer Gesellschaft befreiter Arbeit und
befreiter Zeit

Eine weitere neue Dimension im Verhältnis von Gewerkschaf
ten und Kultur istmit dem Wort von »Utopiebedarf derArbei
terbewegung« angesprochen. Als Voraussetzung für anhalten-
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des EngagementwirddieEinbindung destäglichen Kleinkriegs
zwischen Lohnarbeit und Kapital in die motivierende Vision
einergesellschaftlichen Alternative immer wichtiger. Dieobjek
tiven strategischen Gründe, warum gewerkschaftliche Politik
sich heute nicht mehr auf Schutz- und Tariffragen sowie part
nerschaftliche Verteilungskonzepte beschränken kann, haben
Deppe und andere '̂ entwickelt. Uns kommt es hier aufdie ver
änderte Situation im »subjektiven Faktor«, im engagierten und
kritischen Kern der Arbeiterbewegung an, bei den Aktivistin
nen und Funktionärinnen, die die tägliche Arbeit tragen oder
für sie gewonnen werden müssen.

Sie brauchendie Orientierung auf eine Gesellschaft befreiter
Arbeit und befreiter Zeit. Notwendig ist ein Bruch mit der kapi
talistischen Logikweltmarktorientierter Modernisierung zu La
sten von Arbeitslosen und sozial Schwachen, zu Lasten von
Natur und »Dritter Welt«, mit Kriegsgefahr und geistiger
Wende zu Ellenbogen- und Auslesementalität, mit der Vergöt-
zung ökonomischen Erfolgs und »Prestiges«: sie muß zurück
gedrängt und ersetzt werden durch eine Arbeits- und Lebens
weise globalerSolidarität sowie ökologischer und sozialerVer
antwortung, in der die freie Entfaltung jedes einzelnen die Vor
aussetzung der freien Entfaltung aller(Kommunistisches Mani
fest) wird. Diese Orientierung ist unverzichtbar, wenn in den
heutigen Kämpfen um eine demokratische Reformalternative
Richtunggehalten und Zukunft programmiert werden soll; sie
ist genauso notwendig, um den persönlichen wie historischen
Sinn des eigenen Handelns im Unterholz der täglichen, aufrei
benden Auseinandersetzungen und angesichts immer wieder
einzusteckender Rückschläge und unbefriedigter Kompromisse
zu behaupten. Es ist nichteinzusehen, wieso zukunftsweisende
Utopie heute nur »in der Reparatur eingetretener Fehlentwick
lungen bestehen« solle;^° umgekehn: eine solche Reparatur
scheint dauerhaft und durchgreifend nur realisierbar als Teil
einer Entwicklungswende, die eine umfassende und mobilisie
rende Reformalternative anzielt.^'

Wer wollte bezweifeln, daß wir die Bilder und Maßstäbe
einer solidarischen und gerechtenGesellschaft, unsere Ansprü-
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ehe auf persönliche Entfaltung und Gleichstellung der Ge
schlechter nicht allein und vielleicht nicht einmal in erster Linie
aus dem theoretischen Wissen beziehen, sondern ganz wesent
lich aus den Künsten?

In den letzten Jahren zeichnet sich noch eine weitereHeraus
forderung ab: ein ideologischer Vorstoß gegen die Zukunfts
kraft der Utopie der Arbeiterbewegung, der von ganz unter
schiedlichen Kräften und Motiven getragen wird. Ursache ist
die historische Möglichkeit einschneidender Arbeitszeitverkür
zungen; sie wird im Kapitalismus auf absehbare Zeit verwirk
licht als Spaltungsprozeß zwischen von Erwerbsarbeit oder zu
mindest vom Normalarbeitsverhältnis Ausgeschlossenen auf
der einen, als »Arbeitsplatzbesitzer« denunzierten Vollzeitbe-
schäftigten, die faktisch zur Überarbeitung gezwungen sind,
auf der anderen Seite. Die berechtigte Kritik der Frauenbewe
gung am bisherigen, auf einen männlichen »Ernährer« mit
weiblicher Reproduktionsdienstkraft zugeschnittenen Modell
von Erwerbsarbeit und an der ideologischen Legitimierung
weiblicher Haus- und Familienarbeit wird nun genutzt, um
durch Abwertung derErwerbsarbeit die Kritik anderkapitali
stischen Zeitpolitik und am Skandal der Arbeitslosigkeit zu
dämpfen. Eine Linie der Altemativbewegung, die durchTradi
tionen rückwärtsgewandter Kapitalismuskritik wie durch die
privilegierte Arbeitssituation lohnabhängiger und akademi
scher Mittelschichten geprägt ist, behandelt in ihren Zukunfts
konzepten die gesellschaftlich organisierte Erwerbsarbeit eben
falls nur noch als Rest- und Schrumpfgröße.

Damit ist der Nerv der Arbeiterbewegung berührt. Wenn
eine grundlegend andere Gestaltung der Erwerbsarbeit in der
Gesellschaft, ihre Verkürzung, Umverteilung auf Männer und
Frauen, ihre Qualifizierung zur persönlichkeitsfördernden Tä
tigkeit nicht mehr das Masseninteresse an einem freien und er
füllten, gerechten und gesichenen Leben trifft, dannwärewirk
lich die Epoche der Arbeiterbewegung beendet. Wenn Ralf
Dahrendorf die Gewerkschaften als Dinosaurier der »Arbeits
gesellschaft« hinstellt, so wird uns das nicht erstaunen. Wenn
aber Jürgen Habermas die Erschöpfung der utopischen Ener-
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gien der Arbeiterbewegung konsutlert'^,wenn Oskar Lafontai
nes »Neudefinition der Arbeit« die Erwerbsarbeit als zentrale
Gestaltungsaufgabe untergehen läßt in einerVielzahl nützlicher
und befriedigender »Tätigkeiten«'' - dann müssen die Warn
lichter aufleuchten.

Neue Anforderungen an die Organisationskultur

Aus der angedeuteten Entwicklung der Formierungsbedingun
gen folgt auch die Notwendigkeit eines tiefgreifenden Wandels
der gewerkschaftlichen Organisationskultur. Praktische Erfah
rungen wie soziologische Untersuchungen weisen darauf hin,
daß gerade in Problembereichen wie Jugend und Angestellten
das Bild (und die Realität!) der anonymen Großorganisation
vom Beitrittoder gar Engagement abhält. Diesfällt doppeltins
Gewicht, seit die neuen sozialen Bewegungen für wichtige
Gruppen der Lohnabhängigen ein »konkurrierendes Angebot«
zu politischer Basisaktivität darstellen; ihre Erfahrungen dort
haben dazubeigetragen, eingewandeltes Politikverständnis und
neueAnsprüche an diepolitische Kultur der Arbeiterbewegung
zu stärken. Es greift zu kurz, wenn »Solidarität« als moralisch-
argumentadve und interessenspolitische Aufgabe getrennt wird
von Fragen der »Orgamsationsreform«;'^ dieser Grundwert
muß im Alltag gewerkschaftlichen Arbeitens imd Lebens er-
hihrbar sein.

VC^e lassen sichdie neuenErwartungen an Organisationskul
tur charakterisieren? Sie beruhen auf den skizzierten Individua
lisierungstendenzen ebenso wie aufden veränderten Qualifika-
tions- und Arbeitsanforderungen der wissenschafdich-techni-
schen Revolution. Mensch will in seiner Individualität, mit sei
nen Erfahrungen, Fähigkeiten und Lebensansprüchen ernstge
nommen werden,sie in Erarbeitungund Umsetzungder Politik
einbringen; daszieltvor allem aufeinegrundlegende Demokra
tisierung im gewerkschaftlichen Alltag, auf Information und
Transparenz, auf offenes Austragen von Differenzen und auf
Einbeziehung sutt Stellvertreterpolitik.
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Zweifellos: Im Großteil der Gewerkschaftssektoren wären
schonregelmäßige Mitgliederversammlungen eine revolutionie
rendeVerbesserung. Die Wandlungen greifen aber tiefer; in Be
wegung ist das gesamte Verständnis von politischem Engage
ment - weg von einem isolierten Tätigkeitsbereich, der sich den
vorgeblichen »Sachzwängen der Politik« unterordnet, hin zur
Einbindung in ein insgesamt auf persönliche Entfaltung zielen
des Lebenskonzept. Politische Aktivität sollder/demEinzelnen
ein praktisches Feld für Persönlichkeitsentwicklung und inten
sive Lebenserfahrung bieten: durch Lernen und Sich-Bewäh-
ren, durch Erweiterung des Horizonts an Wissen und Bedürf
nissen, durch anregende menschliche Beziehungen und Aner
kennung des individuellen Beitrags zur gemeinsamen Sache.

Für eine wachsendeZahl Lohnabhängiger, nicht nur aus den
neuen Organisationsbereichen, stellt sich die Frage nach Mög
lichkeiten eines offeneren, jeweils an bestimmte Themen und
Projekte gebundenen Engagements oder desWechsels zwischen
Perioden vollen Einsteigens in die Politikund solchen,in denen
aus persönlichen Gründen andere Lebensschwerpunkte gesetzt
werden.^^ Solches Politikverständnis soll nicht nur geduldet
werden, während als Norm und Ideal immer noch der Funktio
när gilt, der bis zum Zusammenbruch allepersönlichen Interes
sen und Neigungen hinter dem »Einsatz für die Organisation«
zurückstellt. Nicht zuletzt für die Frauen, denen derartiges
»Vollzeitengagement« durch ihre Doppelbelastung absolut un
möglich ist und die so von größerem Einfluß in der Organisa
tion ferngehalten werden, ist die Veränderung dieses Politikver
ständnisses vorrangiges Anliegen.

Unter betrieblichen und gewerkschafdichen Akdvistinnen
der mittleren undjüngeren Generation hat sich indenvergange
nen Jahren - als intensivster Ausdruck der angedeuteten Ten
denz - ein Typ »kämpferischen Lebens in ^er Arbeiterbewe
gung« herausgebildet.^' Ein großer Teil der Freizeit wird zu
sammen mit denen verbracht, mit denen man auch politisch
aktiv ist; gemeinsame künsderische Erlebnissesind unverzicht
bar für Selbstverständigung und Vergewisserung überdiepoliti
scheHaltung, stärkenIdentitätund Handlungsfähigkeit gerade
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im alltäglichen Kleinkrieg; erst der kollektive Austausch von
Erfahrungen und Eindrücken aus dem kulturellen Leben er
möglicht einewirklich produktive Aneignung.

Das läßt sich gegenwärtig in verschiedenen Formen beobach
ten. So sind die gewerkschaftsorientierten Chöre Sammel
punkte für Aktivistinnen geworden, von denen viele politisch
praktische Anstöße und Aktivitäten ausgehen.^^ Auf andere
Weise suchen egangierte Funktionärinnen den Zusammenhalt,
indem sie gemeinsame Wochenenden oder Urlaube organisie
ren, wo sich politische Gespräche und kulturelle Aktivitäten
verbinden, oder sich möglichst regelmäßig zum Sport, zur
Sauna oder kulturellenVeranstaltungen treffen. Die auf die Ar
beiterbewegung bezogene informelle Gruppe politisch Aktiver
ist unverzichtbarer Teil und Instrument einer Lebensweise, die
politisches Engagement und persönliche Entfaltung gleichran-
gigverbindet.

Die Vermutimg liegt nahe, daß der anhaltende Aufschwung
gewerkschaftlicher Kulturpraxisein Ausdruck der angedeuteten
Tendenzen ist. Kulturarbeit vereint persönliche Entfaltung, ge
werkschaftliches Engagement und solidarische Gruppenbezie
hungen. Es bleibtaberdieFrage, welche Rolle Kulturarbeit ins
gesamt bei der Veränderung der gewerkschaftlichen Organisa
tionskultur spielen kann. Ist sie nur Spiel-Raum amRande, auf
den sich kreative Neigungen verweisen lassen? Ist sie Modell
oder zumindest Experimentierfeld für eine neue Verbindung
von persönlicher Entfaltung mit kollektiver Interessenvertre
tung? Sind »kulturelle Arbeitsformen« im weiteren Sinne bei
spielhaft für einen Stil, der bis hin zur betrieblichen Gewerk
schaftsbasis Wege der aktiven und aktivierenden Einbeziehung
möglichst vieler Mitglieder in Erarbeitung und Umsetzungvon
Konzepten, in gemeinsame Qualifizierung und in nachvollzieh
bare Strategiedebatten erschließt? Auch wenn zwischen dem
überkommenen Organisations- und Politikverständnis und kul
turellen Praxisformen heute noch Welten liegen - der Beitrag
der Kulturarbeitzu einer »Durchlüftung« (Welzmüller) der Or
ganisation scheint uns emsthaft zu durchdenken.^^
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Die Überbau-Apparate: verdrängte Herausforderung?

DieVeränderung imVerhältnis vonGewerkschaften und Kultur
erscheint als gewaltige Aufgabenerweiterung. Neue Dimensio
nen sind: die Perestroika der politischen Kultur der Organisa
tion, eingeschlossen dieMotivierung durcheine ausstrahlungs
fähige Gesellschaftsalternative; die Aufnahme von »Lebens
weise-Interessen« in das Spektrum der Interessenvertretung
sowie der systematisch organisierte außerbetriebliche »Kampf
um die Köpfe und Herzen« (Gründungsprogramm der IG Me
dien). Die beiden erstgenannten Aufgaben stellen zwar hohe
politisch-psychologische und theoretisch-qualifikatorische An
forderungen, aber sie erfordern doch »nur« eine Modernisie
rung bestehender Instrumente.

Mit dem dritten Feld des Hegemonialkampfes aber rücken
die großen ideologischen Apparate des staatsmonopolistischen
Kapitalismus ebenso in den Horizont gewerkschaftlicher Poli
tik wie die öffentlichen Kultureinrichtungen und das Netz so
zialkultureller Zentren, Initiativen, Öffentlichkeiten und Bewe
gungsmedien. Ob die Arbeiterbewegung wesentliche Kampf
ziele durchsetzt, hängt immer mehrab vom gesellschaftlichen
Meinungsklima, das Bildungsapparate, Massenmedien und Kul
tureinrichtungen beeinflussen imd vermitteln.

Gegenüber dieser Herausforderung kann man sich nicht auf
selbstgemachte Kulturarbeit zurückziehen, dagegen kommt
man auch mit den gewerkschaftlichen Bildungsmöglichkeiten
nicht an —es muß der Kampf um Einfluß auf die und in den
hegemonialen Apparaten aufgenommen werden. Und das im
klaren Bewußtsein, daß es sich bei derInformation über politi
sche undsoziale Fragen und bei derBewertung politisch-sozia
ler Interessen, Forderungen und Verhältnisse immer noch um
ideologischen Klassenkampf handelt. Diesen Gedanken sucht
man vergebens in Erds Überlegungen zu einer gewerkschaftli
chen Kulturstrategie. '̂ Ohne ihn verlieren aber Empfehlungen,
den Mitgliedern die Kompetenz zur Teilnahme an der traditio
nellenbürgerlichen Kultur zu vermitteln und das kulturelleUr
teilsvermögen zu differenzieren, ihr gewerkschaftliches Profil.
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Gleiches gilt für die aufden Zukunftskonferenzen der IG Me
tall beinahe inflationär gebrauchte Formel, die Gewerkschaften
sollten sichzu »Diskursorganisationen« entwickeln.

Hat nichtdiegewerkschaftliche undgewerkschaftsorientierte
Linke die zunächst völlig mutlos machende Herausforderung,
sich mitdem ideologisch-kulturellen Überbau des staatsmono
polistischen Kapitalismus einzulassen, verdrängt? Man griff auf
die überschaubaren und vergleichsweise leicht nach bekannten
Mustern zu gestaltenden Formen der Kulturarbeit zurück und
trieb sie voran. So hat sich einemerkwürdige Froschperspektive
ergeben: diekräftezehrende Aufgabe, einen Beschluß zur Kul
turarbeit auf einem Gewerkschaftskongreß durchzubringen
oder einewirklich durchschlagende Inszenierung beidenRuhr
festspielen zu schaffen, verdeckte die Okkupation der Köpfe
und Herzen durch die Springer und Bertelsmann, Kirch und
Burda, RTL und Murdoch, durch Kabel und Satelliten, Video
verleih und Massenblätter.

Verlängerung dieses Verhaltens führt notwendig zur gesell
schaftspolitischen Ohnmacht der Gewerkschaften, zu ihrerBe
schränkung auf ein betriebliches Sozialschmiermittel. Es bleibt
also unabweisbar die Frage: Mit welchen spezifischen Zielen
und mit welchen Mitteln kann die Gewerkschaftsbewegung auf
den gesellschaftlichen Kulturprozeß Einfluß nehmen? Will sie
sichzukünftig aufeinnotwendiges, abermitSicherheit ungenü
gendes Arbeitsfeld - die Kulturarbeit'mit eigenen Mitteln - be
schränken? Oder wagt sie es, die bisherige Arbeit in Frage zu
stellenund sich auf die scheinbarutopischeAufgabe einer Stra
tegiediskussion im Kulturellen einzulassen? Immerhin könnte
es doch sein, daß sich —wie auf anderen Politikfeldern der Um
bruchperiode inzwischen zugestanden —diealsdieeigentlichen
Realisten erweisen, die das Unmöglicheverlangen.

Schlüsselfrage: einneues Verhältnis Arbeiterbewegung - Intelli
genz

Das Akzeptieren der Hegemoniefrage hat Folgen. Es verlangt
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den Aufbau eines historisch neuen Verhältnisses von Arbei
terbewegung und Intelligenz, in unserem Fall v. a. der ideolo
gieproduzierenden und -vermittelnden »Kultur-Intelligenz«;
Lehrer und Künstler, Pfarrer und Journalisten,Wissenschafder
und Kulturarbeiter. Ohne Zusammenwirken mit Mehrheiten
oder zumindest starken Minderheiten der Intellektuellen in den
ideologischen Apparaten ist an die Durchsetzung grundlegen
der gewerkschaftlicher Reformzielenicht zu denken.

Die herkömmliche Formel vom Bündnis zwischen Arbeiter
klasse und Intelligenz überdeckt eher, daß es nicht (mehr) nur
um die Einigung auf gemeinsame politische Forderungen geht.
Notwendig istdieÜberwindung historisch gewachsener Barrie
ren und Vorurteile, eine neue »Kultur der Zusammenarbeit«.
Das verlangt die überzeugende Darlegung eines gewerkschafdi-
chen Alternativkonzepts, in dem die humanisdsche, verant
wortungsbewußte Intelligenz ihre Werte und Ziele aufgeho
ben sieht und in dem ihre Rolle in einem gemeinsamen Zu
kunftsprojekt so bestimmt wird, wie esihren Auffassungen von
freier und produkdver Kulturentwicklung entspricht. Ein er
ster, bescheidener Schritt dahin wäre, die Bedeutung der IG
Medien und Kunst nichtlänger nach der Zahl ihrerMitglieder,
sondern nach dem Gewicht des von ihnen erreichten und beein
flußten Publikums zu bemessen.

Noch immer gilt die Feststellung Diether Dehms, die Ge
werkschaften hätten keinen Zugang zu jenen Künstlern, »die
durch ihr ästhedsches Schaffen mit der herrschenden Kultur
kollidieren, dies aber zunächst nur werkimmanent wahrneh
men. Es sind dies meist gleichzeitig jene Künstler, die einerseits
auf den privilegierten (nur kommentierenden) Künstlerstatus
nicht verzichten wollen, andererseits ästhetisch dieWidersprü
che >nur< darstellen, aber nicht gleichsam mit dem Rezept be
wußter Aufhebung jener Widersprüche versehen (können).«^
Was ist nötig, um eineÄnderung einzuleiten? Hier sollen zwei
Punkte kurzangesprochen werden: eine realistische Einstellung
zum heutigenSelbstverständnis der Intellektuellenund der Um
gang mit denVorbehalten Kulturschaffender gegenüber der Ar
beiterbewegung.
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Als Ausgangspunkt der Politik gegenüber den Intellektuellen
im Sinne Gramscis '̂ sind das heutige Selbstverständnis ihrer
Aufgabe und ihr Wertkodex zu akzeptieren. Sie sindAusdruck
spezifischer Berufs- und Tätigkeitsinteressen, die sich bei der
Ausübung von Intellektuellenfunktionen in der bürgerlich-ka
pitalistischen Gesellschaft über Jahrhunderte herausgebildet
haben. Und sie beruhen auf der jahruusendelangen Arbeitstei
lung zwischen Hand und Kopf, deren Ergebnisse nur in einem
historischen Prozeß zu überwinden sind. Zweifellos wird das
Selbstbild des nonkonformistischen Intellektuellen, des Rund
umkritikers mit geradezu masochistischer Sucht nach dem
Platz »zwischen allen Stühlen«, als »Partisan der Freiheit« und
wie die Formeln alle lauten - zweifellos wird dieses Selbstbild
von den Herrschenden genutzt zur individualistischen Verein
zelung und zumFestigen von Distanz gegenüber der Arbeiter
bewegung. Aber diese Mechanismen greifen, weil sie sich auf
reale und unverzichtbare Momente der beruflichen Tätigkeit
von Intellektuellen beziehen - und gerade deshalb kann dieAr
beiterbewegung sie nicht mißachten. Sie muß vielmehr neue
Formen suchen, um sie zu berücksichtigen, um das darin lie
gende kreative und innovative Potential zu nutzenund in einen
Prozeßder Annäherung und deswachsenden gegenseitigen Ver
ständnisses einzubeziehen, der erst langsam aus Arbeitskontak
ten und gemeinsamer Praxis erwachsen kann.

Wesentliche Merkmale von Lebenslage, Lebensweise und Ar
beitstätigkeit alsIntellektueller stellen sichausder Sichtder Ar
beiterklasse als Privilegien dar. Und sie funktionieren auch so,
werden mit Erfolg zur Einbindung in das Hegemonialsystem
desstaatsmonopolistischen Kapitalismus genutzt. Viele Vorteile
in Bildung, beruflicher Autonomie, Souveränität derVerfügung
über die eigene Zeit usw. sind nur langfristig, mit der Befreiung
der Arbeit und der Zeit, für die Masse der gesellschaftlichen
Produzenten zu verallgemeinem. Um Intellektuelle für diesen
Kampf zu gewinnen, muß die Arbeiterbewegung Verständnis
für die sozialeFunktion dieserPrivilegien praktizierenund ihre
Subsunz gegenüber kapitalistischen Einschränkungen verteidi-
gen.*^
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Eine außerordentliche Belastung stellen die verbreiteten Vor
behalte Intellektueller gegenüber der Arbeiterbewegung dar.
An dieser Stelle soll nur aufeinenAspekt eingegangen werden.
Besorgnisse, daß unter dem Einfluß derArbeiterbewegung das
Spektrum künstlerischer und kultureller Aktivitäten einge
schränkt, Experiment und Kritik unterdrückt werden, sind
nicht wegzudiskutieren, sondern als begründet anzuerkennen.
Die Geschichte der Kulturpolitik der Arbeiterbewegung und
der sozialistischen Staaten ist noch aufzuarbeiten; es geht glei
chermaßendarum, wirklich historisches Verständnis für Dyna
mik und Zuspitzung im Klassenkampf und im Bemühen um
eine Demokratisierung der Kulturzu entwickeln, in derenVer
lauf derKunstprozeß eingeengt wurde, wie darum, offen Fehler
Fehler und Verbrechen Verbrechen zu nennen. Aber auch dort,
wo über die Bewertimg derVergangenheit keine Übereinstim
mung zu erzielen ist, muß die Position fürdie Zukunft eindeu
tig geklärt werden.

Heinrich Heine meinte noch, er müsse dem Lebensinteresse
der unterdrückten, ungebildeten Massen den Entfaltungsraum
seiner Kunst zumOpferbringen - underklärte trotzdem: »...
gesegnet sei der Krautkrämer, der einst aus meinen Gedichten
Tüten verfertigt, worin erKaffee undSchnupftabak schüttet für
die armen alten Mütterchen, die in unsrer heutigen Welt der
Ungerechtigkeit, vielleicht eine solche Labung entbehren muß
ten - fiat justitiia, pereat mundus!« '̂ Aufdiese Haltung ist si
cher keine zukunftsfähige Beziehung von Arbeiterbewegung
und Intelligenz mehrzu gründen.

Prinzipienschwüre jedwederArtsind billig. Esgilt, was imAll
tagder Kulturarbeit Praxis ist.Klarzustellen wäre aberaufjeden
Fall, was der Grundgedanke gewerkschaftlicher Mitbestim
mungsforderungen in der Kultur^ ist:Eskannnur gehen umdas
Zusammenwirken von Vertretern der arbeitenden Bevölkerung
mit Mehrheiten der Kulturschaffenden gegenpolitisch-ideolo
gische Bevormundung und Beherrschung durch das Kapital,
für eine zur Gesellschaft hin offene und nach innen demokratisch
geregelte Selbstverwaltung kultureller Einrichtungen - keines
falls um »Mitbestimmung« überkünstlerische "Tätigkeit.
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Eine neue Qualität imVerhältnis von Arbeiterbewegung und
Intelligenz bat objektive Grundlagen. Die Intelligenz ist eine
Massenscbicbt geworden, zu der schon beute rund 10% der
Erwerbstätigen zählen; dieser Anteil wird biszumEnde desJahr
hunderts au? ca. 15% ansteigen. Gegenwärtig sind etwa 50% der
Angehörigen derIntelligenz indenideologischen Apparaten und
der Kulturindustrie beschäftigt. Zwar spielen hier die formell
Selbständigen nocheine relativ große Rolle, dochzumHaupttyp
ist inzwischen der lohnabhängige Spezialist geworden.^^

Im Blick auf die Gesamtentwicklimg kann man von einer ge
wachsenen Verankerung demokratischer und zunehmend auch
»gewerkschaftlicher« Wertorientierungen in der Intelligenz
sprechen. Wenn hier die kollektive und demonstrative Vertre
tung materieller und sozialer Interessen zunehmend gesell
schaftsfähig wird (auch bei den rechtlich Selbständigen), dann
bedeutet das aber nicht, damit sei der Weg zum pflegeleichten
Gewerkschaftsmitglied angebahnt. Selbst in den klassischen
Organisationsbereichen verläuft der Trend umgekehrt: Von Ar
beitern und Angestellten mit mittlerer Reife oder Abitur, mit
Techniker- und Programmiererkenntnissen verlangen immer
mehr Unternehmen Kreativität, Kritikfähigkeit und Innova
tionsbereitschaft, Phantasie und Alternativdenken; gefördert
werden individuelles Anerkennnungsbedürfnis und Stolz auf
die persönliche Fähigkeit, eineArbeitsaufgabe anders alsbisher
üblichzu sehen. Solche Belegschaftsgruppen und Gewerkschaf
ter stellen höhere Anforderungen an Information, Argumenta
tion und Basisdebatten; nur unter solchen Voraussetzungen ist
dauerhafter qualifizierter Einsatz für gemeinsam erarbeitete
Ziele zu erwarten.

Was sichhier abzeichnet, giltnoch ausgeprägter für die lohn
abhängige Intelligenz. Das Faktum einer eventuellen Gewerk
schaftsmitgliedschaft - schwer genug zu erreichen! - sagt noch
wenig aus über die inhaltliche Ausrichtung der intellektuellen
Berufstätigkeit. Orientierung an Zielen und Werten der Arbei
terbewegung kann nur Ergebnis spezifischer Auseinanderset
zung und Aneignung sein, zu der Kulturarbeitihren Beitragzu
leisten hat.
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3. Kulturarbeit als moderne

Arbeiterbewegungskultur

Ist eigenständige Kulturarbeit nun überflüssig oder gar schäd
lich, weil sie von der Orientierung auf die großen Klassen
schlachten im Überbau ablenkt? Eine solche Auffassung wäre
Unsinn. Es geht vielmehr darum, Leistungsfähigkeit und Gren
zen nüchternzu bestimmen und Folgerungen für eineKulturar
beit zu ziehen, die einen Beitrag zu hegemonialer, zumindest
einmal partnerschaftlich-kooperativer Politik der Arbeiterbewe
gung gegenüber der Kulturintelligenz leistet —quasi als Modeil
und Lernfeld fürdas gesamtgesellschaftlich angestrebte »soziale
Bündnis« (Blessing).

Orientierungsfunktion

Zunächst ist die These zu begründen, daß eigenständige gewerk-
schafdiche Kulturarbeit zwei unverzichtbare Aufgaben hat. Sie
ist erstens unersetzlich in Kampfsituationen,wenn der Klassen
charakter V. a. privater Medien wie der Presse unverhüllt her
vortritt und autonome Mittel der Arbeiterbewegung gebraucht
werden zurSchaffung einer Bewegungsöffentlichkeit, zurErar
beitung und Vermittlung von Kampforientierungen, zur Mobi
lisierung und Erfahrungsauswertung usw. Vom Hattinger »Wi
derstandsdorf« bis zur Rolle von Menage und »Offenem
Kanal« in Rheinhausen setzte sich dieseNotwendigkeit immer
wieder durch.^

Zweitens gewinnen an Bedeutung die Leistungender Kultur
arbeit für die Erkundung neuer Organisationskultur und verän
derter Interessenmomente, für die Altemativenbildung und den
utopischen Überschuß sowie als Teil des Lebenszusammen
hangs der Arbeiterbewegung. Selbst bei extrem optimistischer
Betrachtung gilt aber, daß derartige Kulturarbeit nur eine kleine
Minderheit von gewerkschaftlichen Aktivisten erreichen wird;
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sie wird weder von der Mehrheit der Gewerkschaftsmitglieder
zum Teil ihres Lebens gemacht, noch könnte sie gar ein Modell
zukünftiger Alltagskultur für jene 75% der Bevölkerung bil
den, die zur Arbeiterklasse zu zählen sind.

Die Begründung zunächst ganz abstrakt: Der staatsmonopo
listische Vergesellschaftungsprozeß istnicht rücl^ängig zu ma
chen; eine autonome, selbstorganisierte Kultur der Arbeiter
klasse ist undenkbar. Bildung, Massenkommunikation, welt
weite Information, Unterhaltung, künstlerisch vermittelte Welt
aneignung gehören zur Lebensweise aller Gruppen derArbei
terklasse —ermöglicht durch gesellschaftliche Einrichtungen
imd Angebote, gegenwärtig noch überwiegend durch staatliche
oder öffentlich-rechdiche Insdtutionen.'*^ Dieser unumkehr
bare, in sich widersprüchliche Kulturprozeß erfaßt selbstver
ständlich auch die gewerkschafdichen und politischen Aktivi
stinnen der Arbeiterbewegung.

Hat in dieser Konstellation gewerkschafdiche Kulturarbeit
dann noch einen Sinn über das (gewiß nicht unwichtige) Ver
gnügen unddie Bereicherung hinaus, diesieden Beteiligten bie
tet? Unsere These ist, daß sie ihre Funktion gerade aus der be
wußten und kritischen Beziehung zur Einbindung der
Lohnarbeiter in den gesellschaftlichen Kulturprozeß gewin
nen kann und muß. Dazu ist es sinnvoll, sich die Differenz zwi
schen Arbeiteralltagskultur und Arbeiterbewegungskultur
bewußt zu machen. Fast immer,wenn von »Arbeiterkultur« ge
sprochen wird, sind Verhaltens- und Organisadonsformen,
Werte undgeisdge Produkte gemeint, dieinengem Zusammen
hang mit Klassenbewegung und Klassenorganisationen ent
wickelt wurden. Selbst in der Weimarer Republik erfaßten die
Kultur- und Freizeitverbände der Arbeiterbewegung nur etwa
10% der Arbeiter. Heutegiltessich vorAugen zu führen, daß
die »klassische« Arbeiterkultur auf andere Weise im Alltag ver-
arikert war,alsdas zukünftig möglich seinwird. DieVorausset
zungen einer Kulturarbeit, die sich als moderne Arbeiterbewe-
gtuigskultur versteht, sollen daher ineiner —plakativen —histo
rischen Gegenüberstellung angedeutet werden.

Arbeiterbewegungskultur vor 1933 wurzelte in einem engen
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alltäglichen Lebenszusammenhang. Wer zusammen arbeitete,
war oft schon gemeinsam aufgewachsen, teilte die Nachbar
schaft, trieb miteinander Sport, half sich im Alltag aus und
kämpfte solidarisch, wenn es sein mußte. Diese Kultur warver
ankert in einem Netz eigenständiger Einrichtungen, die das
»Lager der Arbeiterbewegung« ausmachten. Sie bildete ein
weitgehend abgeschlossenes Reservat in der kulturellen Land
schaft. Heute kann Arbeiterbewegungskultur nicht mehr eine
von den Organisationen und Werten der Arbeiterklasse be
stimmte eigene Welt schaffen, in der von der Wiege bis zur
Bahre, von den proletarischen Kinderfreunden biszur freiden
kerischen Feuerbestattung, vom roten Kleingartenverein bis
zum Arbeitersegelverband, von der Arbeiter-Illustrierten-Zei
tung AIZ bis zum revolutionären Filmverleih das gesamte
Lebenvor den Einflüssen der bürgerlichen Ideologie geschützt
werden soll.

Moderne Arbeiterkultur kann keinen Reservatcharakter
mehr tragen. Sie bildet eherein Netz vonTrainingslagern und
Verpflegungsstützpunkten, vonWegweisern und Orientierungs
plänen, mit deren Hilfe Lohnarbeiterinnen sichselbständig in
den weiten Landschaften der Kultur bewegen. Konkreter: Wir
brauchen auch heute noch eigenständige Medien der Arbeiter
bewegung - Zeitungen und Bücher, in Zukunft Radiosender
und Femsehproduktionen, und in Kampfsituationen Mega
phone und Flugblätter. Ihr Ziel kann aber nicht sein, gegen
Funk und Fernsehen, Massenpresse und Video einen Verdrän
gungswettkampf zu führen. Ihre unersetzliche Aufgabe besteht
darin, zu helfen beim selbständigen Orientieren, beim kriti
schen Auswählen und Bewerten im Dschungel der herrschen
den Unterhaltung und Information/Desinformation.

Gleiches gilt för die kulturellen Aktivitäten der Arbeiterbe
wegung. Realistischerweise kann man sich nicht vornehmen,
flächendeckend Millionen Lohnarbeiterinnen von Femsehen
und Schlagern, aus Gesangvereinen und Museen, ausTheatern
und Opernhäusern abzuziehen und zu versorgen. Prüfen wir
doch einmal das eigene Bemühen, aufrecht und zielstrebig
durch die kulturelle Landschaft zu gehen. Wir wählen aus aus
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dem kaum überschaubaren Angebot. Wir beschränken uns
nichtaufdas, was tms bestätigt, sondern versuchen unsausein
anderzusetzen mit fremden Anschauungen und ungewohnten
ästhetischen Formen. Und wir brauchen Unterhaltung wie alle,
die hart arbeiten.

Wir legen umuns herum keine geistige Schonung »reiner Ar
beiterkultur« an. Wir informieren uns nicht nur in der Gewerk
schaftspresse, wir beziehen Bücher und Schallplatten nicht al
lein über die Büchergilde Gutenberg. Wir treiben Sport nicht
ausschließlich in den noch verbliebenen Arbeiterkulturorgani
sationen wie »Naturfreunde« und »Solidarität«. Wir gehen ins
Theater außerhalb der Ruhrfestspiele und hören zu 99,9% an
dere Musik als Degenhardt/Süverkrüp/Wader oder Gewerk
schaftschöre. Aber diese »0,1% eigener Kultur« haben es in
sich. Sie geben Maßstäbe und Rückhalt; sie bilden sozusagen
den Kompaß, der bei allen Wendungen die Richtung der Arbei
terbewegung weist.

»Pluralistische Kulturgeselbchaft« - Ersatz oder Herausforde
rung für Kulturarbeit?

Es wäre eingroßes Mißverständnis, die Orientierungsfunktion
gewerkschaftlicher Kultiurarbeit beim selbständigen und inter
essenbewußten Bewegen in der Kultur und beider Gestaltung
einer genußreichen und verantwortlichen Lebensweise nur als
erzwungenen Verzicht auf eigentlich weiterreichende Ziele zu
verstehen. Sie ist Antwort auf Veränderungen im Kultur- und
Medienbereich, die zu einer differenzierten Weiterentwicklung
der marxistischen Analyse desKlassencharakters der Kulturver
hältnisse zwingen; es sind neue Eingriffs- und Nutzungsmög
lichkeiten für dieArbeiterbewegung entstanden, an denen ihre
Kulmrpolitik ansetzen muß.

Das kann hier nur ganz knapp angedeutet werden. Das
Wachstum des Kultur- und Mediensektors (incl. des Bildungs
bereichs) gehtnicht allein aufdie gestiegenen Chancen zur Ka
pitalverwertung in diesem Felde zurück, sondern gleicherma-

228



ßen auf die hier erwachsenen Reguiierungsmögiichkeiten und
-notwendigkeiten des Staates des staatsmonopolistischen Kapi
taiismus. Das betrifft die neue Qualität von Produktion und
Reproduktion der Arbeitskraft, fiir die Bildung, Information
und Kultur sowie entsprechende staadiche Einrichtungen und
Leistungen unverzichtbar werden. Es betrifft ebenso die Funk
tion dieserideologischen Staatsapparate für die Hegemoniebil
dung unter bürgerlich-demokratischen Verhältnissen. Der bür
gerliche »Pluralismus« in Kulturbetrieb und geistigem Leben
hat wesentlich dieFunktion,gesellschaftliche Probleme und wi
derstreitende soziale Interessen aufzunehmen, zu bearbeiten
und damit erst ihre erfolgreiche hegemoniale Formierung und
Formulierung zu ermöglichen.^^

Damit ist eine dritte Veränderung verbunden. Die Auswei
tung der ideologischen Apparate hat die Entwicklung der Intel
ligenz zur Massenschicht vorangetrieben, in der der Typ des
lohnabhängigen Spezialisten dominiert. Das ist Moment einer
Umwälzung des sozialen Charakters der Intelligenz, auch
durch breiteresoziale Rekrutierung über Bürgertum und Klein
bürgertum hinaus. DieseVeränderung findet ihrenAusdruckin
einem starken progressiv-demokratischen Flügel der Intelli
genz, gewerkschaftlicher Organisierung, einer Dominanz lin
ker Bewegungen an den Hochschulen usw.

Der bürgerliche »Pluralismus« in Kultur und Medien beruht
daher nicht allein auf »Zugeständnissen« und der »langen
Leine« privatwirtschaftlicherAnbieter, die bei Bedarf im Klas
seninteresse des Kapitals wieder zurücl^enommen werden
können. Er ist verankert in den Ansprüchen großerTeile der
Bevölkerung an einezustimmungsfähige politische Kultur, und
er beruht auf sozialen, ökonomischen und kulturellen Interes
sen einer Vielzahl kleiner Anbieter und selbständiger Akteure
des Kultur-Marktes sowie auf dem beruflichen Selbstverständ
nisdergeistigen Produzenten für dieKultur- undMedienappa
rate, dieüberwiegend zur faktisch oderformell lohnabhängigen
Intelligenz zählen. Die Tatsache, daß heute auf Bühnen und in
Verlagen, in Bibliotheken und Kulturzentren, bis hinein in
Femsehen und Pop-Szene Traditionen und Gegenwartsschaffen
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humanistischen, demokratischen und sogar - in »Nischen« mit
eingeschränktem Zugang —sozialistischen Charakters zugäng
lich sind,stellt also einrelativ stabiles Moment der Kultur des
staatsmonopolistischen Kapitalismus dar. Bei entsprechender
Bewußtheit und Druck der demokratischen Kräfte und der Ar
beiterbewegung isteszu sichern und sogar auszubauen.

ImZusammenhang des Kampfes um eine ökologisch und so
zial verantwortliche, friedensorientierte und v. a. demokrati
sierte Variante der staatsmonopolistischen Entwicklung^* sind
Verteidigung, Ausbau und breitere soziale Verankerung und
Durchdringung von humanistischen und demokratischen
Zügen in Kultur und Medien notwendig; sie sind möglich als
Moment einer Hegemonialverschiebung zugunsten von Positio
nen derVernunft undderglobalen Verantwortung, des Abbaus
von Feindbildern usw. Nur im Rahmen einer solchen Entwick
lung istder Raum zuerweitem für Stimmen, die der Arbeiter
bewegung und auch ihrem sozialistisch-kommunistischen Flü
gel verbunden sind.

Mit diesen Gedanken soll keine kulturpolitische Strategie
entwickelt werden. Sie stellen allenfalls den Rahmen vor, inner
halb dessen eigenständige gewerkschaftliche Kulturarbeit zube
stimmen ist. Das erfordertin unserem Zusammenhang, endgül
tig in der ganzen Breite der Arbeiterbewegung den Bruch zu
vollziehen mit Traditionen und Mentalitäten des »Lagerden
kens«, mit eine an ein bestimmtes Milieu gebundenen Auffas
sung von »Arbeiterkultur«; die Erwartung, auf dem Weg zu
grundlegenden gesellschaftlichen Veränderungen »den bürgerli
chen Kulturbetrieb, die bürgerliche Kultur« (die der Massen
kultur gleichgesetzt werden) beiseite zuschieben, ist heute kon
traproduktiv. Aufzugeben ist die Vorstellung, »Arbeiterkultur«
im Sinne eines bestimmten Kodex von Werken, Stilen und Ge
schmäckern zur »herrschenden«, im Alltag der Lohnarbeiter
quantitativ dominierenden Kultur machen zu müssen.

Aus unserer Sicht geht es darum, bei nüchterner Einschät
zung der staatsmonopolistischen Herrschaftsverhältnisse, in die
der begrenzte »kulturelle Pluralismus« eingebunden ist, ihn als
Kampfifeld zu erschließen; auf ihm ist um Hegemonie zu rin-
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gen für einen Block gesellschaftlicher Veränderung, der die
Kraft zur Einschränkung und letztlich zur Beseitigung privat
kapitalistischer Machtpositionen in Medien und Kultur auf
bringt. Im Laufe von Jahrhunderten hat sich die Auffassung
durchgesetzt, daß in der bürgerlichen Gesellschaft niemand
über private Armeen verfügen dürfe. Angesichts des Einflusses
der modernen Massenmedien auf Denken und Handeln der
Menschen wird eine Gesellschaft, die das globale »Prinzip Ver
antwortung« akzeptiert, auch dieprivate Verfügung überMas
senzeitungen, Videokassetten und Fernsehsender als gleicher
maßen undemokratisch und den Herausforderungen an die
Menschheit unangemessen beseitigen.

4. Kulturarbeit - Hegemonie- Intellektuelle:
Problemaspekte

Die in den letztenJahren unter dem Stichwort »Kulturarbeit«
vielfältig erhobene Forderung nach einem »zweiten Bein der
Gewerkschaft« im Reproduktionsbereich, konkretisiert alsEnt
wicklung der Ortskartellarbeit und gezielteVernetzung mit den
sozialen und kulturellen Initiativen vor Ort, ist offensichtlich
zwingend. Genauso offensichtlich ist: Es geht hier um einAuf
gabenfeld, das in keiner Weise auf »Kulturarbeit« einzuengen
ist - um das Hereinarbeiten der Gewerkschaften in die Bewe

gungen, Öffentlichkeiten, Diskussionen vor Ort, in denen
immer auch Orientierungsbedarf in Richtung auf gesellschaftli
che Alternativen entsteht.

Dazu zählt die Anforderung, sich zum Partner für Aktivitä
ten im Kulturbereich zu entwickeln - gegenüber den »etablier
ten« öffentlichen Einrichtimgen und denen, die dort arbeiten,
ebenso wie gegenüber dem privatwirtschaftlich und alternativ-
soziokulturell betriebenen Sektor.So utopisch essich heute an
hören mag: Zukünftig müssen lokale Gewerkschaftsfunktio-
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näre Gesprächspartner für die Kulturinteiligenz am Ort sein;
das kann nicht delegiert werden aneinen »Kulturbeauftragten«
oder an die »zuständige Einzelgewerkschaft« IG Medien. Ide
altypisch gehtes um Beziehungen, in denen der Partner jeweils
als iächmensch auf seinem Gebiet - »Kultur« und »Politik« -
akzeptiertund gefragt ist. Gewerkschaft alspolitisch- und kam
pagnefähige soziale Bewegung ist einfacher nichtzu haben.

Erfahrungsberichte und Vorschläge zur Arbeit im außerbe
trieblichen Lebenszusammenhang liegen vor^o und sollennicht
noch einmal dargestellt werden. Wir wollen abschließend vier
Aspekte einer Hegemonie-Orientierung für Kulturarbeit an
sprechen.

Eingreifen in Rezeptionsprozesse

Eingriffspunkt gewerkschaftlicher Praxis in den kulturellen
Prozeß ist wesentlich die Seite der Rezeption. Kulturelle Herr
schaft realisiert sich ja nicht einfach durch Besitz und Verfü
gungüber Produktions- und Distributionsmittel (sicherlich die
institutionelle Hauptbastion); sieistvielmehr als Prozeßzu ver
stehen, dessen Qualität sich erst in den Individuen, in ihrem
Wahrnehmen, Fühlen, Denken und Werten herstellt - letztlich
im Handeln oder Nichthandeln der Menschen.

Oben haben wir die Fähigkeit, sich selbst- und klassenbe
wußt im Feldder Kultur zu bewegen, als Richtmaß für Kultur
arbeit benannt. Doch diese Sicht ist zu erweitem. Wenn wir das
Agieren der Arbeiterbewegung in der Kultur als Interessen
kampf verstehen und ganz realistisch dieGegenkräfte des Kapi
tals in den privaten und staadichen Apparaten einschätzen,
dannist dieEingriffsfähigkeit im subjektiven Faktor eine we
sentliche Chanceder Arbeiterbewegung. Ihr Lebensprinzip ist
es ja, daß Menschen für ihre Interessen aktiv werden - und es
gibtnoch immer keinen wirksameren Anstoß fürkritisches Be
wußtsein und dauerhaftes Umdenken gegenüber der Informa
tionsflut, die auf uns niederprasselt, als eigene interessenvertre
tende Praxis. In der Wechselwirkung zwischen Tätigkeit und
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Bewußtsein sind es letztlich die notwendig gewordenen Ände
rungen im Handeln, die dann nach bewußter Begründung imd
dauerhafter Absicherung verlangen. Wer —und seiesauchmehr
aus gruppendynamischen Zwängen einer Belegschaft, Abtei
lung oder Gewerkschaftsgruppe heraus - das Hin- und Herge
rissensein zwischen den Pro- und Kontraargumenten überwin
det und sich in irgendeiner Form praktisch für die Forderung
»Arbeitszeitverkürzung mit vollem Lohnausgleich« engagiert,
der wird zu einer neuen Qualität der Auseinandersetzimg mit
der dagegengerichteten Kapitalpropaganda gezwungen, die in
allen Medien dominiert. Es istvorhersehbar, daß in jeder härte
ren Auseinandersetzung die Losung auftaucht »BUd lügt!« -
weil dahinter die reale Erfahrung des gewerkschaftsfeindlichen
Interessenstandpunktes dieses Blatts (hier stellvertretend ge
nommen) steht. Und eshatseine Logik, daß sich dann spontane
Aktionengegen Verkaufsautomaten vorden Betrieben anschlie
ßen.

Aus dem Hegemonieansatz folgt für uns, daß gewerkschaftli
che Arbeit diese Dimension von Erfahrung und Gegenwehr
nicht dem Zufall überlassen darf. Die Möglichkeiten zur Bil
dung von selbständigem Kritik- und Interessenbewußtsein ge
genüber dem Kapitalstandpunkt in Medien und Kultur sind sy
stematisch zu entwickeln. Keine Kampagne, keine Materialien,
keine Informations- oder Bildungsveranstaltung mehr, in der
nicht der ideologische Klassenkampf des Kapitals vorgeführt
und bei den Lohnabhängigen Kritikfähigkeit entwickelt wird.
Auch hier ist also Hegemoniearbeit keine Sonderaufgabe für
Spezialisten, sondern notwendiger Bestandteil gewerkschaftli
chen Alltags.

Bezugspunkt: Basisöffentlichkeiten

Kampf um Hegemonie wird nicht stellvertretend ineinigen ge
sellschaftlichen Bereichen und von auserwählten Gruppen voll
zogen. Die gesellschaftliche Hegemonie wird im Alltag der
Lohnarbeiterinnen umkämpft, in allen Kommunikationspro-
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zessen. Historisch beruhte die Kraft der Arbeiterbewegung we
sentlich auf ihrer Verankenuig in dem proletarischen Milieu,
das sich um Betrieb, Nachbarschaft im Arbeiterwohngebiet,
Arbeitervereine und -freizeitorganisationen herausbildete.
Heute hingegen ist der weit überwiegende Teil der Nachbar
schaften und der Vereine mehroder minderausgeprägt bürgerli
cher Hegemonie unterworfen - bei deren Durchsetzung The
men- und Meinungsvorgaben der Massenmedien eine Schlüssel
funktion ausüben.'*

Veränderungen wie der Einfluß von Friedens- und Umwelt-
themen auf die Sportbewegung (v. a, im Jugendbereich), aber
auch die Attraktivität gewerkschaftlich und politisch orientier
ter Chöre gegenüber Sektoren der Gesangsvereine, die mit
schwindender Anziehungskraft in der Jugend zu kämpfen
haben, deuten an: Hegemonieverschiebungen sind hier mög
lich. Voraussetzungen sind das Wirken auch argumentativ über
zeugender sozialer Bewegungen, Transport und Verstärkung
ihrer Themen und Anliegen über die nationalen Medien und,
entscheidend, das Engagement von einzelnen und Gruppen,
die in den %reinsstrukturen derartige Probleme sowie Folge
rungen für die Vereinsarbeit einbringen und zäh vertreten.

Gibtes ein überzeugenderes Argument gegen die These, daß
dies auch fürdieArbeiterbewegung möglich ist? Notwendig ist
es zweifellos. Bei vielen Auseinandersetzungen, meist im Zu
sammenhang der Verteidigung von Arbeitsplätzen gegenüber
geplanten S^egungen, war es möglich, in Strukturen der loka
len »societa civile« (Gramsci), der nichtstaatlichen vermitteln
den Institutionen des gesellschaftlichen Überbaus wie Vereinen,
Büigerkomitees, Kirchengemeinden usw. wenigstens zeitweise
ein positives Umfeld für das Anliegen der Kämpfenden zu
schaffen; das jüngste Beispiel dieser Art ist Duisburg-Rhein
hausen."

Systematisch betrachtet, liegen darin zwei Aufgabendimen
sionen. Kämpferisch wie konzeptionell ausstrahlende reale Be
wegungen sind das Aund O jeder Hegemoniepolitik- das kann
nicht oft genug betont werden. Ihre Umsetzung in Basisöffent
lichkeiten und alltäglichen Kommunikationszusammenhängen
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bedarf jedoch des Einsatzes einer Vielzahl motivierter und
kompetenter Individuen (die oft wieder in informelle Gruppen
eingebunden sind). Wiekann derenEngagement gefördert wer
den? Zunächst gilt es, die in der Nachkriegszeit aufgeherrschte
Norm der Trennungvon gewerkschaftlicher Politik und priva
tem, unpolitischem Freizeitverhalten abzubauen. In dem Maß,
wie sich das Selbstverständnis der Gewerkschaften als soziale
Bewegung durchsetzt, ist die Überwindung dieser Persönlich
keitsspaltung möglich, kann Bereitschaft zu Engagement und
Auseinandersetzung auch im Reproduktionsbereich wachsen.
Denn darüber sollte es keine Illusionen geben: Politisierung
heißt hier Konflikt und Polarisierung. Wer im Werkschor vor
schlägt, sich praktisch mit einem Arbeitskampf in der Region
zu solidarisieren, wer imSportverein einGrußtelegramm an die
Initiative »Sportler für den Frieden« einbringt, der muß sich
harten, auch feindseligen Auseinandersetzungen und dem Vor
wurf der Spaltungstellen.

Gerade deswegen ist argumentativ erworbene Überzeugung
verlangt- und damit sind wir wieder beider gewerkschaftlichen
Organisationskultur. Einstellung von Motivierung und Aktivi
tät auf die Anforderungen des gewandelten Lohnarbeiter- und
Belegschaftstyps, auf die Notwendigkeit kontinuierlicher Aus
einandersetzung der Gewerkschafterinnen mit den Massenme
dien ist der Schlüssel zu betrieblicher wie außerbetrieblicher

Einfluß- und Führungsfähigkeit.
Eine besondere Herausforderung stellen in diesem Zusam

menhang die Öffentlichkeiten dar, die im Einflußbereich der
anderen sozialen Bewegungen entstanden sind. Die lokalen
Gruppen, die Kulturinitiativen und Cafes, Läden und Jugend
zentren, Bildungs- und Diskussionsangebote im Umfeld der
Friedens- und Umwelt-, Frauen- und Solidaritätsbewegung bil
den auch für jüngere Lohnabhängige einen wichtigen weltan
schaulich-politischen Orientierungspunkt. Die Distanz dieser
»Bewegungsmilieus« zur Arbeiterbewegung ist keine vorüber
gehende Erscheinung, sondern in der Sozialstruktur der dort
dominierenden Gruppen verankert- in der jüngeren Intelligenz
und den lohnabhängigen Mittelschichten.
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Im Bemühen um Vernetzungen, die die gesellschaftliche Al
ternative der Arbeiterbewegung präsent machen, kann Kultur
arbeit eine Pionierrolle spielen - weil die »Kulturszene« ein
wichtiges Element der bewegungsorientierten Milieus bildet
und weil hier die Übergänge und Beziehungen zwischen ver
schiedenen Positionen weniger verfestigt und belastet sind als
auf der Ebene formeller politischer Beziehungen.

Kulturarbeitzwischen »Funktionalisierung« und »Freiraum«

Was bedeuten die Überlegungen zur Intelligenz für praktische
Kulturarbeit? Es beginntdamit, überhaupt Kontaktezu den vor
Ort künstlerisch Tätigen herzustellen - von der Ausstellung
und Lesung im Gewerkschaftshaus über die Gewinnung von
Schauspielern und Gruppenfür gewerkschaftliche Veranstaltun
gen bis zur Überlegung, wie die Gewerkschaften eine interes
sante, herausfordernde Inszenierung am Stadttheater zur
Keimtnis nehmen. Das besondere »gewerkschaftliche ProHl«
liegt dabei in Alternativen zu individuellen Formen des
Kunst»konsums« - im Entwickeln kollektiv reflektierender
Aneignungs- und Austauschweisen.

Das folgt nichtnur aus der Überlegung, daßdas reine »Ein
kaufen künstlerischer Dienstleistungen« noch keine Beziehung
herstellt, diezu politischer Führungsfähigkeit beiträgt. Es folgt
aus dem objektiven Problem, daß die bestehende Kluft zwi
schen dem Kunstgeschmack der erdrückenden Mehrheit der
Gewerkschafterinnen und der Praxis lebender Kunst heute ein

außerordentliches Maß an beiderseitigem Unverständnis,
Fremdheit und feindseligen Reaktionen einschließt. Daher
kann die austausch- und diskussionsförmige Bearbeitungdieses
Widerspruchs die einzig praktikable Form dauerhafter Koope
ration sein. Sie fördert dann auch die individuelle Hhigkeit der
Gewerkschafterinnen, sich selbständig und (klassen)bewußt in
der Kultur zu bewegen. Sie gewinnt Modellcharakter für die
Beziehung zwischen klassischen Künsten und Gesellschaft
unter Bedingungen befreiter Arbeit und befreiter Zeit.

236



Wir stoßenhier auf eine zentrale Herausforderung. Gemeint
ist der Widerspruch zwischen den Anforderungen, Grenzen
und Zwängen, unter denen eine Kampforganisation der Arbei
terklasse ihre Kulturarbeit anlegen muß und den Maßstäben
freien und verantwortlichen Kunstschaffens, wie sie auch den
Werten und Zukunftsvorstellungen der Arbeiterbewegung ent
sprechen. Nicht nur für Intellektuelle im engeren Sinn, sondern
für alle von der Intelligenz geprägten Milieus bilden heute die
Respektierung der »Autonomie des Kunstschaffens« und dieSi
cherung von »Freiräumen« dafürwichtige Kriterien beider Be
wertung von Gesellschaftskonzepten. Diese auch in der ange
stellten und beamteten Arbeiterklasse wirksamen Einstellungen
wollen ernstgenommen sein—und zwarnichtalsbesorgniserre
gendes »falsches Bewußtsein«, das jetzt mit besonderer Mühe
auf den rechten Weg der Einsicht gebracht werden müßte,wo
nach die »eigentlichen« Anliegen der Intelligenz »an sich« bei
der Arbeiterklasse bestens aufgehoben seien, sondern als Mas
seninteresse,das in gewerkschaftlicher Praxissubstantiellzu be
rücksichtigen ist.

Man muß sich also dem Widerspruch stellen zwischen der
Notwendigkeit politisch-organisatorischer Vereinheitlichung
und Handlungsfähigkeit, der die Kampf- und Interessenforma
tionen der Arbeiterbewegung unterworfen sind, und demhisto
risch gefestigten, aus dem intellektuellen Arbeitsprozeßimmer
neu erwachsenden Anspruch, daß das schöpferische Subjekt
seineTätigkeit selbst bestimme und verantworte.

Heute werden Unterdrückung und Deformation von Persön
lichkeitsentfaltung im staatsmonopolistischen Kapitalismus in
tensiv empfunden und gewußt; der Widerstand hiergegen
durchdringt Ansprüche und Erwartungen der ihre Interessen
vertretenden Menschen. Das bedeutet: Das DrängenaufSelbst
bestimmung kann nicht als fernes Ziel behandelt werden, es
muß in den Mitteln und Formen des Kampfes um eine freiere
Gesellschaft enthalten sein und schon ein Stück verwirklicht
werden.

In der Kultur heißt das: Die Arbeiterbewegung muß lernen,
mit dem Faktum umzugehen, daß wirksame und dauerhafte
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Orientierung von Kunst und kulturellen Prozessen nur durch
die individuelle, subjektive Aneignung, Verarbeitung und Ge
staltung der Schaffenden hindurch geschieht. Adnünistrativ,
durch Verpflichtung aufProgramme imdForderungen odergar
Organisationsdisziplin ist nichts zu erreichen, was nicht in
einem kontinuierlichen Kooperations- und Überzeugungspro
zeß gründet; nur so werden die schöpferischen Subjekte sich
Erfahrungen undAnliegen derArbeiterbewegung zu eigen ma
chen und in ihrer Arbeit realisieren.

Das ist natürlich eine Idealvorstellung. Die Probleme erge
ben sich konkret im Normalfall der Nichtübereinstimmung -
und der Umgang mit ihnen ist zu erlernen. Das gilt auch und
gerade dann, wenn die Konflikte in Formen und an Forderun
genaufbrechen, dievondenTraditionen klassenorientierter Ge
werkschaftspolitik her völlig unakzeptabel, weil auf Schwä
chung von Verbindlichkeit, Einheitlichkeit, Solidarität und
Handlungsfähigkeit der Organisation zielend erscheinen müs
sen.

So war es bei den Auseinandersetzungen um die Satzung der
künftigen IG Medien. Die Kritik des Westberliner VS war so
deutlich bestimmt von politischen Unterstellungen gegenüber
den Funktionären der IG Druck und Papier, sie brachte das
Verlangen nach »Autonomie«, »Freiräumen«, »Meinungsfrei
heit und Eigenverantwortlichkeit« der Schriftsteller in der Ge
werkschaft mit solchemBombardement von antigewerkschaftli
chen und antikommunistischen Klischees (»bürokratischer
Zentralismus«, »verordneteVereinheitlichung«, »autoritäre und
zentralistische Ausrichtung«, »Unbeweglichkeit«, »lähmender
Traditionalismus« usw.) vor, siebezogsich an keiner Stelle auf
gemeinsame Anliegen und die Notwendigkeit solidarischen
Handelns^i, so dsüß nur Konfrontation das Ergebnis sein
konnte. Den entscheidenden Kongreß des VS im Dezember
1988 bereitete die Vorsitzende AnnaJonas publizistisch durch
den Stalinismus-Vorwurf an die Adresse der IG Druck-Führung
vor; der Eklat mit einer Reihe von Austritten war so program
miert."

Ähnlich problematisch müssen Positionen zur gewerkschaft-
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liehen Kulturarbeit wirken, in denen das Spannungsverhältnis
zwischen kollektivem Interessen- und Kampfbezug und der Ei
gendynamik individueller kreativer Tätigkeit schlicht zugun
sten letzterer aufgelöst wird. So empfiehlt der theoretische
Kommentar zu einem Kulturarbeitsprojekt der Gewerkschafts
jugend angesichts der Probleme mit dem gewerkschaftlichen
Nachwuchs®^ nicht etwa, den jungen Lohnarbeiterinnen mehr
Verantwortungund eine größere politischeRolle in der Organi
sation zu übertragen; vielmehr wird »bewußt dem Gedanken
des Freiraums Priorität eingeräumt«.^* Zur Begründung dient
dieThese, »daß für viele Jugendliche die Gewerkschaft... erst
mittels des Freiraums vonJugendkulturgruppen wiederattrak
tiv wird«*^ und man sich »nicht unter das Diktat einer vorgege
benengewerkschafdichen Beschlußlage stellen lassen« dürfe.**

Diese Position ist für klassenorientierte gewerkschaftliche
Kulturarbeit inakzeptabel. So sinnvoll und notwendig Projekte
selbstzweckhafter Kreativität sind - die Arbeiterbewegung
kann und muß individuelle Entfaltung in Zielen und Formen
ihrer Interessenvertretungspraxis fördern; sie kann nicht die
Lücken ästhetischer Erziehung stopfen und den Mangel an Ju
gendkunstschulen für die Arbeiterklasse aus ihren Mitteln aus
gleichen. Ganz abgesehen davon: Angesichts gezielter Mobili
sierung der Kreativität der Lohnabhängigen im Rahmen einer
unternehmerischen Kulturoffensive (von Werkschören über
Qualitätszirkel bis zur Verpflichtung auf die »Konzemphiloso-
phie«)*' reicht die inhaltsleere Position der »Freiräume« nicht
aus, um in der Auseinandersetzung über die Zwecke der Pro
duktion für die Menschheit wie für die Produzierenden zu be

stehen.

Diese Einwände dürfen aber nicht dazu führen, die Realität
von derart verquer und problematisch artikulierten Interessen
zu verdrängen. Diesen Eindruck muß man jedoch gewinnen,
wenn man etwa Stellungnahmen aus der IG Druck und Papier
betrachtet*" oder von LotharZimmermann bei der Andeutung
von Konflikten gleich auf die Verantwortlichkeit der Vorstände
verwiesen wird.*^ Es macht keinen politischen Sinn und ent
springt völliger Unterschätzung des Bündnisses Arbeiterbewe-
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gung-Intelligenz, wenn heutefür das Verhalten normaler, nicht
in der Arbeiterbewegung erzogener Kultur- und Medienschaf
fenderMaßstäbe für Beschlußfindung Disziplin undVereinheit
lichung angelegt werden, die sichunter denArbeitern erst über
Generationen herausgebildet haben; und auch dort müssen sie
heute fortentwickelt werden. Die Gewerkschaftsbewegung ist
im Umbruch, und ihre zukünftige Diskussions- und Arbeits
kultur wird sich (auf der Grundlage bewährter Einsichten und
Praxisformen) entwickeln - in einem längeren, offenen Lern
prozeß, in demalleBeteiligten sichverändern werden.

Wessen Beruf es ist, als Wissenschaftler oder Künsder, Jour
nalist oder Pädagoge die Wirklichkeit immer neu und kritisch
zu sehen und darzustellen, unter ungewohnten Aspekten und
im Blick auf Gefahren wieMöglichkeiten menschlichen Verhal
tens und gesellschaftlicher Vorhaben, der muß unkonventio
nelleFormen der Auseinandersetzung mit und Darstellungvon
gemeinsamen Zielen und eigenen Erfahrungen verwenden. Man
kann ihn/sie mit seinen/ihren kritischen und selbstkritischen
Fragen und mit der Besorgnis über Probleme undVersäumnisse
nicht auf die üblichen innerorganisatorischen Wege verweisen.
Die Ergebnisse ihrerprofessionellen Arbeit dürfen nicht in den
Bereich beliebiger Privatheit abgeschoben^, sondern sollen als
spezifische Beiträge zum gemeinsamen Projekt und seiner
Selbstverständigung indiegewerkschafdiche Diskussionskultur
einbezogen werden - ohne »Beschlußlage« mit »Schluß der De
batte« gleichzusetzen.

An der Forderung nach Achtung der Besonderheit künstleri
scher Produkdon machen sich schmerzliche Erfahrungen und
Konflikte gewerkschafdicher Kulturarbeit fest. Dawerden tech
nische Auftrittbedingungen zugemutet, unter denen kein orga
nisierter Kollege arbeiten würde; da fehlt das Verständnis für
den Aufbau künsderischer Programme, und man verlangt, daß
sie sich nach den Ritualen einer auf Funktionärsreferate oder
Bierzeltatraosphäre zugeschnittenen Veranstaltung richten; da
schlägt Künstlern und Gruppen Mißtrauen entgegen, was die
»gewerkschaftliche Zuverlässigkeit« ihrer Arbeit und Beiträge
betrifft, da werden ihre Programme inhaldich kontrolliert oder
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lieber gleich ganz außen vor gelassen. Da kursiert immer noch
die Geschichte, daß der um die Kultur der Arbeiterbewegung
verdiente Liedermacher Walter Mossmann wegen einer kriti
schen Zeile seines »KKW-RAG« für Jahre auf DGB-Veranstal
tungen unerwünschtwar."

Lernfeld für »Kultur der Kulturarbeit«

Wie immer nachsichtig oder kompronaißlos die Probleme der
Gewerkschaften mit der Kultur betrachtet werden - über eins

muß Klarheit herrschen: In diesen Konflikten wird die grund
sätzliche Frage beantwortet: »Wie geht die Arbeiterbewegung
der Bundesrepublik mit Kulturund Kunst um?« Gewerkschaft
liche Kulturarbeit darf keinen Bonus wegen fehlender Erfah
rung und Professionalität beanspruchen, keine Nachsicht für
»mit Bordmitteln« Selbstgestricktes; angesichts vorhandener
kritischer Einstellungen und - so ist wenigstens zu hoffen -
teilweise hochgesteckter Erwartungen ist sie objektiv ein Lem-
und Bewährungsfeld für das Verhältnis der Arbeiterbewegung
zu Künsten und Kulturschaffenden.

Besonders wichtig scheint der Aspekt des Lernfeldes. Der
gordische Knoten, zu demsichgewachsene Traditionen, Menu-
litäten und Kunstauffassungen aus Arbeiterklasse und Arbeiter
bewegung mit den Zuspitzungszwängen des politischen Kamp
fes,den Selbstbestimmungs- und Anerkennungsansprüchen der
Kulturschaffenden und den unverzichtbaren Mehrdeutigkeiten
und Verarbeitungsleistungen im sozialen Verhältnis zwischen
Künsten und Publikum zu verschlingen, ist durch keinen
Schwertstreich zu zerhauen- schon gar nicht mit dem Sezierbe
steck der Kulturwissenschaft. Anzustreben sind realistischer

weise »kultivierte« Formendes Umgangs, der Kooperation, der
gegenseitigen Achtung und des Voneinanderlemens der Betei
ligten.

Die Verantwortung dafür, daß es in dieser Richtung voran
geht, und für das Ingangsetzen von Qualifizierungsprozessen
auf der eigenen Seite liegt unzweifelhaft bei der Arbeiterbewe-
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gung - wenn sie den Anspruch erhebt, Subjekt einer theoretisch
fundierten Veränderungsstrategie zu sein. Dann ist auch die ei
gene Kulturarbeit systematisch als Herausforderung zu organi
sieren, Kooperation und Annäherung voranzubringen; das
heißt in erster Linie: die Kompetenz der gewerkschaftlich Ver
antwortlichen auf die Höhe der Aufgaben (der Hegemoniefä
higkeit) zu heben.

Dabei ist nicht gedacht an ein verstärktes »Einkaufen kultu
reller Dienstleistungen«, indem man Berufskünstler gewerk
schaftliche Veranstaltungen wie beliebige kommerzielle Auf
tritte absolvieren läßt. Gedacht ist nicht an einen Liberalismus
des »alles geht« in der Kulturarbeit, und ebensowenig an eine
Abstufung der politisch-inhaltlichen Maßstäbe je nach »Promi
nenz« oder Marktwert.Schongar nicht ist gedachtan eine Pra
xis, in der esGewerkschaftsmitglieder erster und zweiterKlasse
gibt: die »normalen«, für die Beschlußdisziplin und Solidari
tätsanspruch gelten - und die »kulturarbeitenden«, die darauf
einen »Künstler- oder Intellektuellen-Nachlaß« eingeräumt be
kommen. Emstnehmen heißt v. a.: einen Zusammenhang von
gemeinsamer Arbeit und Diskussion schaffen, in dem Ansprü
che und Kritik argumentativ vorgebracht werden - und das
Hauptargument der Kulturschaffenden ist ihre Produktion.
»Das Ziel in den Mitteln erkennbar machen« bedeutet: in der

Kulturarbeit Momente eines neuen Verhältnisses zur Kulturin
telligenz vorwegnehmen, Autonomie und Verantwortung, Re
spekt vor der künstlerischen Individualität und sozialen An
spruch zusammenbringen.

Mancherorts hat die formelle Herausnahme von Kulturgrup
pen und Kulturaktivitäten aus dem Organisations- und Verant
wortlichkeitssystem des Gewerkschaftsapparats Flexibilitäts
räume für die Partner geschaffen. Aber ein Patentrezept ist
damit nicht gefunden- es ist auch nicht zu erwarten. Schmerz
hafte, von Konflikten gekennzeichnete Lernprozesse müssen
auf dem Weg zur Hegemoniefähigkeit, d. h. auch: zur Bildung
von entsprechend erfahrenen und qualifizierten Kadernder Ar
beiterbewegung, nicht gefürchtet, sondern gesucht werden.

Man kann die Orientierung auf das »Lernfeld Kulturarbeit«
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dahingehend zuspitzen, daß es hier wesentlich um die Schaf
fung jenervon Gramsci umrissenen »organischen Intellektuel
len« der Arbeiterklasse geht." Schon heute läßt sich beobach
ten, daß für die gewerkschaftliche Kulturarbeit eine Schamier-
gruppe von »Übersetzern und Vermitdem« zwischen derWelt
der Arbeiterbewegung und den Welten der Kulturintelligenz
entscheidende Funktionen ausübt. Ohne diesen kleinen Kreis
von Künstlerinnen und Kulturarbeiterinnen, die durch soziale
und geistige Bindungen zur Arbeiterbewegung gehören und
sich gleichermaßen in der »Kultur der Kulturschaffenden« be
wegenund dort anerkannt sind, läuft zwischen Gewerkschaften
und Kulturprofis kaum etwas.

Das kann aber nur ein unbefriedigender Dürchgangszustand
sein. Denn für Gramsci - und dieser Gedanke bleibt aktuell -

bilden sich die organischen Intellektuellen der Arbeiterklasse
nicht nur aus dem Übergang von »traditionellen Intellektuel
len« in die Arbeiterbewegung. Zu organischen Intellektuellen
werdengleichermaßen jeneFunktionäreund Aktivisten der Ar
beiterbewegung, die die in Beruf wie politischerArbeit enthal
tenen intellektuellen Tätigkeitsmomente ausbilden und sichfür
eine hegemonieschaffende Rolle qualifizieren.

Entsprechend der seit Gramsci vorangeschrittenen Speziali
sierung werden sichSchwerpunktsetzungen und besondere Ar
beitsgebiete herausbilden (etwa der in der IG Metall erwogene
»Kulturbeauftragte« auf lokaler Ebene). Beiallen notwendigen
Unterschieden im "Grad der Vertrautheit und Befassung mit
Kulturprozessen - die Heranbildung einesStamms von in Kul
turarbeit und Kulturpolitik erfahrenen Kadern kann nur Teil
moment einer Veränderung von Organisationskultur und Poli
tikfähigkeit derArbeiterbewegung insgesamt sein;dieEntwick
lungeines neuen, hegemoniefähigen Typs vonBeziehungen zur
Intelligenz, auch zur Kulturintelligenz, ist für die Gewerk
schaftsbewegung insgesamt unverzichtbar.

Vielleicht kann man die zukünftigen Anforderungen so zu
sammenfassen: Gewerkschaftliche Kulturarbeit wird den Her
ausforderungen nichtals Liebhaberei politisch Engagierter mit
künstlerischen Neigungen gerecht, schon garnichtalswohlum-
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zäunte Spielwiese für exzentrische Gewerkschaftsmitglieder,
sondern nur unter dem verpflichtenden Anspruch einer Zu
kunftswerkstatt: Ihre Experimente und Modelle werden ge
braucht für die Entwicklung der gewerkschaftlichen Organisa-
dons- und Lebenskultur: sie hat zu arbeiten an der Gestaltung
und Vermitdung des »utopischen Überschusses«, ohne den der
gewerkschaftliche Alltag austrocknet; sie ist Lern- und Probe
feld für die Zukunft einer in ihren Widersprüchen lebendigen
und produkdven Beziehung zwischen Arbeiterbewegung und
Kultur-Intelligenz.
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Hans-Jürgen Urban

Industriegewerkschaft und Angestellte

Aktuelle Probleme gewerkschaftlicher
Angestelltenpolitik amBeispiel der IG Metall

1. Strukturwandel des BRD-Kapitalismus und
gewerkschaftliche Gegenmacht

Fragt man nach dersozialstrukturellen Grundlage deraktuellen
gewerkschaftspolitischen Diskussion um eine konzeptionelle
Neugestaltung und Reorganisation gewerkschaftlicher Ange
stelltenpolitik, so ist zunächst auf zwei - mittlerweile allseits
bekannte —»säkulare« Trends inderEntwicklung derwestdeut
schen Arbeiterklasse zu verweisen.

Zum einen kommt die dem kapitalistischen Vergesellschaf
tungsprozeß immanente Tendenz, einen stets wachsenden Teil
gesellschaftlicher Arbeit in Lohnarbeit zu verwandeln, darin
zumAusdruck, daßsich derAnteil der Lohnabhängigen ander
Gesamtheit der Erwerbstätigen in denletzten Jahrzehnten kon
tinuierlich erhöht hat. Waren 1950 in der BRD etwa 69,5% der
Erwerbstätigen abhängig Beschäftigte, so stieg ihr Anteil bis
1985 auf87,1%.' Zumanderen vollzogen sich im gleichen Zeit
raum weitreichende Prozesse der Umschichtung zwischen den
verschiedenen Kategorien der Lohnabhängigen, veränderte sich
das politische Profil der Klasse maßgeblich. DieAbnahme des
Anteils der Arbeiterinnen an den Lohnabhängigen von 70,9%
(1950) auf 45,2% (1985) steht die Zunahme des Anteils der An
gestellten (und Beamten) im gleichen Zeitraum von 23% auf
44% (bzw. von 6,1 auf 10,8%) gegenüber.^ Diesen Veränderun
gen liegen vorallem dreiEntwicklungstendenzen zugrunde:
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1. Im Bereich der industriellen Produktion hat sich im Rahmen
der forcierten Weiterentwicklung des gesamtgesellschafdichen
Produktivkraftsystems einumfassender Prozeßder »Tertiärisie-
rung der Warenproduktion« vollzogen.^ Im Zuge der breiten
Einführung neuerTechnologien führen tiefgreifende Umgestal
tungen im industriellen Produktions- und Verwaltungsbereich
zu einerVeränderung der innerbetrieblichen Arbeitsteilung und
zu einerUmgewichtung der einzelnen betrieblichen Funktions
bereiche. Der Bereich der unmittelbaren Produktion

schrumpft, während die der Produktion vor- und nachgelager
ten Bereiche quantitativ sowie qualitativ an Bedeutungzuneh
men. Die technologische und arbeitsorganisatorische Effekti-
vierungdes unmittelbaren Produktionsapparates und diesiebe
gleitende Ausweitung der nicht direkt produktivenFunktionen
verursachen einedeutliche »Zunahme dispositiver, organisatori
scher, administrativer, planender und technischer Aufgaben im
betrieblichen Funktionsspektrum.«^ Diese Strukturveränderun
gen im Kembereich der Ökonomie begründen einen Wandel
im System der Berufe, dessen dominanter Entwicklungstrend
in einer deutlichen Reduzierung der Fertigungsberufe und
einem Anstieg der technischen und Dienstleistungsberufe be
steht. »DieVerlagerung der Berufsstrukturen aufdie Diensdei-
stungsberufe konzentriert sich im warenproduzierenden Ge
werbeauf die Funktionsbereiche Management, Verwaltung und
die wissenschaftlichen Dienste, die neben den Ingenieuren,
Technikern und Naturwissenschaftlern auch Juristen, Geistes
und Sozialwissenschaftler umfassen.«^ Innerbetrieblich kom
men umfassendeProzesse der Verwissenschaftlichung der Pro
fitproduktion und -realisierung in tiefgreifenden Umbrüchen
der Qualifikations- und Belegschaftsstrukturen zum Ausdruck,
die - nicht nur in den High-Tech-Branchen - die Konturen
eines »neuen Belegschaftstyps« sichtbar werden lassen. Neben
der generellen Zunahme des Angestelltenanteils ist dieser vor
allem durch das rasante Wachstum der Gruppe von Hoch- und
Fachschulabsolventen, also der lohnabhängigen (naturwissen
schaftlich-technischen und kaufmännischen) Intelligenz ge
prägt.'
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2. Zugleich vollziehen sich im industriellen Sektor deutliche
Veränderungen bezüglich der Stellung und Bedeutung derein
zelnenBranchen im gesamtwirtschaftlichen Reproduktionspro
zeß. Vermittelt über tiefgreifende Strukturkrisen kommt es zu
Umverteilungsprozessen von den »traditionellen« Branchendes
Bergbaus und der Grundstoffindustrie (mit Ausnahme derChe
mieindustrie) in die »modernen« Branchen der elektronischen
Industrie, des Straßenfahrzeugbaus und des Maschinenbaus.
Ein Blickauf die Beschäftigungsentwicklung in der Metallindu
strie läßt deutlich werden, daß vor allem in den hochtechnisier
ten und damit i. d. R. »angestelltenintensiven« Industriezwei
gen der EDV-Anlagen-Produktion (Angestelltenanteil 62%),
des Luftfahrzeugbaus (59%), der Elektrotechnikindustrie
(38%) und des Maschinenbaus (35%) (bisheute noch) positive
Beschäftigungsentwicklungen zu verzeichnen sind, während in
den expliziten Krisenbranchen mit einem geringen Angestell
tenanteil wie der Eisen- und Stahlindustrie (25%) und dem
Schiffbau (23%) die Beschäftigung dramatisch zurückgeht.^
Auch diese sektoralen Verschiebungen zwischen den einzelnen
Branchen haben den Wandel der Berufsstruktur in der Metallin

dustrie forciert. Im Jahre 1987 arbeitete etwa jederdritte abhän
gig Beschäftigte in der Metallverarbeitung im Angestelltensta
tus. Der Zunahme des Angestelltenanteils auf 33,4% (1987) an
den Gesamtbeschäftigten - 1970 betrug er noch 27,2% - steht
auch hier die Abnahme des Anteils der Arbeiterinnen von
72,8% auf 66,6% gegenüber.^ Gleichwohl konnte auch das ab
solute Wachstum der Angestelltenzahlen den enormen Beschäf
tigungsabbau im Arbeiterbereich nicht kompensieren; die in
terne Strukturveränderung der Lohnabhängigen geht einher mit
der Reduzierungder Gesamtbeschäftigung.
3. Die für die quantitative Ausdehnung der Angestelltentätig
keit insgesamt wohl wichtigste Veränderung im gesellschaftli
chen Reproduktionsprozeß des heutigen Kapitalismus stellt je
doch dieVerschiebung zu Lasten deswarenproduzierenden Ge
werbes und zugunsten des Dienstleistungssektors in der Ge
samtökonomie dar. Seit Mitteder siebziger Jahre hat dieserdie
industrielle Warenproduktion (inclusive der Land- und Forst-
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Wirtschaft) in ihrem Anteil an der Bruttowertschöpfung über
flügelt. Mit der stetigen Expansion des tertiären Sektors - sein
Anteil am Gesamteinkommen stieg von 39,6% (1950) auf
56,1% (1985), während derdessekundären Sektors imgleichen
Zeitraum von 49,7 auf 42% sank - setzte sich bis in die zweite
Hälfte der achtziger Jahre ein »säkularer« Entwicklungstrend
fort, der bereits im letzten Jahrhundert seinen Ausgang nahm
und seit Beginn der siebziger Jahre in der BRD einen zusätzli
chen Entwicklungsschub verzeichnen konnte.' Die Entwick
lung in der Strukturder Erwerbstätigen folgte imwesentlichen
dieser Verschiebung in der nominalen Einkommensstruktur.
Mit geringer konjunktureller Elastizität stieg dieBeschäftigten
zahl im Dienstleistungsbereich zwischen 1950 und 1985 konti
nuierlich an und erhöhte ihren Anteil an der Gesamtheit der
Erwerbstätigen von 32,5% auf53,6%, während derBeschäftig
tenanteil im warenproduzierenden Gewerbe zwar ebenfalls
zwischen 1950 und 1970 von 42,9 auf 48,9% anstieg, um dann
aber bis 1985 auf 41% zurückzufallen. Vor allem auf diese Ex
pansion derDienstleistungsbeschäftigung istdas Wachstum der
Angestelltenbeschäftigung zurückzuführen. 1986 arbeiteten fast
70% allerAngestellten imtertiären Sektor.'"

Ein Blick auf die gewerkschaftliche Mitgliederstruktur läßt
deutlich werden, daß der sozialstrukturelle Wandel den Ge
werkschaften erheblich zu schaffen macht. Die skizzierten Um
schichtungsprozesse innerhalb der Klasse derLohnabhängigen
spiegeln sich nicht im gewerkschaftlichen Mitgliederprofil wie
der. Mit einem Arbeiterinnenanteil von ca. 67% und einem An
gestelltenanteil von ca. 22% entspricht die Mitgliederstruktur
der DGB-Gewerkschaften im Jahre 1985 der Beschäftigungs
struktur der frühen fünfziger Jahre." Nicht anders sieht es im
Organisationsbereich der größten Einzelgewerkschaft, der IG
Metall aus. Auch hier klafft eine riesige Lücke zwischen der
expandierenden Angestelltenbeschäftigung in der Metallindu
strie undder gewerkschaftlichen Mitgliederstruktur. Trotz öko
nomischer Krise stagniert die Mitgliederzahl der IG Metall im
Angestelltenbereich seit etwa zehn Jahren, während sich die
Zahl der Angestellten in ihrem Organisationsbereich um ca.
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100 000 vergrößert hat.)^ Aufgeschlüsselt nach unterschiedli
chen Personengruppen, die unter die sozialstatistische Katego
rie der Angestellten subsumiert sind, kristallisieren sich aus der
Sichtder IG Metall einige spezifische »Problemgruppen« her
aus. Besondere Schwierigkeiten existieren bei der Organisie
rung weiblicher, junger (vor allem männlicher) und wissen
schaftlich qualifizierter Angestellter in höheren Betriebspositio
nen.Vorallem aber in den High-Tech-Betrieben der »modernen
Branchen« zeigen sich eklatante Organisationsdefizite, tendie
ren die Organisationsgrade in einigen Betrieben und Abteilun
gen gegen null." Für die IG Metall stelltsichdaherdie Organi
sierung dieser Lohnabhängigengruppen als eine kardinale Zu
kunftsaufgabe, derenNichtbewältigung erhebliche Auflösungs
tendenzen in der Struktur des gewerkschaftlichen Gegen
machtsystems nach sich ziehen muß.

2. Individualisierung und Segmentierung als
Bedingungen gewerkschaftlicher
Organisationspolitik

Historisch gesehen stellt die permanente Notwendigkeit der
Organisierung sich ständig neu herausbildender Sektoren kapi
talistischer Lohnarbeit zur Aufrechterhaltung gewerkschaftli
cher Gegenmachtstrukturen für die Gewerkschaftsbewegung
keingrundsätzlich neues Problemdar. Immerwiederwurdesie
mit dieser Problematik dergestalt konfrontiert, daß »im Kon
text des permanentenWandels der gesellschaftlichen Reproduk-
tions-. Sozial- und Berufsstrukturen neue Lohnabhängigen
gruppen und -Sektoren (entstehen), die sich neu als Teile der
Arbeiterklasse formieren und konstituieren müssen und sukzes
siv in das Gegenmachtsystem reell hineinwachsen müssen.«'̂
Die darin enthaltene Dialektik von Einheit und Spaltung der
Klasse, die sich aus gewerkschaftlicher Perspektive historisch
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vor allem alsSpannungzwischenberufsständischer und einheit
licher Interessenvertretung artikuliert, machtsichin allenhisto
rischen Entwicklungsphasen als permanenter Grundkonflikt in
der Geschichte der Gewerkschaftsbewegung geltendJ' Es ent
spricht dem modernen Produktivkraftniveau und dem histori
schen Reproduktionstyp des heutigen Kapitalismus, daß sich
dieser Konflikt in einer Form historisch konkretisiert, der die
Organisierung der Angestelltenabteilungen des industriellen
Sektorssowieder privatenund staadichen Diensdeistungsberei-
che zur Voraussetzung der politischen Einheit der Gesamt
klasse werden läßt.

Gleichwohl ist damit der Problemkomplex der gewerkschaft
lichen Angestelltenpolitik noch nicht hinreichend erfaßt. Der
Schwierigkeitsgrad der zu bewältigenden Aufgabe erhöht sich
vor allem dadurch, daß die gewerkschaftlichen Anstrengungen
zur Organisierung von Angestellten(sowie von Frauen und Ju
gendlichen) auf einen tiefgreifenden historischen Wandel der
allgemeinen Bedingungen gewerkschafdicher Gegenmachtbil
dung stoßen, der die Gewerkschaftspolitik mit grundlegend
neuen Anforderungen konfrontiert. Im Kern handelt es sich
dabei um eine neue Qualität der Differenzierung individueller
und gruppenspezidscher Lebenslagen und der damit einherge
henden Aufspaltung sozialer (Klassen-)Erfahrungen innerhalb
der Klasse der Lohnabhängigen. Vor allem die Verschränkung
zweier Prozesse steht hier im Vordergrund, die eine Ausdün
nung sozial-kommunikativer Klassenzusammenhänge in der
Lebensweise der Lohnabhängigen und damit tendenziell den
Abbau der Grundlagen spontaner Klassenidentitätsbildung
durch direkte kollektive Klassenerfahrungen zur Folgehaben,
a) In den Jahren der westdeutschen Nachkriegsprosperität hat
sich ein gesellschaftlicher Individualisierungsschub'^ vollzogen,
der die Formierungsbedingungen gewerkschaftlicher Gegen
macht in ihrer sozialen, (alltags-)kulturellen und schließlich
auch politisch-ideologischen Dimension in entscheidendem
Maße verändert hat.'' Die generelle Anhebung des materiellen
Lebensstandards (bei stabiler Ungleichsrelation zwischen den
Klassen), der Ausbau sozialstaatlicher Sicherungssysteme, die
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Verkürzung der individuellen (Wochen- und Lebens-)Arbeits-
zeit bei tendenziell steigendem Arbeitseinkommen, die Anhe-
bung des durchschnittlichen Qualifikations- und Bildungsnive
aus aufgrund neuer Anforderungen des Produktivkraftsystems
(und realisiert durch die sozial-liberale Bildungspolitik dersieb
zigerJahre) und schließlich dieVerstärkung sozialer und regio
naler Mobilität und die damit verbundene Auflösung traditio
neller (Arbeiter-)Milieus haben zu tiefgreifenden Umbrüchen
in der Lebensweise und den Sozialbeziehungen der Lohnabhän
gigen geführt."

Auf der Ebene der Individuen haben diese Individualisie
rungsprozesse und der daraus resultierende Wandel der allge
meinen Reproduktionsbedingungen zu einertiefgreifenden Ver
änderung der individuellen und gesellschaftlichen Bedürbiis-
struktur geführt. Dabei »liegt die gegenwärtig bestimmende
Tendenz nicht nur in der Ausweitung und Aktualisierung des
gesamten Spektrums, sondern auch in einem Anwachsen der
Bedeutung sozialer, geistiger und kollektiver Bedürfnisse.«"
Subjektivkommt diese Entwicklung in einemallgemeinen Wan
del der Einstellungen und Wertorientierungen der Lohnabhän
gigen zum Ausdruck. Vor allem bei Lohnabhängigengruppen
mit relativ stabilen materiellen Lebensverhältnissen und höhe
rem Qualifikations- und Bildungsniveau gewinnen qualitative
und partizipative Ansprüchean die eigene Lebens- und Arbeits
situation subjektiv an Bedeutung, werden der Drang nach Per
sönlichkeitsentwicklung und Selbstbestimmung in zunehmen
den Maße bewußtseins- und handlungsrelevant. Zugleich setzt
sich diese Tendenz zur Individualitäts- und Persönlichkeitsent

wicklung nicht ungebrochen durch. Vielmehr muß dieser neue
Modus einer individualisierten Vergesellschaftung alsein funda
mental widersprüchlicher begriffen werden. Denn die Heraus
lösung der Individuen aus den traditionellen klassenspezifi
schen Sozialformen und -beziehungen geht mit einer wachsen
den Abhängigkeit von sekundären Sozialisationsinstanzen und
gesellschaftlichen Institutionen einher. Die Individuen drohen
in ihrer Lebensführung zunehmendzum »Spielball von Moden,
Verhältnissen,Konjunkturen und Märkten« zu werden.^'
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b) Neben dieserhistorischen Individualisierungstendenz wirkt
eine weitere objektive Differenzienmgs- und Segmentierungs
dynamik, die letztlich mittels konservativer Krisenüberwin
dungsstrategien des Kapitals und des bürgerlichen Staates
durchgesetzt wird. AlsAnpassungsreaktion des Kapitals an die
strukturelle Krise der Kapitalverwertung vollzieht sich seit ge
raumer Zeit ein Formwandel des kapitalistischen Rationalisie
rungsprozesses auf betrieblicher Ebene.^ Der sich herausbil
dende»neue Rationalisierungstyp« zieltprimäraufdieOkono-
misierung der konstanten sowie der variablen Kapitalbestand
teile und aufdieDurchsetzung eines intensiven Reproduktions
typs unter den Bedingungen der wissenschaftlich-technischen
Revolution. Dabei kommt es durch eine strukturell differen
zierte Betroffenheit der einzelnen Belegschaftsteile durch die
Rationalisierungsfolgen zu einer Ausdifferenzierung und Auf
spaltung der verschiedenen Lohnabhängigengruppen. Es kri
stallisieren sich zumindest drei »Beschäftigtensegmente« her
aus, zwischen denen zwar vielfältige und engeWechselverhält
nisse des sozialen Drucks und der Reaktivierung von Konkur
renz herrschen, die gleichwohl auf eine neue Dimension des
krisenbedingten Auseinanderfallens von Arbeitssituation und -
erfahrung verweisen.^^ Zum einen läßt sichdie Gruppe der (re
lativen) »Rationalisierungsgewinner« hervorheben, die - ausge
stattet mit relativ günstigen und gesicherten Arbeits- und
Berufsbedingungen - das personelle Fundament der neuen Ra
tionalisierungskonzepte darstellen und i. d. R. in den prosperie
renden Branchen der Wirtschaft beschäftigt sind. Zu diesen
»neuen Arbeitnehmem«^^ zählen vor allem Produktionsfachar
beiterund Instandhaltungsspezialisten, aberauchTechniker, In
genieure, EDV-Spezialisten und betriebsnahe Wissenschaftler.
Dieser Gruppierung stehen die »Rationalisierungsdulder« ge
genüber, die aufgrund unzureichender QualiHkationen, des zu
hohenAlters, desGeschlechts u. ä. keinen Arbeitsplatz im »Ge
winnerbereich« erlangen konnten, die aber noch über Gesetze,
Tarifverträge oder Betriebsvereinbarungen relativ geschützt und
in ihrer materiellen Reproduktion nicht unmittelbar bedroht
sind. Und schließlich sind die Beschäftigten der Krisenbran-
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chen und die Arbeitslosen zu nennen, die die »Rationalisie
rungsverlierer« darstellen.

Diese internen Segmentierungstendenzen unter den Lohnab
hängigen werden von Seiten des konservativen Blocks im Kon
zept des »konservativen Umbaus«^* der Gesellschaft aufgegrif
fen und bewußt vertieft. Arbeitszeitpolitische'Flexibilisierungs-
strategien '̂, die den Weg für eine direkte Anpassung des Ar
beitskräftepotentials an die neuen flexiblen Produktionserfor
dernisse sowie an konjunkturelle und saisonale Schwankungen
des Produktionsrhythmus frei machen sollen, zerreißen tradi
tionelle Arbeits- und Kommunikationsstrukturen im Betrieb.
Auf politisch-staadicher Ebene werden sie ergänzt durch Strate
gien derarbeits- und sozialrechtlichen sowie beschäftigungspo
litischen Deregulierung. Die Ausweitung von oftungeschützten
befristeten (Leih- und Teilzeit-)Arbeitsverhältnissen löst die
Verbindlichkeit des Normalarbeitsverhältnisses auf und schafft
ein breites Reservoir flexibel handhabbarer Arbeitskräfte, in
nerhalb dessen ein breites Spektrum von unterschiedlichen Be
schäftigungssituationen existiert.^'

Gemeinsame Folge der historischen IndividualisierUngs- und
der krisenbedingten Segmentierungsprozesse ist ein doppelter
Bedeutungszuwachs des »subjektiven Faktors« im Prozeß der
Formierung gewerkschaftlicher Gegenmacht,
a) In dem Maße, in dem Individualisierung undSegmentienmg
die Voraussetzungen sich spontan herstellender Lo^ität gegen
über derGewerkschaft untergräbt, wachsen die Anforderungen
an diesubjektive Kompetenz des Einzelnen, dieeigene Ortsbe
stimmung in der Klassengesellschaft zu leisten. »War früher das
Hereinwachsen in dieArbeiterbewegung, diesubjektive Aneig
nung des Klassenzusammenhangs, für den einzelnen ein vor
wiegend naturwüchsiger Prozeß, der auf weitgehend geteilten
Normen und Werten der alltäglichen Lebensweise auR>aute ...
—so sindKlassenbildungsprozesse heute gekennzeichnet durch
die Notwendigkeit bewußt vom einzelnen immer wieder neu
zu leistender Einordnung in Klassenzusammenhang und Klas-
senstrategie.«^' Auch gewerkschaftliches Bewußtsein bedarf
unter diesen Bedingungen der kontinuierlichen Erneuerung,
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beruht in hohemMaßeauf argumentativer Vermittlung und in
tellektuellen Überzeugungsprozessen.
b) In gleichem Maße wächst die Bedeutung der Gewerkschaf
ten in ihrer Funktion, kollektive Klassenpraxis zu organisieren
und die zunehmend unterschiedlichen Erfahrungen einzelner
Lohnabhängigengruppen auf der Basis der gemeinsamen Klas
senlage und -Interessen zu verallgemeinem. Nach wie vor wer
den Prozesse der historischen Individualisierung und krisenbe
dingten Sementierung - einschließlich der damit einhergehen
den Ausdifferenzierung von Lebenslagen - »durch die Logik
deskapitalistischen Akkumulations- undVerwertungsprozesses
beherrscht.«^^ Auch im hoch individualisierten Kapitalismus
besteht die gemeinsame Klammer aller Lohnabhängigen darin,
über den Zwang zum Verkauf der Ware Arbeitskraft an die hi
storische und zyklische Kapitalbewegung gebunden und von
ihr abhängig zu sein. Sowohl die Absicherung bzw. Verbesse
rung der materiellen Reproduktionsbedingungen als auch die
Schaffung vonFreiräumen zur selbstbestimmten Entfaltung der
Persönlichkeit setzen die ständige Zurückdrängung und per
spektivische Aufhebung dieser Abhängigkeit voraus und be
gründen - trotz der Vielfalt gruppenspezifischer Panikularin-
teressen - gerade darineinkollektives Basisinteresse aller Lohn
abhängigen gegenüber dem Kapital.

Diese Bedingungen, unterdenen dieBildung gewerkschaftli
cher Gegenmacht weniger denn je ein spontaner, sondern ein
von den Gewerkschaften zu organisierender und von den ein
zelnen Lohnabhängigen bewußt zu leistender Prozeß ist, kon
stituieren in ihrer Gesamtheit eine deutliche Tendenz zu »stär
ker individualisierten Formen der Klassenbildung«. Stärker als
in den vergangenen historischen Phasen gilt angesichts dieser
Voraussetzungen, daß »überGelingen und Scheitern von Klas
senbildung konkret-historisch die Praxis des subjektiven Fak
tors entscheidet«.
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3. Aspekte der Arbeits- und Berufssituation der
Angesteliten in der Metallindustrie

Wie lassen sich nun vor dem Hintergrund der kursorisch skiz
zierten sozialstruktureilen und soziokuiturellen Veränderungen
die Arbeits- und Lebensbedingungen der Angestellten in der
Metallindustrie genauer fassen? Zweifellos kommt einer realisti
schen Analyse der aktuellen und zukünftigen Reproduktions
bedingungen dieser Lohnabhängigen eine zentrale Bedeutung
zu, da diese - inclusive ihrer subjektiven Verarbeitung durch
die Betroffenen - den Ansatzpunkt einerneukonzipierten An
gestelltenpolitik der IG Metall darstellen und Form undInhalt
gewerkschaftlicher Interessenvertretung in diesem Bereich
strukturieren muß.^°

Aufdem tarifpolitischen Diskussionsforum der IG Metall im
Juni 1988 hat der Göttinger Soziologe Horst Kern die Auffas
sung vertreten, daß die durch den Umbruch im Arbeitsprozeß
strukturell begünstigten und in ihrer Zahl ständig anwachsen
den »neuen Arbeitnehmer« - zu denen er zumindest die Hälfte
der in der Metallindustrie beschäftigten Angestellten zählt -
durch eine an ihren Lohnarbeiterinteressen orientierte gewerk
schaftliche Politik nicht erreichbar seien. »Ein Mobilisierungs
konzept, das - geleitet durch den alten gewerkschaftlichen In
teressenbegriff - daraufausist, dieVerletzungen derArbeitneh
merinteressen zu enthüllen, die durch die Unterordnung unter
das Kapital im Produktionsprozeß entstehen, und das Gewerk
schaften ... als Anwalt einer perspektivenreichen Antwort auf
solche Interessenverletzung anziehend zu machen versucht,
greift hier nicht mehr.«'' Die Arbeitssituation dieser Gewinner
gruppen sei eben dadurch charakterisiert, daß die Verletzung
ihrer elementaren Reproduktionsinteressen und die beständige
Verweigerung arbeitsbezogener Grundbedürfnisse durch das
Kapital, die früher einequasinatürliche Nähe der Lohnabhän
gigen in den Gewerkschaften begründet haben, aufgehoben sei.
Mit »einer Politik des Lohnzuwachses, des Belastungsabbaus
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und des Rationalisierungsschutzes« könnemandiesen Lohnab
hängigen nichts mehr bieten, da diese »in diesen Hinsichten
gleichsam schon alles haben.

Den Ausgangspunkt einer solchen gewerkschaftspolitischen
Strategieformuliening bildet der sich herauskristallisierende
»neue Rationalisierungstyp«^^ im Bereich der Industrie- und
Dienstleistungsarbeit.^^ Dieser ist durch seinen strategischen
Bezug auf gesamt- und überbetriebliche Prozesse gekennzeich
net und basiert auf den mikroelektronikgestützten Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien. Zugleich gewährlei
stet er eine größere Flexibilität und Variablität bei der konkre
ten Ausgestaltung des Arbeits- und Produktionsprozesses.
Unter diesen Bedingungen fordert eine adäquate Verwertungs
strategie des Kapitals einen Umbruch in der Nutzung von Ar
beitskraft. In einigen Sparten kapitalistischer Lohnarbeit
kommt es zu einem ganzheitlicheren Zugriffauf die menschli
che Arbeitskraft, der durch eine Freisetzung zusätzlicher, sub-
jektiv-motivationaler Leistungskomponenten die historisch ge
gebenen Schranken der tayloristischen Nutzung des menschli
chenArbeitsvermögens hinauszuschieben trachtet.

Gleichwohl ist mit den damit einhergehenden Momentender
»Re-Professionalisierung« nur eine Seite der Wirklichkeit des
sich real äußerst widersprüchlich vollziehenden, kapitalistisch
determinierten Rationalisierungsprozesses erfaßt. Zugleich
bringt die neue »systemische Rationalisierung« auch in allen
Bereichen der Angestelltenarbeit verschärfte Prozesseder sozia
len Segmentierung und Hierarchisierung imArbeitsprozeß her-
vor.^^ Die rationalisierungsbedingten betrieblichen Umbruch
prozesse führen zur Herausbildung einer neuen Privilegien
struktur, die entlang dem Qualifikationsgrad der Arbeitskraft
(auch) die Angestelltenabteilungen in Sektoren »privilegierter«
und »unterprivilegierter« Arbeit spaltet. Die neue Scheidelinie,
die sich insgesamtquer zur traditionellen »Kragenlinie« durch
setzt, verläuft im kaufmännischen Bereichzwischen den dequa-
lihzierten Routinesachbearbeitern und dem requalifizierten
Sachbearbeiter mit direkten Marktfunktionen^S im technischen
Angestelltenbereich der Konstruktion zwischen dem in seinem
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Aufgabenfeld beschnittenen CAD-Anwender und dem hoch
spezialisierten CAD-Entwickler'̂ und schließlich im Bereich
der Ingenieure zwischen den »proletarisierten« Detailarbeitern
in der Konstruktion und den unter Bedingungen extrem hoher
Arbeitsautonomie beschäftigten Individualisten in den For-
schungs- und Entwicklungsabteilungen." Bei den »Verlierer-
Gruppen« konzentrieren sich die klassischen Gefährdungsbe
reiche profitorientierter Rationalisierung, Dequalifizierung,
Abgruppierung, Leistungsverdichtung und - vor allem bei ge
ringer qualifizierten und weiblichen Angestellten - die ver
schärfte Gefahrder Arbeitslosigkeit signalisieren denhohenBe
darf an gewerkschaftlicher Interessenvertretung in diesem Be
reich.

Aber selbstfür die relativ privilegierten Angestelltengruppen
unterstellt der Begriff der »Rationalisierungsgewinner« oder
die Rede von einer »Alles-oder-Nichts-Konstellation« in der
Verteilung der Lebenschancen unter den Lohnabhängigen" eine
von wirklichen Problemen ungetrübte Arbeits- und Berufssi
tuation, die von den realen Folgen profitorientiener Vemut-
zung auch hochqualifizierter Arbeitskraft abstrahiert. Allzu
leichtgerätausdem Blick, daß auchdieArbeit hochqualifizier
ter Angestellter wie z. B. Techniker und Naturwissenschaftler,
aber auchInformatiker oder hochqualiEzierter kaufmännischer
Angestellter als »Arbeit in abhängiger Beschäftigung nicht al
lein Arbeits-, sondern auch Verwertungsprozeß ist.«^ Jedoch
können nur aus dieser Perspektive die »negativen Begleiter
scheinungen« im Arbeitsleben der »neuen Arbeitnehmer« als
Folgen umfassender ökonomisierungsstrategien des Kapitals
begriffen werden:
- Vor allem der mit der systematischen Prozeßbeherrschung
verknüpfte »epochale Wandel in der Kontrolle«'" des Arbeits
prozesses läßt den Herrschaftsanspruch des Kapitals auch über
die reprofessionalisierte oder traditionell hochqualinzierteAr
beit besonders prägnant zum Ausdruck kommen. Durch die
Ausbreitung und Vernetzung neuer EDV-Technologien ist nicht
nur das Arbeitsergebnis schneller und präziser erfaßbar, son
dern zugleich ist der Arbeitsablauf nahezu lückenlos nachvoll-
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ziehbar und damit kontrollierbarer geworden. Selbst im Be
reich der bis heute bezüglich der Arbeitsautonomie privilegier
ten Beschäftigungsgruppen der Ingenieure der Metallindustrie
sind deutliche Tendenzen zu einer verstärkten Überwachung
unübersehbar. Zumeist im Zuge der Einführung von Gleitzeit
systemen haben sich auch in diesem Bereich formalisierte Kon
trollverfahren der individuellen Arbeitszeit durchgesetzt, so
daß 1985 lediglich noch11% der Ingenieure, Techniker und Na
turwissenschaftler von einer solchen Kontrollform verschont
blieben (1975 waren es noch 28%). Zugleich gaben 78% dieser
Personengruppe an, von spezifischen Leistungsbewertungsver-
fahren am Arbeitsplatz betroffen zu sein (1975: ca. 33%) und
etwa 40% berichteten von tätigkeits- bzw. projektbezogenen
Formen des »Stundenschreibens«.
- Durchgehend alle Angestelltengruppen erleben im Rahmen
systemischer Rationalisierungsprozesse einen deutlichen Schub
an Arbeitsintensivierung und Leistungsverdichtung. Oft über
den Einzug von EDV-gestützten Arbeitsmitteln (meist Bild
schirme) vermittelt, ist im Bereich kaufmännischer und (mittle
rer) technischer Angestelltentätigkeit eine strukturell bedingte
Intensivierung vonBeanspruchung zuverzeichnen.*' Häufigere
Klagen über zunehmenden Streß, steigenden Termindruck und
vor allemdie wachsendeKonkurrenz unter den Kollegen lassen
aber auch unter den Ingenieuren und Naturwissenschaftlern
eine Belastungssteigerung deutlich werden. Gerade im Bereich
hochqualifizierter Forschungs-, Entwicklungs- und Konstruk
tionsarbeit wird dabei die personengebundene Durchsetzungs-
form des Verwertungsimperativs deutlich. So weisen etwa be
fragte Ingenieure darauf hin, daß Vorgesetzte oft ganz bewußt
Termine zu eng ansetzen und Gruppen bzw. Abteilungen
manchmal in Konkurrenz zueinander parallel die gleichen Auf
gaben bearbeiten lassen, um sie zum geeigneten Zeitpunkt ge
geneinanderauszuspielen.**
— Die umfassenden Flexibilisierungs- und Deregulierungsstra
tegien des Kapitals erfassen immer stärker vorallem hochquali
fizierte technische Angestellte und Ingenieure. Die besonders
in den High-Tech-Betrieben ganz enorm vorangeschrittene Fle-
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xibilisierung der Arbeitszeiten konkretisiert sich in Form von
zusätzlicher Wochenend-, Zuhause-, Schicht- und vor allem
Oberstundenarbeit. So steht der »übliche« 11-Stunden-Tag
hochqualifiziener Beschäftigter in den FuE-Abteilungen der
Industrie*' neben der zunehmenden Einbeziehung von wissen
schaftlichen Fachkräften in die sich rapide ausweitende Schicht
arbeit.*' So werden über die diversen Gleitzeitregelungen in
Form nicht in Anspruch genommener Gleitzeitguthaben ver
deckte Überstunden (ohne Überstundenzuschläge) geleistet,
die nicht selten 200 Stunden jährlich überschreiten und in End
phasen vonwichtigen Projekten in Form von 16-Stunden-Tagen
als »Normalzustand« gipfeln können.*^
- Vor allem die zunehmende Spezialisierung und sich verstär
kenden Abschottungstendenzen zwischen den Fachabteilungen
führen einerseits zu einer objektiv gestiegenden Betriebsbin
dung des einzelnen Angestellten im Sinne einer »Refeudalisie-
rung des Arbeitsverhältnisses«** und andererseits zu Blockie
rungen individueller Aufstiegschancen: Die beständig steigen
den Qualifikationsanforderungen gerade im Bereich reprofes-
sionalisierter Arbeit erweisen sich schnell als Selektionsbarriere
und vermitteln auch im mitderen Angestelltenbereich ein um
fassendes Gefühl der Zukunftsangst, »irgendwann nicht mehr
mitzukommen«. Gleichwohl istdergewichtige Stellenwert, den
vor allem hochqualifizierte Angestellte Qualifizierungs- und
Weiterbildungsmaßnahmen zumessen, heute weniger denn je
primärsubjektiv, d. h. überdie traditionelle »Bildungsorientie
rung« als einem Kernelement einer angestelltenspezifischen
»politischen Kultur« motiviert; vielmehr reflektiert sich in ihm
der objektiv angewachsene Druck, über ständige Qualifizie
rungsmaßnahmen dem »moralischen Verschleiß« der Arbeits
kraft entgegenzuwirken, der vor allem durch das Tempo der
Revolutionierung der technischen Basis des Produktionspro
zesses im Rahmen der technisch-wissenschaftlichen Revolution
gewachsen ist. So kann es kaum verwundern, daß sich die unter
vielen Ingenieuren und Naturwissenschaftlern zu beobach
tende Arbeitsunzufriedenheit oft primär aus dem zu geringen
sowie extrem gehandhabten betrieblichen Weiterqualifizie-
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rungsangebot speist. Wird etwadiesteigende Arbeitsintensivie
rung partiell - und freilich nievöllig widerspruchsfrei - subjek
tiv über die hohe inhaltlicheArbeitsidentifikationund die privi
legierte ökonomische Stellung kompensiert, so artikulieren
i. d. R zwischen 60 und 75% der Ingenieure ihre deutlicheUn
zufriedenheit mit den individuellen Weiterbildungschancen.^'
Vor allem der harte »Überlebenskampf« um kontinuierliche
Weiterqualifikation prägt die oft extrem konkurrenz- und lei
stungsorientierte Arbeitsatmosphäre in den FuE-Abteilungen
imd Konstruktionsbüros, die vor allem für ältere Beschäftigte
zu einer starken Belastungwird.
- Neben arbeitsinhaltlichen Aspekten und einer noch immer
recht hohen Arbeitsautonomie können wohl die Bereiche der
Arbeitsplatzsicherheit und des Einkommens als die genuinen Fel
der der relativen Privilegierung hochqualifizierter männlicher
Angestellter gelten, während bereits für weibliche, ältere und
geringer qualifizierte Angestellte Probleme der Arbeitslosigkeit
und realer Einkommensverluste schärfer und dringender zutage
treten als in vielen Bereichen qualifizierter Facharbeiter.®" Die
Arbeitslosenquote unter denAngehörigen voningenieur- undna
turwissenschaftlichen Fachrichtungen betrug 1987 ca.4,5% und
auch die Einkommen in diesen Bereichen lagen noch deutlich
überdemDurchschnitt aller Beschäftigten.®' Gleichwohl mehren
sich auch fürdiese Beschäftigten Indikatoren, dieeine zukünftige
Fortdauer dieser günstigen Situation einschränken könnten. Vor
allem die 2^ngenbewegung zwischen dem beständig anwachsen
denArbeitskräfteangebot durch den Neuzugang hochqualifizier
ter Fach- und Hochschulabsolventen und dem angekündigten
massiven Personalabbau in nahezu allen angestellten-intensiven
Branchen (IBM, Siemens, Nixdorfusw.)®^ kannes schnell auch
für diese Beschäftigungsgruppen zu einer ungünstigen Arbeits
marktsituation kommen.AuchimBereich wissenschaftlich quali
fizierter Lohnarbeit übernimmt die »industrielle Reservearmee«
ab einem gewissen Punkt die Funktion des »Lohnregulators«,
was durch die fehlende kollektivvertragliche Absicherung der
Einkommen der zumeist als »AT-Angestellte« beschäftigten
Gruppenerleichtert wird.®®
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Vor dem Hintergrund dieser grob skizzierten aktuellen wie
(vermuteten) zukünftigen Entwicklungstrends in den Arbeits
und Berufssituationen der unterschiedlichenAngestelltengrup
pen kann der gewerkschaftspolitische Abschied von einer Poli
tik des Kampfes um die Reproduktionsinteressen der Arbeits
kraft (auch) aus angestelltenpolitischer Perspektive nicht über
zeugen. Einesolchermaßen konzipierte Politikliefe sehr schnell
Gefahr, die Bedürfnisse und InteressengeradederjenigenGrup
pen systematisch auszugrenzen, die aus dem Prozeß der Neu-
strukturierung der industriellen (und tertiären) Angestelltenar
beit als Verlierer hervorgegangen sind und die sich unter den
Bedingungen kapitalistischer Modernisierung mit den »klassi
schen« Risiken der Lohnarbeiterexistenz wie Arbeitslosigkeit,
Dequalifizierung, Arbeitsintensivierung und Einkommensver
luste erneut und in verschärfter Form konfrontiert sehen. Aber

auch für die (relativen) Gewinnergruppen unter den Angestell
ten zeigt sich, daß die »modernen Methoden« der Verwertung
qualifizierter Arbeitskraft (noch) jenseits von Arbeitslosigkeit,
Dequalifizierung und Einkommensverlusten alte und neue Wi
derspruchs- und Konfliktfelder zwischen Kapital und Arbeit
reaktualisieren oder neu hervorbringen, die Formen kollektiver
gewerkschaftlicher Gegenwehrerfordern.

4. Die subjektive Dimension: Bewußtsein und
Wertorientierungen der Angestellten in der Krise

Die Entwicklung des »Angestelltenbewußtseins« ist unter den
Bedingungen derstrukturellen Umbruchprozesse des Kapitalis
mus geprägtdurch einekomplizierteDialektikvon Kontinuitä
ten und Brüchen in den angestelltentypischen Verarbeitungsfor
men und Reaktionsweisen auf die sich wandelnde objektive
Realität der Arbeits- und Lebensbedingungen. Noch in den
siebziger Jahren galt in der kritischen Wissenschaft und in wei-
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ten Teilen der Gewerkschaften die Auffassung, die ständig vor
anschreitende Zergliederung und Taylorisierung der Angestell
tenarbeit initiiere einen Prozeß der »Proletarisierung« derAn
gestellten und bringe eine objektive Tendenz zur Angleichung
der Arbeits- und gesamten Reproduktionsbedingungen zwi
schen Angestellten und Arbeitern hervor; letztlich gesicherte
Folge dieser Nivellierungsprozesse sei die Herausbildung eines
kollektiven Lohnarbeiterbewußtseins.^* Doch trotz nicht un
wichtiger partieller Annäherungsprozesse im Bewußtsein von
Arbeitern und Angestellten®' zeigten zentrale Spezihka des An-
gestelltenbewußtseins ein erstaunliches Beharrungsvermögen,
vollzog sich eine Entwicklung, in der »der unterschiedliche so
ziale Habitus von Arbeitern undAngestellten ... weder aufden
gemeinsamen Nenner eines einheitlichen Arbeitnehmerbe
wußtseins zusammengeschrumpft..., noch die spezifischen
Konturen dieser Charaktere in einem allumfassenden Differen-
zierungs- und Individualisierungsprozeß weggeschmolzen«
waren." Als Hindemisse eines allumfassenden Angleichungs
prozesses galten vor allem relativ stabile objektive Differenzen
indenArbeits- undEntlohnungsbedingungen zwischen beiden
Gruppen, aber auch die Besonderheiten der »politischen Kul
tur« derinnerbetrieblichen Austauschbeziehungen« inden An-
gestelltenabteilungen.®^ Die den »Angestelltenhabitus« struk
turierenden Stereotypen" bestanden in einer starken, zumeist
vorgesetztenfixierten Konkurrenzorientierung, einer hohen Ak
zeptanz gegenüber ökonomisch oder technisch begründeten
»Sachzwangargumenten«, einer extrem sozialpartnerschaftli
chen Konfliktorientierung und - vor allem unter den wissen
schaftlich qualifizierten Angestellten —in einem ausgeprägten
Individualismus. In ihrer Gesamtheit konstituierten diese Fak
toren eine relative Distanz dieser Lohnabhängigen gegenüber
den Gewerkschaften und kollektiven Formen der Interessenver
tretung.

Auch wenn seitder neokonservativen Modernisierungsoffen
sive nach der »Wende« 1982 erneut Prozesse der Annäherung
von Bewußtseinsmomenten zwischen Arbeitern sowie unteren
und mittleren Angestelltenzu verzeichnen sind", so haben sich
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jedoch gleichzeitig individualistische, sozialpartnerschaftliche
und vor allem an einer vermeindichobjektiven unentrinnbaren
»Sachzwanglogik« orientierte Deutungs- und Erklärungsmu
ster verstärkt. Gebrochen durch die Logik des »Sachzwang
Weltmarkt« (Allvater) hat etwabisherdie gestiegene Sensibilität
gegenüber den arbeitspiatzvernichtenden Auswirkungen kapi
talgesteuerter Einführung neuer Technologien nicht eine ver
stärkte Sympathie für gewerkschaftliche Positionen (Arbeits
zeitverkürzung, soziale Produktivkraftkontroile, Beschäfti
gungspolitik usw.), sondern eher eine höhere Akzeptanz
konservadv-modernisierungsorientierter •Argumentadonen
(»Zwang zur Innovationwegen Weltmarktposidonen bzw.EG-
Binnenmarkt 1992«) zur Folge." Gleichzeitig bieten jedoch
neue Momente im Problembewußtsein vieler Angestellter neue
Anknüpfungspunkte fürgewerkschaftliche Politik. Eszeigt sich
- in deutlicher Abhängigkeit vom materiellen Lebensstandard
und dem Bildungsniveau der unterschiedlichen Angestellten
gruppen - eine gewachsene Relevanz von »qualitadven« Kon
flikten in der Wahrnehmung der Angestellten. Mit hoher sub
jektiver Sensibilität werden Widerspruchskomplexe registriert,
die aus der Kollision zwischen den wachsenden sozialen, demo
kratischen und selbstbestimmungsorienderten Ansprüchen der
Lohnabhängigen an dieeigenen Arbeits- und Lebensbedingun
gen und den betrieblichen und gesellschaftlichen Folgen des ka
pitalistischen Modernisierungsprozesses hervorgehen. '̂
- In zunehmendem Maße werden rationalisierungsinduzierte
Formen der Arbeitsintensivierung, der Arbeitskontrolle, der
Reglementierung des Arbeitsprozesses, aber auch die ver
schärfte Qualifikations- und Aufstiegskonkurrenz als Schran
ken der Realisierung arbeitsinhaldicher, sozialkommimikativer
und gestalterischer Ansprüche an dieArbeitempfunden. In die
ser Verstärkung der Krisenwahmehmung aus der »Subjektper
spektive« reflektiert sich vor allem der tendenzielle Bedeutungs
zuwachs der identitäts- und subjektbezogenen gegenüber der
reproduktions- und arbeitskraftbezogenen Dimension im Ar
beitsbewußtsein dieserLohnabhängigen."
- Allgemeine demokratische Wertorientierungen wie Bedürf-

267



nisse nach mehr direkter Mit- und Selbstbestimmung im Ar
beitsprozeß und nach mehrTransparenz vonbetrieblichen Ent-
scbeidungsprozessen stoßen immer stärker auf die betriebli
chen Hierarchien und Macbtstrukturen, in denen sich der Herr-
scbaftsansprucb des Kapitals überdie lebendige Arbeit manife
stiert. Die Unzufriedenheit mit den autoritären und undurch
sichtigen Betriebsstrukturen wächst.
- Vor allem hei einer kritischen Minderheit von Angestellten
aus den lohnabhängigen Mittelschichten ist einenormer Schub
an subjektiver Sensibilität gegenüber den Katastrophenpoten
tialen der neuen globalen Probleme zu verzeichnen. Die über-
durchschnitdiche Repräsentanz dieser Gruppen in der Frie
dens-, Ökologie- und Frauenbewegung verweist auf einen
neuen Typ der Politisierung dieser Lohnabhängigen.^ Auf der
Grundlage einer relativen Stabilität des materiellen Reproduk
tionsniveaus und der individualisierungsbedingten »Steigerung
der individuellen Ressourcen für politisches Engagement«'*
scheinen sich Prozesse der subjektiven Politisierung weniger
über Konflikte im unmittelbaren Arbeits- und Produktionspro
zeß als vielmehr über Widerspruchserfahrungen eher gattungs
spezifischer und globaler Probleme im gesellschaftspolitischen
Bereich zu vollziehen.
- Diese Politisierungsprozesse über Konflikterfahrungen im
Reproduktionsbereich besitzen oft einen berufsspezifischen
Zugang. So hat sich die Erkenntnis der gesellschaftlichen Ge
fahren und Risiken einer unkontrollierten (bzw. profit- und
herrschaftsorientierten) technologischen Entwicklung bei einer
stattlichen Anzahl von Ingenieuren zu einer »Sinnkrise« im
Technik- und damit notwendigerweise auch im Berufsbewußt
sein ausgewachsen.*® Gut die Hälfte der Ingenieure in der Me
tallindustriekann bezüglich der Einschätzung ihrer eigenen Ar
beit und der Chancen,Technik zukünftig humanerzu gesulten,
als »Technikpessimisten« bezeichnet werden. In einem solchen
»kritischen Berufsbewußtsein« kommt deutlich ein ausgeweite
tes lechnikverständnis und -bewußtsein zum Ausdruck, »das
Mitverantwortung auch für unbeabsichtigte aber möglicher
weise absehbare soziale Folgen einbezieht.«" Die kritische
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Selbstreflexion vor allem gewerkschaftlich orientierter Inge
nieure und ihr subjektiv empfundenes »Verantwortungsdi-
lemma«'̂ bewegt sichdabei imSpannungsfeld zweier Pole, zwi
schen einem teilweise ungebrochenen Innovationsbewußtsein
alsSubjekte der technischen Entwicklung und befangen in einer
ökonomischen Sachzwanglogik sowie einem sensibilisierten
Technikfolgebewußtsein.
- Die Herausbildung eines solchen kritischen Berufsbewußt
seins verdeutlicht den immensen Einfluß gesamtgesellschaftli
cher, politisch-ideologischer Hegemoniekonstellationen auf die
Entwicklung individuellerWertorientierungen und Einstellun
gen besonders unter hochqualifizierten Angestellten. Die ge
stiegene Problemsensibilität gegenüber den negativen Auswir
kungen kapitalistisch deformierter Produktivkraftentwicklung
und die Offenheit gegenüber kritischen Positionen bezüglich
der Grenzen und Leistungsfähigkeit neuer Technologien wäre
ohne den »ideologischen Geländegewinn« kritischer Kräfte aus
dem Bereich linker Gewerkschafterinnen und dem Spektrum

•»grün-alternativer« Positionen nichtdenkbar.
Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungstendenzen des

»subjektiven Faktors« erweist es sich in zunehmendem Maße
als notwendig, bei der Formulierung gewerkschaftlicher Kon
zepte und Strategien von einem »erweiterten« Interessenbegriff,
der über die unmittelbaren materiellen Reproduktionsinteres
sen der Arbeitskraft hinausreicht, auszugehen:
a) In dem Maße, in dem sich die neuen sozialenBedürfnisseim
Prozeß der individuellen Interessendefinition in eine engere
subjektiveBindung an die Inhalte und die sozialkommunikative
Qualität der Arbeit umsetzen, verliert eine ausschließlich auf
die Vermeidung kollektiver materieller Reproduktionsrisiken
ausgerichtete Gewerkschaftspolitik für diese Lohnabhängigen
an Attraktivität. Vor allem bei einer Neukonzipierung gewerk
schaftlicher Angestelltenpolitik ist neben der auch zukünftig
unabdingbaren traditionellen Schutzpolitik der Interessendi
mension der »Subjektperspektive« ein höherer Stellenwert ein
zuräumen. Dies wäre etwa durch einen »offensiv arbeitspoliti
schen Interessenbegriff« zu gewährleisten, »der auch die sub-
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jektive Dimension von Arbeit zum Ausgangspunkt für gestal
tende Interventionen in den gesellschaftlichen Arbeitsprozeß
macht.«'®

b) Sowohl das objektive Bedrohungspotential der außerbe
trieblichen Widerspruchskomplexe als auch der subjektive Be
deutungszuwachs der Reproduktionssphäre in den individuel
len Lebensentwürfen der Lohnabhängigen sollten auch für die
IG MetallAnlaß sein,den Interessenbegriff dergestalt zu erwei
tem, daß er auf den ganzen Lebenszusammenhang der Indivi
duen bezogen wird. Eine solche Orientierung würde gerade
denAngestellten neuesubjektive Zugänge zu den Gewerkschaf
ten eröffnen und käme dem berechtigten Anspruch dieser
Gruppen entgegen, ihre gesamten Lebensinteressen in die ge
werkschaftliche Organisation einbringen zu können.

5. Modernisierung oder Gegenmacht - zwei
strategische Leitlinien gewerkschaftlicher
Angestelltenpolitik

Vor allem in Phasen tiefgreifender Umbruchkrisen sehen sich
die Gewerkschaften mit der Notwendigkeit konfrontiert, auf
die krisenbedingte Veränderung ihrer Handlungsbedingungen
durch die Entwicklung adäquater Politikkonzepte zu reagieren.
Die dabei zu treffendenpolitisch-strategischen Grundentschei
dungen strukturieren die Rahmenbedingungen,in die die jewei
ligeAngestelltenpolitikeingebettet ist." Im sozialpartnerschaft
lich orientierten Spektrum der DGB-Gewerkschaften hat sich
seit Beginn der Krise ein selektiv korporatistischer Politikty-
pus^ herausgebildet, der den Ausbau sozialpartnerschaftlicher
Kooperationsbeziehungen mit dem Kapital und die gewerk
schaftlicheEinbindung in die weltmarktorientierte Modemisie-
ningsstrategie der Wachstumskapitale als geeignete gewerk
schaftliche Krisenstrategie praktiziert und ideologisch propa-
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giert. Dabei konzentriert sich die gewerkschaftliche Interessen
politik primäraufdie Stammbelegschaften der prosperierenden
Branchen, deren Interessen an Weiterbildung und Qualifikation
mit der Funktionslogik desWeltmarktes vereinbarsind. Die Re
produktionsinteressen der Verlierergruppen - etwa unter den
weiblichen, älteren und geringer qualifizierten Angestellten -,
die lediglich mittels der Mobilisierung autonomer gewerk
schaftlicher Gegenmacht und in direkter Konfrontation mit
dem Kapital durchzusetzen wären, bleiben tendenziell ausge
grenzt. Als Gegenleistung für einesolche Unterordnung unter
die »Erfordernisse« der internationalen Konkurrenztätigkeit,
die i. d. R. auch eine recht breite »Aufgeschlossenheit« gegen
über den Flexibilisierungs- und Deregulierungsforderungen des
Kapitals einschließt, werdenvon Seiten des Kapitals Zugeständ
nisse im Bereich der Einkommenszuwächse, der Arbeitszeitver
kürzung, der Qualifikation und der Arbeitsinhalte erwartet.

Einesolche gewerkschaftliche Strategie der Modernisierungs
orientierung und des Gegenmachtverzichts - deren Anzie
hungskraft bisweithinein in die Kreise ehemals linker Gewerk
schaftskritiker ausstrahlt '̂ - trägesicherlich auch in der Metall
industrie auf Seiten des Kapitals auf Entgegenkommen. Nach
dem die eher klassenautonom orientierten Gewerkschaften -
vor allem die IG Metall und die IG Drupa - in den Kämpfen
der letztenJahre (35-Stunden-Woche, AFG § 116) trotz Massen
arbeitslosigkeit und Krise ihre Mobilisierungsfähigkeit unter
Beweis gestellt hatten, reagienen die dominanten Kräfte inner
halb des Unternehmerlagers darauf mit einer Optionsverlage
rung von einer Strategie der Konfrontation zu einer Erneue
rung einessozialen (Modemisierungs-)Konsenses.^ Unter Auf
rechterhaltung konservativer Hegemonie als Rahmenbedingung
beinhaltet diese Strategie dasAngebot einer »neuen Sozialpart
nerschaft« zwischen Kapitalund Arbeit, die - orientiert an dem
(vermeintlich) gemeinsamen Interesse einer erfolgreichen Mo
dernisierungspolitik - auf die Verhinderung unnötiger Rei
bungsverluste bei einer »vernünftigen Flexibilisierung« derAr
beitsbeziehungen in der Metallindustrie zielt.Ihr Fundament
erhält diese gesellschaftspolitische Integrationsstrategie durch
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die angestrebte Installierung von betrieblichen Modernisie
rungskoalitionen zwischen den »Modemisten« (Kern/Schu
mann) im Management und den »neuen Arbeimehmera« im
Arbeiter- und Angestelltenbereich.

Begriffe wie »Unternehmenskultur«, »kooperativer Füh
rungsstil« und »Arbeitnehmer-Partizipation« beschreiben
einen spezifischen Typ unternehmerischer Personal- und Ar
beitspolitik, der über eine breite Palette von Beteiligungsange
boten für »Rationalisierungsgewinner« auf eine umfassende -
auchemotionale - Einbindung desEinzelnen in denBetriebsab
lauf zielt.^ Selbstredend innerhalb der Schranken maximaler
Kapitalverwertung setzen die diversen (individuell- oder grup-
penorientienen) Sozialtechniken an den realen inhaltlichen,ge
stalterischen und sozialkommunikativen Arbeitsinteressen vor

allem hoch qualifizierter Angestellter (und Fachleute) an und
integrieren diese in die Verwertungslogik des Kapitals. Neben
der Reduzierung von Personalkosten bei gleichzeitiger Erhö
hung der Arbeitsproduktivität sind sie zugleich auf die Unter
minierung bzw. Verhinderung von betrieblichen Gegenmacht
strukturen gerichtet, indem sie auf die Loslösung der Beschäf
tigten von den Institutionen der betrieblichen Interessenvertre
tung zielen. Gleichwohl treffendiese kapitalkonformen Pärtizi-
pationsangebote gerade im Angestelltenbereich auf hohe Ak
zeptanz.

Aus der Perspektive einer gegenmachtorientierten Angestell
tenpolitik weist dieser sozialpartnerschaftlicH-modemisiemngs-
orientierte Politiktyp jedoch eine Reihe von Defiziten und Ge
fahren auf.
1. Eine einseitige Ausrichtung gewerkschaftlicher Angestellten
politik auf die Beteiligungsinteressen der »Gewinner« unter
den Angestellten würde langfristig zu einer korporatistischen
Abkoppelung dieser Gruppen von der Mehrheit der Lohnab
hängigen führen und somit die Tendenzen der Segmentierung,
Individualisierung und betrieblichen Elitebildung forcieren.
Die ausgegrenzten (Schutz-)Interessen der übrigen Angestell
ten könnten höchstens noch in zweifelhaften Appellen an die
»Opferbereitschaft« der Gewinner oder gar dem »Sozialismus
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in einer Klasse« Berücksichtigung finden. Eine klassenorien
tierte Gewerkschaftspolitik muß sich hingegen der sicherlich
nicht einfach zu lösenden Herausforderung stellen, eine politi
sche Fordeningsstruktur zu entwickeln, in der sich die unter
schiedlichen Interessenlagen der verschiedenen Lohnabhängi-
gengruppen bündeln.^^ Damit ist zugleich das (auch) angestell
tenpolitische Schlüsselproblem benannt: die gewerkschaftliche
Angestelltenpolitik muß einerseits an den sich immer weiter
ausdifferenzierenden Bedürfnis- und Interessenstrukturen ein
zelner Angestelltengruppen ansetzen und für gruppenspezih-
sche Interessen und Ansprüche offen sein; zugleich ist sie je
doch mit der ständig schwieriger aber notwendiger werdenden
Aufgabe der politischen Vereinheitlichung dieser Gruppeninter
essen konfrontiert, um den verstärkten Segmentierungs- und
Differenzierungsprozessen aufder Grundlage gemeinsamer Ba
sisinteressen politisch entgegenzuwirken.
2. Einegewerkschaftliche Unterstützung der betrieblichen Mo
dernisierungskoalition zwischen Teilen des Management und
Gruppen qualifizierter Angestellter bedeutet notwendig den
Verzicht auf einen Aufbau betrieblicher Gegenmachtstrukturen
und Konfliktfähigkeit im Angestelltenbereich. Eine sich nach
außen hin bewußt unpolitisch darstellende »Politikder Service-
leistungen« '̂, die sichetwaaufdieUnterstützungder individu
ellen Qualifikationsansprüche einzelner Angestellter reduziert,
könnte zwar kurzfristig im oft noch weitgehend sozialparmer-
schaftlichen und individualistischen Interessenkalkül qualifi
zierter Angestellter aufeinengewissen Zuspruchhoffen, würde
aber perspektivisch auch deren Interessen aufs Spiel setzen.
Denn ohne Gegenmacht zu erreichende Teilverbesserungen in
der Arbeitssituation oder den Partizipationschancen basieren
i. d. R. auf spezifischen Spielräumen der Kapitalverwertung.
Verändern sich die konjunkturellen oder strukturellen ökono
mischen Rahmenbedingungen und hältesdas Kapital für gebo
ten, die Modemisierungskoalition aufzukündigen, dann kön
nen ehemalige Betriebseliten und ihre Gewerkschaften sehr
schnell »Gefangene ihrer eigenen Ideologie der gemeinsamen
Verantwortung und des friedlichen partnerschafüichen Konsen-
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ses«^ werden, die zu keiner kollektiven Gegenwehr in der Lage
sind. Im Gegensatz zu einer Politik des Gegenmachtverzichts
mußeine klassenorientierte gewerkschaftliche Angestelltenpoli
tik im Betrieb vor allem darauf orientien sein, etwa durch den
Ausbau des gewerkschaftlichen Vertrauenskörpers indenAnge
stelltenabteilungen eine weitverzweigte und stabile Infrastruk
tur gewerkschaftlicher Gegenmacht aufzubauen. Dabeikommt
der Eroberung der nahezu »gewerkschaftsfreien« Bereiche der
Angestelltenbeschäftigung in den High-Tech-Branchen eine be
sonderestrategische Bedeutung zu.
3. Auch unternehmerische Sozialtechniken berücksichtigen die
wachsenden Interessen der Beschäftigten an einerkreativen Ar
beit, anTransparenz und Selbstbestimmung im Betrieb nur in
dem Maße, wie ihreVernachlässigung die maximale Kapitalver
wertung behindern würde. Trotzdem zeigt die doch relativ sta
bilebetriebliche Einbindung vor allem hochqualifizierter Ange
stellter, daß sich in gewissen Grenzen soziale Bedürfnisse und
Selbstbestimmungswerte auch als integrale Bestandteile indivi
dualistischer und konkurrenzorientierter Verhaltensmuster und
innerhalb der von Seiten des Kapitals zugestandenen Spiel
räume realisieren lassen. Um die kapitalkonforme Kanalisie
rung dieser Ansprüche und Interessen zu durchbrechen, bedarf
es dergezielten Politisierung dieser neuen sozialen Bedürfnisse.
Dies setzt einerseits auf Seiten der Gewerkschaften den erfolg
reichen Versuch voraus, »die subjektiven Interessen an der Ar
beit und das Bedürfnis nach Gestaltungder modernen Produk
tivkräfte in konkrete Konzepte von Gegenmacht zu >überset-
zen<.«^® Dies benötigt jedoch darüber hinaus dieAufnahme die
ser Bedürfnisse in ein schlüssiges Konzept einer »demokrati
schen Arbeitskultur«", das die Perspektive einer umfassenden
Demokratisierung der Arbeitsbeziehungen als reale Möglich
keit sichtbar werden läßt.
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6. Aktuelle und zukünftige Konfliktfelder
gewerkschaftlicher Angestelltenpolitik der IG
Metall

Auch die IG Metall ist gefordert, die Politikschwerpunkte und
-Strategien zu konkretisieren, mit denen sie die in der Metallin
dustrie beschäftigten Angestellten als aktive Subjekte einer ge
genmachtorientierten Gewerkschaftspolitik gewiimen will. Im
Sinne einer gewerkschaftlichen »Doppelstrategie«®" gilt es, ein
ganzheitliches Politikkonzept zu entwickeln, das zumeinen die
betrieblichen (und gesellschaftlichen) Konfliktfelder aufnimmt,
die aus der Kollision zwischen den erweitenen Reproduktions
interessen auch der hochqualifizierten Arbeitskraft und den
Auswirkungen des kapitalistischen Modemisierungsprozesses
resultieren; das aber zugleich den gewerkschaftlichen Anspruch
aufdie Gestaltung der betrieblichen und gesellschafdichen Ar-
beits- und Lebensbedingungen aller Lohnabhängigen zum Aus
druck bringt. In dem Maße, wie die Prägewirkung durch tradi
tionelle gewerkschaftliche Milieus nachläßt und die Bedeutung
gesamtgesellschaftlicher, politisch-ideologischer Hegemonie
konstellationen auf die Entwicklung individueller Wert- und
Handlungsorientierungen zunimmt, wird gerade für die ge
werkschaftliche Angestelltenpolitik die Frage nach der »Hege
moniefähigkeit der IG Metall«®* zu einem Schlüsselproblem.
Die Politisierung der neuen sozialen Bedürfnisse und Wert
orientierungen und die Auflösung neokonservativer Ideologien
unter den Angestellten setzt seitens der Gewerkschaften die
Entwicklung überzeugender »Zukunftsszenarien« voraus, aus
denen deutlich wird, »welche alternativen Modelle des Wachs
tums, der Organisation der Arbeits- und Lebensverhältnisse,
der sozialen und kulturellen Entwicklungsmöglichkeiten der
Menschen sie derkapitalistischen Entwicklungslogik entgegen
zustellen« willens und in der Lage sind.*® Gleichwohl werden
die Gewerkschaften neue Anziehungskraft als »Hoffnungsträ
ger« nur dann gewinnen können, wenn sie diese Perspektive
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eines alternativen Entwicklungsmodells miteiner konsequenten
und glaubwürdigen Schutz- und Gestaltungspolitik im Kampf
gegen die betrieblichen und gesellschaftlichen Auswirkungen
der gegenwärtigen Krise verbinden. Für die nahe Zukunft
scheint in diesem Sinne folgenden Problem- und Konfliktfel
dern eine besondereBedeutung zuzukommen:

1. Auch aus einer angestelltenpolitischen Perspektive wird
auf absehbare Zeit der Kampf um eine kapital- oder arbeitsorien-
derte Regelung der »inneren« und »äußeren« Struktur der Ar
beitszeit ein zentrales Konfliktfeld gewerkschafdicher Arbeits-
zeit- und Tarifpolidk bleiben.*^ Die umfassenden Kapitalstrate
gien derArbeitsverdichtimg und -Intensivierung in allen Ange-
steUtenabteilungen erfordern eine tarifliche Neuregelung der
Arbeits- imd Leistungsbedingungen im Rahmen einer humanen
Technik- und Arbeitsgestaltung im Angestelltenbereich.** Ge
rade eine betriebs- undtarifpolitische Strategie derEntdichtung
und Gestaltung derArbeit kann als Kristallisationspunkt einer
gewerkschafdichen Mobilisierungsstrategie unter den Ange
stellten fungieren, da sie eine Art Sammelpunkt der unter
schiedlichen Interessenlagen der verschiedenen Angestellten
gruppen darstellt, in die unterschiedliche Interessen- und Be
gründungsdimensionen zugleich eingehen. Als Blockade gegen
Kompensationsstrategien des Kapitals verbessert sie die Chan
cen einer beschäfdgungswirksamen Umsetzung der Arbeitszeit
verkürzung gerade im Angestelltenbereich; als Schranke gegen
eiiie intensive Vernutzung der Arbeitskraft bezieht sie sich auf
das physische Reprodukdonsinteresse der Lohnabhängigen;
und schließlich ist in ihr die Interessendimension der »Subjekt-
perspekdve« enthalten, indem sie die Chancen zurRealisierung
der gewachsenen arbeitsinhaltlichen und sozialkommunikati
ven Ansprüche an dieArbeit verbessert.

Einen zweiten zentralen Problemkomplex qualitativer Ar
beitszeitpolitik stellt die Regelung der »äußeren« Struktur der
Arbeitszeit dar. Methoden der umfassenden Arbeitszeitflexibili
sierung wie Überstunden und Gleitzeit-, Wochenend-, zu
Hause- und Schichtarbeit bringen aufdemhistorischen Niveau
der technisch-wissenschaftlichen Revolution die dem Kapital
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immanente Tendenz zum Ausdruck,alleLebenszeitvon Arbei
tern und Angestellten »in disponible Arbeitszeit für die Verwer
tung des Kapitals zu verwandeln«.®® Die Folgen sind zum einen
eine umfassende Beschneidung von Zeitsouveränität und Selbst
bestimmung der Lohnabhängigen. Zugleich verschärfen die
damit einhergehenden Kapitalkonzentrationsprozesse und Pro
duktivitätszuwächse die strukturellen Disproportionen zwi
schen Produktion und Markt und befördern somit die ökono
mische Krise und letztlich eineAusdehnung der Massenarbeits
losigkeit.«® Diesen Auswirkungen der »Chronokratie« des Ka
pitals über die lebendige Arbeit vermögen sich die Lohnabhän
gigen lediglich durch einen Ausbau kollektiv-vertraglicher
Schutznormen und durch einen verstärkten Kampf gegen die
yahlenmäfiig rasch anwachsenden ungeschützten Arbeits- und
Beschäftigungsverhältnisse zu erwehren. Jedoch muß diese Zu
rückdrängung des maßlosen Zugriffs des Kapitals auf die Le
benszeit derBeschäftigten um die Perspektive einer kollektiven
Absicherung eines höheren Maßes an Zeitautonomie für die
Lohnabhängigen erweitert werden, will die IG Metall ihre bis
herige Defensivposition verlassen und den Kampf um mehr
Zeitautonomie und gegen die Chronokratie des Kapitals auch
unter den weiblichen und wissenschaftlich qualifizierten Ange
stellten zu einer mobilisierungsfähigen Forderung machen.«'

2. Da die Angestellten zum einen als abhängig Beschäftigte
Betroffene und »Opfer« der kapitalistischen Rationalisierungs
prozesse, zugleich jedoch als Ingenieure, Konstrukteure und
Techniker Subjekte und »Gestalter« der technologischen Ent
wicklung sind, besitzt die Frage dersozialenProduktivkraftkon
trolle für gewerkschafdiche Angestelltenpolitik traditionell
einen hohen Stellenwert. Die Gewerkschaften stehen aktuell vor
der Herausforderung, auf die technologischen Umbrüche und
Neustrukturierung des gesellschaftlichen Arbeitsprozesses mit
einerTechnologie- und Arbeitspolitik zu reagieren, diesich um
die Überwindung einiger Defizite derbisherigen gewerkschaft
lichen Strategiediskussion indiesem Bereich bemüht:
a) Progressive gewerkschaftliche Arbeitsgestaltungsstrategien,
die etwa um die Grundelementeeinersolidarischen Personalpo-
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litik und egalitärer Arbeits- und Qualifikationsstrukturen^^
kreisen, müssen zu einem ganzheitlichen Konzept der »Demo
kratisierung der Arbeit«®' ausgeweitet werden, das den einzel
nen Schutz- undGestaltungsforderungen eine gemeinsame stra
tegische Identität verleiht. Einzelvorschläge zur Gestaltung von
Angestelltenarbeit wie »Rundumsachbearbeitung«, »qualifi
zierte Mischarbeitsplätze« usw., die die gewerkschaftliche
Schutzfunktion mit der Berücksichtigung der neuen sozialen
Bedürfnisse zu verbinden trachten, erhielten einen gemeinsa
men strategischen Fluchtpunkt und könnten die arbeitspoliti
sche Grundlage bilden für eine »antikapitalistische, dieSouver
änität des Kapitals über den Arbeitsprozeß einschränkende Be
wegung.«'" Indem dieThematisierung der bestehenden Eigen
tums- und Herrschaftsverhälmisse alseigentlicher Schranke der
umfassenden Realisierung reproduktions- und subjektbezoge
ner Interessen im Arbeitsprozeß zu einem integralen Bestand
teileines solchen Konzepts würde, könnte esals konzeptionel
ler Gegenentwurf zu einer sozialpartnerschafÜichen und koo
perativen Strategie des »Co-Management« fungieren,
b) Zugleich gilt es, eine Politisierung der gewerkschaftlichen
Technologiedebatte voranzutreiben. Dabei muß die Ausdeh
nung um die Gestaltungder modernen Produktivkräftestärker
als bisher als politischer Klassenkonflikt begriffen werden, der
letzdich auf betrieblicher, regionaler und gesamtgesellschafdi-
cherEbene entsprechend derpolitischen Kräfteverhältnisse ent
schieden wird." Angesichts des oft sehr stark technikzentrier
ten und an vermeindich unpolidschen ökonomischen »Sach
zwangkriterien« orienderten »kritischen Berufsbewußtseins«
hochqualiEzierter Techniker und Ingenieure ist eine stärkere
Betonung dieser polidschen Dimension der Technikgestaltung
unabdingbar. Neben der Entfaltung - auch »utopischer« - Ge
staltungsphantasie und der sachkompetenten Erstellung detail
lierter Gestaltungskonzepte besteht die nachhaldgste Heraus
forderung wohl darin, auch unterdiesen Gruppen dieFähigkeit
und Bereitschaft zu wecken, sichmit den gesellschaftlichen und
polidschen Gestaltungsschranken kritisch auseinanderzuset
zen.
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c) Angesichts dertechnologischen Umbrüche gehön die Siche
rung bzw. Erweiterung derberuflichen Qualifikation sicherlich
zu den zentralen Reproduktionsinteressen (nicht nur) der An
gestellten. Eine arbeitsorientiene Qualifizierungspolitik müßte
- neben einer stärkeren Einflußnahme auf die Inhalte von Qua
lifizierungsmaßnahmen - zumindest zwei Stoßrichtungen besit
zen.'̂ Forderungen nach Mitbestimmungsmöglichkeiten der
Betriebsräte bei innerbetrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen
müssen ausgeweitet werden zu einer tarifvertraglichen Veranke
rung eines überprüfbaren und notfalls einklagbaren Anspruchs
auf betriebliche Weiterqualifizierung während der Arbeitszeit,
um vor allem der ständig härter werdenden Qualifikationskon
kurrenz insbesondere unter den hochqualifizierten Angestell
ten entgegenzuwirken. Zugleich bedarf es imSinne kompensa-
torischer Bildungsmaßnahmen einer gezielten Förderung be
sonders benachteiligter Angestellten- (und Arbeiter-)Gruppen,
die aufden Abbauvon Polarisierung und Segmentierung in den
betrieblichen Qualifikationsstrukturen zielen. Umfassende
Frauenförderpläne, Quotierungsregelungen, betriebliche Frau
enbeauftragte usw. können hier geeignete Maßnahmen darstel
len, die in Richtung auf eine Reduzierung geschlechtsspezifi
scher Diskriminierungen der weiblichen Angestellten wirken
könnten.'̂ Perspektivisch bedarf es jedoch der systematischen
Integration frauenspezifischer Probleme in die gewerkschafdi-
che Interessenvenretungspolitik.

3. Die gewerkschaftliche Verankerung im Betrieb stellt auch
für eine erfolgreiche AngesteUtenpolitik eineunverzichtbare Vor
aussetzung dar. Der Betrieb bleibt Basis und Zentrum gewerk
schaftlicher Interessenvertretung und Gegenmachtentfaltung.
Geradein denKämpfen umArbeitszeitverkürzung der vergange
nen Jahre wurde die mangelhafte Verankerung und Mobilisie
rungsfähigkeit der betrieblichen Angestelltenabteilungen als
Schwachstelle im Gegenmachtsystem der IG Metall deudich.
Zugleich ließen diese Auseinandersetzungen jedoch auch die
positiven Impulse einerüberdenBetrieb hinausreichendenMobi
lisierungsstrategie deutlich werden. Diejüngsten Kämpfe umdie
Werften, die Maxhütte, Hattingen und Rheinhausen hänen
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den erreichten Grad an gesellschaftspolitischer Wirkung wohl
kaum in gleichem Maße entfalten können, wenn sich der be
triebliche Widerstand nicht zu einer umfassenderen sozialen

Bewegung der gesamten Region ausgewachsen hätte.'^ Was hier
in der zugespitzten Situation einer Branchenkrise sichtbar
wurde, verweist auf die generelle Notwendigkeit für die Ge
werkschaften, ihre Handlungsfelder in den gesellschaftspoliti
schen Bereich auszudehnen. Im ideologischen Kampf um die
»Vorherrschaft in den Köpfen« der Lohnabhängigen gewinnen
vor allem unter den Angestellten außerbetriebliche Räume wie
Schulen, Universitäten, Medien, aber auch spezifische Wohn-
und Freizeitmilieus an Bedeutung. Gleichzeitig könnendie Ge
werkschaften ihrem Anspruch aufdieVertretung der umfassen
den Reproduktionsinteressen der Lohnabhängigen nur noch in
lokalen, regionalen und gesamtgesellschaftlichen Bündnissen
mit Bürgerinitiativen und den neuen sozialen Bewegungen ge
recht werden. In diesen Bündnissen könnten vor allem junge
und wissenschaftlich qualifizierte Angestellte die Funktionvon
»sozialen Scharniergruppen« ausüben.'̂

Zugleich kommt gerade diesen Gruppen eine Schlüsselfunk
tion beidemVersuch zu, das gewerkschaftliche Engagement in"
diesen Konfliktfeldern durch eine Strategie der »Politisierung
der Arbeit« auf die Betriebssphäre zurückzubeziehen. Ziel
dabei wäre eine Politisierung der stofflichen Dimension der
Produktion »von außen« durch die Integration gesellschaftli
cher Reproduktions-, Ökologie- und Friedensinteressen der
Lohnabbängigen in die gewerkschaftliche Arbeits- und Be
triebspolitik. Durch eine systematische Ausweitung solcher
qualitativer Momente der betrieblichen Gewerkschaftspolitik
eröffnen sich die Gewerkschaften neue Zugangswege zu den
kritischen Teilen der lohnabhängigen Intelligenz, vor allem in
den angestelltenintensiven »modernen« Branchen, in denen die
gewerkschaftliche Verankerung bisheräußerst unzulänglich ist.
Es gehört bereits zum gesicherten Erfahrutigswissen von Funk
tionären in den High-Tech-Betrieben, daß etwa Ingenieure, die
aufgrund ihrer privilegierten ökonomischen und arbeitsinhaltli
chen Situation kaum Interesse für die »traditionelle« Form be-
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trieblicher Interessenvertretung zeigen, durchaus über ihr En
gagement gegen SDI und in betrieblichen Friedensinitiativen
oder dieThematisierung der ökologischen Qualität der Produk
tion für die Gewerkschaften zu gewinnen sind.*^

4. Vor allem junge und hochqualifizierte Angestellte, die in
besonderem Maße Träger neuersozialer Bedürfnisse und demo
kratischer Wertorientierungen sind, konfrontieren nicht nur
ihren betrieblichen Arbeits- und Berufsalltag, sondern auch ge
werkschaftliche Politikformen und Organisationsstrukturen
mit ihren qualitativen Ansprüchen. Forderungen nach Basisbe
teiligung und transparenten Informations-, Kommunikadons-
und Entscheidungsstrukturen gewinnen an Bedeutung. Fürdie
Gewerkschaften wird es darum gehen müssen, einerseits einen
gewissen Grad an Zentralisierung von Entscheidungsstruktu
ren als Bedingung kollektiver Handlungs- und Gegenmachtfö-
higkeit aufrechtzuerhalten - und diese Notwendigkeit glaub
würdig und argumentativ zu begründen. Andererseits bedarf
es der Effektivierung demokratischer Strukturen, um die Auf
nahme differenzierter und gruppenspezifischer Interessen und
Erfahrungen in den innerorganisatorischen Meinungsbildungs
und EntScheidungsprozeß zu garantieren.'̂ Dabei wird die
Ausstrahlungskraft der Gewerkschaften gerade unter den jun
gen Lohnabhängigen und den Angestellten in demMaßewach
sen, wie sie in der Organisation ihrer Alltagspraxis ihrenpoliti
schen Zielen der umfassenderen Demokratisierung der Gesell
schaft und der Solidarität gerecht werden. Auch die IG Metall
ist zunehmend gefordert, ihren kollektiven Kampf um die all
tägliche Interessenvertretung und die perspektivische soziale
Emanzipation aller Lohnabhängigen in einer Form zu vollzie
hen, »in der sich die individuellen und kollektiven Bedürfnisse
nach Persönlichkeitsentfaltung, Formung solidarischer Bezie-'
hungen, Selbstbestätigung im Kontrast zu den unterdrücken
den entfremdenden und ausbeutenden kapitalistischen Alltags
strukturen entwickeln können.«" Insgesamt wird sich die ge
samte »politische Organisationsstruktur« der IGMetall für äe
progressiven Elemente nichtproleurischer Kulturmodelle öff
nen müssen. Dabei gilt es etwa, die »vorwärtsweisenden« Mo-
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mente im politisch-kulturellen »Angestelltenhabitus«, wie das
ausgeprägte Bedürfnis nachSelbstbestimmung und aktiver Ge
staltung der unmittelbaren Lebensumwelt, diehohe Wertschät
zung sozialer Kommunikation und die Sensibilität gegenüber
den gattungsspezifischen Widerspruchskomplexen, mit den
kollektiven Kampfformen und der antikapitalistischen Tradi
tion der »Arbeitersolidarität« in einer gemeinsamen, politi
schen Handlungsperspektive zu verbinden.
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Rosemarie Lück

Gewerkschaftspolitik - Zukunft mit
oder ohne Frauen?

Der Anteil der Frauen in den Einzelgewerkschaften des Deut
schen Gewerkschaftsbundes steigt kontinuierlich. Die weibli
chen Mitglieder erreichten innerhalb eines Jahres einen Zu
wachs von 32 398 Mitgliedern oder 1,8%. Der Frauenanteil im
DGB ist damit im Jahr 1987 auf 23,1% gestiegen. Dem Zu
wachs von über 32 000 weiblichen Mitgliedern steht ein Rück
gang bei den männlichen Mitgliedern von 40000 gegenüber.
Die Frauen gewinnen in den Gewerkschaften an Boden. Drei
Einzelgewerkschaften: die Gewerkschaft Textil und Bekleidung
(GTB), die Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherungen
(HBV) und die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
(GEW) verzeichnen einen Frauenanteil von über 50%. GEW
und HBV erhöhten seit 1973 ihre weibliche Mitgliederzahl um
10,1%, während die GTB >nur< einen Zuwachs von 4,1% vorzu
weisen hat.Trotzsteigender Mitgliederzahlen konntediegrößte
Industriegewerkschaft, die IG Metall ihrenAnteil an den weib
lichen Mitgliedern nur um 2,6% erhöhen (im Vergleich zu
1973).' Die Zunahme der weiblichen Gewerkschaftsmitglieder
ist vor allem auf die folgenden Faktoren zurückzuführen: 1.
Veränderungen in der Beschäftigtenstruktur der Frauener
werbstätigkeit; 2. Veränderungen im weiblichen Erwerbsverhal
ten und 3. Wandel der Lebensansprüche und Wertvorstellungen
von Frauen. Frauen »holen langsam auf«, nicht nur in den Ge
werkschaften, sondern auch in politischen Parteien. Sie politi
sierenund organisieren sich.

Die Frauenpolitikder Gewerkschaften hat diesenWandel al
lerdings noch nicht oder nur unzureichend zur Kenntnis ge
nommen. Bedürfnisse und Ansprüche von Frauen werden nur
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punktuell und insoweit berücksichtigt, als sie einer Gesamtstra
tegie der Gewerkschaftspolitik und zur Durchsetzung be
stimmter Forderungen dienen. Diebisherigen Themen werden
lediglich um eine »Frauenkomponente« erweitert. Im folgenden
wird dahernäherzu begründen sein, warum es für die Gewerk
schaften überlebensnotwendig ist,spezifische Fraueninteressen
autonom aufzugreifen.

Darüberhinaus muß jedoch gleichermaßen dieSituation von
Frauen in einer kapitalistischen Gesellschaftsordnung analy
siert werden. Einerseits verändern sich die Kapitalstrategien ge
genüber Frauen sowohl im Produktions- als auch im Reproduk
tionsbereich; andererseits haben die neuen Wertvorstellungen
vonFrauen bedeutende Auswirkungen aufdeneigenen Arbeits
platz, aber auch aufden sogenannten privaten Bereich der Le
bens- und Familienverhältnisse.

1. Veränderungen der Beschäftigtenstruktur der
Frauenerwerbstätigkeit

Die Erwerbstätigkeit von Frauen hat sich in den letztenJahren
deudich erhöht. »Die Zahl derabhängig erwerbstätigen Frauen
steigt trotz Arbeitsmarktkrise von 1970 7,4 Mio. auf 1985
9,2Mio. Beschäftigten, die der Männer nur knapp von 14 Mio.
auf 14,4 Mio., d. h. dieFrauen steigern ihren Anteil von34,6%
auf 39%, während der Anteil der Männer sich von 65,4% auf
61% verringert.«^ Allerdings veränderte sich gerade bei den
weiblichen Erwerbstätigen neben derErhöhung der weiblichen
Erwerbsquote vor allem die Beschäfdgungsstruktur. Einschnei
dende Veränderungen ergaben sich nach 1960. 1961 arbeitete
etwa die Hälfte der Frauen im Handels- und Diensdeistungs-
sektor. In der Erwerbsstruktur waren inzwischen die Dienste
in privaten Haushalten und Landwirtschaft (7%) nahezu be
deutungslos geworden. Der Anteil der mithelfenden Runilien-
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angehörigen war seit dem Ende des 19. Jahrhunderts nur sehr
langsam zurückgegangen, sank bis 1960 um 10%, betrug aber
immer noch 22%? Nach 1960 schrumpfte die Gruppe der Mit
helfenden erheblich - bis auf 5% im Jahre 1980.''Die Zunahme
der lohnabhängigen Erwerbsarbeit resultien also hauptsächlich
aus dem Rückgang der Zahl der Selbständigen und der mithel
fenden Familienangehörigen.

Nach sozialökonomischen Kriterien (bei voll entwickeltem
Warencharakter der Arbeitskraft) zählen heute etwa 80% aller
erwerbstätigen Frauen zur Arbeiterklasse. Etwa 9% gehören
zur lohnabhängigen Mittelschicht oder Intelligenz und rund
11% der Frauen sind in der Statistikals Selbständige und/oder
mithelfende Familienangehörige aufgeführt. Etwa 70000 er
werbstätige Frauen gehören zur Bourgeoisie.® Entsprechend
den allgemeinen Strukturveränderungen derArbeiterklasse, hat
sich auch die Struktur der weiblichen Erwerbstätigen verändert
und ausdifferenziert. »Heute sind es nicht mehr die klassischen

Industriearbeiterinnen, die das Bild der weiblichen Arbeiter
klasse prägen. Sie bilden gegenwärtig nur noch eine kleine
Gruppe. Nur mehr 20% aller zur Arbeiterklasse gehörenden
Frauen leisten Industriearbeit. Weitere 20% sind in den soge
nanntenJede-Frau-Tätigkeiten, vorwiegend im Dienstleistungs
sektor als Putzfrauen, Küchen- und Kantinenhilfen, als Hilfs
kräfte im Handel beschäftigt. Etwa 60% der weiblichen Arbei
terklasse sind als Angestellte eingruppiert.«® Innerhalb dieser
Angestelltengruppe ist zwar die überwiegende Mehrheit immer
nochin densog.einfachen Tätigkeiten als Bürohelferin, Verkäu
ferin oder Stenotypistin beschäftigt. Daneben hat sich jedoch
eine Gruppe von beruflich gut qualifizierten Frauen herausge
bildet, die häufig in den Sachbearbeiterinnenpositionen der
Banken, der Betriebe und öffendichen Verwaltungen beschäf
tigt sind. »Größergeworden ist auchdie Gruppe der in qualifi-
zienen Berufen des Gesundheits- und Sozialsystems arbeiten
den Frauen. Besonders hier sind Übergangsgruppen zu den
lohnabhängigen Mittelschichten entstanden. Auch wenn die
qualifizierten Gruppen der weiblichen Angestellten gewachsen
sind, gegenüber vergleichbaren Berufs- und Qualiflkations-
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gruppen der männlichen Arbeiterklasse sind alle Frauengrup
pen schlechter gestellt.«^

Auch bei den Industriearbeiterinnen läßt sich eine ähnliche
Tendenz feststellen: über 90% sind als an- und ungelernte Ar
beitskräfte tätig- nur ca. über 40% ihrer männlichen Kollegen
arbeiten als An- oder Ungelernte.

Die Verringerung der Anzahl der Industriearbeiterinnen zu
gunsten der Angestellten ist vor allem auf den Abbau von
Frauenarbeitsplätzen in der Textil- und Bekleidungsindustrie
und im Metallbereich zurückzuführen. Der verstärkte Arbeits
platzabbau in der Industrie wurde durch den Ausbau des
Dienstleistungssektors kompensiert. Dort wurden hauptsäch
lich typische Frauenarbeitsplätze geschaffen. Dieser Struktur
wandel trug wesentlich dazu bei, daß sich das zunehmende In
teresse der Frauen an Erwerbstätigkeit durchsetzen konnte.

Mit der Zunahme der Frauenarbeit im Dienstleistungssektor
erhöhte sich aber auch die Zahl der Teilzeitarbeitsplätze für
Frauen. 1985 waren 32 Prozent aller erwerbstätigen Frauen
unter 36 Stunden in der Woche teilzeitbeschäftigt - also mehr
als ein Drittel. 1960 betrug dieserAnteil erst 8,6 Prozent. Inner
halb von 25Jahren vervierfachte sich die Zahl der teilzeitbe
schäftigten Frauen aufüber3 Millionen imJahr 1985.® DerAn
teil der Frauen an allenTeilzeitbeschäftigten lag 1985 bei93Pro
zent.' Nach Untersuchungen des lAB hat sichdieZahlder be
fristeten Beschäftigungsverhältnisse zwischen Oktober 1984
und Oktober 1985 um 68,4 Prozent erhöht. Insgesamt nehmen
die befristeten Arbeitsverhältnisse seit Jahren zu und machen
mit 1,8-2,1 Millionen etwa 30-35 Prozent aller Einstellungen
in Sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen
(insgesamt 6 Millionen) aus.'° In die gleiche Richtung deutet
auch die Entwicklung der sog. »geringfügigen Beschäftigungs
verhältnisse« unterhalb der Sozialversicherungsgrenze. Gab es
1976 noch 1,6 Millionen derartiger Arbeitsverhältnisse waren es
1983 bereits1,95 Millionen. MitweitersinkenderGesamtbeschäf
tigung ging ihre Zahl im Jahre 1984 auf1,77 Millionen zurück."
Die Frauen machen den größten Teil der befristet und nicht
sozialversicherungspflichtig beschäftigten Erwerbstätigen aus.
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2, Veränderungen im weiblichen Erwerbsverhalten

Auch die Veränderungen im weiblichen Erwerbsverhaiten deu
ten auf einen Wandel der Bedürfnisse und Ansprüche von
Frauen hin.

In den 50erJahren wurde ab ein die »weibliche Normalbio-
graphie« zutreffend abbildendes Schema dassogenannte »Drei-
Phasen-Modell« angesehen. Die erste Periode lag in der Zeit
spanne zwischen Schulentlassung und Eheschließung. Einige
Frauen machten in dieser Zeit eine Ausbildung oder gingen
einer ungelernten Tätigkeit nach, die dann mit der Heirat en
dete. Die zweite Periode wurde auch durch die Familiengrün
dungbestimmt. DieMehrheit derFrauen zogsich vom Arbeits
markt zurück und konzentrierte sich auf die Kindererziehung
und Haushaltsführung. In der Phase des Erwachsenwerdens
der Kinder trat mit dem Wiedereintritt der Frau ins Berufsleben
die dritte Periodeein. Obwohl sich die weibliche Beschäftigten
struktur erheblich verändert hat, trifft dieses Drei-Phasen-Mo
dell auch heute noch auf die Mehrzahl der Frauen zu. Aller
dings existieren inzwischen verschiedenartige Formen weibli
cher Lebensbewältigung bzw. unterschiedliche Erwerbsmuster.
Alter, Eheschließung und Fertilität als die Determinanten des
traditionellen Phasenerwerbsverhaltens üben heute längst nicht
mehr den gleichen Einfluß aus, der ihnen in derVergangenheit
zukam. Insgesamt veränderte sich dieweibliche Biographie auf
grund dergenerellen Tendenz zu einer stärkeren Berufsorientie-
rung.

Auch aufgrund der Berufstätigkeit ging die Gebärfreudigkeit
der Frauen zurück. Heute kommen auf je tausend Einwohne
rinnen der Bundesrepublik nur noch 10,5 Geburten.'̂ Frauen
entscheiden sich heute im Durchschnitt erheblich später alsfrü
her für Schwangerschaft und Geburt. Das Durchschnittsalter
von Erstgebärenden hat sich im vei^angenen Jahrzehnt um
etwa fünf Jahre nach oben hin verschoben (25Jahre). Hinzu
kommt, daß Frauen eine rasche Aufeinanderfolge von zwei Ge
burten bevorzugen." Insbesondere jüngere Frauen entwerfen
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einen Lebensplan, in dem ihre Rolle als Ehefrau und Mutter
zwar immer noch positiv aufgenommen, jedoch in ihrem Stel
lenwert relativien wird. Sie wollen nicht so früh heiraten wie
ihre Mütter und sie planen eine späte Mutterschaft. Sie sind
außerordentlich kritisch gegenüber einer festen Bindung und
wollen eineBeziehung lange und gründlich erproben.'* Jüngere
Frauen versuchenin einem erheblich größeren Ausmaß als frü
her, die zweite Phase des Daseins als VoUhausfrau drastisch zu
verkürzen bzw. zu umgehen. Kinderlosigkeit ist für sie mehr
denn je ein Weg, nicht aus dem Berufsleben ausscheiden zu
müssen. Die Umschichtungen innerhalb der Beschäftigten
struktur sind vor allem auf das verändene Verhalten junger
und/oder verheirateter Frauen zurückzuführen. SeitAnfang der
70erJahre durchliefen Mädchen zwischen 15 und 20Jahren eine
längere Ausbildungsphase und traten später in das Erwerbsle
ben ein. Über 50% aller heute 20—30jährigen Frauen haben
einen mitderen oder höheren Bildungsabschluß. 60% haben
eine Berufsausbildung durchlaufen. Aufder durchschnittlichen
Verlängerung der Ausbildungszeit beruht die Senkung der Er
werbsquote der 15—20jährigen Frauen. Sie fiel zwischen 1961
und 1982 von 73,7% auf 38,2%.

Bemerkenswert ist ebenfalls der gestiegene Anteil der verhei
rateten Frauen an den weiblichen Erwerbstätigen. Seitden An
fangsjahren der Bundesrepublik hat sich der Anteil der verhei
rateten Frauen und Müttern an den erwerbstätigen Frauen fast
verdoppelt. Waren 1950 ca. 30% aller erwerbstätigen Frauen
verheiratet, so sind es heute fast 60%. »1984 waren 61,4% der
ledigen Frauen Erwerbspersonen, während dies nur auf 47,5%
der verheirateten und 32% der verwitweten Frauen zutraf.«'*

1970 betrug die Erwerbsquote verheirateter Frauen erst 35,4%.
Auch die Zahl der erwerbstätigenMütter hat sich erhöht. Zwi
schen 1961 und 1980 wuchs sie um 785 000. »Nach dem Mikro-
zensus waren 45,2% aller Frauen mit einem, 42% aller Frauen
mit zwei Kindern sowie 34,4% mit drei und mehr Kindern er
werbstätig. Der Anteil der erwerbstätigenMütter variiert nach
Familienstand erheblich. Während von den verheirateten Müt
tern 41,4% erwerbstätig sind, arbeiteten von den ledigen Müt-
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tern 68,2%, von den geschiedenen 71%«,'̂ Eine im Auftrag des
Bundesministers für Arbeit und Soziaiordnung durchgeführte
Untersuchung über Erwerbstätigkeit und Mutterschaft bestä
tigt diese Tendenz. »Von den im privatwirtschaftiichen Sektor
als Angestellte oder Arbeiterinnen beschäftigten Frauen mit
Mutterschaftsurlaub 1980/81 oder 1984 setzten 38% direkt nach
dem Mutterschaftsurlaub zunächst ihre Beschäftigung fort,
62% kündigten und unterbrachen zunächst ihre Berufstätig
keit. Die Rückkehrquote nach dem Mutterschaftsurlaub ist in
den 80er Jahren signifikant angestiegen. Sie lag 1980/81 bei
33%, 1984 bei 44%. D. H. umgekehrt: 1980/81 konnten oder
woUten rund zwei Drittel der Mütter ihre Berufstätigkeit mit
Kind nicht aufrechterhalten, 1984 waren es immer noch mehr
ak die Hälfte, die in eine ausschließliche Rmilienphase gin
gen.«"

Der dominierende Typus der erwerbstätigen Frau ist heute
die lohnabhängig arbeitendeEhefrau,die oft eineBerufsausbil
dung abgeschlossen hat und Mutter ist. Das veränderte Er
werbsverhalten führte zu einerHöherbewertung der Erwerbstä
tigkeit der Frauen selbst. Damit ging jedoch kein allgemeiner
Wandel in der Bewertung der Familienrolle der Fraueinher. Das
traditionelle Rollenverhalten wird von der Mehrheit der er
werbstätigen Frauen nur partiell abgelehnt und drückt sich in
einer von Ambivalenz durchzogenen Doppelorientierung auf
Beruf und Familie aus. Daß die Mehrzahl der erwerbstätigen
Frauen die traditionelle Familienrolle beibehält, resultiert nicht
allein aus der Konservierung tradierter Rollenvorstellungenj
sondern wird zu einem guten Teil durch frauendiskriminie
rendeökonomische Verhältnisse erzwungen.

Der geringe Frauenverdienst ermöglicht kaum volle Unab
hängigkeit vom Mann oder von der Familie. Die Lohnschere
zwischen Frauen und Männern klafft immer mehr auseinander.
So betrug z. B. der Unterschied zwischen den Bruttoverdien
sten von Frauen und Männern in der Industrie 1979 3,63 DM
und 1981 von 4,11 DM." Die Reservearmeefunktion der Frauen
gefährdet weibliche Arbeitsplätze stärker als männliche und
läßt die Rolle des Mannes als Haupternährer fast unangefoch-
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ten.Dieunzureichende Versorgung mitöffentlichen Reproduk
tionseinrichtungen macht z. B. Kinderbetreuung weitgehend
zu einer rein privaten Angelegenheit. Die Kombination dieser
Verhältnisse erschwert eine Auflösung traditioneller familiärer
Verhaltensmuster. Das Nebeneinander von Lohnarbeit und
Hausarbeit wirkt sich in besonderer Weise auf das weibliche
Verhalten in der Erwerbssphäre aus. Der Zwang,beideBereiche
ohne ausreichende gesellschaftliche Hilfe und auch oft ohne
Unterstützung des Mannes zu koordinieren, provoziert eine
ausgeprägte Problemsicht und spezifische Konfliktbewälti
gungsstrategien, die dann auch zu gewerkschaftlichem und/
oder frauenpolitischem Engagement führen können.

Frauenerwerbsarbeitläßt sich demnachdurch folgendeMerk
male charakterisieren:

a) Das Erwerbsverhalten von Frauen hat sich stark verändert.
Generell ist die Berufsorientierung von Frauen gewachsen.
Berufstätigkeit bildet heute einen selbstverständlichen Teil der
Lebensperspektive von Frauen.
b) Das Drei-Phasen-Modell trifft zwar auchheute noch auf die
weibliche Biographie zu; allerdings ist die zweite Phase der
Berufsunterbrechung sehr viel kürzer geworden und manche
Frauen verzichten völlig auf Kinder und Familie zugunsten
einer beruflichen Karriere. Ihre Zahl nimmt kontinuierlich zu.

c) Trotz der gewachsenen Beru&orientierung ist Diskontinui
tät und Teilzeitarbeit ein Kennzeichen von Frauenarbeit; hier
spiegelt sich die weibliche Verantwortungfür die häusliche Re
produktionsaufgabe wider.

3. Frauen sind immer noch für den

Reproduktionsbereich zuständig

Die meisten Frauen wollen beides: Beruf und Familie oder
Beruf und Kinder. Sie wollen eine bessere Vereinbarkeit beider

296



Lebensbereiche. Doch erwerbstätig zu seinund diemateriellen
und psychischen Versorgungsleistungen in der Familie tragen
zu müssen, erzeugt zusätzliche Belastungen. Dennoch gibt es
immermehr Frauen, die diese Doppelbelastung aushalten müs
sen. Die Zahlen über die Erwerbstätigkeit verheirateter Frauen
mit Kindern lassen diesen Zusammenhang erkennen.

Immer noch sind Frauen heute vorwiegend für die Repro
duktionsarbeiten innerhalb der Familie zuständig. Das Kapital
nutzt die patriarchalische Ideologie mit seinem überkommenen
Frauenbild für seine ökonomischen Interessen aus. Die traditio
nell nicht öffentliche Stellung der Frau, ihre Festgelegtheit auf
das Haus, ihre eingeschränkte Rechtsfähigkeit, ihr geringes ge
sellschaftliches Ansehen machten es schon zu Beginn der kapi
talistischenProduktionsweisemöglich,Frauen im Produktions
bereich zu unterdrücken. Die geschlechtsspezifische Diskrimi
nierung zeigt sich vorallem in derdeutlich geringeren Endoh-
nung von Frauen. Selbstbei gleicher und gleichwertiger Arbeit
verdienenFrauen im Durchschnitt wenigerals Männer.Die Exi
stenz einer industriellen Reservearmee ist ebenfalls Bestandteil

der kapitalistischen Produktionsweise. Der Umfang, in dem
Frauen in die gesellschaftliche Produktion einbezogen werden,
hängt ünmer von konjunkturellen Schwankungen und Krisen
verläufen ab. Ein Teil der Frauenhat für das Kapital die Funk
don, entsprechend den Wirtschaftszyklen in den Produktions
prozeß einbezogen, wieder verdrängt oder umverteilt zu wer
den.

Diese Reservearmeefunkdon und die geringeEntlohnung der
Frauen haben weitreichende Konsequenzen für den Reproduk-
donsbereich. Allerdings haben die verstärkte Erwerbstädgkeit,
höhere Bildung und das damit verbundene Selbstbewußtsein
dazu geführt, daß die Machtfragezwischen den Geschlechtem,
insbesondere auch in der Familie neu gestelltwird. Frauen stel
len ihre eigene Rolle als Hausfrau und Mutter in Frage, was
zwangsläufig zu Konflikten innerhalb von Familie und Partner
schaft führt. Dennoch übernimmt das männliche Geschlecht

nicht zu gleichen Teilen Reproduktionsaufgaben. Eine Studie
von S. Metz-Göckel und U. Müller im Auftrag der Zeitschrift
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>Brigitte< weist nach, daß die Männer von heute zwar (anders
noch als in den 70er Jahren) für die Emanzipation der Frauen
verbal aufgeschlossen sind. Ihr alltägliches Verhalten steht je
doch dazu im Gegensatz. Hausarbeitist nachwievorFrauensa
che. Die Befragung nach der Beteiligung von Männern an 15
verschiedenen Hausarbeiten zeigt ein und dasselbe Bild:Män
ner verrichten solcheArbeiten - wennüberhaupt,dann nur ge
legentlich. Dieser Befund gilt übrigens unabhängig davon, ob
ein Mann eine berufstätigeoder eine nicht-berufstätige Partne
rin hat. Männer mit berufstätiger Partnerin leisten im Durch
schnitt nur unerheblich mehr Hausarbeit: in der Woche eine
halbe Stunde, am Wochenende tatsächlich 6 Minuten mehr. Al
lerdings wird deudich, daß Männermit berufstätiger Partnerin
gleichmäßiger im Haushalt arbeiten als Männer mit nicht
berufstätiger Partnerin. »Das Auffallendste: DieVaterschaft hat
offenbar keinen oder sogar negativen Einfluß auf die Mitwir
kungdesMannes im Haushalt. EinVater mit berufstätiger Part
nerin tut weniger im Haushalt als ein kinderloser Mann mit
berufstätiger Partnerin!«2o Die Berufstätigkeit der Partnerin
wirkt sich also kaum aufdie Verteilung der Hausarbeit, sondern
bestenfalls auf das schlechte Gewissen der Männer aus.

Daher verwundert es kaum, wenn sich immer mehr Frauen
gegen eineFamilie und für die Berufstätigkeit entscheiden. Eine
Folge des Aufbrechens traditioneller RoUenveneilungen ist die
zunehmende Pluralisierung der Lebensformen.^ Eheund Fami
lie als Institution werden immer schwächer. Die Ehe verliert als

Lebensform an Bedeutung; die Gründungvon Familien nimmt
ab. Selbst der Anteilder >vollständigen Familien« an allen Haus
halten nahm in den letzten 20Jahren ständig ab. »In vieleneu
ropäischen Ländern ist dieser Anteil inzwischen unter 40 Pro
zent gesunken, in Schweden macht er sogar schon weniger als
30 Prozent aus und in einer Stadt wie Zürich nur noch 20 Pro

zent. Es scheint sehr wahrscheinlich, daß dieser Trend sich fort-
setzt.«^^ Solange Frauen bereit sind, die geschlechtsspezifisch
zugeschriebenen Rollen zu akzeptieren, ist die strukturelle Re
produktion der Familie gesichert. Die Kleinfamilie in ihrer heu
tigen Form setzt stillschweigend die geschlechtlicheArbeitstei-
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lung voraus und wird auch im wesendichen dadurch zusam
mengehalten. Durch die gestiegene Qualifikation der Frauen
und das erweiterte Bewußtsein über ihre Lage stoßen aber die
eigenen Ansprüche auf immer geringere Realisierungschancen.
Die Schere zwischen veränderten Wertvorstellungen und realen,
vorfindbaren Bedingungen wird immer größer. Mit dem neuen
Rollenverständnis der Frauen wird die geschlechdiche Arbeits
teilung aufgebrochen. Zumindest ein Drittel dererwerbstätigen
Frauen in der Bundesrepublik (einDrittel der Frauensind Voll
zeitbeschäftigte) sindfinanziell abgesichert unddamit imabhän-
gig von Mann und Familie —ein unmittelbarer materieller
Zwang zurGründung einer I^milie besteht nun weniger. Einige
neuere Daten für dieBundesrepublik bestätigen diese Tendenz:
Jede dritte Ehe wird geschieden; die Zahl der Männer und
Frauen, diein nicht-ehelichen Lebensgemeinschaften leben, hat
sich zwischen 1972 und 1982 verdreifacht; die Zahl der nichte
helichen Geburten steigt seit 1975 kontinuierlich an. »Das
Quasi-Monopol, das Ehe und Familie als Lebensform jüngst
noch besaßen, ist zerbrochen und durch eine Vielzahl indivi-
dualisiener Lebensstileersetzt worden, die sich in ebensovielen
Haushaltsformen niederschlagen und starken Fluktuationen
unterliegen.«^ Chancenreich scheint für die Zukunft ein Fami
lientyp zusein, dessen Mitglieder inzwei Haushalten >getrennt
zusammenleben«. >Living apart together« hat sich inzwischen als
Fachterminus in den Vereinigten Staaten eingebürgert.

In derBundesrepublik lebtheute die am besten ausgebildete
Generation junger Frauen und Mädchen. Diese ist abergleich
zeitig mitden seit langem schlechtesten Arbeitsmarktbedingun
gen konfrontiert. Auch bei erhöhter Durchschnittsqualifikation
wird Frauen und Mädchen bei anhaltender wirtschaftlicher
Krise dieFunktion der industriellen Reservearmee zugewiesen,
einer Reservearmee allerdings, die sichzur Rückkehr in die Ri-
milie nicht mehr ohne weiteres abfindet. Im Gegenteil: Trotz
derhrauenfeindlichen »Tendenzwende« - inderFolge konserva
tiver Arbeits- und Sozialpolitik —hält eine große Anzahl von
Frauen an den neu erworbenen Ansprüchen und Orientierun
gen fest. Es gibt keine andere gesellschaftliche Gruppe, die eine
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solche Diskrepanz zwischen veränderten Ansprüchen, prokla
mierten Rechten und den tatsächlichen Möglichkeiten zu ihrer
Realisierung erfährt. DieKrisenbewältigungsstrategien, hervor
gerufen durch eine zunehmende Massenarbeitslosigkeit, sehen
gerade für Frauen neue Belastungen vor. »Die arbeitsmarktpoli-
tische Notlage der Frauen wird verschärft und zugleich be
nutzt, ihre Arbeitskraft durch Teilzeitarbeit und an besonders
monotonen Arbeitsplätzen besonders effektiv auszubeuten. So
zialabbau und gesellschaftliches Leid wirdFrauen zur Bewälti
gungdaheim zugemutet... Das ist zusammengenommen eine
Situation, die nicht nur Lohnabhängigkeit und Abhängigkeit
vonstaatlichen Sozialleistungen schmerzlich spüren und wach
sen, sondern erneut auch persönliche Abhängigkeiten vom
Mann wieder zu einem akuten Problem werden läßt.«^^

4. »Der blinde Fleck« in der gewerkschaftlichen
Frauenpolitik

Der Kapitalismus wird auch in bezug auf die Frauenfrage
immer flexibler. Unternehmer können sich auf der einen Seite
dem Wandel in Vorstellungen und Wünschen vonFrauen nicht
länger entziehen. Durch den politischen Druck der Frauenbe
wegung wurden einige Forderungen z. B. Frauenförderpläne
und dreijähriger Mutterschaftsurlaub in Betrieben imd Verwal
tungen durchgesetzt. Nicht mehr nurAbwehrkämpfe, sondern
zugleich positive Forderungen zur Verbesserung der Situation
vonFrauen insgesamt stehen aufderTagesordnung. DieFrauen
sind derzeit die einzige gesellschaftliche Gruppe, die eigene
weitreichende spezifische Interessen durchzusetzen vermag.
Auf der anderen Seite stoßen jedoch diese Interessen immer
noch an die Grenzen des kapitalistischen Systems: einmal
durch das Streben der Unternehmer nach Profitmaximierung,
zum anderen auf Grund der nach wie vor bestehenden Zustän-
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digkeit von Frauen für die Haus-, Famiiien und Beziehungsar
beit. Zumal dieser zweite Bereich muß in der Zukunft durch
die Gewerkschaftspolitik sehr viel stärker berücksichtigt wer
den. Die doppelte Unterdrückung der Frau darf nicht mehr nur
angeklagt werden. Sie muß auch zum Gegenstand konkreter
politischer Auseinandersetzungen werden.

»Doppelte Unterdrückung« meint hier hier nicht die Unter
drückung im Produktions- und im Reproduktionsbereich. Viel
mehr bezieht sich die doppelte Unterdrückung auf jeden dieser
Bereiche. Hier soll es vorallem um denReproduktionsbereich
gehen: Frauen werden innerhalb der Familie erstens durch die
Bedingungen der kapitalistischen Ökonomie ausgebeutet -
zweitens direkt durch den Mann,der sichdie geschlechtsspezi
fische Arbeitsteilung zunutze macht. Die Arbeitsteilung zwi
schen den Geschlechtem ist nicht nur eine historisch gewach
sene. Sie wird in ihrerheutigen Form durch die kapitalistischen
Produktionsverhältnisse immer wieder reproduziert. Die ge
schlechtsspezifische Arbeitsteilung ist für das Kapital äußerst
funktional. Hausarbeit ist in ihrer privaten Form die billigste
Art und Weise, um die Reproduktion der Arbeitskraft zu ge
währleisten. Sie wird in dem Maße vergesellschaftet, wie esfür
die Unternehmer notwendig oder günstig ist. Daher können
auch moralische Appelle an die Männer, daß sie sich mehr an
Kindererziehung und Hausarbeit beteiligen sollen, keine we
sentlichen Veränderungen bewirken. Natürlich wurden durch
den individuellen Kampf im sog. »privaten Bereich«, aber auch
durch Initiativen der Frauenbewegung schon wichtige Bewußt
seinsveränderungen erreicht. Die geschlechtsspezifische Ar
beitsteilung kann aber nicht allein auf diesem Wege abgeschafft
werden.

Auch eine Änderung der Eigentums- und der Produktions
verhältnisse bewirkt nicht notwendig eine Änderung derRepro-
duktionsverhältnisse. Die auch heute noch in der DDR und an
deren sozialistischen Staaten vorherrschenden traditionellen
Rollenklischees und das auch in sozialistischen Ländern fortbe
stehende Problem der Unvereinbarkeit von Beruf und Familie
für Frauen ist dafür inzwischen ein Beleg.
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Kann die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung, die Unter
drückung der Frauen durch die patriarchalischen Verhältnisse
nicht schon in einer privatwirtschaftlich organisierten Gesell
schaft an Bedeutung verlieren und damit auch abgeschafft wer
den? Einerseits spielt die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung
bei der Aufrechterhaltung der kapitalistisch-patriarchalischen
Strukturen eine wesentliche Rolle. Andererseits ist es für das
Kapital relativ gleichgültig, ob Männer oder Frauen Arbeits
plätze einnehmen oder welche Berufsfelder von welchem Ge
schlecht besetzt werden. ImStreben nach Extraprofit erweisen
sich diepatriarchalischen Ideologien als sehrnützlich. Das In
teresse derUnternehmer anderFrauenarbeitszeit ist jedoch am-
bivalent. Einmal sind sie daran interessiert, qualifizierte Ar
beitskräfte ohne Rücksicht auf Reproduktionsanforderungen
einzusetzen. Die wesentliche ökonomische Funktion der
Frauenist dieeinerdisponiblen industriellen Reservearmee. Ihr
besonderer Wert liegt nicht nur in der jeder Arbeitskraft zu
kommenden Fähigkeit, Mehrheit zu schaffen, sondern auch in
ihrer besonders flexiblen und rentablen Anwend- und Aus
tauschbarkeit sowie in der Möglichkeit, sie doppelt unter
Druck zu setzen: Kosten zusparen, indem staatliche Aufgaben
im Reproduktionsbereich privatisiert werden, dieFrauen so mit
einem Übermaß an Arbeit an die Familie zu binden und damit
vom Erwerbsleben fernzuhalten undsiekurzfristig undaufWi
derruf in die Produktion einzubeziehen. Ihre Unterdrückung
als Geschlechtswesen inder Form der Lohndiskriminierung be
stimmt also dieMöglichkeit derProfitsteigerung.

Die jüngsten Maßnahmen und Diskussionen zur Frauenför
derung und Quotierung in den Unternehmen zeigen jedoch,
daß die Funktion der- hauptsächlich aus Frauen gebildeten -
industriellen Reservearmee, aufgebrochen wird. Verschiedene
Konzerne und Unternehmen haben von sich aus Maßnahmen
zur Förderung von Frauen getroffen. Aufdiese Weise sollen bis
her weitgehend brachliegende Ressourcen von qualifizierten
Arbeitskräften in der Privatwirtschaft genutzt werden.^® Djg
traditionelle Prämisse, daß zuerst immer Männer eingestellt
werden, geht zu Lasten der Qualifikation. Die praktizierten
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Männerquoten bei Einstellungsverfahren gehen soweit, daß
Männer selbst mit geringerer Qualifikation und schlechteren
Noten gegenüber Frauen oftmals bevorzugt werden. Das wi
derspricht im Grunde dem unternehmerischen Interesse, die
menschliche Arbeitskraft möglichst effektiv einzusetzen. Ein
Leitfaden zur Frauenförderung in Betrieben stellt daher fest:
»Die Überprüfung vonArbeitsplatzanforderungen zeigt in vie
len Fällen, daß die gewünschten Qualifikationen traditionellen
Rollenbildem, nicht aber den Vorstellungen von flexibler, offe
ner Personalpolitik entsprechen«. '̂ Auch Hubert Markl, Präsi
dent der Deutschen Forschungsgemeinschaft, hat daraufhinge
wiesen, daß wertvolle geistige Ressourcen verschwendet wer
den, die schließlich für teures Geld zu Lasten der Steuerzahler
ausgebildetwurden - die Frauen. Das sei nicht nur für die Be
troffenen, sondern für die Gesellschaft schädlich. Auch die
Wirtschaftmacht sich mittlerweile ernsthaftSorgenum die Be
teiligung der Frauen am Produktionsprozeß. Die Zeitschrift
»Karriere« betont: »Esherrschtein Mangel an weiblichen Füh
rungskräften, dem zur Zeit jedochnoch nicht entsprochenwer
den kann.«27

In diesem Zusammenhang werden die Erfahrungen, die die
Frauen in ihrer Mutterrolle, in der Familie gemacht haben, be
sonders hervorgehoben. Für das Klima im Unternehmen kön
nen solcheErfahrungen besonders wertvoll sein.Das besondere
weibliche Arbeitsvermögen soll unter Effizienzkriterien ge
nutzt werden. Unternehmerin den USAhabenschonseit länge
rem erkannt,daß es in ihremeigenen wirtschaftlichen Interesse
liegt, die Ressourcen der weiblichen Mitarbeiter besserzu nut
zen. Durch die Gesetzgebung in denVereinigten Staaten - affir
mativeaction plans - konnte z. B. die Zahl von Frauen im Ma
nagement und in Führungspositionen in den letzten beiden
Jahrzehnten fast verdreifacht werden - von 16,6% auf 41,6%.2«
Durch »affirmative action« wurden in vielen Unternehmen der
USA Frauenförderpläne umgesetzt.

Im besonderen Interesse des Kapitals liegt dabei die Erhö
hung des Frauenanteils auf Führungsebene. Frauenin den unte
ren Ebenen der Hierarchie werden dagegen kaum gefördert.
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Trotz affirmative action arbeiten immer noch 80% der erwerb
stätigen Frauen in nur 25 der 420klassifiziertenBerufe; Frauen
in den USAverdienen heutenur 59Cent von jedem Dollar, der
einem Maim ausbezahlt wird - auch hier zeichnet sich eine Fe-
minisierungder Armut ab.^'

Die Soziologin Rosabeth Moss#Kanter weist darauf hin, daß
jene Unternehmen, die während der letzten zwanzigJahre eine
progressive Personalpolitik - und dies schloß Aktionspro
gramme mit numerischen Zielvorgaben ein - betrieben haben,
größeres finanzielles Wachstum und mehr Profit erzielt hatten,
als jene, die diesen Weg nicht gegangen sind.^ In den USA er
weist sich also das Argument der langfristigen wirtschafdichen
Effizienz derarügerpersonalpolitischer Maßnahmen, wiesie in
den affirmative action plans vorgegeben werden, für die Unter
nehmer als durchaus überzeugend. Unternehmer entwickeln
also denmach erstens ein neues spezifisches Interesse an Frau
enerwerbsarbeit; zweitens ist das Kapital in der Lage, den ge
samten Lebenszusammenhang - d. h. auch Fähigkeiten und Ge
fühle von Frauen - für seine ökonomischen Zwecke zu nutzen.
Das Interesse des Kapitals an der Erwerbstätigkeit der Frauen
hat sich sowohl quantitativ als auch qualitativverändert, ohne
daß das Prinzip der Profitmaximierung angetastet wird. So
zeichnetsichauchunter kapitalistischen Bedingungen die Mög
lichkeit ab, daß eine gleichberechtigte Teilhabe der Frauen im
Produkdonsbereich gewährleistetwerden kann. Die Durchset
zung dieser Politik wäre aber mit dem Preis einer extrem hohen
Massenarbeitslosigkeit verbunden. Würden Frauen bis zum
Jahr 2000 weiter auf einerunabhängigen Existenz durch eigene
Erwerbsarbeit bestehen, dann müßten zusätzlich mehr als
6 Millionen Arbeitsplätze bereitgestellt oder eine entspre
chende Erhöhung der Arbeitslosigkeit auf rund 10 Millionenin
Kauf genommen werden. '̂ Quotierung beispielsweise wird
imter den Bedingungen wirtschaftlicher Stagnation in vielen
HUen zunächst nicht mehr als eine gerechtere Mängelverwal
tung bewirken. Es gibt aber auch keinen Grund, Berufsarbeit
in Krisenzeiten zu einem »Privileg« der Männer zu erklären.
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5. Frauenpolitik der Gewerkschaften - nicht nur
für die 90er Jahre

Wenn es zutrifft, daß die tradierten Geschlechterrollen und die
Reservearmeefunktion von Frauen aufgebrochenwerden, nicht
die Emanzipation, aber zumindest eine Gleichstellung der
Frauen im Kapitalismus partiell möglich ist, dann muß es zu
einem grundsätzlichen Umdenken in der Frauenpolitik der Ge
werkschaften kommen. Das autonome Aufgreifen von frauen
spezifischen Interessen wirdimmer wichtiger. Derenge gewerk
schaftliche Interessenbegriff muß weiter gefaßt werden, um den
gesamtenLebenszusammenhang von Frauen zu erfassen. Nicht
nur ihre Ausbeutung als Lohnarbeiterin, sondern auch die Aus
beutung im privaten Bereich der Kleinfamilie muß in zukünf
tige Konzepte der politischen Frauenarbeitaufgenommen wer
den. Die Interessen von erwerbstätigen Frauen richten sich
nicht mehr ausschließlich auf ihrenArbeitsplatz. Geradein der
derzeitigen Umbruchsituation werden grundsätzliche, bisher
nie hinterfragte Lebensorientierungen von Frauen brüchig. Die
veränderten Wertvorstellungen und Ansprüche werfen neue
Fragen auf. Auf der einen Seite ist der emanzipatorische Cha
rakter der Frauenerwerbstätigkeit selbstverständlich geworden.
Frauen können heute ihre Interessen auch außerhalb des Berufs
eher formulieren, wo Mann keine Interessen vermutet hätte. Es
istheuteschlicht verkürzt zu sagen, daßFrauenerwerbstätigkeit
das alleinige Mittel zur Emanzipation ist. Natürlich bleibt die
Lohnarbeit wesentliche Voraussetzung der Emanzipation. Al
lerdings können auch von der Haus-, Familien- und Bezie
hungsarbeit Anstöße für ein soziales und politisches Engage
ment ausgehen. Bisher wurde innerhalb der Frauen- und Ge
werkschaftsbewegung meist die Frauenhausarbeit gegen die
Frauenerwerbstätigkeitgestellt,als scheinbar unvereinbarerGe
gensatz. Das entspricht aber heute nicht mehr den Wünschen
und Vorstellungen vonFrauen. Sie wollen die Erwerbstätigkeit
mit der Arbeit zu Hause oder einfach mit einem »Nicht-er-
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werbstätig-sein-müssen« verbinden. Sie wollen Zeitfür sichsel
ber, Zeit für den Partner, Zeit für die Kinder haben und berufs
tätig sein. Und diese Interessen gehen eben über die Probleme,
die nur den Arbeitsplatzbetreffen, hinaus.

Nicht nur die Gewerkschaften müssen die Institution der
Kleinfamilie problematisieren und dabei Überlegungen zu al
ternativen Lebensformen öffentlich diskutieren - der Lebens
realität von Frauen entspricht es schon alleraal. Die Überwin
dung der Kleinfamilie als »Keimzelle des Staates« ist der wich
tigste Hebel zur Abschaffung der geschlechtsspeziFschen Ar
beitsteilung. Eine langfristige Perspektive für die Frauenpolitik
der Gewerkschaften muß sich also viel mehr am Wandel der

Wertvorstellungen von Frauen orientierenimd über den Gegen
satz zwischen Lohnarbeit und Kapital hinaus auch den Gegen
satz zwischen den Geschlechtern thematisieren. Daraus ergibt
sich einedoppelte Aufgabe: die Gewerkschaften müssen an den
Interessen desKapitals, Frauenin bestimmten Bereichen zu för
dern, ansetzen: gleichzeitig müssen aber der Ausbeutung von
Frauen die bisher traditionellen Formen gewerkschaftlicher In
teressenvertretungspolitik entgegengesetzt werden.

Kurzfristig ist für die Gewerkschaften dieQuotierungsforde
rung zum Prüfstein geworden. Hier wird sich zeigen, ob auch
die männlichen Kollegen bereit sind, einenTeil ihrer Macht ab
zugebenund sich massiv für Frauenförderungeinzusetzen. Die
Bedeutung der Quotierung für die Gewerkscbaftsorganisatio-
nen, für Betriebe und Verwaltungen macht zugleich deutlich,
daß das »Arbeitnehmerpatriarchat« nochlängstnicht überwun
den ist. »Nach langwierigen Beratungen und kontroversen Dis
kussionen haben inzwischen wichtige Gewerkschaften^^ Frau-
enförderpläne und der DGB einen Gleichstellungsplan be
schlossen, die sich allesamt auf ehren- und hauptamtliche Be
schäftigte beziehen sowie auf solche Funktionen, für die Ge
werkschaften ein Vorschlagsrecht besitzen. Die Pläne sehen
Quoten und eine Berichtspflicht vor. Sie verlangen familien
freundliche Arbeitszeiten, aber es fehlt den Plänen eine wirk
same Sanktionsmöglichkeit bei Verstößen gegen die ohnehin
nur als Absichtserklärungformulierte Frauenförderung.«" Die
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bisherige Bilanz der Umsetzung dieser Beschlüsse und der Dis
kussionen über Quotierung innerhalb und außerhalb der Ge
werkschaften fällt allerdings negativ aus. Irmgard Blättel vom
DGB-Bundesvorstand ist wie Veronika Keller-Lauscher von
der IG Chemie gegen eine starre Quote.^ Auch die Gewerk
schaftHandel,Banken und Versicherungen konnte sich bislang
noch nicht mit einerQuotierungsregelung anfreunden, obwohl
der Anteil der Frauen in dieser Gewerkschaft bei 59% liegt.
Unter den Betriebsrätinnen in ihrem Organisationsbereich be
trägt der Frauenanteil immerhinschon 41 Prozent.^' Der Frau-
enförderplan für die IG Metall wird bislang nichtumgesetzt.

Mitderweile stößt frau in dieser Frage auf massiven Wider
stand. Innerhalb der gewerkschaftlichen Diskussion werden vor
allem zwei Argumente gegen eine Quotierung vorgebracht.
1. Der Mangel an Arbeitsplätzen sollnur gerechter verteilt wer
den. Quotierung als Mängelverwaltung bedeutet, daß unnötige
politische Kräfte daraufverwandt werden, um dieknappen Ar
beitsplätze gerecht zu verteilen. Statt dessensei es sinnvoll, für
neue und bessere Arbeitsplätze zu kämpfen. Quotierung allein
schafft natürlich keine neuen Arbeitsplätze. Daher muß der
Kampf für die Durchsetzung einer Quotierung aller Ausbil-
dungs- undArbeitsplätze zugunsten von Frauen inden Kampf
um Frauenförderungspläne, menschenwürdige Arbeitsplätze,
Arbeitszeitverkürzung und Beschäftigungsprogramme einge
bettetsein. Das zweite Argument lautet: dieQuotierung treibt
dieSpaltung zwischen denGeschlechtern voran. Unter kapitali
stischen Verhältnissen wird es- als Reaktion aufdievom Kapi
tal betriebene Spaltung der Arbeiterklasse (auch) in Männer
und Frauen - zunächst immer wieder zu Interessenkonflikten
zwischen den Geschlechtern kommen. Allerdings muß dasVer
hältnis zwischen allgemeinen und Fraueninteressen in der Ar
beiterbewegung bewußt bestimmt werden. Das heißt: die For
derungen sind so zu vereinheidichen, daß siedie Emanzipation
von Männern und Frauen voranbringen. Quotierung ist dabei
auch einefrauenspezifische Konkreüsierung des Rechts aufAr
beit. ErstdieIntegration der Quotierungsforderung in dieFor
derung nach dem Recht auf Arbeit beinhaltet für Frauen eine
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konkrete Perspektive im Kampf für Arbeit. Wie lange schon
wurden aber Frauen damit hingehalten, daß die Durchsetzung
allgemeinpolitischer Forderungen vorerst wichtiger sei als der
partikulare Einsatz für Fraueninteressen? Mit solchen Argu
menten wurden Frauen bislang auf eineUngewisse Zukunft ver
tröstet. Quotierungbietetdeshalb eineChance, den Kampfum
das RechtaufArbeitund Ausbildung für allekonkreterzu füh
ren und mehr Kräfte zu mobilisieren. Die Forderung nach
Quotierung ist so einMittel gegen diestrukturelle Aufspaltung
von weiblichen und männlichen Lohnabhängigen. Wer kämpft
schon für Forderungen, bei denen die eigenen Interessen nicht
ausreichend zum Tragen kommen?^

Auch bei der Diskussion um die 35-Stunden-Woche wurde

dieser Zusammenhang deutlich. Viele Frauen standen 1984 der
tari^olitischen Auseinandersetzung um die Verkürzung der
Wochenarbeitszeit zunächst eher reserviert gegenüber. Die Ein
zelgewerkschaften und der DGB haben jedocherstmals die Be
deutung frauenspezifischer Interessen hervorgehoben. Frauen
brauchen Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich,
weil sieder Doppelbelastung vonFamilie und Berufausgeliefert
sind, weil sie mehr Zeit für sich selber haben wollen, weil sie
bei Teilzeitarbeit erhebliche finanzielle Einbußen hinnehmen

müssen etc. Arbeitszeitverkürzung für alle bedeutet auch, daß
sich Männer mehr an der Familien- und Hausarbeit beteiligen
können. Die tägliche Arbeitszeitverkürzung ist für Frauen -
wegen der physischen und psychischen Erleichterungen - be
sonders wichtig. Die Durchsetzung der 35-Stunden-Woche
kann dabei nur ein erster Schritt sein. Schon jetzt haben Ge
werkschaftsfrauen die Diskussionum den 6-Std-Tag aufgenom
men, um einekonkretePerspektive für dieTarifpolitik nachder
Durchsetzung der 35-Std-Woche zu entwickeln, damit die 35-
Std-Woche nicht in der gleichen Weise wie früher die 40-Std-
Woche Exiert wird. Eine wirkliche Arbeitserleichterung für
Frauen kann nur der 6-Std-Tag bringen. Dieses Ziel ist jedoch
in den Gewerkschaften umstritten. Viele Gewerkschafter wol
len erst einmal den Kampf um Reallohnerhöhungen in denVor
dergrund rücken. Dagegen hat Ingrid Kurz-Scherf (DGB) bei
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der letzten IG-Metail-Frauenkonferenz die Forderung formu
liert, den 6-Std-Tag zum verbindlichen tarifpolitischen Ziel der
Gewerkschaften zu erheben. »Die Männergesellschaft Metall
hat sich die 35-Std-Woche auf die tarifpolitischen Segel ge
schrieben, ein Tabu, an dem frau augenscheinlich nicht kratzen
darf.a^^ Und schon zeichnet sich in den Gewerkschaften ein
neues Konfiiktfeld zwischen den Geschlechtern ab.

Der 6-Std-Tag muß ein langfristiges Ziel der Gewerkschaften
werden und bleiben. Ein weiteresProblem in der gewerkschaft
lichen Arbeitszeitpolitik stellt die Teilzeitarbeit dar, die insbe
sondere Frauen betrifft. In der Bundesrepublik sind ein Drittel
aller erwerbstätigen Frauen teilzeitbeschäftigt. Dadurch kön
nen Frauen Familie und Berufvereinbaren und müssen gleich
zeitig nicht auf die Erwerbstätigkeit verzichten. In der Praxis
hat sichTeilzeitarbeit alsein vielfältig benachteiligtes Beschäfti
gungsverhältnis etablien. Sie ist heute ein gefährliches Rationa
lisierungsinstrument in der Hand des Kapitals mit negativen
Auswirkungen aufdieQuantität und Qualitätder Arbeitsplätze
für Männer und Frauen. »Die Gewerkschaften stehen hinsicht
lich der Teilzeitarbeit vor einem Dilemma: einerseits wird von
ihnen dieVertretungder InteressenderTeilzeitbeschäftigen und
der Teilzeitarbeit suchenden Arbeimehmer und Arbeitnehme

rinnen verlangt. Andererseits sind die Gewerkschaften aber
gleichzeitig gefordert, eine wirksame Strategie zur Abwehr der
Teilzeitarbeit als Rationalisierungs- und Marginalisierungsin-
strument zu entwickeln.«}^ Auch weildie Teilzeitarbeit bislang
»nur« ein Frauenproblem war, sahen die Gewerkschaften kei
nen Handlungsbedarf. Doch da mittlerweile auch Männer teil
zeitbeschäftigt sind und sich teilzeitarbeitende Frauen in den
Gewerkschaften organisieren, wächst auch die Erkennmis der
tarifpolitischen Regelungsnotwendigkeiten. Die Flexibilisie
rungund Deregulierung derArbeitszeiten birgtsicherlich nega
tive Momentefür die Frauenarbeitin sich, allerdings muß auch
den subjektiven Wünschen von FrauenRechnunggetragen wer
den, die keine andereMöglichkeit sehenFamilie und Berufzu
verbinden.

Neben diesensog. neuenFragender Gewerkschafufrauenpo-

309



litik gibt es immer noch traditionelle Frauenforderungen, die
aberebenfalls bisheutenichtdurchgesetzt werden konnten. '̂

So fordern gewerkschaftlich organisierte Frauen schon lange
neben der allgemeinen Erhöhung der Löhne eine überdurch
schnittliche Anhebung in den unteren Lohn- und Gehaltsgrup
pen tarifvertraglich zu regeln oder - mit der gleichen Intention
- keine prozentuale Lohnerhöhung, sondern einen bestimmten
Sockelbetrag durchgehend für alle Lohn- und Gehaltsgruppen
festzulegen.

Ingrid Kurz-Scherf weist nach, daß Tarifverträge nicht nur
keine spezifischen Frauenforderungen beinhalten, sonderndaß
sie auch patriarchalische Berufsstrukturen verstärken, anstatt
sie abzubauen. »Diesprachliche Struktur derTarifgruppentexte
ist andererseits aber auch nicht nur passive Widerspiegelung ge-
sellschafÜicher Realität, sondern sie wirkt auch aktiv und be
stärkend auf diese zurück und muß insofern durchaus als eine
Form der indirekten Diskriminierung gelten.«'" Alle Tarifver
träge müßten auf diese Sprachform hin untersucht und dann
auch verändert werden.

Die Tari^olitik wird bislang zu wenig als möglicher Hebel
für die Durchsetzung frauenspezifischer Forderungen genutzt.
Warum solltenFrauenförderpläne und Quotierung in Betrieben
und Verwaltungen nicht auch durch tarifpolitische Instrumente
durchgesetzt werden? Nur wenndieGewerkschaften sichernst
haftfür dieDiskussion undDurchsetzung solcher Forderungen
öffnen, können sie in der Zukunft der Aufgabegerecht werden,
die zunehmende Zahl der erwerbstätigen, lohnabhängigen
Frauen in die gewerkschaftliche Organisation zu integrieren.

Allerdings muß auch gefragt werden, wie lange Frauen noch
bereit sind, innerhalb der eigenen Organisation zu kämpfen.
Sie könnten es auch müde werden, nicht nur den Kampf am
Arbeitsplatz und im privaten Bereich, sondern auch noch in
einer patriarchalisch strukturierten Gewerkschaft zu führen,
wo Frauenallzu lange aufdie Durchsetzung der eigenen Forde
rungen warten müssen.
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Klaus Dörre

Gewerkschaften und Jugendliche -
Ausblicke auf die Lohnarbeiterinnen-
Generation der 90er Jahre

1. Schlaglichter

Ein italienischer Kommunist und ein deutscher Sozialdemokrat

im Gespräch über die soziale Basis ihrerOrganisationen; »OC-
CHETTO: Ich glaube, unserwirklich großes Problemsinddie
Jugendlichen. GLOTZ: Wie bei der SPD..

Dieses Eingeständnis des führenden PCI-Repräsentanten
samt selbstkritischer Ergänzung des sozialdemokratischen Vor
denkers Peter Glotz ist durchaus symptomatisch für das Ver
hältnisvon westeuropäischer Arbeiterbewegung und jungerGe
neration. Kaum eine sozialdemokratische, sozialistische oder
kommunistische Partei, kaum eine Gewerkschaftsorganisation,
dienichtSchwierigkeiten mit der Aktivierung imdorganisatori
schen Einbindung Jugendlicher hätte.^ Bedenkt man,daß in der
Vergangenheit die jeweils dynamischen Bewegungen meistauch
diejenigen waren, denen »es gelang, relevante Teile der Jugend
zu mobilisieren«, während »Vergreisung« identisch war mit
einem »Verlust von Dynamik«^, so scheint es derzeit um die
Zukunft der Arbeiterbewegung nicht gut bestellt.. .

Szenenwechsel: West-Berlin. Aufgrund des Inselcharakters,
der Zusammenballung unterschiedÜchster Milieus und einer
hohen kommunikativen Dichte seit Jahrzehnten ein urbanes
Zentrum mit Vorreiterfunktion für Stile, Bewegungen, Trends,
Moden, Strömungen. Ein Blick aufpolitische Tendenzen in den
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Jugendkulturen der Stadtam Ende der 80erJahrevermineltdas
Bild einertiefgespaltenen Generation.

In den Hochschulen eine neue Studentinnen-Bewegung, die
von Berlin ausgehend ins Bundesgebiet »überschwappt«. Die
Proteste sind spontan, die Ursachen der Unzufriedenheit viel
fältig. Neben unzumutbaren Studienbedingungen werden Wis
senschaftsinhalte, Zwecksetzung vonForschung und Lehreund
hierarchische Entscheidungsstrukttiren kritisiert. Die Aktions
formen liegen zwischen konununikativem Happening undmili
tanter Besetzung.HervorstechendesMerkmal der Protestwelle:
Sie entfaltet sich neben, z.T. sogar gegen studentische Interes
senvertretungen (Asten, Fachschaften} und formelle politische
Strukturen. Sprecherinnen linker Hochschulgruppen werden
behandelt wie »normale Politiker«. Zwar ist eine links-alterna-
tive Wertorientierung (Ökologie, Feminismus, Demokratisie
rung, Autonomie) unter den Aktiven verbreitet, aber auch das
Verhältnis zu grün-alternativen Organisationen mit basisdemo
kratischem Anspruch ist eher durch nüchternes Interessenkal
kül bestimmt. Hervorstechendes Merkmal der Bewegung ist
das Prinzip der Selbstorganisation. Häufig kristallisieren sich
Forderungen und Ziele erst nachemem langen, intensiven Dis
kussionsprozeß in autonomen Seminaren heraus. Bei im Ver
gleich zu Studentenstreiks der 70er und frühen 80er Jahre
enorm hoher Beteiligung wird nach einem neuen politischen
Konsens an den Hochschulen gesucht. Die Binnenstrukturen
der Bewegung werden stets mitreflektiert; Geschlechterbezie
hungen undSexismus sindzum thematischen Dauerbrenner ge
worden. .

Dagegen bei den Berliner Senatswahlen einentgegengesetztes
Signal: Mit den Republikanern zieht eine rechtsextreme Pärtei
ins Parlamentein. Wenig später greiftdieserTrend beiden hessi
schen Kommunalwahlen auf das Bundesgebiet über. Besonders
beunruhigenddaran: ErstmalsseitJahrzehnten können sichdie
ultrakonservativen und neofaschistischen Gruppierungen in
überdurchschnittlichem Mäße auf Jungwähler stützen. In Ber
lin erzielten die Republikaner insgesamt 7,5%, bei den 18- bis
unter 24jährigen aber 14,3%.^ Eine auch zuvor bei einem Teil
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derJugendlichen schon latent vorhandene^ aggressiv-nationali
stische Orientierung setzt damit öffentlich sichtbare politische
Akzente. Die den aktiven Kern des »Protests von Rechts« aus
zeichnenden Wertorientierungen wirken wiedieexakte Umkeh
rung des kulturellen Habitus der neuen Studentenbewegung:
Demonstrative BetonungnationalerIdentität, rassische Ressen
timents und Ausländerfeindlichkeit; die Sehnsucht nach kame
radschaftlicher »Vergemeinschaftung«, Autoritätshxierung,
Männlichkeits- und Führerkult sowie gegen egalitär-radikalde
mokratische Wertorientierungen gerichteten Ungleichheitsideo-
logem sind »identitätsstiftend«.^ Libertäre und links-altemative
Bewegungsmilieus mitdeutlich syndikalistischen Zügen aufder
einen und aggressiv-nationalistischer Protest auf der anderen
Seite —kurze Episode oder doch schon Pole einer politischen
Jugendgeneration der 90er Jahre? Liegt hier bereits der Keim
einerKonfrontation, deren Dynamik auchden Lohnarbeiterin
nen-Nachwuchs erfassen und in gegensätzliche, je feindliche
Lager spalten könnte?

2. GewerkschaftlicheJugendarbeit:
Konzeptionelle Lücke

Wie die reale Entwicklung verlaufen wird, hängt nicht unwe
sentlich davon ab, ob es im »vorpolitischen« Raum agierenden
Massenorganisationen wie den Gewerkschaften gelingt, sich
frühzeitig mitsolchen Tendenzen auseinanderzusetzen. Denge
werkschaftlichen Jugendorganisationen fällt diesbezüglich eine
Schlüsselfunktion zu.

Schon in der Vergangenheit waren Neu- und Umorientierun-
gen der Gewerkschaften häufig mit Generationswechseln und
-brüchen verbunden. Nach Kriegsende wurden antifaschi
stisch-gewerkschaftliche Neuordnungsvorstellungen haupt
sächlich von Altersgruppen getragen, die noch in der Arbeiter-
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Bewegung der Weimarer Republik politisch sozialisiert worden
waren. Dagegen galt die nachwachsende Lohnarbeiterinnen-
Generation schonbaldals Kronzeugin für dieVerbürgerlichung
des Proletariats und das Ende einer klassenbewßt-sozialisti-
schen Arbeiterbewegung. Jugendforscher wie K. Bednarik be
scheinigten dem zur »inneren Anarchie befreiten jungen Arbei
ter«, daß er sich aufgrund des gehobenen Lebensstandards und
der dadurch ermöglichten Keimformen eines Individualbe-
wußtseins aus »fiktiver Klassenzuordnung« und sozialbtischer
Ideologie emanzipiert habe.^ Schelsky undMitarbeiter bestätig
ten diesen Befund und machten eine »deudiche Tendenz zur
Abnahme der schichtenspezifischen Unterschiede und damit
zur sozialen Gleichförmigkeit und Nivellierung der jugendli
chen Verhaltensformen« aus.' Parallel zur Verbürgerlichungs-
Diskussion setztesich, wenn auch nichtgeradlinig, eineherun-
politisch-jugendpflegerisches Verständnis von gewerkschafdi-
cherJugendarbeitdurch.

Eine umfassende Neuorienderung erfolgte erst im Zuge der
Jugend- und Studentenbewegung am Ende der 60erJahre. Oft
neben oder gegen offizielle gewerkschaftliche Strukturen bil
dete sich eine Lehrlingsbewegung heraus, die schließlich wich
tige Anstöße für eine Repolitisierung gewerkschaftlicher Jugen
darbeitlieferte. Dies schlug sich u. a. darin nieder, daß sich in
nerhalb der Gewerkschaftsjugend ab 1971 mehrheitlich ein ten
denziell klassenautonomes, antikapitalisdsches Selbstverständ
nis durchsetzte.'" Die Neuorienderung war zunächst mit orga-
nisadonspolitischen Erfolgen verbunden. Zwischen 1970 und
1975 nahm die Zahl der jugendlichen Gewerkschaftsmitglieder
um 26% zu (+250 000), der Organisadonsgrad stieg bei den
unter 25jährigen von 12,9 auf 16,4%.

Mit ökonomischer Stagnation, anhaltender Jugendarbeitslo
sigkeit und »geisdger Tendenzwende« setzten jedoch Rück
schläge ein. Auch wennsich die Akdven bei Streiksund Akdo-
nen weiterin überdurchschnittlichem Maß aus jüngeren Alters
gruppen rekruderten, wurde es doch schwerer, Jugendgruppen
zu erhaltenoder neu zu gründen. Infolgedessteigenden Durch
schnittsalters der Berufsanfänger ging die Zahl der Jugendver-
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treterinnen nach 1972 kontinuierlich zurück." Selbst in Groß
betrieben kames zu einerSchwächung gewerkschaftlicher Prä
senz in den Lehrwerkstätten; die Klein- und Mittelbetriebe
(und damit dieMehrzahlder Auszubildenden) wurden ohnehin
kaum erfaßt. In der nun aufbrechenden Strategiediskussion,
den heftigenKontroversen um »Betriebsorientierung« oder »of
feneJugendarbeit« zeigtesich, daß es der Gewerkschaftsjugend
schwer fiel, sich auf die veränderte Situation einzustellen. Zu
Beginn der 80erJahre gab die Vertiefung der »Organisations
lücke« bei Jugendlichen der schwelenden Diskussion um die
Krise gewerkschaftlicher Jugendarbeit neue Nahrung*^, zumal
die stagnativen Tendenzen bei der Gewerkschaftsjugend in
deutlichem Kontrastzu einer Welle außerparlamentarischer Be
wegungen standen, die vor allem von jugendlichen und jungen
Erwachsenen getragen wurden. Angesichts überdurchschnittli
cher Mitgliederverluste bei den unter 25jährigen erklangen be
reits Warnrufe, dem DGB drohe ein »Abdorren seines >Lebens-
baumes< von der Wurzel her«." Die empirische Jugendfor
schung machte einen beträchtlichen Vertrauensverlust der Ge
werkschaften in den jüngeren Altersgruppen aus. Konstatiert
wurde,daß sich »den Jugendlichen Gewerkschaft heutealseine
relativferne Institution« darstelle, der sie »mehrheitlich gleich
gültig oder distanziert« gegenüberstünden. Junge Lohnabhän
gige assoziierten mit Gewerkschaften vor allem eine bürokrati
sche Großorganisation, die sich in ihren Zielsetzungen, nicht
aber in ihren Strukturen von anderen Bürokraten unter

scheide."

Solche Befunde haben in den letzten Jahren die Debatte um
das Verhältnis von Jugend und Gewerkschaften geprägt. Resul
tat war neben einer stärkeren Öffnung für Bewegungsthemen
(Frieden, Ökologie, Frauen) und einer Problematisierung ver
krusteter Organisationsstrukturen" der Versuch einer realisti
schen Standortbestimmung." Der negative Mitgliedertrend
konnte inzwischen wieder umgekehrt werden." Ein neues Ge
setz über Jugend- und Ausbildungsvenretungen eröffnet den
Gewerkschaften erstmals wieder die Chance, in Betrieben Fuß
zu fassen, in denen es zuvor keine (arbeitsfähigen) Interessen-
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Vertretungen gab. Besonders in Krisenregionen zeichneten sich
Ansätze einereigenständigen Aktivierung Jugendlicher ab. Um
so schwerer wiegt, daßdie inhaltlich-konzeptionelle Lücke der
Jugendarbeit bislang nicht geschlossen werden konnte.

3. Selbstvergewisserung: Die Suche nach dem
Subjektgewerkschaftlicher Jugendarbeit

Gerade progressive Ansätze in der Jugend- und Jugendbil
dungsarbeit beruhen in ihren Leitvorstellungen häufig noch
immer auf Konzeptionen, die Ende der 60er, Anfang der 70er
Jahre entwickelt worden sind.'® Damals waren harmonisierende
Jugendtheorien, wie sieSchelsky und Tenbruck" vorgelegt hat
ten, unter dem Eindruck der Jugendproteste einer kritischen
Revision unterzogen worden. Ein kleiner Teil der Jugendfor
scher attackierte Vorstellungen einer sozial homogenen Jugend
als Ausdruck der Mystifikation spätkapitalistischer Klassenver
hältnisse. Ausgehend von der Basisthese, wonach nicht Alter
sphasen die Stellung des Menschen im Produktionsprozeß fest
legen, sondern umgekehrt soziologisch relevante Altersphasen
durchden jeweiligen Entwicklungsstand vonProduktivkräften
und Produktionsverhältnissen bestimmt werden, ließ sich die
Existenz unterschiedlicher Klassen-Jugenden begründen.^"
Auch wenn Definitionen undstrategische Bewertungen derpro
letarischen Jugendphase sehr unterschiedlich ausfielen®', blieb
doch einer »stiller Konsens« dieser klassentheoretisch unter
mauerten Argumentationen. Als konstitutiv für die Besonder
heit vonArbeiterjugend galten aussozioökonomischen Verhält
nissen, der Klassenlage bzw. der kapitalistischen Formdes Bil-
dungs- und Ausbildungssektors, abgeleitete objektive Interes
sen, die folglich auch imZentrum einer antikapitalistischen Ju-
gend(bildungs)arbeit stehen sollten. Übergreifendes Ziel war
die Rekonstruktion eines kämpferisch-sozialistischen Klassen-
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Bewußtseins.^ Dieser »stille Konsens« wurde mit der Debatte
um die »Krise der Arbeitsgesellschaft«, dem Aufkommen der
neuen sozialen Bewegungen und der nun einsetzenden Indu-
strialismus- und Fortschrittskritik tiefgreifend erschüttert. Die
stark diskussionsbestinunenden Shell-Jugendstudien von 1981
und 1985 konstatierten, daß sozialstrukturelle Merkmale kaum
noch Aussagen über moralische, kulturelle und politische Op
tionen Jugendlicher zulassen.^^ Anstelle der Klassen- und
Schichtzugehörigkeit rückte nun wieder die »Gesellschaft der
Altersgleichen« insZentrum der Analyse.

Hauptverdienst der kapitalismus- und klassentheoretisch ar
gumentierenden Jugendkonzeptionen war ohne Zweifel die ra
dikale Kritik harmonisierender Theoriekonstrukte. Ihre Wir
kung bestand häufig darin, daß soziale Ungleichheiten und spe-
ziflsche Interessenslagen Arbeiterjugendlicher überhaupt zum
Gegenstand von Jugend- undBildungsarbeit gemacht wurden.
Andererseits unterschätzten sie jedoch kulturelle Wandlungen
- Individualisierungstendenzen, innere Differenzierung des
Lohnarbeitemachwuchses und Veränderungen von Bedürfms-
senundWertorientierungen. Zumindest impliut leisteten sieso
analytischem »Klassenreduktionismus« und wohl indirekt auch
einer verengten Arbeiterjugendpolitik Vorschub.

3.1. Exkurs: Jugend, Vergesellschaftung, Individuation

Obwohleskeinen Grundgibt,zu klassenneutralenJugendtheo
rien zurückzukehren^*, muß doch andererseits festgestellt wer
den, daß auch dieVorstellimg einerhomogenen Arbeiterjugend
die sozialeRealität längstnicht mehr trifft.

Eine modifizierte materialistische Jugendkonzeption muß
darauf zielen, eineumfassendere Vorstellung vonWiderspruch
serfahrungen und Bedürfnissen und Interessen des Lohnarbei
temachwuchses zu gewinnen. Sie hat daher bei der in der Ju
gendphase geleisteten widersprüchlich-wechselseitigen Ver
schränkung von gesellschaftlicher undindividueller Reproduk
tion auszusetzen. Jede Gesellschaft alsSystemsozialerVerhält-
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nisse, dem dieProduktionsverhältnisse eine besondere Qualität
verleihen, ist daraufangewiesen, sichfortwährend imVerhalten
der Individuen zu reproduzieren. Um gesellschaftliche Repro-
duktionserfordemisse inihrerTätigkeit zu realisieren - eine ele
mentare Bedingung menschlicher Existenz - benötigen die In
dividuen entsprechende Handlungsfähigkeit. Die Aneignung
handlungsfähig machender subjektiver Vermögen erfolgt in -
über die Eigenlogik der Psyche gesteuerter - selbsttätiger Aus
einandersetzung mit vergegenständlichten sozialen Erfahrun
gen.Durch dieAnforderungen an dasProduzentenverhalten er
hält individuelle Handlungsfähigkeit eine besondere gesell
schaftliche Formbestimmung. Dies bedeutet aber nicht, daß
sich der Aneignungsprozeß in der Herstellung von Arbeitsver
mögen erschöpft. Gemeint ist vielmehr die Ausbildung jener
Bedürfnisse und Fähigkeiten, diedieIndividuen überhaupt erst
in die Lage versetzen, sichin einerPluralität ökonomischer, so
zialer, kultureller und auch politischer Beziehungen zu betäti
gen. Bevor dieMenschen ihrenvollen Beitrag zur gesellschafdi-
chen und individuellen Existenzsicherung leisten, bilden sie
»übereinen längeren gesellschafdichen Zeitraum (Kindheit, Ju
gend)« jenesubjektiven Vermögen aus, die »sie in ihren Hand
lungen als bestimmte gesellschaftliche Individuen auf der
>Höhe ihrer Zeit< ausweisen«.^^ Dieser Prozeß »individueller
Vergesellschaftung« ist zugleich untrennbar mit dem biophysi
schen Reifungsprozeß verknüpft, welcher imZuge derkulturel
len Evolution ebenfalls eine bestimmte historische Form er
hält.^ Zwecks Sicherstellung individueller Vergesellschaftung -
ein widersprüchlicher Entwicklungsvorgang, der nicht ohne
weiteres mit der Übernahme fertiger sozialer Rollen gleichge
setzt werden kann^^ - bildet jede Gesellschaft ein System »abge
leiteter Verhältnisse«, ihre »objektive Kultur« aus.^^ Jugend
kann in diesem Kontext zunächst als altersphasenspezifische
Konfiguration »abgeleiteter Verhälmisse« und darin gebündel
ter gesellschaftlicher Handlungsanforderungen definiert wer
den, zu dem sich die Heranwachsenden in nach sozialer Her
kunft, individueller Klassenposition, Geschlecht etc. variieren
der Weise je individuell in Beziehungsetzen und dabei ihre un-
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verwechselbare Persönlichkeit entwickeln. Historische Grund
lage hierfür ist die erst in der bürgerlichen Gesellschaft erfol
gende Herausbildung eines gesonderten Sektors schulischer
und beruflicher Qualifizierung.^' Insofern istJugendallerdings
»Phase der Herstellung vonArbeitsvermögen durchSchule und
Ausbildung«.Besser: Bildungs- und Ausbildungsinstitutionen
fixieren dieTätigkeitsschwerpunkteJugendlicher außerhalbvon
Herkunftsfamilien und unminelbarer Produktion; dies aber
nur insoweit, ab schulisches oder berufliches Lernen aufgrund
biographischer Bedeutung, Zeitaufwand und dadurch struk
turierter Sozialbeziehungen das FundamentalleranderenTätig
keitsformen Heranwachsender bildet.

In der Konsequenz dieses hier nur schemenhaft dargestellten
Ansatzes liegt, daß (1) makrosoziologische und individualge-
schichtliche Dimension des »Phänomens Jugend« nicht mehr
künstlich voneinander getrennt werden. Jugend läßt sich so als
lebensphasenspezifischer, Vergesellschaftung und Individuation
gleichermaßen umfassender, tätigkeitsvermittelter Entwick
lungsprozeß begreifen. '̂ Dem individuellen Hineinarbeiten in
gesellschaftliche Verhältnisse entspricht auf der individuellen
Subjektebene das, was Leontjew als »zweiteGebun der Persön
lichkeit«^^ bezeichnet. Mit dem Einmünden in die sozial regu
lierteJugendphase verändern und erweitem sich die Beziehun
gen der Heranwachsenden zu ihrer Umwelt. Die Auseinander
setzung mit diesen äußeren Anforderungen wird als innere,
psychische, über Bedürfnisse und Motive vermittelte Tätigkeit
zurückgespiegelt. In einem verschiedene Phasen und krisen
hafte Brüche durchlaufenden Prozeß entsteht so die sich ihrer
selbst bewußte Persönlichkeit.

Damit rücken zugleich (2) die Vermitdungen zwischen ju
gendlichen Individuen und Gesellschaft ins Zentrum der Ana
lyse. Die sich über die konkrete Lebenspraxis realisierende ge
sellschaftliche Determinadon der Individuen beginnt in der
frühkindlichen Phase durch die Transformadon subjektiv rele
vanter Lebensbedingungen in von den Individuen verinner-

' lichte Habitusformen. Der Habitus funktioniert nach dem Zir
kelprinzip. Als»inkorporierteNotwendigkeit« transformierter
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die den objektiven Existenzbedingungen eingeschriebenen
Zwänge und Beschränkungenin ein vorwiegendunbewußt wir
kendes System von Gefühlshaltungen, Dispositionen und Kias-
sifikationsschemata. Diese den Individuen zur »zweiten Natur«
gewordenen Präferenzen wirken (gemeinsam mit dem Klassen
ethos) zugleich als Regulativ der Praxisformen; ihr Operator
ist der differenzierende Geschmack. Als »strukturierende

Struktur« scheiden Habitusformen der jeweiligen Lage und Si
tuation angemessene von unangemessenen Handlungsaltemati-
ven, reproduzieren somit klassenSpezifische Formen kulturel
len (Selbst-)Ausschlusses.'^ Im Verlauf individueller Entwick
lung werden die Habitusformen modifiziert und in ihrer Wir
kung relativiert. Individuelle Vergesellschaftung erfolgt nun
mehr und mehr über die bewußte Verarbeitung gesellschafdi-
cher Erfahrung, die Aneignung historischer Individualitätsfor-
men.^ Jugend setzt sich auseinerVielzahl unterschiedlicher In
dividualitätsformen zusammen, läßt sich nicht einfach als »De
rivat« aus der Individualitätsform desdoppelt freien Lohnarbei
ters herausdestilieren.^^ Der Gedanke einerklassenspezifischen
Differenzierung von Jugend ist damit (3) keineswegs aufgege
ben. Nach wie vor dient die Jugendphase auch der Reproduk
tion der Klassengesellschaft; aber die Formen, in denen dies ge
schieht, die dadurch bestimmten Lebens- und Entwicklungsbe
dingungen Jugendlicher, ihre Erfahrungsräume haben sich im
Zuge kapitalistischer Entwicklung tiefgreifend gewandelt.^
Zudemist in Rechnungzu stellen,daß die gesellschaftlich struk
turbestimmenden Produktions- und Klassenverhältnisse nicht
unbedingt auch lebensgeschichtlich das Primäresind.

Ausgehend von diesem reprodukdonsbezogenen Jugendver
ständnis können nun strukturelle Veränderungen im Vergesell
schaftungsmodus des Lohnarbeitemachwuchses samt ihrer
Konsequenzen für gewerkschaftliche Klassenbildun^prozesse
betrachtet werden.
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3^. Vom arbeits- zum bildungszentrienen Lebenszusammen
hang

Beginnen wir zunächst mitdenepochalen, sichüberJahrzehnte
hinweg durchsetzenden Wandlungen desJugendalters.

Grundtendenz ist eine letztlich in der Produktivkraftentwick
lung und der Expansion desBildungs- und Ausbildungssektors
wurzelnde, sich übersoziale Kämpfe undpolitische Entscheidun
gen durchsetzende zeitliche Ausdehnung und klassenübergrei
fende Verallgemeinerung von Jugend. Aufgrund verlängerter
Schulzeiten, dem gestiegenen formalen Bildungsniveau undeiner
vermehrten Bildungsbeteiligung des weiblichen Geschlechts ist
Jugend mindestens bis zum 17. Lebensjahr, z. T. aber auch dar
über hinaus, ein vorwiegend durch die Schule strukturierter
Lebenszusammenhang geworden. Mündete dieMasse derArbei
terjugendlichen noch während der50erJahre nach Abschluß der
Pflichtschulzeit, also i. d. R. mit 14, in ein betriebliches Ausbil-
dungs-oderArbeitsverhältnis ein,sosinddieBerufsanfängerder
80erJahre häußgschon 18 Jahre und älter. '̂ Während die Erfah
rungmitLohnarbeit, betrieblichen Machtverhältnissen undKon
flikten biographisch aufgeschoben wird, setzt die bewußte
Aneignung und Stabilisierung moralischer, kultureller und politi
scher Urteib- und Handlungsfähigkeit bezogen auf andere Le
bensbereiche durchschnitdich früher ein.^^ Dieser Befund einer
scherenförmigen Auseinanderentwicklung von produktionsbe-
zogener Erfahrungsaneignung einerseits undpolitischer Bewußt
seinsbildung andererseits ist allerdings insofern zu relativieren,
als politisches Lernen prinzipiell lebenslang dauert" undhierfür
relevante Deutungsmuster und Wertorientierungen sicherst mit
der Fixierung der individuellen gesellschaftlichen Position, also
zumeistwährenddesdritten Lebensjahrzehnts, verfestigen.'*" Da
in denAltersgruppen der20-bisunter30jährigen dreiViertel der
Jugendlichen bzw. jungen Erwachsenen (meist abhängig)
erwerbstätig sind,kannvoneinerdiurchgängigen Freisetzung von
Lohnarbeit keine Rede sein. Für junge Frauen ist im dritten
Lebensjahrzehnt sogar das umgekehrte Phänomen, eine stei
gendeErwerbsquote charakterbtbch.**
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Im Zuge dieser sozialstrukturellen Umbildung der Jugend
phase wandeln sichzugleich die dominanten Tätigkeitsformen.
Bei den dauernder Leistungskontrolle unterworfenen Schüle
rinnen überwiegt eine relativabstrakte, reflexiv-rezeptive Lem-
täügkeit. DieseTendenzsetzt sich zimehmend auch im Produk
tionssektor fort. In der (groß)betrieblichen Ausbildung wächst
der Anteil theoretischer Wissensvermittlung. Zudem verlagern
sich mit der Automatisierung der Arbeitsprozesse und der Ter-
tiärisierung der Tätigkeitsstruktur die Qualifikationsanforde
rungen von manuell-handwerklichen Fertigkeiten hin zu kogni
tiven und kommunikativen Hhigkeiten, führen zur verstärkten
Beanspruchung von Flexibilität, Kreativität und Abstraktions
vermögen.^^ Nicht zuletzt aus diesem Grund verliert das -
schon durch dieTaylorisierung der Arbeitsprozesse brüchig ge
wordene- traditionelle, auf qualifizierte, z. T. körperlich harte
Tätigkeit und entsprechendenProduzentenstolz gegründeteAr
beitsethos von Industriearbeitern weiter an lebenspraktischer
Bedeutung.'''

Im Reproduktionssektor partizipieren Jugendliche auf spezi
fische Weise an den schon für die Lebensweise der Lohnarbeite
rinnen insgesamt festgestellten Individualisierungstendenzen.

Innerhalb der Herkunftsfamilien dominiert die Tendenz zur
Liberalisierung von Erziehungsstilen und -zielen; infolge der
partiellen Entwertung elterlichen Orientierungswissens wird
das Verhältnis zwischen den Generationen neu ausbalanciert."
Das Aufholen junger Frauen bei den Schulabschlüssen und die
damit verbundenen Anspruchshaltungen an Arbeit und Beruf
haben zur Lockerung tradierter Geschlechterverhältnisse beige
tragen, ohne freilich am Kern patriarchalischer Herrschaftund
frauenspezifischer Benachteiligung etwas zu ändern. Die Kon
sumoptionen Jugendlicher sind durchschnittlich gewachsen,
zugleich hat sichallerdings auchdie lebensgeschichtliche Dauer
materieller Abhängigkeit vielfach verlängert.'" Trotz unter
schiedlichverteilterKonsumchancen ist davon auszugehen,daß
auch für den Arbeiterklassen-Nachwuchs in Grenzen ein

»Leben vor der Arbeit« möglich geworden ist. Lebensge
schichtlich geht die Einübung in die Individualitätsform desge-

324



nußfreudigen, unterscheidungsfähigen Konsumenten der An-
eigntmg von Produzentenbewußtsein voraus. Gemeinsam mit
der Alterssegregation in Schulklassen, Lehrwerkstätten, Verei
nen etc. fördern die auf den Jugendmarkt zielenden Angebote
der Freizeit- und Kulturindustrie die Entstehung informeller
Gleichaltrigengruppen. Gehöne in den 50er Jahren ca. VS der
befragten Jugendlichen zwischen 13 und 24 Jahren solchen
Gruppen an, waren es Mitte der 80er bereits Ein Großteil
derJugendlichen bewegt sich in mehreren solcher Gruppen. Be
sonders dicht ist das Netz der altershomogenen Beziehungen
in den höheren Bildungsschichten. Diese informellen Gruppen,
die hauptsächlich dem kommunikativen Austausch, dem ge
meinsamen Organisieren und Erleben von Freizeit dienen, sind
gewissermaßen das soziale Fundament einer »Gesellschaft der
Altersgleichen« (Zinnecker). Sie fungieren als Umschlagplätze
für Moden, Stile und vorpolitisch-kulturelle Orientierungen.
Parallel zur Intensivierung altershomogener Beziehungen hat
sich die Begrenzung von Sozialkontakten durch klassenspezifi
sches Milieu gelockert. Ein wichtiger Riktor isthier die größere
soziale Durchlässigkeit des Bildungssektors. Die Steigerung des
Anteils der Arbeiterkinder unter den Studienanfängern von
6,5% Mitteder 60erauf 17,7% Anfang der 80erJahrehat zwar
das Bildungsprivileg nicht gebrochen; die sozialpsychologi
schen Wirkungen dieses Mobilitätszuwachses dürfen dennoch
nicht unterschätzt werden.

3.3. Generationslage: Die Krise als Normalität

Zusätzlich begünstigt durch das —unwiderrufliche —Ende einer
sozialistischen Arbeiterbewegungskultur haben die in der Wirt
schaftswunder-Ära« einsetzenden Individualisierungsschübe
dazu geführt, daß selbst die Masse der Arbeiterjugendlichen
sich zunehmend in einemLebens-und Erfahrungsraum entwik-
kelt, der diespontane Aneignung positiver Klassenidentität au
ßerhalb betrieblicher Strukturen kaum noch zuläßt.^^ Die für
den Lohnarbeiterinnen-Nachwuchs der 80erJahre generations-
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typischen Krisenerfahrungen haben diesozialen Kosten der In
dividualisierungstendenzen stärker spürbar tverden lassen,
ohne die Gesamtentwicklung umzukehren.

Die durchschnitthche Arbeitslosenrate bei Jugendlichen
unter 25Jahren ist in den 80erJahren von 3,9 auf ihren Höchs-
stand von 9,9% (1984) gestiegen undhatsich amEnde des Jahr
zehnts bei über 7 Prozent eingependelt. Trotz ökonomischer
Belebung liegt sie damit deutlich höher als während der Auf
schwungjahre 1979/80. DerSchwerpunkt des Arbeitslosigkeits
risikos hat sich andiesogenannte »zweite Schwelle« dem Über
gang von der Ausbildung in den Berufund damit in dieAlters
gruppe der 20- bis25jährigen verlagert. Dies freilich, ohnedaß
dadurch dieQualifizierungskrise bereits überwunden wäre.'*^

Charakteristisch für diese, allerdings auf einem historisch
neuen Reproduktionsniveau erfolgende, Wiederkehr »klassi
scher« kapitalistischer Krisenphänomene ist, daßsiedie sozia
len Unterschiede nicht nur zwischenden Klassen, sondern auch
innerhalb der Lohnarbeiterschaft und ihres Nachwuchses ver
tiefen. ^(^hrend Auszubildende inprosperierenden Zukunftsin
dustrien nach wie vorvei^leichsweise leicht in gesicherte, halb
wegs gut bezahlte Beschäfögungsverhältnisse gelangen, sindan
dere Teile dergleichen Generation von Langzeitarbeitslosigkeit
und dauerhafter sozialer Verelendung bedroht. Schon Anfang
der 80er Jahre (1982) waren 28% (628 000) der offiziell regi
strierten ca. 2,3 Mio. Armen jünger als 18 Jsihre.*' Die segmen-
tierende Wirkung derQualifizierungs- undBeschäftigungskrise
in Rechnung stellend, sprechen Baethge u. a. von einer ge
schichtlich neuen »Entwicklungsdynamik der Privilegierung
undVerelendung«, die »bereits früh in derJugend beginnt und
festgeschrieben werden kann«. Für die Jugendlichen der 80er
Jahre verliere die Gesellschaft immer mehr jene Offenheit, die
deren Eltern noch hätten nutzen können. Einer größer werden
den Gruppe am unteren Ende der Sozialstniktur drohe »neue
hermetische Abgeschlossenheit«.^ Gegen die Vorstellung einer
völlig abgeschotteten Elendszone kann allerdings geltend ge
macht werden, daßzunehmend auch qualifizierte junge Richar-
beiterund -angestellte in Arbeitslosigkeit und ungeschützte Be-
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schäftigungsverhältnisse abgedrängt werden. Soverfügten 1985
bereits 57% der 20- bis 25j^rigen Arbeitslosen über eine abge
schlossene Berufsausbildung. '̂ Richtig bleibt aber, daß Krisen
betroffenheit bei Jugendlichen nicht einfach scharf gezogenen
Klassenlinien folgt. Dafür spricht auch, daß Arbeitslosigkeit
und Marganilisierungstendenzen längst die Gruppe der Hoch
schulabsolventen erreicht haben. Mit durchschnittlich 5,7%
(4,3% bei den Männern, 8,3% bei den Frauen!) haben die Aka
demiker-Arbeitslosenquoten (wiss. Hochschulabschluß) fast
das Niveau der Quoten betrieblich undschulisch ausgebildeter
Rchkräfte.®^ Umgekehn sucht eine wachsende Zahl von Abi
turienten das Beschäftigungsrisiko zu mindern, indem sie dem
Studium eine Berufsausbildung vorschaltet. Mitte der 80er
Jahre hatten bereits 11% aller Auszubildenden die Fach-/Hoch-
schulreife.^^ Diesoziale Zusammensetzung desAuszubildenden
ist damitbeträchtlich heterogener geworden.

3.4. Subtile Reproduktion der Klassengesellschaft

Mit den strukturellen Veränderungen der Jugendphase hat sich
auch der soziale Reproduktionsmodus der Klassengesellschaft
gewandelt. Die individuelle Plazierung in der Gesellschaft ist
immer stärker an den Erwerb von kultureUen Ressourcen, von
Bildungstiteln und Zertifikaten etc. gebunden. Im Zusammen
spiel von strukturellen Selektionsmechanismen des Bildungs
und Ausbildungssystems (Noten, Prüfungen, Zeugnisse, Eig
nungstests usw.) einerseits undverinnerlichten Praktiken kultu
rellem Selbsuusschluß andererseits, erscheint der persönliche
Erfolg als unmittelbares Resultat eigener Leistung. Dadurch
wird die Verschleierung sozialer Klassenunterschiede begün
stigt und eine Subjektivierung gesellschaftlicher Widersprüche
und Konflikte gefördert. Auch in der Nichtarbeitssphäre wer
den Klassen- und Schichtunterschiede durch daspluraleSystem
der Lebensstile gewissermaßen »maskiert«. Zwar kann von
einer pauschalen Nivellierung kultureller Unterschiede keine
Rede sein, zwar ist auch der Raum der Lebensstilehierarchisch
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gegliedert^, aberdiekulturellen Praxen und Stilbildungen Her
anwachsender lassen sich nicht eindeutig Klassenzusammen
hängenoder sozialenSchichten zuordnen.

Der Strukturwandel derJugendphase machtsichnicht nur in
derVerschiebung »äußerer« gesellschaftlicher Handlungsanfor
derungen bemerkbar; er wirkt z. B. über die Gegenstände der
Lern- und Konsumtätigkeit auch auf das »Innere«, die Psyche
der Individuen zurück, schlägt sichin den Persönlichkeitsstruk
turen der (LohnarbeiterInnen-)Jugendlichen nieder. Eben die
ser Zusammenhang ist gemeint, wenn Baethge u. a. von einer
langsamen »Umwälzung des Sozialisationsmusters in der Ado
leszenz« sprechen,der nicht nur »denschlichten Austausch von
Bezugspunkten für das Handeln in derJugendphase« bedeute,
sondern »die ganze Person und ihreEntwicklung«, ihreinnere
»Auseinandersetzung mitNatur undUmwelt« betreffe.^s Tätig
keitstheoretisch argumentiert: Jedem Lohnarbeiter-Jugendli
chenwird- trotz oder gerade wegen des sozialen Krisendrucks
- ein höheres MaßanSelbstzuständigkeit und Eigenverantwort
lichkeit im Umgang mit komplexer gewordenen gesellschaftli
chen Handlungsanforderungen abverlangt. In dieser im kapiu-
listischen Vergesellschaftungsprozeß angelegten Ausweitung
von Wahlmöglichkeiten und Entscheidungszwängen und ihren
tätigkeitsvermittelten Auswirkungen auf die Individuen liegt
eineentscheidende Ursache für den subjektiven Bedeutungszu
wachs vonPersönlichkeits- und Selbstentfaltungswerten.

4. Lebenskonzepte, subjektive
Arbeitsorientierungen und
Gewerkschaftsbewußtsein

Was bedeuten die geschilderten Tendenzen nun aber für die Be
reitschaftJugendlicher zu kollektivem Engagement und gewerk
schaftlicher Solidarität? Sowenig umstrittendie empirisch fest-
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stellbaren Wandlungen desJugendalters sind, so kontrovers fal
len die Antworten hinsichtlich ihrer Auswirkungen aus. Nicht
zufällig hat sich die Debatte vor allem an der objektiven und
subjektiven Bedeutung der Erwerbsarbeit und der darauf bezo
genen Interessen Jugendlicher entzündet:

4.1. Freisetzung von Arbeit, »Statthalter des öffentlichen«?

Eine optimistische Interpretation liefert J. Zinnecker. Für ihn
hatsieb mit dem Übei^ang zum »Dienstleistungskapitalismusa
Jugend als soziales Moratorium, als Zeit des Lernens, Lebens
und biographischen Experimentierens allgemein durchgesetzt.
Zinnecker betont die emanzipatorische Tendenz dieses - durch
die »Gegenmacht der Jugendlichen« mit vorangetriebenen -
Wandels. Die Freisetzung von Erwerbsarbeit habeJugend der
eher indirekten Kontrolle von Bildungseinrichtungen und den
Märkten der Dienstleistungs- und Kulturindustrie überantwor
tet. Ob gewollt oder nicht fungierten diese neuenKontrolleure
als »Emanzipatoren der Jüngeren gegenüber konventionellen
Gruppenbindungen«. Über die Schule verzögere sich die »Ein
bindungenderJüngeren in die partikulareRolleder arbeitsteilig
organisierten Erwachsenengesellschaft«. Das prädestiniere Ju
gendliche dazu, »als Repräsentanten einesallgemeinen, klassen
übergreifenden Bürgerstatus au&utreten und ein entsprechen
des (ideologisches) Bewußtsein zu entwickeln. Mehr als der
durchschnittliche Erwachsene verkörperten sie »das politische
Interesseam Gesamtwohl, an der langfristigen Zukunft«.^

Nach Zinnecker fördert die mit der Freisetzung von Arbeit
verbundene Vergrößerung von Zeitbudgets und Dispositions
spielräumen also tendenziell öffentliches Engagement - und
zwar in einem das Allgemeinwohl repräsentierenden, klassen
übergreifenden Sinne. Jugendliche erscheinen nun inmitten
einer partikularisierten Gesellschaft als »Statthalter des Öffent
lichen«. Die Klassenlage wird nur noch als relativer Ausschluß
von den Vorzügen des Moratoriums thematisiert. Arbeiterju
gendlichen folgerichtig ein strukturell bedingter Konservatis-
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mus attestiert: Während vor allem Schüler und Studenten Affin
itäten zu neuen sozialen Bewegtmgen entwickelten, weise die
»charakteristische Gegenorientierung der jungen Arbeiter...
in Richtung kommerzieller Massenkultur«

Auchwenn Zinnecker schlüssig zeigt,daß Individualisierung
keineswegs automatisch Vereinzelung oder soziale Desintegra
tion bedeutet, hebt seine Argumentation doch zu einseitig posi
tive Aspekte hervor. Hauptgrund ist, daß aufgrund des proble
matischen theoretischen Deutungsrahmens'' dieArbeitssphäre,
ihre Konflikte und Krisen nahezuvollständig ausdemUntersu
chungsansatz ausgeblendet sind. Resultatist die »Glättung« wi
dersprüchlicher Entwicklungen'̂ und die Überschätzung von
Autonomie und Machtzuwachs der Jüngeren. Gegen einen all
gemeinen Bürgerstatus Jugendlicher kann geltend gemacht wer
den, daß diesozialen und politischen Gegensätze innerhalb der
jungen Generation größersindalsdiezwischen denGeneratio
nen. Der pauschalisierende Befund einer eher passiv-konfor
men Arbeiterjugend wird durch das empirische Material nicht
gedeckt. Überraschend sind hier eher dierelativ großen Sympa
thiepotentiale neuer sozialer Bewegungen auch innerhalb des
Lohnarbeiternachwuchses."'

4.2. Abnehmendes Vergesellschaftungspotential derArbeit?

Deutlich andere Akzente in der Bewertung des Übergangs von
der »produktionistischen zur konsumistischen Sozialisation«
setzt ein Forscherteam desSOFI Göttingen. Gestütztauf quali
tative Interviews mit jungenArbeiterinnensehenBaethge u. a.im
Strukturwandel der Jugendphase die »Ausdünnung kollektiver
Gesellschaftserfahrung unddieTendenz zur Vereinzelung« ange
legt. Verlängerte Lern- imdAusbildungszeiten könnten weder ein
Gefühl gesellschaftlicher Nützlichkeit stiften,nochaktive Verge
sellschaftung fördern. Statt dessen würden der »noch labilen
jugendlichen Persönlichkeit traditionell wichtige Stützen der
Anlehnung und Orientierung« entzogen undsodie»Herausbil
dungstabiler Muster kollektiver Identität« blockiert."
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Für Baethge und Mitarbeiter ist es nun so, daß sich diese
Tendenz zu »fragmentierter Identität« (Habermas) trotz unge
brochener objektiver und subjektiver Bedeutung der Arbeit
durchsetzt. Nach wie vor stehe Erwerbsarbeit für drei Fünftel
der Befragten dominant odergleichrangig mit dem Privatleben
im ZentrumihresLebenskonzepts. Zugleich hättensich jedoch
die arbeitsbezogenen Ansprüche gewandelt. Die Präferenzen
derJugendlichen richteten sich - soweit Arbeitsplatz und Ein
kommen einigermaßen gesichert seien - primär aufdieinhaltli
che und sozialkommunikative Seite der Arbeitstätigkeit. Es
handele sich um ein individualistisches Arbeitskonzept, in dem
»viel Sehnsucht nach Individuierung, nach einem eigenen Ver
haltensstil auch in der Arbeit« mitschwinge. In der Formel; Ju
gendliche »beziehen nicht sich auf dieArbeit, sondern die Ar
beit auf sich«, werde diese Haltung auf den Punkt gebracht.
Konsequenz sei die Bevorzugung individueller Problemlösun
gen unddie »Ausblendung kollektiver Handlungsstrategien«..

Im Hinblick auf das Gewerkschaftsbewußtsein setzte sich
diese Tendenz in Gesult einer - durch die formelle Mitglied
schaft oft nur verdeckten - inneren Distanz zur Organisation
fort. Es dominiere eine »vornehmlich instrumentelle Bezugs
weise auf Gewerkschaft, deren Kern ein sehr stark individuali
stisch gefärbtes, zweckrationales Interessenkalkül« sei.*^

Gegen die hier gelieferten Interpretationen kann sicher gel
tend gemacht werden, daß ihnen ein überprüfbarer historischer
Bezugspunkt fehlt. Oft scheint es, als habevielen Bewertungen
das Idealbilddes arbeitszentrierten, seiner Gewerkschaftgegen
über unbedingt loyalen Aktivisten auf Lebenszeit I^te gestan
den. Selbst in der Blütezeit der Arbeiterbewegung hanen solche
Typisierungen »geborener Sozialisten und Gewerkschafter« al
lenfalls für kleine Minderheiten der Arbeiterjugend gegolten."
Eine kalkulierende, die Schutzfunktion von Gewerkschaften
passiv beanspruchende »Versicherungsnehmermentalität« hat
sich in großen Teilen derLohnarbeiterschaft spätestens mitdem
Beginn des »Wirtschaftswunders« durchgesetzt. Bereits Bedna-
rik stellte für seine »neuen Arbeiterjugendlichen fest«, daß ihr
Verhältnis zu Gewerkschaften und Arbeiterparteien durch
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nüchternes Kalkül bestimmt sei. Wo der »alte Typ« große so
zialeAufgaben wahrgenommen habe, seheder neue »nur noch
sich selbst«.'* Insofern belegt die SOFI-Studie lediglich, daß
sich solche Haltungen begünstigende sozialstrukturelle und so-
ziokulturelle Faktoren beim Lohnarbeitemachwuchs weiter
verfestigt haben. Ob damit freilich die Veränderungen des Ge
werkschaftsbewußtseins bei Jugendlichen hinreichend erfaßt
sind, ist zumindest fraglich."

4.3. Intellektualisierungder Arbeit, Widerspruchserfahrtmgen,
Klassenbildung

Es scheint paradox: Während der kulturorientierte Ansatz in
der Freisetzungvon Arbeit die Voraussetzung für klassenüber
greifende, altersspezifische Kollektivität und bedürfnisreiche
Individualität sieht, hält der industriesoziologische Zugang an
der Zentralität der Arbeit fest, um gerade aus deren »abneh
mendem Vergesellschaftungspotential« den Verlust kollektiver
Identität und die GefahreinerZerstörungvon Subjektivität her
zuleiten.

Dieser Widerspruch löst sich auf, wenn der Erklärungsrah
men gewechselt wird. Der Wandel der Jugendphase zu einem
bildungszentrierten Lebenszusammenhang läßt sich auch als -
vielfach verzeme und widersprüchliche - Tendenz zur Intellek
tualisierung der Arbeit deuten. In diesem Prozeß entwickelt
sich tatsächlichso etwaswie ein - vielleichtselbst in der jungen
Generation noch minoritärer - neuer Lohnarbeiterinnen-Typ,
dessen Habitus ebenso wie die seine moralischen, kulturellen
und politischen Präferenzen z. T. beträchtlich vonfrüheren Ge
nerationen abweichen. Mit dem Attribut »individualistisch«"
sind diese Lohnarbeiterjugendlichen der späten 80erJahre aller
dings nicht besonders treffendcharakterisiert. Vielmehr umfas
sen die zeittypischen Formen der Vergesellschaftung von Ju
gend eine Fülle von Interessenlagen und Widerspruchserfahrun
gen, die auf unterschiedliche Weise zur Quelle von Unzufrie
denheit, Protest und auch von kollektivem Engagementwerden
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können. Anders gesagt: Die Bereitschaft zu kollektivem Enga
gement und bewußter, aktiver Selbstvergesellschaftung ist kei
neswegs an die sozialisierende Wirkung traditionellerproletari
scher Milieus und die Kollektiverfahrung eines bestimmten
Typsvon Industriearbeitgebunden.

Beginnen wirmitdem Reproduktionssektor: Allerindividua
lisierenden Wirkungen der Bildungslaufbahnen zum Trotz
haben sich in Schulen und Hochschulen doch immer wieder -
z. B. um Bildungs- und Ausbildungsinteressen gruppierte -
vorgewerkschaftliche oder gewerkschaftsähnliche Bewußtseins
muster herausgebildet. Charakteristisch für die zurückliegende
Dekade ist ja gerade, daß das Prinzip selbsttätiger Interessen-
wahrnahme- wesentlich getragenvonJugendlichenund jungen
Erwachsenen - auch in der Reproduktionssphäre durchgesetzt
hat. Bürgerinitiativen und neue soziale Bewegungen stehen
dafür ebenso wie die periodisch aufbrechenden Schüler- und
Studentenbewegungen. Jugendliche haben ihr Arbeitsverständ
nis vielfach auf die Lerntätigkeit ausgedehnte^; ebenso wie der
Betrieb oder die Lehrwerkstatt können Klassenzimmer, Cli
quen oder organisierte Jugendgruppen oder informelle Initiati
ven zu Kommunikationsnetzen werden, in denen sich be
stimmte (vor)politische Orientierungen durchsetzen.'®

Mehr denn je hängt es von Bildungsressourcen, von Titeln
und Zertifikaten ab, ob man überhaupt eine gesicherte Position
im Beschäftigungssystem erreichen kann. Vielfach ist die ver
mehrte Bildungs- und Ausbildungsbeteiligung jedoch mit der
Erfahrung einer kollektiven Entwertung der erzielten Ab
schlüsse verbunden. Diese Kluft zwischen den Erwartungen,
die das Bildungssystem nährt und den Chancen, die der Ar
beitsmarkt bietet sowiedie sich darausspeisende Desillusionie-
rung hat Bourdieu als »gemeinsames Gefühl einer ganzen Ge
neration«, der »geprellten Generation«, bezeichnet. Trotz Do
minanz individueller Bewältigungsformen liegt hier eine Ursa
che immer wieder aufflammender Proteste und Revolten. Bour

dieu vergleicht die dabei entstehende, nicht im etablienen Sinne
politische, radikal anti-institutionelle Bewußtseinsform mit Re
volten von Subproletariern oder Arbeitern der ersten Genera-
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tion aus bäuerlichen Verhältnissen.^' Obwohl dies eher für
Schüler- und Studentenproteste zutreffen mag, finden sichähn
liche Symptome »des Leidens in derArbeit« ebenso beiTeilen
des Lohnarbeitemachwuchses.

»Entwertung« von Bildungs- und Ausbildungsabschlüssen
beschreibt nun keineswegs einen linearen Vorgang der Deklas-
sierung. Die in Bildungsprozessen immer auch angelegte per
sönliche Aneignung von Wissen, Kenntnissen und ühigkeiten
ist eine der Triebkräfte für ein Arbeitsbewußtsein, das zuneh
mend auf die Gebrauchswertseite der Arbeitstätigkeit ausge
dehnt wird. Der »persönliche Sinn« der Arbeit wird von Ju
gendlichen nicht allein in den durch Lohn gewährten Lebens
möglichkeiten gesucht; die Tätigkeit selbst soll Spaß machen.
Man möchte in den sozialen Beziehungen am Arbeitsplatz,von
Kollegen und Vorgesetzten als Person akzeptiert werden. Frei
lich dürfte es angesichts der vielfach entgegenstehenden realen
Arbeitserfahrungen verfrühtsein,bereitsvon einemSieg desTä-
tigkeits- über dasLohnarbeitsprinzip zu sprechen.'''Ebensowe
nig ist die Neigung der jugendlichenTräger dieses Bewußtseins,
kleinere Konflikte eigenständig, d. h. ohne betriebliche Interes
senvertretung zu regeln, schon ein Beleg für Individualismus.
Eher gilt,daß diehohe Gewichtung vonarbeitsinhaltlichen und
sozialkommunikativen Arbeitsansprüchen in unterschiedliche
Richtungen politisierbar ist. Die Ausrichtung des Arbeitsbe
wußtseins ist umkämpft, ist Gegenstand der Auseinanderset
zung zwischen Kapiul und Arbeit. Moderne Management-
Strategien sind daraufausgerichtet, die Kreativitätspotentiale le
bendiger >Wbeit »anzuzapfen«. Im Kontext einer »Japanisie-
rung« der Arbeitsbeziehungen drohen Gruppenarbeit, flexible
Arbeitszeiten, Qualitätszirkel etc. allerdings in eine totale Un
terordnung der Individuen unter Verwertungszwänge und
damit ins Gegenteil von Individualitätsentfaltung umzuschla
gen. Eine reale Ausweitung von Entfaltungschancen in der Ar
beit, von individuellen Entscheidungsspielräumen, Zeitsouverä
nität und Mitbestimmungsmöglichkeiten ist ohne gewerk
schaftliche Solidarität und kollektive Absicherung kaum zu
haben.^
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Auch imArbeitsprozeß selbst hatsich dieDimension kollekti
verErfahrung keineswegs völlig verflüchtigt. Allersegmentieren-
den Tendenzen zum Trotz übermittelt die fortschreitende Vernet
zung inner- und zwischenbetrieblicher Arbeitsprozesse doch
zumindest den Keim einer Ahmuig gegenseitigen Aufemander-
angewiesenseins. Immer stärker verschafft sich allerdings - ge
rade von Jugendlichen sensibel registriert - eine andere, negative
Kollektiverfahrung Geltung. In allen Lebensbereichen spürbar
und durch tägliche Katastrophenmeldungen gestützt, treten die
für äußere und innere Naturgleichermaßen zerstörerischen Fol
gen der im kapitalistischen Verwertungsinteresse angewandten
Arbeithervor. Esistdiese allmähliche Bewußtwerdung deszivili-
sationsbedrohenden ökologischen und militärischen Gefahren
potentials, diedas Engagement eines Großteils derJugendUchen
in den 80erJahren entscheidend bestimmt hat. Bisin dieMotiv
strukturen aktiver junger Gewerkschafterinnen hinein läßtsich
verfolgen, daß die Ahnung einer umfassenden, in ihren Folgen
irreversiblen Bedrohung gesellschafüicher Zukunft zu einer
wichtigen Antriebskraft für politisches Engagement geworden
ist." Allerdings darf die überaus zwiespältige Wirkung dieser
»Zivilisationsgefahren« nicht übersehen werden. Diesubjektiven
Verarbeitungsformen reichen von Ohnmachtserfahrungen und
einem daraus gespeisten Verdrängungsoptimismus bis zu einem
politisch ambivalenten, durchaus auch für den Rufnachstarker
Führung instrumentalisierbaren »Katastrophismus«." Real
bleibt aber die durch ökologische Schäden, reale Katastrophen
und kritische Gegenöffendichkeit immer wieder aktualisierte
Erfahrung, gewissermaßen bis in den Privatbereich hinein - die
Eßgewohnheiten, das Konsum- und Freizeitverhalten etc.- von
individuell kaum beeinflußbaren gesellschafdichen Vorgängen
und Ereignissen abhängig zusein.'* Die ökologische Gefährdung
undVerletzung elementarer Reproduktionsinteressen hat bislang
vor allem Veränderungen im Kleinen, inder privaten Lebensfüh
rung (nicht nur) der Lohnarbeiterjugendlichen hervorgerufen.
Offensiv zum Gegenstand (über)betrieblicher Interessenpolitik
gemacht, könnte hier einwichtiger neuerAnsatzpunkt gewerk
schaftlicher Klassenbildung liegen.
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Alldies sprichtdafür, daß- wasselbst progressive betriebsso
ziologische Ansätze häufig ausblenden - aktivierbares gewerk
schaftliches Bewußtsein wenigerdenn jealsbloßeFunktion von
Arbeits- und Betriebserfahrung interpretiert werden kann. Es
ist inuner Bestandteil eines mehr oder minder widersprüchli
chen, im optimalen Fall kritischen Gesellschaftsbewußtseins^s
und deshalb als dynamische Größe zu behandeln, die sich in
nerhalbder jeweiligen Kampf- und Hegemoniezyklen entfaltet
und somit durch gewerkschaftliche Politik beeinflußbar ist.
Während der zurückliegenden Jahre haben sich gerade im Ju
gendbereich Ansätzezu Klassenbildungsprozessen gezeigt, die
eher auf themenbezogener, argumentativer Vermittlung und in
tellektueller Überzeugung basierten, als auf aus der sozialen
Lage gespeisten Gemeinsamkeiten. So waren es häufig jüngere
Gewerkschafterinnen, die die kritischen Impulse der Friedens
bewegung aufgegriffen, in Betrieben und Gewerkschaftsorgani
sation thematisierten und so nicht unwesendich dazu beitrugen,
daß der DGB und wichtige Einzelgewerkschaften ihre anfäng
lich distanzierte Haltung aufgaben.

5. Denkanstöße: Zur Neuorientierung der
Jugendarbeit

Vieles spricht dafür, daß die Tendenz zur Intellektualisierung
von Ausbildung und Arbeit auch in den 90erJahren anhalten
wird. Mitte des nächstenJahrzehnts besitzt möglicherweise na
hezu die Hälfte eines Absolventenjahrgangs die (Fach-)Hoch-
schulreife. Die Gegentendenzen - vor allem Arbeitslosigkeit
und die Gefahr dauerhafter Marginalisierung werden ebenfalls
weiter wirksam sein. Der mediengestützte Kult des Jungen,
Modischen, Neuen und die ideologische Aufwertung des »Zu
kunftsträgers Jugend« wird vielfach mit der Erfahrung gravie
render Bedrohungen individueller und gesellschaftlicher Zu-
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kunft kollidieren. Wie sich das latente Krisenbewußtsein Ju
gendlicher politisch entwickelt, welche Verarbeitungsformen
und Deutungsmuster sich durchsetzen, istnoch offen. Ansatz
punkte für eine zukunftsorientierte, progressive, auf die Selbst
tätigkeit der Jüngeren bauende gewerkschafdiche Jugendarbeit
gibt es in dieser Konstellation zu Häuf. Ohne Anspruch auf
Vollständigkeit seien zumindest einige Überlegungen angestellt:

1. Besonders wichtig istwohl, daß die Gewerkschaftsjugend
ihre kritisch-vorwärtstreibende Rolle in der Gesamtorganisa
tion wieder stärker wahrnimmt und damit ihre gesamtgesell
schaftliche Ausstrahlungskraft erhöht. Der zeittypische Wider
spruch zwischen Bedrohungen globaler Dimension und daraus
erwachsendem radikalen Veränderungsbedarf einerseits sowie
der Trägheit alltäglicher Politik andererseits muß in der gewerk-
schafdichen Praxis Jugendlicher thematisiert werden. Zuge
spitzt formuliert: In einer Zeit, da EG-Kommissionen bereits
Dammbauten und Evakuierungsmaßnahmen planen, um den
Auswirkungen einer kaum mehr zu verhindernden Klimakata
strophe zu begegnen^, in der die Überakkumulation in den
Metropolen als Kehrseite eine historisch beispiellose Verelen
dungswelle in den Entwicklungsländern verursacht^» und in der
die Produktivitätszuwächse der »mikroelektronischen Revolu
tion« instrukturelle Arbeitslosigkeit münden",darfsich Jugen
darbeit nicht auf soziale Interessenvertretung und Freizeitge-
sultung beschränken. Vielmehr müssen die Aktivitäten darauf
gerichtet sein, in die zentralen gesellschaftlichen Konflikte ein
zugreifen. Auch bei der innerorganisatorischen Verankerung
von Zielsetzungen wie »ökologisierung der Produktivkräfte«
und »Demokratisierung« von Investitionsentscheidungen«
könnte dieGewerkschaftsjugend Impulse geben. Vor allem aber
müßte die oftmals vorhandene Lücke zwischen Papier- und Po
litiklage stärker durch praktische Handlungen und Aktionen
geschlossen werden.

2. Der Schwerpunkt gewerkschafdicher Jugendarbeit wird
weiter inderSphäre von Arbeit und Betrieb liegen.»® Die Akti
vitäten müssen sich jedoch stärker an einem »weiten« Begriff
von Lohnabhängigeninteressen orientieren. Aufgabe wäre es,in
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Anlage und Zielsetzung der Jugend(bildungs)arbeit gewisser
maßen den gesamten Reproduktionszusammenhang Jugendli
cherthematisieren. Dazu gehören Ausbildungs- und Übemah-
meprobleme ebenso wie etwa sexisdsche Verhaltensweisen in
der Lehrwerkstatt, Kommunikationsmöglichkeiten im Betrieb,
die ökologische Schädlichkeit eines Werlütoffs oder die Aufklä
rung über Kriegsdienstverweigerung und Zivildienst. Die kon
krete Interessenvertretung imBetrieb wirddann umso wirksa
mer sein, wenn sie mit den zentralen gesellschafdichen Kon
fliktfeldern verknüpft wird. Inder Verbindung von Umweltpro
blematik und Neuordnung derBerufsausbildung istdies imOr
ganisationsbereich der IG Metall Jugend zumindest punktuell
gelungen." Diese Ansätze müssen ausgebaut werden. Gerade
im Hinblickaufdie ökologischen Bedrohungen und die daraus
resultierende Notwendigkeit eines Umbaus desstofflichen Pro
duktivkraftsystems ist gerade in den Betrieben vor allem radi
kale Aufklärung gefordert. Wirksamkeit und die Verankerung
gewerkschaftlicher Forderungen hängen wesentlich davon ab,
ob sieaufden Lebenszusammenhang Jugendlicher zugeschnit
ten sind. Gegen kapitalkonforme Flexibilisierung, Wochenen
darbeit etc. läßt sich eben nur erfolgreich argumentieren, wenn
kulturelle Bedürfnisse, soziale Beziehungen usw. angesprochen
werden.

3. Eine von der fachlichen Berufsausbildung bis zur Nicara
gua-Solidarität reichende thematische Vielfalt ist z. B. in derJu
gendarbeit derIG Metall durchaus gegeben. Aber esgeht nicht
allein umThemenbreite, sondern auch um die Anlage von Poli
tik, ihre Begründung und Durchsetzung. Die umfassende,
fremdbestimmte Vergesellschaftung ihres Lebenszusammen
hangs löst bei vielen Jugendlichen das Bedürfnis aus, sichtbar
etwas zu bewirken, selbst Ursache vonetwas zu sem, dieeigene
Tätigkeit und ihre Resultate individuell kontrollieren zu kön
nen. Stellvertreterpolitik und etablierte Gesellschaftsentwürfe
werden mißtrauisch beäugt. Man möchte sein Engagement
überschauen können, sich nicht gleich fest an Organisationen
und differenzierte Progratnme binden. Neben Jugendgruppen
bedarf es daher Organisationsformen mit Projekt- und Initiati-
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vencharakter. Bei der Diskussion und Anlage von Aktionen
muß das Prinzipder Selbstorganisation und Selbstbestimmung
stärker berücksichtigt werden. '̂ Bürokratische Praktiken,Gän-
gelungund Bevormundung durch Funktionäreder Erwachsen
engeneration bedeuten in der Regeldas Absterben von Engage
ment und Eigeninitiative.

4. Die inhaltliche und aktionsbezogene Auseinandersetzung
' mit rechtsextremer Ideologie und Politikwird in den 90erJah
ren einenoch größereRolle in der Bildungs- undJugendarbeit
spielen müssen. Dabei ist es wichtig, an den »Einfallstoren«
rechtsextremer Gruppierungen zum Massenbewußtsein anzu
setzen - Ausländerfeindlichkeit, Nationalismus, Ungleichheits
ideologien. Hier muß es zunächst darum gehen, junge Gewerk
schafterinnen in die Lage zu versetzen, solcheBewußtseinsmu
ster argumentativ zu bekämpfen. Aber auch direkte Aktionen
gegen neofaschistische Aktivitäten haben aufgrund ihrer Öf
fentlichkeitswirksamkeit, ihres mobilisierenden, zu argumen-
tativer Begründung zwingenden Charakters eine wichtige
Funktion.®^

5. Schon weil die Mehrheit der Jugendlichen über betrieblir
ehe Interessenpolitik nicht zu erreichen ist, benötigen die Ge
werkschaften ein »zweites Standbein« (Negt) im Reproduk
tionsbereich. Berufsschularbeit und Intensivierung offener
DGB-Jugendgruppen könnten hier ein Ansatzpunkt sein.<
Wichtiger aber ist wohl, daß die Gewerkschaften mit bereits
bestehenden Oi^anisationen, Initiativen und Bewegungen im
Reproduktionssektorkooperieren. Diesist einewichtige Bedin
gung dafür, daß Gewerkschaftsjugend in der »Gesellschaft der
Altersgleichen« präsent ist. Eine grün-altemative, marxistische
oder andere unbequeme linke Positionen nicht ausgrenzende
Bündnispolitik wäre zugleich die Nagelprobe für die inzwi
schenhäufiggeforderteneue gewerkschaftliche Streitkultur.

6. Symbolisch-kulturelle Formen, Produkte der Freizeitin
dustrie und hier an erster Stelle die Rockmusik haben eine
wichtige Funktion für die persönliche Sinnbildung Jugendli
cher. Hier ist gewerkschaftliche Kulturpolitik herausgefordert.
Allerdings darf sie nicht mit den kommerziellen Kulturanbie-
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tern konkurrieren wollen. Auch kann es nicht darum gehen,
sicheinfach mit den NamenpopulärerStars zu schmücken und
um Sympathie zu werben. Die Selbstbeschränkung auf die
Pflege vonArbeiterbewegungstraditionen wäre ebenso verhäng
nisvoll. Statt dessen muß es darum gehen, einen umfassenden
Begriff von demokratischer (Gegen}Kultur zu entwickeln und
praktisch zu erproben. Dazu gehört der Streit um ästhetische
Praxen - Filme, Kleidung, Musik - ebenso wie die Förderung
von Eigenaktivität.

6. Ausblicke . .

An der Entwicklung der Gewerkschaftsjugend wird man künf
tig ablesen können, inwieweit die gewerkschaftliche Organisie
rung und Aktivierung des »neuen Lohnarbeiterinnen-Typs« ge
lingt. Eine kämpferisch orientiene Politik,die sichan umfassen
den Reproduktionsinteressen Jugendlicher orientiert und das
selbsttätige Subjekt ins Zentrum ihrer Aktivitäten rückt,
könnte viele überholte Konfliktlinien aus den 70erJahrenprak
tisch überwinden, ohne Unterschiede zwischen klassenautono
mer und partnerschaftlicher Gewerkschaftspolitik unter den
Teppich zu kehren. Da mit dem Umbruch in sozialistischen
Ländern alte Feindbilder ins Wanken geraten, stehen die Chan
cen für einen neuen inhaltlichen Konsens in der DGB-Jugend
gar nicht so schlecht. Es ist eine Frage des politischenWoUens,
ob sie auch genutzt werden.
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Dieter Plehwe

Future's Fast: »Deregulierung« in den
USA - Vorbild für Europa?

»Zusammenfassend betrachtet war das Deregulie
rungsgesetz ... das größte antigewerkschaftliche Ge
setz, dasein am amerikanischer Kongreß jeverabschie
det hat.«

Frank Borman (Eastern Airlines)'

Dieser Beitrag beschäftigt sich mit antigewerkschaftlichen Stra
tegien in den USA - mit dem Ziel, mögliche Entwicklungenin
Westeuropa zu beleuchten. Eine solcheVorgehensweise scheint
deshalb angebracht, weil sichseitder Mitteder 70er Jahre inter
national ein tiefgreifender Wandel der Kapitalstrategien vollzo
gen hat, begleitet von einer Abwendung von der kenyesiani-
schen Wirtschaftspolitik und einer Hinwendung zur Strategie
der »Deregulienmg«. Zwar hanen die USA zu dieser Zeit be
reits ihre unumschränkte Hegemonialposition im kapitalisti
schen Weltsystem verloren. Dennoch übt die ökonomischeund
politische Entwicklungin den USAnach wie vor einen nachhal
tigen Einfluß auf die Entwicklung in den OECD-Ländern -
vor allem in der BRD und in Japan - aus.^ Im folgenden soll
freilichvor allemdie Veränderung der gesellschafdichen Kräfte
verhältnisse in den USAselbst analysiertwerden. Es geht dabei
um die Hintergründe für die Herausbildungeinerumfassenden
Neuorientierungdes U.S.-Kapitals sowieum die Durchsetzung
antigewerkschaftlicher Strategien.
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1. Was ist »Deregulierung« ?

Die politische Vermittlung der neuen Kapitalstrategie hateinen
merkwürdigen Zwitter hervorgebracht, eine Mißgeburt aus
Marktradikalismus und Neokonservatismus. Folgen wir derneo
konservativen Propaganda, so heißt »Entregulierung« Rück
nahme des Staates, Befreiung der »Menschen« von (unnötigen)
bürokratischen Zwängen und Regelungen.^ Zweifellos hat
Ronald Reagan mitseinem Wahlkampfslogan von 1980 (»get the
State off our backs«) populäre Gedankt formuliert. Die neue
regulierungstheoretische Prämisse des »Staatsversagens« gewann
während der70erJahre zunehmend anBedeutung. Historisch in
der US-Gesellschaft ohnehin fest verwurzelt, erhielt das Feuer
des Anti-Statismus mit dem Bekanntwerden des »Watergateskan-
dals« neue Nahrung. Die staatliche Interventionstätigkeit, deren
Funktionen fürdieReproduktion kapitalistischer Verhältnisse in
den 70erJahrenerneut zunahm'*, •wurde zum zentralen Konflikt
feld gesellschaftlicher Auseinandersetzungen.

Die »Chicago-School«® kritisierte generell staatlich-keynesia-
nische Planungsansätze. Besondere Kritik wurde jedoch den
klassischen normativen Theorien vom »Marktversagen« gewid
met, mit denen staatliche Eingriffe im öffentlichen Interesse
theoretisch begründet worden sind.^ Die Propheten des freien
Wettbewerbs interpretierten staatliche Regelungspolitik positiv
als Instrumentalisierung des Staates durch Industriebereiche
und gesellschaftliche Gruppen. Damit wurde paradoxerweise
jene umfassende Reorganisation staatlicher Regelungstätigkeit
in Ökonomie und Gesellschaft legitimiert, die fortan in einer
Mischung aus Angebotspolitik und Rüstungskeynesianismus
ihr Unwesen trieb (»wodoo economics«). Der scheinbare Wi
derspruch zwischen den wirtschaftstheoretischen Forderungen
nach Entstaatlichung und der realen Machtausdehnung der
konservativen Staatsapparate läßt sich jedochauflösen. Anstelle
der unhistorischen und abstrakten Abhandlungen über pplit-
ökonomische Verhältnisse müssen reale Entwjcidungen konser
vativer Reformpolitik untersucht werden.

347



Im Gegensatz zur politisch und ideologisch bedeutsamen,
aber wissenschafdich fruchtlosen »Staatstheorie« der Neokon
servativen bezeichnet die OECD »Deregulierung... als Weg
nahme oder Reduzierung des Ausmaßes bestimmter direkter
Regulierungsformen die Marktzutritt, Produktion, Service
oder Preise regeln und die daraus folgende Öffnung von Indu
strien für mehr Wettbewerb ... zweitens bedeutet die Deregu
lierung die Reduktion administrativer Lasten fürWirtschaftsun
ternehmen .. .i? Auch im Rahmen dieses —technokratischen —
Diskurses wird die prinzipielle Überlegenheit marktwirtschaft
licher Allokation nicht bezweifelt. FortwährendeOptimierung
staatlicher Regelungstätigkeit im Rahmen der kapitalistischen
Verhältnisse gerät zum wissenschafdichen Maßstab der prakti
schen Polidkberatung. Dabei wirdsystematisch vonden beste
henden Produkdons- und Klassenverhältnissen abstrahiert und
in der Regel werden bestimmte direkte staatliche Regelungstä
tigkeiten nicht im Zusammenhang der allgemeinen Staatstätig
keit betrachtet.

Demgegenüber soU hiernachgewiesen werden, daß »Deregu
lierung« inden USA nurim Kontext derverstärkten Krisenhaf-
dgkeit des US-Kapitalismus zu verstehen ist, als Formulierung
und Durchsetzung einer allgemeinen Kapitalstrategie zur um
fassenden Verbesserung der monopolidschen Verwertungsbe
dingungen in den Vereinigten Staaten. Bei der Untersuchung
der Umstrukturierungsbemühungen des US-Kapitals müssen
sowohl die »privaten« als auchdiestaatlich vermittelten »Dere-
guiierungsstrategien« sowie deren Verschränkung analysiert
werden. Die in der bundesdeutschen Diskussion häufig vorge
nommene Gleichsetzung von »Deregulierung« und »Flexibili
sierung«* wird derReichweite und derumfassenden Bedeutung
derKapitalstrategie nicht gerecht. Gleichwohl weist z. B. Wolf
gang Däubler auf den Zusammenhang der Neugestaltung der
Kapitaldominanz hin: »Unternehmer haben ihrer gesellschaftli
chen Hegemonie entsprechend die Begriffe >Deregulierung<
und >Flexibilisierung< in ihremSinne besetzt.«*
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2. Ausgangspunkt derNeuorientierung: Zur Krise
des US-Kapitals

Bevor neue Kapiialstrategien entwickelt werden und in geseli-
schafdiche Auseineinandersetzungen münden, müssen sich eta
blierte Rahmenbedingungen kapitalistischer Verwertung, muß
sich »altes Denken und Handeln« als »schlecht«erweisen. Die
ser Zeitpunkt läßt sich für die Vereinigten Staaten für das Ende
der 60er Jahre bestimmen. Die stabile Nachkriegsordnung be
gann sich zu diesem Zeitpunkt aufzulösen. Zwischen 1945 und
1965 gab es in den USA lediglich drei schwache zyklische Wirt
schaftskrisen. Abschwünge waren als solche kaum erkennbar,
Phasen langsamer Kapitalbildung wurden jeweils von Perioden
massiver Zunahme der Kapitalakkumulation abgelöst.'® Das
Ende des häufig als »Fordismus« beschriebenen Akkumula
tionsmodells" zeigte sich in dererneuten Verschärfung des ka
pitalistischen Krisenzyklus, in den Vereinigten Staaten beson
ders ausgeprägt. Für das amerikanische Kapital stellte sich die
Situation als allgemeine Verschlechterung der Verwertungsbe
dingungen dar. Die «... Profite US-amerikanischer Firmen
sanken nach 1965 und erreichten in denfolgenden 15 Jahrendas
Niveau zu Beginn der60er Jahre nicht mehr.«'̂ Die Erlahmung
der Reinigungsfunktion der zyklischen Krisen deutete auf tief
greifende Widersprüche zwischen Produktivkraftentwicklung
und den existierenden Produktionsverhältnissen hin. Allenthal
ben beklagte Produktionsschwäche, zunehmende Arbeitslosig
keit, Bankrotte und katastrophische Entwicklungen in einzel
nen Wirtschaftsbereichen (z. B.: Stahl, Automobil, Eisenbah
nen) verwiesen auf die strukturellen Disproportionen wie die
Krise der großen Metropolen (Zahlungsunfähigkeit der Stadt
New "York und einer Vielzahl anderer Kommunen).

Politisch wurde diese Situation durch zahlreiche Entwicklun
gen verschärft. Deraufkommende Widerstand gegen die impe
rialistische Politik (Viemam), die Aufstände der Schwarzen
(black power), die sich rasch entfaltende Frauenbewegung und
die erneuteZunahmeder ökonomischen und politischen Betäti-
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gung von Seiten der Gewerkschaften mußten Zweifel an der
inneren Integrationsfähigkeit aufkommen lassen. Der aufge
deckte Machtmißbrauch Präsident Nixon's wurde zum Höhe
punkt der Staatskrise und verschärfte zusätzlichdas öffentliche
Mißtrauen gegen »Big Business«.

Zunächst fuhren diese Prozesse neben der üblichen Mobili
sierung staatlicher Repression" - zu einererheblichen Ausdeh
nung der ökonomischen und sozialen Staatstätigkeit. Zwischen
1964 und 1977 wurden insgesamt 10 neuestaatliche Aufsichtsbe
hörden eingerichtet, die sich gemäß ihrem legislativem Auftrag
um den Schutz der Öffentlichkeit, der abhängig Beschäftigten
und der Verbraucher kümmern sollten. Die Ausdehnung der
Rechte für Frauen imd insbesondere für die schwarze Bevölke
rungderVereinigten Staaten spiegelte in Form von »Minderhei-
tenschutz«-Regelungen selbst zwar noch die gesellschaftliche
Diskriminierung wieder, aber die politischen Entwicklungen
trugen erheblich zurAbschwächung des gesellschaftlichen Pro
tests bei. Bemühungen zur Überwindung der Legitimations
krise staatlicher Institutionen bewirkten die gesetzliche Veran
kerung öffendicher Kontrolle. Mittels sogenannter »sunshine«-
Gesetze (Freedom of Information Act von 1966 und Sunshine
Actvon 1976) wurden Verbänden undOrganisationen neue Zu
gangs- und Einflußmöglichkeiten auf bürokratische Prozesse
geschaffen."

Der sich in der folgenden Zeit vergrößernden Einflußnahme
von Gewerkschaften, Verbraucherverbänden, Uraweltschutz-
und anderer sozialer Bewegungen standen die früheren Unter
nehmerverbände zunächst relativ hilflos gegenüber. ».. . Kon
flikte über die Ausmaße der sozialen Regulierung hatten direkte
Auswirkungen aufdieVerteilung derMacht unddes Reichtums
zwischen dem privaten Sektor und anderen geseUschaftlichen
Organisationen. Zusammenfassend kann gesagt werden, daß
dieKontroverse überdiesoziale Regulierung der Unternehmen
zum Zentrum des Klassenkonfliktes wurde: Die Wirtschaftsin
teressen standen dem öffentlichen Interesse ebenso wie dem In
teresse der organisienen Arbeimehmer gegenüber«."
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3. Big Business's Come back

Mit erheblichem Aufwand wurden seit Anfang der 70erJahre
die Unternehmerverbände reaktiviert. Eine hervorragende
Steile nahm dabei der Business Roundtable ein. 1972 schlössen
sich ihm zwei gegen gewerkschaftlichen Einfluß kämpfende
Wirtschaftsorganisationen (Construction Users Anti-Inflation
Roundtable und Labor LawStudy Committee) zusammen.Ur
sprünglich richtete die neue Vereinigung ihre Aktivitäten eben
falls überwiegend gegen den Einfluß derUnions. »In der Mitte
der 70erJahre aber, sds sich Watergate undandere Skandale ent
falteten, und sowohl die republikanische Partei, als auch die
Wirtschaft im generellen vor einer ernsthaften Herausforde
rung standen, änderte sich die Richtung des Roundtable.«'̂ Die
Organisation schloß sich mit einer informellen Gruppe leiten
der Manager großer Konzerne (der sog. March-Gruppe) zu
sammen undwurdezum(neuen) politischen Armdes Großka
pitals. »Die Zielsetzung änderte sich insofern,... als nun alle
politischen Bereiche einbezogen wurden. Arbeitsgesetzgebung
blieb ein zentrales Thema, aber keineswegs ausschließlich.
Breite Fragen derSteuer-, Kartell-, Regulierungs- und Beschäf
tigungspolitik wurden Teil des selbsternannten Mandats des
Roundtable.«'^

Unterdenführenden Managern befanden sich sowohl Demo
kraten, als auch Republikaner. Dasselbstgesteckte Ziel bestand
darin, beide großen politischen Lager der Vereinigten Staaten
zum Umdenken zu bringen. Das direkte Engagement der Vor
standsvorsitzenden von ca. 180 Großkonzemen war eine neue
Entwicklung inderArbeit der Kapiulverbände." Unterführen
der Mitwirkung desBusiness Roundtable begann dieMobilisie
rung der unternehmerischen Macht. Verschiedene »schlafende
Giganten«, darunter die NationalAssociation of Manufactu-
rers (NAM), wurden zu neuem Leben erweckt.

NAMs direkte Mitgliedschaft besteht aus 13 500 Unterneh
men, die im Business Roundtable orgatiisierten Großunterneh
men gehören dazu. DerEinfluß derOrganisation umfaßt aller-
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dings viel weitere Bereiche derWirtschaft. Viele andere Kapital
verbände sindan diese Organisation angeschlossen. Der wich
tigste Untemehmerverband koordiniert heute ein Netzwerk
von mehr als 60 000 Unternehmen." Dieser Umfang wurde al
lerdings erst in den 70er Jahren erreicht, als die Organisation
>aufgewacht< war. Die zunehmende Bedeutung Washingtons für
die gesellschaftliche und ökonomische Entwicklung der USA
führte zur großangelegten Reorganisation der politischen Ar
beit. Zwischen 1968 und 1978 stieg die Anzahl sogenannter >pu-
blic affairs offices<, der großen Unternehmen in Washington
D.C. von 100 auf 500 an. 1974 verlegte die NAM denSitz ihrer
Organisation vonNewYork in dieBundeshauptstadt.

Neben den Versuchen, »Volksvertreterinnen« des Amerikani
schen Kongresses die Vorstellungen des US-Kapitals nahe zu
bringen, mobilisierten die Wirtschaftsleute ihre >Basis<. NAM
und Roundtable halfen u. a. bei derReaktivierung derHandels
kammern derVereinigten Staaten. DieChamberof Commerce
verzeichnete 1970 ca. 50000 Mitglieder (Unternehmen, lokale
Kammern und Wirtschaftsorganisationen). Bis 1983 wuchs die
Organisation auf 215 000 an.^o Mit dem neuen »Netzwerk«
konnte der politische Prozeß auf allen Ebenen effektiv beein
flußt werden. »Die Kammern haben ihren >grass-roots< Lobby-
Mechanismus computerisiert undsind nuninderLage, massive
Aktivitäten zu erzeugen, wann immer wichtige politische Aus
einandersetzungen in Washington anstehen .. .«2'

Neben der internen Formierung des politischen Apparates
der Unternehmerverbände bestand ein wichtiger Hebel zur
Durchsetzung der neuen Kapitalstrategie in der organisierten
Beeinflussung von Kongreßwahlen. Aufgrund der Limitierung
der Großspenden sahen sich die Unternehmer gezwungen,
»sammeln« zu gehen. 1974 gab es erst 89 Political Action Com-
mittees auf Seiten des Kapitals (PAC: Geldsammelungsvereine
zur Förderung einzelner Abgeordneter). 1978 waren es schon
784 und 1982 unterstützten 1467 PACs ausgewählte Politikerin
nen beiderParteien. Die Masse der aufgebrachten Mittelflössen
an republikanische Abgeordnete.^
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4. Wissenschaft, »think-tanks« und Staatsapparat:
Die Finanzierung der Theorie vom Staatsversagen

Immer wiederwurden in der Auseinandersetzung um »Deregu
lierung« ihr »fortschrittlicher« Charakter (»anti-big-husiness«)
suggeriert. An der antigewerkschaftlichen Stoßrichtung ließen
die an der wissenschaftlichen Diskussion beteiligten Ökono
men indes keine Zweifel aufkommen.^^ Mit der »Deregulie
rung« sozialstaatlicher Programme unter Reagan wurden keine
Bemühungen mehr unternommen, den Veränderungen einen
fortschrittlichen Charakter zu unterstellen.

Mit großem Aufwand förderten Großunternehmen, Wirt
schaftsverbände und konservative Stiftungen (ihrerseits finan
ziert durch das Kapital) den intellektuellen Umschwung. »Zu
jedem Zeitpunkt in der Geschichte«, faßte einerder konservati
ven Intellektuellen den Prozeß zusammen, »kanneine einfluß
reiche Idee - also ein einflußreicher Intellektueller - eine über
zeugende Simplifizierung politischer Fragen bereitstellen, die
Konsistenz mit den essentiellen Werten der politischen Elite
aufweist.«^^ Mit derVerschärfung der wirtschaftlichen Krise be
gannen V. a. Wirtschaftswissenschaftler, den staatlichen Inter
ventionsrahmen auf seine »ökonomische Effizienz« hin zu un
tersuchen. Diese Studien neoklassischer Ökonomen werden
von allen Beobachtern als wesentliche Basis der »Deregulie
rung« angesehen. »Wir sind überzeugt, daß ohne die Entwick
lung der akademischen Kritik der Politik die Reformen ... nie
mals zustande gekommenwären«, erklärten Autoren der Broo-
kins Institution.^^

Die entscheidende Rolle zur Ausdehnung der »akademi
schen« Kritik und zur Ausbildung geeigneten Personab kam
den erwähnten Stiftungen und Forschungsinstituten zu. Die
Ford Foundation finanzierte die wissenschaftliche Arbeit der
Brookings Institution zur ökonomischen Staatsintervention
zwischen 1967 und 1975 mit 1,8 Millionen Dollar.^^ Zwar war
Brookings als »liberale« Institution bekannt - die Arbeiten des
think-tanks unterstützten das >Great Society<-Programm Präsi-
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demJohnson's und wandten sich gegen denVietnam-Krieg. In
den anstehenden ordnungspolitischen Fragen fand die For
schungseinrichtung jedoch wieder zu der marktwirtschaftli
chen Orientierung zurück, mitderstaatliche Planungsmaßnah
menin der ZeitdesNew Deals bekämpft worden waren.

DieRolle privater Unternehmensstiftungen und »unabhängi
ger«, nichtuniversitärer Forschungseinrichtungen ist nichtneu
im amerikanischen System; viele Stiftungen wurdenin den 20er
Jahren gegründet.^? In den 70erJahren wurden aber mit Unter-
nehmensgeldem alte konservative Stiftungen revitalisiert und
neue gegründet. Die Gründung der erzkonservativen Heriuge
Foundadon z. B. dadert auf das Jahr 1973, 1976 wurde das
Ethics and Public Policy Center gegründet und 90 Tage nach
derWahl Carters wurde das Committee on the present Danger
etabliert. Weitere 25 Insdtute wurden in den 70er Jahren ge
gründet oder erheblich erweitert, u. a. das American Enterprise
Insdtut (AEI) und das Center for the Study of American Busi-
ness.2*

Der Paradigmenwechsel hin zu marktradikalen Posidonen
der Chicago School reflektiert sichin der Übernahme der Inter-
vendonsforschung und der Offendichkeitsarbeit marktradika
ler Forschungseinrichtungen. Vier private Insdtudonen waren
maßgeblich an der Verschiebung der ökonomischen Debatte
nach rechts beteiligt: Das Nadonal Bureau of Economic Rese-
arch, das Hoover Insdtute, das American Enterprise Institute
und das Center for the Study of AmericanBusiness an der Was
hington University. Diese Institutionen legten das Fundament
der radikalen politischen Veränderung von 1978 bis 1981 und
viele der Ergebnisse - trotz intensiver akademischer und polid-
scher Kritik - stehen bis heute an zentraler Stelle der ökonomi
schenund polidschen Diskussion.

Viele leitende Mitarbeiter der neokonservadven Institute ge
langten zu einflußreichen Posidonen innerhalb der Reagan-Ad-
ministradon. Murray Weidenbaum z. B., der Vorsitzende des
Sachverständigenrats Council of Economic Advisers von
1981—1982, gründete 1975 das Center for the Study of Ameri
can Business und gehört heute zum akademischen Beirat des
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A£I. Zehn Mitstreiter des AEI hatten 1981/2 hochrangige Stei
len in der Reagan-Administration. Neben der Bildung personal
politischer Brücken zwischen den privaten Forschungsinstitu
ten und der Regierungkam den »think-tanks« die Funktion der
Popularisierung marktradikalen imd neokonservativen Gedan
kenguts zu. AufKonferenzen, mit Zeitschriften und Fernsehse
rienwurden dieArbeiten der Chicago Ökonomen verbreitet.^
Die Publikationen des AEI, u. a. die ZeitschriftPublicOpinion
und verschiedene Buchserien- gehören »zu den zahlreichsten,
zeitlich abgestimmtesten und zugänglichsten Materialien, die
von irgendeinem think tank oder einer anderen intellektuellen
Ressource in Washington produziert werden«.Marktradikale
Wissenschaft wurde zur neokonservativen politischen Kraft. Im
Gegensatz zu den »seriösen« wissenschaftlichen think-tanks
kümmerten sich die ultrarechten Stiftungen, neben der Finan
zierung der Forschungsinstitute,hauptsächlich um die »Simpli
fizierung«. Reaktionäre Milliardäre wie der BierbrauerJoseph
Coors und der öl- und Bankbesitzer Richard Mellon Scaife
bezahlten u. a. Milton Friedmans Femsehserie »Free to
Choose« und trugen entscheidend zur Veränderung der ideolo
gischen Landschaft der USA bei. '̂ Die Projekte der Heritage
Foundation schließlich zeigen den direkten Einfluß auf die
Bundespolitik am deudichsten. Mit dem 1000 Seiten starken
Werk »Mandate for Leadership« wurde ein komplettes Regie
rungsprogramm für die Reagan-Administration geschrieben.
Alle Bereiche der Exekutive wurden hier analysiert und der
»Reideologisierung« der Reagan Revolution anempfohlen."

Die Gegenbewegung des Kapitals vollzog sich in einem um
fassenden Prozeß. Hegemonie konnte nicht allein im ökonomi
schen Bereicherrungen werden, diese Einsicht verlieh dem Ka
pital seine drückende Überlegenheit gegenüber den gesell
schaftlichen Reformkräften. Dabeispielten dieprogressiven Re
formen der neuen Kapitalstrategie vielfäldg in die Hände. Die
Demokratisierung der öffentlichen Institutionen erzwang
ebenso die »Solidarität des Kapitals« wie die Limitierung der
Großspenden. Die Entmachtung der Parteiapparate führte letz
tendlich zur Formierung politischer »pressure groups« des Ka-
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pitals außerhalb der Parteien und zur Kommerzialisierung der
Wahlkämpfe. »Zwar gelang es in derTat, den Einfluß desPartei
establishments weitgehend zu reduzieren«, faßt der Berliner
Amerikanist FrankUnger zusammen, »aber um den Preis einer
noch größeren Fragmentierung und Kommerzialisierung, oder,
anders gesagt, einer Stärkung der (informellen) ökonomischen
Macht gegenüber der (organisierten) politischen Macht.«^^ Die
Vernetzung konservativer Stiftungen, verschiedener Unterneh
men und Politiker des Goldwater/Reagan Typus, markiert die
Anfänge derneuen Kapitalstrategie. Derpolitische Durchbruch
basierte aufder vollständigen Niederlage des alten hegemonia-
len Blocks innerhalb der Republikanischen Partei. Die Nixon-
Katastrophe des alten Ostküsten-Establisments ermöglichte es
derNeuen Rechten, die Führung zuübernehmen. Die Überlap
pung der Aufgaben der »think-tanks« führte exemplarisch vor,
was die herrschende Klasse tut, wenn sie herrscht: Die umfas
sende Beschäftigung mitgesellschaftlich relevanten Themen er
möglichte die horizontale Durchsetzung der neuen Herr
schaftsvariante; mit der vertikalen Vermittlung von wissen
schaftlicher Forschung, der Ausbildung-von Amtsträgem bis
hin zur Mobilisierung von Bewegungen gelang es, die Kapital
hierarchie zu reetablieren. Die neuen »think-tanks« wurden
zum strategischen 2^ntrum der »Reagan-Revolution«. Sicher
lich übertreibt Edsall nicht, wenn er in der Finanzierung der
Stiftungen die effektivste Verwendung der Wirtschaftsgelder
zur Modifizierung des politischen Diskursessieht.^

Finanziell, logistisch und ideologisch gestärkt, begannen Un-
teraehmenslobbyisten und konservative Politikerin der zweiten
Hälfte der 70er Jahre, verlorengegangenes Terrain in innenpoli
tischen Auseinandersetzungen zurückzugewinnen. Die neuen
Entwicklungen staatlicher Intervention zeigten zum einen die
Anpassung des staatlichen Interventionsrahmens an veränderte
Anfordemngen, die aufgmnd der zyklischen und überzykli
schen Krise derÖkonomie sowie aufgrund dermateriellen Zu
sammenhänge des gegenwärtigen Produktionstyps entstanden
waren. Zum anderen verdeutlichten die innenpolitischen Aus
einandersetzungen den Einfluß gesellschaftlicher Kräfteverhält-
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nisse auf den neuen Interventionsrahmen. Die Unternehmerver
bände fochten nun angeblich nichtmehrgegen dieAuswirkun
gen einzelner Gesetze, sondernum das Prinzip: DieSteuerung
wirtschaftlicher Prozessedurch den Staatsolltezurückgedrängt
werden, umder Überlegenheit derallokativen Kräfte des Mark
tes wiederGeltungzu verschaffen. Der Politisierung der sozia
lenAuseinandersetzungen in den 60erJahren ???? eineneue Po
litisierung der »business Community« in der Folgezeit: »Wäh
rend der 70erJahre verfeinerte das Kapital seine Fähigkeit, als
Klasse zu handeln, die Konkurrenzinstinkte wurden der Koo
perationin der Arenader Gesetzgebung untergeordnet.«'' 1979
legte der Business Roundtable eineStudie vor, die am Beispiel
von 48 Unternehmen aus 20 Industriebereichen Kosten staatli
cherRegulierung belegen sollte. Angeblich wurden diese Unter
nehmen jährlich mit $ 2,5Milliarden belastet. Im Zentrum der
Kritikstanden Bestimmungen der Umweltschutzbehörden und
der Behörde zum Schutz der Gesundheit amArbeitsplatz." Mit
diesem Vorstoß verdeutlichte das Großkapital, daß »öffendi-
ches Interesse« in Zukunft einzig über die Optimierung der
Verwertungsbedingungen des Kapitals zu bestimmen sei.

5. »Deregulierung« Etappe I: Verhinderung
weiterer Machtausdehnung fortschrittlicher
Reformkräfte

Ökonomische und politische Krisenprozesse wirkten in den
70erJahren aufeinander ein. Die häufigals »Reaganomics ohne
Reagan« geschilderte Annäherung der beiden amerikanischen
Parteien in grundlegenden ökonomischen Fragen - und damit
wesendicher Determinanten der Entwicklungsrichtung des US-
amerikanischen Kapitalismus - war selbst erst das Resultatder
wiedergewonnenen Hegemonie des Kapitals.'^

In Reakdon auf die sich verschlechternden Verwertungsbe
dingungenverlagerten vieleUnternehmen ihre Produkdonsstät-
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ten in den - wei^ehend gewerkschaftsfreien - Süden der USA
und in das Ausland. »In den siebziger Jahren vollzog sich die
schnellste und umfangreichste Verlagerung ökonomischer
Machtin der gesamten amerikanischen Geschichte.«^^Während
in den alten industriellen Gebieten des Nordens mehr als eine

Million Arbeitsplätze verlorengingen, wurden im Süden die
»Zukunftsindustrien« aus dem Boden gestampft und 200000
neue Arbeitsplätze geschaffen.^' Indes kann das Phänomen der
»Deindustrialisierung« nicht auf eine Verlagerung der Produk
tion ausdem »Rostgürtel« in den »Sonnengürtel« verkürztwer
den. Auch im Süden der USA schlössen Betriebe mit faden

scheinigen Argumenten überraschend ihre Fabriktore, um sich
am folgenden Tag 10 km weiter - unter Ausschluß gewerk-
schafdich organisierter Arbeiter/innen - niederzulassen. Neben
diesen Versuchen, vor den Gewerkschaften zu flüchten (»runa-
way companies«), ließen sich viele weitere Formen extremer
Steigerung unternehmerischer Konfrontationspolitik und ille
gale Management-Aktivitäten (u. a.Widerstand gegen Versuche
gewerkschaftlicher Organisierung, Verweigerung der Anerken
nung der gewerkschaftlichen Vertretung, illegales Verhalten
währendder Tarifverhandlungen etc.)verzeichnen. Zusammen
fassend schreibt der amerikanische Arbeitsrechtler Paul Weiler,
daß der »... Niedergang der Tarifverhandlungen im privaten
Sektor ... zu einem großen Teil auf die erstaunliche Zunahme
illegaler Methoden der Unternehmen zur Verhinderung gewerk
schaftlicher Vertretung der Beschäftigten zurückgeführt wer
den ...« muß.^ Zur erfolgreichen Bekämpfung gewerkschafüi-
cher Organisierungwurde u. a. ein eigener Geschäftszweig et
abliert. In ca. 1000 Firmen mit mehr als 10000 Beschäftigten
(v. a. auf arbeitsrechtliche Fragen spezialisierte Rechtsanwälte)
und mit Proflten in Höhe von $ 500 Millionen wird die hohe
Kunst des »union busting« gelehrt und betrieben.^i

Neben der privatwirtschaftlichen Mobilisierung unternehme
rischerGewaltdemonstrierte das Kapital - nachder »Katastro
phe« des Wahlsieges der Demokraten- den politischen Gestal
tungswillen. Carter war mit massiver Unterstüuung durch Ge
werkschaften und soziale Bewegungen an die Macht gelangt,

358



zahlreiche »Aktivisten« erlangten Regierungspositionen. Die
Reformhoffnungen waren weitgespannt. Die Verbraucherver
bändebemühten sichgemeinsam mit Gewerkschaften z. B. um
dieDurchsetzung einerneuenstaatlichen Verbraucherschutzbe
hörde. Dem Engagement von 450verschiedenen Wirtschaftsor
ganisationen hatten die Reformkräfte indes nichts gleichwerti
ges entgegenzusetzen. Mit der ersten großen Mobilisierung der
neugeschaffenen politischen Ressourcen sorgte die Kapital
lobby für dieAblehnung des Gesetzentwurfs.^^

Nachdieser erfolgreichen Eindämmung weiterer Ausweitung
staatlicher Intervention in »Marktprozesse« stand das große
Kräftemessen mit den Gewerkschaften bevor. Eine wissen
schaftliche Konferenz zu »rechtlichen und ökonomischen Fra
gen der Deregulierung« zeigteschon 1976, daß sich die Investi
tionen der Unternehmerverbände gelohnt hatten. »Es ist heute
weithin anerkannt«, faßte ein Wissenschaftler die Diskussion
zusammen, »daß die staatliche Regulierung der Wirtschaft und
der Arbeit grundlegend revidiertwerdenmuß.«*^

Die Gewerkschaften der American Federadon of Labor -

Congress of Industrial Organizadons (AFL-CIO) hatten sich
zu einer großen Gesetzesinitiadve aufgerafft. Zentrale arbeits
rechtliche Besdmmungen, dieu. a. diegewerkschaftliche Orga
nisierung in denSüdstaaten erheblich erschwerten, sollten abge
schafft und über eine Effektivierung der arbeitsrechtlichen Be
hörden der Tolerierung andgewerkschaftlicher Strategien ein
Ende gesetzt werden. 1978 kam das Labor Law Reform Gesetz
- unter bösenVorzeichen - zur Absdmmung. Schon 1977 war
es der Untemehmerlobby gelungen, ein Gesetz zur Stärkung
der Kampfkraft der Gewerkschaften im Falle eines Streiks zu
verhindern. Im Repräsentantenhaus sdmmten 1978 zunächst
noch eine Mehrheit der Abgeordneten der - durch die Carter-
Administradon schon entschärften - Gesetzesvorlage zu.

Wer aber an einen leichten Sieg geglaubt hatte, sah sich ge
täuscht. Die imKampf gegen dieVerbraucherbehörde erprobte
Koalidon des Kapitals zognunalle Register. In einer großange
legten Gegenkampagne zogen die Unternehmer ihre Kräfte zu
sammen, um Druck auf die Debatte im Senat zu entfalten. Am
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16. Mai 1978 gelang es der Kapitakeite, das Gesetz zu Fall zu
bringen. Gegen die Mobilisierung der Untemehmerverbände
hatten die Gewerkschaften zwar eine Öffentlichkeitskampagne
(»Americans for Justice on the Job«) entwickelt; die Anwen
dung weitergehender Kamphnaßnahmen wurde aber nicht in
Erwägung gezogen. DieAnbindung an dieDemokraten führte
schon vor der Auseinandersetzung zur Reduzierung der Förde
rungenund erwies sichdennoch als»falsche« Strategie. DieVer
schiebung gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse stellte dieabhän
gig Beschäftigten, die Gewerkschaften und vor allem dieohne
hin benachteiligten gesellschaftlichen Gruppen von nun an mit
dem Rücken an die Wand.

6. »Deregulierung«: Etappe II: Invasion der
Staatsapparate

»Management is now the militantparty«,schreibt G. Strauss in
seinem Überblick überdieEntwicklung derindustriellen Bezie
hungen.^ Der Ende der 70er Jahre voranschreitende und wäh
rend der Reagan-Herrschaft nochmals beschleunigte Nieder
gang der US-Gewerkschaften ist längst kein Geheimnis mehr.
Der gewerkschaftliche Organisationsgrad sank von 27,3%
(1970) auf 23% (1980) und 18,8% (1985).«

Gewerkschaften und sozialreformerische Kräfte waren noch
durch diegroße Niederlage im Kampf umdas Arbeitsrecht pa
ralysiert, als der große U-Tum (Bluestone/Harrison) der Demo
kraten bevorstand. Revolution im Iran, Einmarschsowjetischer
Truppen in Afghanistan, Revolution in Nicaragua, erneut dop-
pelstellige Inflationsraten zu Hause: dasBarometer des US-Im
perialismus stand Ende der 70er Jahre auf Sturm und Jimmy
Carter verneigte sein Haupt vor dem US-Kapital. Die Demo
kraten nahmen Abschied von ihrer gesellschaftlichen Reform-
Strategie. In großer Koalition mitdem republikanischen Markt-
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radikalismus wurden dieWeichen in Richtung Angebotspolitik
und Hochrüstung gesteilt. Angestrebte Verschärfungen kartell
rechtlicher Bestimmungen starben einen leisen Tod unddie»Li
beralisierung« der Transport-, Banken- und Energiesektoren
wurden als Maßnahmen zur Bekämpfung der Inflation be
schleunigt vorangetrieben. Carterberief 1979 denMonetansten
PaulVolcker zum Vorsitzendendes FederalReserve Board (Zen
tralbank), der die folgende Periode knappen Geldes und hoher
Zinseneinleitete und damit ohne Not die zyklischeKrise 1979/
80 inszenierte.

Die Produktion der Automobilindustrie kontrahierte um 30%
und Zulieferindustrien wurden schnell in den Strudel des Ab-
schwungs gezogen. Der drittgrößte Produzent des US-Marktes,
die Firma Chrysler, konnte nurdurch staatliche Notkredite geret
tet werden. Im Rahmen dieses Rettungsprogramms wurde die
Welle konzessionärer Tarifverhandlungen eingeleitet, die fortan
gewerkschaftlich durchgesetzte Löhne und Arbeitsbedingungen
unterminierte. Als Bedingung zur Rettimg des Chrysler Kon
zems imJahre 1979 wardem Unternehmen vonSeiten derCarter-
Administration auferlegt worden, $ 1,5 Milliarden selbst aufzu
treiben. Bestandteil des Konsolidierungsprogrammes wurden
Lohnkonzessionen der 130 000 Beschäftigten, von denen zwi
schen 1979 und 1982 $ 665 Millionen beigesteuert werden muß
ten.''' Die Opferbereitschaft der Arbeitnehmerinnen und ihrer
Gewerkschaft United AutomobileWorkers konnte zwar Chrys
ler retten, erwies sich aber als Phyrms-Sieg. Zunächst bezahlte
UAW mit der Auflösung einheitlicherTarifverträge in der Auto
mobilindustrie. General Motors und Ford erzwangen ihrerseits
Konzessionen und erlangten Tarifverträge, dieaufdie»betriebli
chen Bedingungen vor Ort« zugeschnitten waren. Während es
der UAW noch gelungen war, die Südstrategie von General
Motors (Flucht indengewerkschaftlichen Süden) zuverhindern,
indemdie Gewerkschaft dieneuenNiederlassungen organisierte,
gab siemitderspäteren Anerkennung des General MotorSatura-
Projekts jahrzehntealte Rechte auf und ermöglichte weitrei
chende Flexibilisierungsexperimente aufBetriebsebene beiunter
tariflicher Bezahlung.'^
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Nach der ÄutomobÜindustrie glückte der Unternehmerseite
die Auflösung industrieweiterTarifverträge inderzweiten tradi
tionellen Hochbui^ der Gewerkschaften, der Stahlindustrie.
Auch hier wurden unter dem Druck von Betriebsstillegungen
Lohnkonzessionen und weitreichende Flexibilisierungsmaß
nahmen erzwungen. Die eingesparten Milliarden wurden von
den Stahlbaronen indes nicht zurKonsolidierung des Industrie
sektors produktiv investiert. Die Industriegiganten flnanzierten
aus den Geldbörsen der Arbeimehmerinnen vielmehr ihre Di
versifizierungsbestrebungen und heizten die Hausse des Speku
lationsgeschäfts weiter an. '̂ Ohne geeignete Mitbestimmungs
und Einflußmöglichkeiten, ohne eine Koordination des Wider
stands durch den Gewerkschaftsdachverband AFL-CIO, muß
ten die Unions utenlos zusehen. Die suatliche Inflationsbe
kämpfung wurde - von Canerbegonnen und von Reagan ver
schärft —als »Deflation des Arbeitsmarktes« (Marvin Koster}
betrieben.^'

Die erhebliche Zunahme von Konzessionsforderungen im
Jahre 1982 kennzeichnete die Verschärfung der Konfrontation
nach dem Machtwechsel. Neben denvorher genannten traditio
nellen Industriebereichen kamen unter Reagan die Staatsbe
diensteten und die Beschäftigten im Transport- und Telekom
munikationssektor andieReihe. Dieprivatwirtschaftliche »De
regulierung« wurde vom Suat nicht mehr ausschließlich im
Falle drohender Bankrotte gestützt, sondern zum Prinzip staat
licher Intervention aufgewertet. Von der großen Koalition aus
Kapital und Staat wurde der symbolische Wert des Kampfes
gegen die Gewerkschaften höher eingeschätzt als die reale
Summe, die aus der Verringerung der Lohnkosten resultierte.
Nicht in der Frage der suatlichen Regulierung, wohl aber in
der Frage des Kampfes gegen die Gewerkschaften ging es ums
Prinzip.

Die Abwendung von gesellschaftlichen Reformprogrammen
entzog den Demokraten einenTeilihrer Basisbei Gewerkschaf
ten und Minderheiten, die den Schwenk der Partei auch durch
die politische Mobilisierung der New Alliance of Progressive
Forces unter Leitung des Labor Coalition Clearinghouse
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(UAW) nicht umkehren konnten. Ein Teil der Enttäuschten
wurde in die Wahlenthaltung getrieben, ein weiterer Teil
landete, durch die Kalte-Krieg-Rhetorik radikalisiert, im Lager
der neuen Rechten. Mit einem »überwältigendena Wahlerfolg -
Reagan wurde von etwas mehr als einem Viertel der wahlbe
rechtigten Bevölkerung zum Präsidenten gemacht - schickten
die Wählerinnen den demokratischen Präsidenten zurück nach
Georgia. Obendrein eroberten die Republikaner die Mehrheit
im US-Senat. Mit dem Machtwechsel im Weißen Haus ist die
Vorgeschichte der neuen Kapitalstrategie abgeschlossen. Nach
der widersprüchlichen Durchsetzung der Deregulierung be
gannnun die Entfaltung der neuenKapitalstrategie ihreeigenen
Widersprüche zu zeitigen.

7. »Deregulierung« an der Macht: Die Reagan-
Insurrektion

»Das Vertrauen der Deregulierer in die unsichtbare
Hand von Adam Smith war bemerkenswert. Viele der
Ereignisse erwecken (indes) den Eindruck, als sei die
Vorlage nicht von Adam Smith, sondern von Karl
Marx geschrieben worden.«

JeremyTunstall

Als Kernder »Reagan-Revolution« kann die allgemeine Anpas
sung der gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen an die
Verwertungsinteressen des US-Kapitals, insbesondere zugun
sten der zunehmend von weltweiter Konkurrenz bedrohten
Monopolgruppen bestimmt werden. Unter der Prämisse der
»Rücknahme des Staates« arrangierten die Republikaner die
Umverteilung der Steuerlasten zugunsten von Unternehmen
und Reichen. Auf Pump bezahlte der Staatsapparat den (rü-
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stungs-}wirtschaftlichen Aufschwung und begünstigte dierasch
zunehmende Konzentration und Zentralisation des Kapitab.
Lastnot least betrieb derReagan-Staat mitvielfältigen Maßnah
men die Verschärfung antigewerkschaftlicher Repression. Das
Zusammenwirken der verschiedenen Maßnahmen leitete eine
ebenso gigantische wie anarchische Restrukturierung der US-
Ökonomie ein, für den der Begriff »Casino-Society« (Susan
Strange) geprägt wurde. Erst der Börsencrash im November
1987 setzte der sichhinter der spekulativen Scheinblüte verber
genden ungezügelten Gewalt einen deudichen Warnschuß vor
den Bug.

David Stockman, Reagan's Direktor des Office of Manage
ment and Budget, beschrieb freizügig die intendierte Wirkung
der massiven Steuerkürzungen. »Die Reagan-Revolution«, so
Stockman, ». .. benötigte den frontalen Angriff aufden Wohl
fahrtsstaat.« '̂ DieUmverteilung des Steuerkuchens diente nicht
dem erklärten Ziel derAusgleichung des Bundeshaushalts. Auf
grund der forcierten Aufrüstung wuchs das Loch im Bundes
haushalt noch rascher an. Lediglich die unterCarter begonnene
Trendwende des Wachstums sozialstaadicher Ausgaben^^ sollte
so - für kommende Administrationen - irreversibel werden.
NichtdieStaatstätigkeit ansich wurde zurückgenommen, son
dern demUS-Kapital unliebsame Staatsfunktionen. Mit der be
währten Arbeitsteilung inszeniene der Staatsapparat 1982 die
zweite schwere zyklische Krise: Zentralbankpräsident Volcker
drosselte erneut die Geldmenge, Präsident Reagan schob dem
»Carter-Mann« dieSchuld für diewirtschaftspolitische Roßkur
zu. Die Verschleierung des Zusammenspiels der Staatsapparate
rettete mit der Integrität des Präsidenten die Popularität der
neuen Rechten."

Gleich zu Beginn seiner Amtszeit demonstrierte Reagan, wie
er sich den Umgang mit den Gewerkschaften vorstellte. Die
Entlassung von 11 000 Fluglotsen erinnerte anBilder längst ver
gangener Zeiten. Selbst PATCO's Unterstützung des Reagan-
Wahlkampfes hatte die neokonservative Administration nicht
freundlich gestimmt. Indes stellte sich während der 80er Jahre
deutlich heraus, daß die Zersplitterung der amerikanischen Ge-

364



werkschaften in Verein mit der dominanten Betriebsorientie

rung (Business Unionism) und der weitgehenden politischen
Abstinenz (Bread and Butter Unionism) die notwendigen Ab
wehrkämpfe stark behinderte. Die mangelnde politische Koor
dination und Einflußnahme der Gewerkschaften ließen zwar
vereinzelt militante Kämpfe aufflammen, konnten aber die
drückende Überlegenheit des Gegners nicht verhindern. Der
Abwehrkampfzyklus fand erst in den ruhigeren Gewässern der
späten Phase des wirtschaftlichen Aufschwungs (seit 1987) sein
vorläufiges Ende.

Die Geschichte der Behörde für Gesundheit und Sicherheit
amArbeitsplatz vermittelt den klarsten Eindruckvom »neuen«
Verhältnis der Industrieunternehmen zur staadichen Interven
tionspolitik. Die Occupational Safety and Health Administra
tion (OSHA) stand inder Kampagne derNeuen Rechten ganz
oben auf der Abschußliste. Die Reaganisierung der Behörde
führte zunächst zu einer deutlichen Reduktion der Inspektio
nen und zur Verringerung der gemeldeten Verstöße um 40%.5<
Nach Statistiken des US Bureau of Labor erhöhten sich im sel
ben Zeitraum die Unfallzahlen in allen Industriesektoren mit
Ausnahme des Finanz- und Versicherungssektors.'̂ Geflissent
lich arbeiteten die neuen Beamten daran, die Kapitalforderun
genumzusetzen. Die Strafen verringerten sichum60%. Gleich
zeitig nahm sich aber die »normale« Gerichtsbarkeit einiger
eklatanterVerstöße an. Nachdem ein illegal in den USAleben
der polnischer Immigrant bei einem Unfall am Arbeitsplatz
umkam, verhängte OSHA eine lächerlich geringe Strafe von
$ 4855; die Summe wurde später halbiert. Der zuständige
Staatsanwalt hingegen verfolgte die leitenden Angestellten der
Firma strafrechdich. Nach diesem Prozeß wurden die Verant

wortlichen 1985 wegen Totschlags und verantwortungslosem
Verhalten zu 25Jahren Gefängnis und einerStrafevon $ 24 000
verurteilt. Die gleiche Koalition, u. a. die Handelskammern, As
bestproduzenten, Chemische Industrie, die sich für eine Be
grenzung der Befugnisse OSHA's eingesetzt hatte,startetenach
diesem Ürteil eine Kampagne für die ausschließliche Zuständig
keit der Behörde in Fragen des Gesundheitsschutzes am Ar-
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beitsplatz.'' Ähnlich verlief die Entwicklung in anderen Berei
chen. DieReduzierung von Sicherheitsinspektoren imBergbau
korrespondierte 1981 mit einer Steigerung tödlicher Minenun
glücke trotz Verringerung der Gesamtarbeitsstunden. 1982
wurde die Zahl der Inspektoren erneut aufgestockt und die
Zahl der Unfälle nahm wieder ab.^^

Dennoch haben sämtliche Regulierungsbehörden die
»Reagan-Attacke« überlebt. ZwarwurdedieCommunity Servi
ces Administration und die Flugaufsichtsbehörde Civil Aero-
nautics Boards aufgelöst. Der größte Teil der Arbeitskräfte
setzte jedoch die alten Aufgaben im Rahmen anderer bundes
staatlicher Behörden fort.®' 1987 begann dieRegulierungsinten
sität erneutzu steigen.®' Der Kürzung von92 000 Stellen in ver
schiedenen staatlichen Aufsichtsbehörden schließlich steht die
absolute Zunahme derbundesstaatlichen Zivilbeschäftigten ge
genüber. Alleine im Departement of Defense wurden 55 000
neue Stellengeschaffen.®"

8. Das Gesetz des Dschungels

Zur Umstrukturierung des National Labor Relations Board
(NLRB), der zentralen arbeitsrechtlichen Instanz der Vereinig
ten Staaten, berief Ronald Reagan Personal, das sich dieSporen
als Untemehmensberater zur Vermeidung gewerkschaftlicher
Organisierung verdient hatte. Robert P.Hunter z. B. war zuvor
eine Stütze des erzreaktionären US-Senators Hatch aus Utah.
Hatch hatte an führender Stelle gegen die Arbeitsrechtsreform
von 1978 mitgewirkt. Donald Dotson diente vor seiner Beru
fung als Berater derFirmen Wheeling Pittsburgh Steel, Westing-
house undWestern Electrics und Hugh Reillys avancierte vom
National Right to Work Committee, eine der vehementesten
antigewerkschaftlichen Organisationen, zum Hauptanwalt des
NLRB.
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Zwischen 1983 und 1985 ließ Reagan zudem zwei Steilen un
besetzt, um NLRB-Entscheidungen hinauszuzögern. Die Zahl
der gewonnenen Anerkennungswahlen (in den USA muß die
Belegschaft eines Betriebes durch eine Wahl der gewerkschaftli
chen Organisierung zustimmen) sank zwar auch indieser Peri
odenicht unterden niedrigen Stand von 45%, aber die Anzahl
der abgehaltenen Wahlen halbierte sich." Während die früheren
Entscheidungen des NLRB in mehr als 70% derarbeitsrechtli
chen Konflikte zugunsten der Gewerkschaften ausfielen,
stimmt die neue Kommission nur noch in 55% der Fällegegen
die Unternehmer. Konflikte um Anerkennungswahlen wurden
früher zu weniger als 50% gegen die Gewerkschaften entschie
den, Dotson stimmtezu 75% für dieUnternehmer.'̂ U. a.wur
den folgende Veränderungen »ins Recht gesetzt«:

1. Entgegen gewerkschaftlichen Statuten dürfen Gewerk
schaftsmitglieder während eines Streiks aus der Gewerkschaft
austreten. 2. Nach der Übernahme eines Unternehmens kann
der neue »Arbeitgeber« sich weigern, mit der etablierten Ge
werkschaft zu verhandeln. 3. Arbeitgeber können ihre »Ange
bote« im Laufe von Tarifverhandlungen zur Provokation ver
schlechtern, ohne daß dies als »bad faith bargaining« arbeitsge
richtlich untersagt werden kann. 4. Ein Betrieb kann geschlos
sen undunter neuem Namen geöffnet werden, um die Gewerk
schaft nicht mehr anzuerkennen.'^

Oftmals werden die amerikanischen Gewerkschaften als
»Opfer des Weltmarktes« bezeichnet.'̂ Eine solche Argumenu-
tionüberschätzt aber die»Sachzwanglogik« derWeltmarktkon
kurrenz und vernachlässigt die »subjektive« Dimension des
Kampfes gegen die Gewerkschaften. Durch die ökonomistische
»Objektivierung« internationaler Konkurrenz wird die politi
sche Gestaltung der Kapitalstrategien zu einer abhängigen Va
riable. Die moderatere Linie gegenüber den Gewerkschaften
während der zweiten Amtszeit Reagans kann m. E. kaum aus
der verbesserten Position der USA auf dem Weltmarktabgelei
tet werden. Vielmehr hattedieKapitalseite ihreselbstgesteckten
Ziele durch die Aushöhlung gewerkschaftlicher Tarifkontrolle
weitgehend erreicht. Darüber hinaus begann sich die Einsicht
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durchzusetzen, daß die Produktivitätsschwäche nicht auf den
Einfluß der Unions zurückzuführen war. In diesem Zusammen
hang stehen daim Bemühungen um eine neue korporatistische
Einbindung der Gewerkschaften.'' Die Erfahrungen der Ge
werkschaften mit der neokonservativen Umstrukturierung des
Arbeitsrechts während der 1. Amtszeit Reagans wird durch
einen Kommentar des AFL-CIO Vorsitzenden Lane Kirkland
verdeudicht. »Heute«, so Kirkland,»... würdendieorganisier
ten Arbeitnehmer voneiner Streichung desArbeitsrechts profi
tieren«. Die Rückkehr der industriellen Beziehungen zum »Ge
setz des Dschungels« wird unter dem Eindruckder Instrumen
talisierung des NLRB im Kampf gegen die Unions als Fort
schritt empfunden."

9. Kartellaufsicht und Reaganomics

Neben der Instrumentalisierung des Arbeitsrechts im Kampf
gegen die Gewerkschaften muß die Kartellaufsicht als wesentli
ches staatliches Handlungsfeld zur Reorganisierung der Wirt
schaft betrachtet werden. Hier läßt sich die Linie der marktradi
kalen Chicago-School von den Hörsälender Universität bis in
die Ledersessel der zentralen Aufsichtsbehörden (Antitrust-Di-
vision desJustice Department und Federal TradeCommission)
eindrucksvoll nachzeichnen. Der neuemaimte Chef der Anti-
trust-Abteilung, William Baxter (einChicago-Boy) verkündete
auf einer Pressekonferenz: »Es steht nirgendwo geschrieben,
daß die Welt kein völlig zufriedenstellender Platz sei, wenn es
lediglich einige hundert Unternehmen gäbe.«'' Unter der Füh
rung Baxters nahmen die KarteUaufsichtsbehörden Abschied
von der theoretischen »Dekonzentralisationskonzeption«. 1982
wurden die kartellrechtlichen Verfahren gegen IBMund AT&T
beendet. Beide Verfahren gegen monopolistische Praktiken die
ser Giganten waren von Republikanischen Administrationen
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eingeleitet worden. Nach dem Wahlsieg Reagans wurde die
Nichtbeachtung kartellrechtlicher Bestimmungen Regierungs-
politik.^

Der Übergang vom »regulierten« zum »unregulierten« Mo
nopol (Jeremy Tunstall) wird im Rahmen der neueren Wettbe
werbstheorie des Marktradikalismus eigens theoretisch begrün
det. Monopole smd ungefährlich, erklärten dieChicago-Jünger,
wenn die »Märkte« angreifbar sind und somit potentiell die
Möglichkeit zum Wettbewerb besteht." Diese Philosophie läßt
sich mittlerweile in allen Gesetzestexten zur »Deregtilierung«
von Wirtschaftssektoren nachlesen. Der Ausbau marktbeherr
schender Stellungen führender Monopole in »entregulierten«
Sektoren verdeutlicht indes den apologetischen Charakter sol
cherArgumentationen. Offenbar verstehen sich dieführenden
Unternehmen ausgezeichnet aufdieVerteidigung ihrer»angreif
baren« Märkte. Die Rationalität der kartellrechtlichen Verände
rungen besteht in der stärkeren Unterstützung US-amerikani
scher Großkonzerne zu Hause und im Weltmarkt. »Fusionen«
ermöglichen die freie Bewegung des Kapitals zum Ort produk
tivsten Einsatzes und erhöhendamitdas allgemeine Wohlbefin
den der Nation ...«, kommentierte einJournalist.^" Tatsächlich
kommtfolgende Ansicht eines Kartellrechtlers derWirklichkeit
näher. »In jüngster Zeit zeichnen sich (in den USA)... Ent
wicklungen ab, welche nicht nur die Anwendungsschärfe des
Rechtsgebietes zurücknehmen, sondern seine freiheitssichemde
Orientierung selbst in Frage stellen unddurchökonomische Ef
fizienzgesichtspunkte ersetzen.«^

ökonomische Effizienz« bedeutet in der Realität praktisch
uneingeschränkte Konzentration und Zentralisation von Kapi
tal. Seit 1983 erreichte die neueste Fusionswelle jedes Jahr Re
korde. 1986 wurden Fusionen und Aufkäufe in Höhe von $ 180
Milliarden getätigt. Auf dem Höhepunkt der vorangegangenen
Übemahmewelle waren 1982 lediglich $ 80 Milliarden umge
setzt worden.^ Dabei besticht, daß in den »deregulierten« Wirt
schaftssektoren vor allem im Flug-, Straßengüterverkehrs-, Ei
senbahn- und Telekommunikationssektor - die horizontale

Konzentration rasch voranschreitet.
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Die Aufhebung der besonderen Rahmenbedingungen soge
nannter»regulierter Sektoren« führte zur raschen Angleichimg
der ökonomischen Strukturen an die weiterentwickelten mono
polistischen Verhältnisse der Gesamtökonomie. Nebender ho
rizontalen Ausdehnung der einzelnen Unternehmen trugen
auch die Diversifizierungsbestrebungen zur Vereinheitlichung
der Verwertungsbedingungen bei. Auch in der Transportwirt
schaft der USAzeichnetsich eineTendenz zur branchenüberg
reifenden Monopolisierung ab. Durch den Aufkauf einer gro
ßen Spedition und dergrößten Binnenschiffahrtslinie derUSA
bildet die Eisenbahnlinie CSX das erste integrierte Transport
konglomerat. MitderÜbernahme des größten Containerschiff-
untemehmens Sea-Land Corporation werden neue Maßstäbe
fürdieWeltmarktkonkurrenz gesteckt. Ähnliche Strategien ver
folgen die Eisenbahnlinien Norfolk Southem und Union Paci-
fic. Angesichts dieser Entwicklungen erscheint ein Vergleich
des neuen Prozesses »in seinem Umfang und seinen sozialen
Auswirkungen mit dem Aufkommen der Trusts und der Her
ausbildung der Monopole Endeder 80erJahre desvorigenJahr
hunderts« nicht übertrieben."

10. IndustrielleBeziehungen in »deregulierten«
Sektoren

»Wir hatten kein Geldproblem, unser einziges Pro
blem sind die Gewerkschaften«

Frank Lorenzo (Continental Airlines)''

»Während der vergangenen sechs Jahre«, schrieb deramerikani
sche Industrial-Relations-Experte William J. Curtin 1985 »hat
der Prozeß der Deregulierung großen Druck aufdieindustriel
len Beziehungen in der Flugindustrie ausgeübt.. . richtiger-
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weise (wurde) darauf hingewiesen, daß die Probleme der Ar
beitsbeziehungen ... verschärft wurden, weil vor der Deregu
lierung nicht angemessen bedacht worden ist, welche Konse
quenzen die Deregulierung für die relevanten Arbeitsmärkte
und für den Prozeß der Tarifverhandlungen habenwird.«" Tat
sächlich bestand das Problem nicht in der ungenügenden Be
rücksichtigung gewerkschafts- und arbeitnehmerlnnenfeindli-
cher Aspekte. Vielmehr enthält die Zielsetzung der Verbesse
rung von kapitalistischen Verwertungsbedingungen notwendig
arbeimehmerfeindliche Aspekte, die letzdich nur durch effek
tive Schutzmaßnahmen seitens der Gewerkschaften einzugren
zen sind. In die verschiedenen Gesetze (u. a. AirlineDeregula-
rions Act of 1978, Motor Carrier Act of 1980, Staggers RailAa
of 1980, Bus Regulatory Reform Act of 1982), waren zwar be
sondere Arbeitnehmerinnenschutzbestimmungen eingebaut
worden; aber sie warendas Papiernicht wert, auf dem sie abge
druckt wurden. Sektion32 des Airline Dereguladon Act z. B.
sah vor, daß innerhalb von sechs Monaten konkrete Richtlinien
zum Ausgleich negadver Auswirkungen auf Beschäftigte verab
schiedet werden sollten. Tatsächlich wurden die Bestimmungen
erst nach fünf Jahren realisiert." Die mit der Liberalisierung
»regulierter« Sektoren ausgelöste Verschärfung kapitalistischer
Konkurrenz führte unter der Bedingung der monetaristisch ver
schärften konjunkturellen Krise von 1982/83 zu extrem gestei
gerten konfrontativen Managementstrategien. In »blutigen«
Preiskriegen drängten die Großunternehmen der betroffenen
Sektoren kleinere und mittlere Wettbewerber vom Markt. Um
deutliche Effizienzsteigerungen zu erreichen und die Produkti
vität zu erhöhen, mußte der nötigeSpielraum den Beschäftigten
abgetrotzt werden. »Der seit der Entregulierung entstandene
Wettbewerbsdruck.. . hat dazu geführt, daß die Löhne im
Luftverkehr erheblich sanken,da dieseiner der wenigen beein
flußbaren Parameter ist.«"

Der Kampf der Manager um Konzessionen mußteeineneue
antigewerkschaftliche Qualität annehmen, da die nun betroffe
nen Bereichezu den Hochburgen der amerikanischen Gewerk
schaftengehören. Im Eisenbahnsektor und im Straßengüterver-
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kehr beträgtder Organisationsgrad ca. 70% und auch im Luft
verkehr hatten mehr als 50% der Beschäftigten eine Mitglieds
karte der Gewerkschaft. Gleichzeitig wird die Stärke der Ge
werkschaften aber durch eine nahezu unglaubliche Zersplitte
rung relativiert. Lediglich im Straßengüterverkehr und imTele
kommunikationssektor dominiert jeweils eine Gewerkschaft
(Teamsters und Communication Workers of America). 15 Ge
werkschaften hingegen konkurrieren um die Eisenbahner; im
Flugbereich sind es immerhin zehn verschiedene Organisatio
nen. Die Teamsters waren aufgrund ihrer Unteigrundaktivitä-
ten aus dem Gewerkschaftsdachverband AFL-CIO ausgesto
ßen worden und im Flugsektor hatten sich viele Stewardessen
gewerkschaften von den von Männern dominierten Unions ab
gespalten. DieZersplitterung und dieAuswirkung der vielfälti
gen Spaltungslinien hatten schon in der Phase der Verabschie
dungder »Deregulierungsgesetze« einereffektiven Lobbyarbeit
entgegengewirkt. Erst in der heißen Phase der Zuspitzung un
ternehmerischer Angriffe ab 1982 begannen die betroffenen Ge
werkschaften mit einer stärkeren Koordination des Widerstan
des.

Ohne Zweifel hatte Ronald Reagan's Umgang mit der Flug
lotsengewerkschaft PATCO eine wegweisende Funktion: beat
labor where you can! Insbesondere nachdem einige »gewerk
schaftsfreie« Unternehmen auf den Plan traten, wurden vieler
orts kooperativ eingestellte Manager gegen konfrontative Hard
liner ausgetauscht. Im Flugsektor inaugurierte Texas Air unter
Chefmanager FrankLorenzo die neue Ära. Zunächst gründete
die regional operierende Firma das neue Unternehmen New
Ifbrk Air und verhinderte mit allen Mitteln gewerkschaftliche
Organisierung. 1982 übernahm Lorenzo Continental Air und
manövrierte die Fluglinie ohne Not in den Bankrott. Die Ge
werkschaften der Beschäftigten hatten ihrerseits weitreichende
Konzessionen angeboten, Lorenzowolltemehr. UnterAusnut
zung einer Gesetzeslücke im 1978 reformierten Konkursrecht
nutzte er die Chance, unter der Protektion staatlicher Konkurs
richtereinseitig neue Tarifbedingungen zu diktieren und entfes
selte einen vehementen Arbeitskampf,der noch 1987 andauerte.

372



Lorenzo senkte die Löhne um ca. 50%, setzte eine umfassende
Flexibilisierung durch und endieß 75% der gewerkschafdich
organisierten Beschäftigten.'* Continental wurde 1984 aus dem
Konkursverfahren endassen. Die Kreditgeber u. a. Citibank,
Chase Manhatten Bank undandere große Konzerne hatten dem
Reorganisationsplan zugestimmt. Die Aktienpreise des Kon
zemszogen daraufhin unmittelbar um25% an.

Solche Methoden blieben keinesfalls Einzelfälle. Mit Hilfe
des Insolvenzrechts gelang vielen US-Untemehmen die Anglei-
chung gewerkschafdich organisierter Lohn- und Arbeitsbedin
gungen andie Verhältnisse innicht-organisierten Unternehmen.
Von der »Welle« konzessionärer Tarifvereinbarungen seit dem
Chrysler Bankrott waren bis 1982 535 900 Arbeitnehmerirmen
derTransportindustrien betroffen." Nach 1984 kamen die Be
schäftigten des Telekommunikationssektors hinzu. Jede(r)
5.Arbeitnehmer(in) hatte zum Teil erhebliche Verschlechterun
gen zuverkraften.*" Unter anderem wurden gespaltene Gehalts
strukturen eingeführt, Arbeitszeiten verlängert und Urlaub ge
strichen, einmalige oder mehrjährige Lohnkürzungen durchge
setzt, massive Einschränkungen der Sozialleistungen (Alterssi-
chemng, betriebliche Krankenversicherung etc.) vorgenommen
oderschlichtweg gewerkschaftlich organisierte Beschäftigte ent
lassen bzw. »ausgetauscht«. ImEisenbahnbereich wird derVer
lust gewerkschaftlich organisierter Arbeiterinnen seit der »Li
beralisierung« aufca. 100 000 geschätzt.*' Ca. 40 000 Mitglieder
der Communication Workers of America verloren ihre Jobs
nach der»Entregulierung«. Einige kleine unabhängige Gewerk
schaften brachen zusammen.*' In der Flugindustrie —ohne die
Zahl der von Bankrotten betroffenen Arbeitnehmerinnen - ver
loren mindestens 30 000 Gewerkschafterinnen ihre Beschäfti
gung*" und etwa 200 000 Mitgliederinnen den Teamster wurden
auf die Straße geschickt - Bankrotte einbegriffen.** Nach der
»Entregulierung« entließ Greyhound 4000 Mitglieder derAme-
ricanTransit Workers Union und erzwang 1983 einenStreikder
verbliebenen Beschäftigten um weitreichende Lohn- und Flexi
bilisierungskonzessionen durchzusetzen.** Greyhound räumte
1987 mit demAufkaufvonTrailways alleRestevon Konkurrenz
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im Busferaverkehr weg und genießt heute eine vollsündige Mo
nopolstellung.

Insgesamt verloren somit mindestens 374 000 gewerkschaft
lich organisierte Beschäftigte ihre Arbeitsplätze. Für die verblie
benen Beschäftigten kämpfen die Gewerkschaften heute unter
der Bedingung eines weitgehend dezentralisierten und frag
mentierten Tarifvertragssystems, daß von den Unternehmen
zur Steigerung betriebswirtscha^cher Effizienz erzwungen
wurde. Zu den Gegenstrategien zählt das gewerkschaftliche Be
mühen, industrieweit geltende Regelungen durch die interne
Zentrahsierung der Verhandlungsführung zurückzuerobern
und erneut eine Angleichung der Lohn- und Arbeitsbedingun
gen zu erreichen. »Während der dritten Phase der Deregulie
rung (seit 1986, D.P.)«, schreibt ein Vertreter der Pilotengewerk
schaft ALPA, »haben die Gewerkschaften demonstriert, daß sie
aus der Vergangenheit gelernt haben. Sie sind nun viel stärker
und besser gerüstet, die Herausforderung anzunehmen.»'

11. Ausblick

Auf die vielfältigen Dimensionen des Kampfes gegen die Be
schäftigen kann hier nicht ausführlicher eingegangen werden.
Ebensowenig kann auf die allgemeinen ökonomischen, sozialen
und ökologischen Auswirkungen der »Deregulierung« einge
gangen werden.«' Immerhin bewirkte die mit der Monopolisie
rung des Transportsektors vorangetriebene ungleichgewichtige
Entwicklung der US-Ökonomie ebenso wie dÖe Verschärfung
ökologischer und sozialer Probleme mittlerweile eme Trend
wende in der »Deregulierungsdiskussion« jenseits des Adan-
tiks. Monopolistische Preissetzungspraktiken in der Flugindu
strie, zunehmende Sicherheitsprobleme im Flug- und Straßen-
gütertransportverkehr und viele weitere Mißstände führten un
längst zur verstärkten Forderung nach »Re-Regularion«.®« »De-
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regulierung« hat die Verweitungsbedingungen vieler - vor allem
großer - amerikanischer Unternehmen verbessert. »Deregulie
rung« hat zur Polarisierung der US-Gesellschaft einen entschei
denden Beitrag geleistet und erneut gewerkschaftliche Gegen
macht zurückgedrängt. Hingegen haben die neue Kapitalstrate
gie und ihre politische Umsetzung nichts zur Lösung drängen
der Zukunftsaufgaben der US-Biimenwirtschaft beigetragen.
Vielmehr wurden bestehende Ungleichgewichte verschärft und
die »deregulierungsinduzierten« Widersprüche erzwingen
heute neue Formen verstärkten staadichen Krisenmanagements.
Alleine die Rettung der Spar- und Darlehenskassen wird die
amerikanischen Steuerzahler $ 100 Milliarden kosten. Mehrals
400 Geldinstitute sind nach der »Deregulierung« des Banken
sektors vom Bankrott bedroht.«» Angesichts der neuesten Ent
wicklungen bleibt lediglich zu hoffen, daß die amerikanische
Trendwende dem europäischen Marktradikalismus keinen
Raum zur Entfaltung läßt. Letzdich wird nur entschlossener
ökonomischer und politischer Widerstand seitens der Lohnab
hängigen den Restrukturierungsbestrebungen des Kapitals
Steine inden Weg legen können. Nach erfolgter Umstrukturie
rung können allenfalls die schlimmsten Ergebnisse komgiert
werden. Grundlegende Veränderungen bleiben, wie die US-
Amerikaner wissen, unangetastet: »We can't unscramble the
egg. Wir haben Kräfte in Bewegung gesetzt, die nicht revidiert
werden können.«»®
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Klaus-Peter Weiner

Westeuropäische Integration,
Binnenmarkt und
Gewerkschaftsbewegung

1. Die Europäische Gemeinschaft: ein neuer
Integrationsschub

1.1. Die Vision des »Europa '92«

Noch vor wenigen Jahren beherrschten Begriffe wie »Europes
simismus« und »Eurosklerose« die Diskussion über Zustand
und Perspektiven Westeuropas. Derpazifische Raum schien der
kapitalistischen Hälfte des alten Kontinents den Rang abgelau
fen zu haben. Doch nun hat sich die internationale Aufmerk
samkeitwieder »Europa« zugewandt.' Das Zieleinesgemeinsa
men Binnenmarktes innerhalb der Europäischen Gemeinschaft
bis 1992 mit einem BIP von fast 4 Billionen ECU und 324 Mil
lionen Verbrauchern hat in Politik, Wirtschaft und Medien eine
Art Aufbruchstimmung hervorgerufen, die bereits Züge einer
»Europhorie« angenommen hat. Hingegen löst dasThema»Eu
ropa '92« innerhalb der westeuropäischen Gewerkschaftsbewe
gung eher zurückhaltende bis ablehnende Reaktionen aus. Da-.
hinter steht die Befürchtung, daß die weitereDurchkapitalisie
rung der Gesellschaft durch Realisierung des Binnenmarktes
mit einer umfassenden Deregulierung der Arbeits- und Sozial
beziehungen verbunden und zu einer weiteren Schwächungge
werkschaftlicher Positionen genutzt wird.^ Die Zukunft der
westeuropäischen Gewerkschaften hängt daher zunehmend
auch von der Frageab, wie sie sich aufdie Integrationsprozesse
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innerhalb der EG und die damiteinhergehende innere »Land
nahme« des Kapitals einstellen.

Von der Marktintegration, die die vier »Freiheiten« (freien
Kapital-, Waren-, Dienstleistungs- und Personenverkehr) inner
halb der EG herstellen soll, versprechen sich die zwölf Mit
gliedstaaten einen der Nachkriegsproperität vergleichbaren
Wachstums- und Akkumulationsschub, der im Inneren einen
beschleunigten Strukturwandel bewirkt, die Reduzierung der
Arbeitslosigkeit und den Abbau der regionalen Entwicklungs
unterschiede ermöglicht imd nachaußen dieWettbewerbsfähig
keit der westeuropäischen Unternehmen gegenüber ihren Kon
kurrenten aus den USA und Japan verbessert. Aber »Europa
'92« steht darüber hinaus für eine Ziel- und Zeitperpektive, in
der nicht nur dasBinnenmarktprojekt, sonderninder aucheine
Annäherung der Wirtschafts- und Währungspolitik, einAusbau
der Gemeinschaftspoiitik in den Bereichen Umwelt und Tech
nologie und eine Verdichtung der Kooperation in der Außen-
und Sicherheitspolitik als Schritte in Richtung einer »Europäi
schen Union« vollzogen werden sollen.^ Die umfassende Dyna
misierung der westeuropäischen Integration zielt daraufab, die
EG von einer durch die verfehlte Agrarpolitik stigmatisierten
Bürokratie in eineinternational wettbewerbsfähige Industriege
meinschaft zu transformieren und die weltmarktorientierte
Wirtschaftsgemeinschaft zugleich um eine international ausge
richtete politische Gemeinschaft zu erweitern, um die inneren
und äußeren Handlungsmöglichkeiten der Mitgliedstaaten zu
vergrößern.

1.2. Vom »Zweckverband« zum »EG-System«

Die EG hat sichin den siebziger Jahren voneinem »Zweckver
band funktioneller Integration«^, der sich durch die Übertra
gungvon staatlichen Aufgaben sowohl vom klassischen Natio
nalstaat als auch von traditionellen internationalen Organisatio
nen abhob, mit der Ausweitung von Funktions- und Politikbe
reichen zu einem »EG-System«^ mit einem - nicht zuletzt
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durch die Erweiterungen um sechs weitere westeuropäische
Staaten - gesteigerten internationalen Einfluß- und Machtpo
tential entwickelt. Zu diesem System, aus dem sich angesichts
des hohen Grades an gegenseitiger Verflechtung gegenwärtig
kein Mitgliedstaat ohne gravierende ökonomische und politi
scheKonsequenzen zurückziehen kann,zählendie in einem in
haltlichen Zusammenhangmit der EG (Konunission,Minister
rat, Europäischer Gerichtshof) stehenden intergouvernementa-
len Koordinationsgremien (der Europäische Rat, die Europäi
schePolitische Zusammenarbeit, dasEuropäische Währungssy
stemsowie dieWesteuropäische Union) und einetransnationale
politische Infrastruktur ausParteienzusammenschlüssen, Inter
essenverbänden und Gewerkschaftsbünden.

Die Transformation der EG von einem Zweckverband zu
einem System verlief nicht ohne schwere integrationspolitische
Rückschläge. Das Scheitern hochgesteckter Integrationsziele
wiedasder »Europäischen Verteidigungsgemeinschaft« undder
»Europäischen Politischen Gemeinschaft« indenfrühen fünfzi
ger Jahren, der Fouchet-Pläne in den sechziger und derWirt
schafts- und Währungsunion in den siebziger Jahren verweist
auf die innere Krisenhaftigkeit des Integrationsprozesses, die
einer funktioneilen und sich selbst tragenden Entfaltung der
Vergemeinschaftung auf der Basis wachsender Gemeinschafts
interessen entgegensteht. Da Reichweite, Tiefe und Modus der
Integration durch die ungleichmäßige politische und ökonomi
sche Entwicklung in den Mitgliedstaaten und den darauf beru
henden nationalen Konkurrenzverhältnissen beeinflußt und
strukturiert werden, bleiben Rückschläge in den Prozeß der
»Gemeinschaftsbildung« eingeschlossen. »Integrationskrisen«,
die zuStagnation und Erosion führen, sind mithin »Bestandteil
der Struktur und des Inneren Entwicklungsmechanismus des
kapitalistischen Integrationsprozesses.«^

Das sich in den siebzigerJahren unter dem Druck der ökono
mischen KrisenprozessevergrößerndeSpannungsfeld zwischen
nationalen und gemeinschaftlichen Interessen auf dem wirt
schaftlichen Sektor verschob ebenso wie das Gewicht einer
wachsenden weltpolitischen Bedeutung der EG den Integra-
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tionsprozeß von der ökonomischen auf die politische Ebene.
1972 einigten sichdie EG-Staaten aufein außerpolitisches Kon-
sultations- und Abstimmungsverfahren im Rahmen der EPZ,
die mit der in der »Einheitlichen Europäischen Akte« festge
schriebenen Aufnahme der politischen und wirtschaftlichen
Aspekte der Sicherheitspolitik neben der WEU zu einem zen
tralen Bestandteil der »Europäisierung« der Sicherheitspolitik
ausgebautwerden soll.^ Weiterhin konnten sich die EG-Staaten
auch über die Direktwahlen zum Europäischen Parlament ver
ständigen und institutionalisierten die Gipfeltreffen zum Euro
päischen Rat, der als oberstes Entscheidungsgremium die ver
schiedenen Politikebenen und -bereiche des EG-Systems mit
einander verklammert. Zusammen mit der vergemeinschafteten
Außenhandelspolitik verfügen die Mitgliedstaaten der EG, die
als bedeutendste Handelsmacht das hinter den USA größte
ökonomische Potential der Welt repräsentieren, mit der EPZ
über ein Instrument, um in den internationalen Beziehungen
als relativ geschlossene Staatengruppe zur Durchsetzung ihrer
politischen und ökonomischen Zieleau&utreten.^

1.3. Die EG im Umbruch: Von der Stagnation zum Integra
tionsschub

Die 1987 ratifizierte EEA, die die Anfang der achtziger Jahre
einsetzende Reformdiskussion in der EG zusammenfaßt, soll
mit ihren F^tlegungen zum Binnenmarkt, zur Technologie-
und Umweltpolitik, zur Kooperation im außen- und sicher
heitspolitischen Bereich und zu partiellen institutionellen Re
formen die EG an veränderte äußere und itmere Rahmenbedin
gungen anpassen. Dennparallel zu dem internationalen Bedeu
tungszuwachs der EG waren in den späten siebziger und den
frühen achtziger Jahren die Problemlagen kulminiert, denen
miteinem neuen Integrationsschub begegnet werden soll. Diese
Problemlagen drückten sich in einer nachlassenden Wettbe
werbsfähigkeit, in einer sich internationalisierenden Weltwirt
schaft,in sicherheits- und wirtschaftspolitischen Konflikten mit
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den USA und in einerStagnation desIntegrationsprozesses aus.
Die nachlassende Wettbewerbsfähigkeit der EG-Staaten führte
von 1979 bis 1985 zu einer negativen Außenhandelsbilanz und
betraf sowohl den Bereich der gewerblichen Produkte insge
samt wie auch die Produkte im hochtechnologischen Bereich.
Im Zeitraum von 1979 bis 1985 ging der Anteil der Ausfuhren
aus der EG (ohne innergemeinschaftlichen Handel) anden Aus
fuhren der OECD-Staaten um rund 1,4 Prozent zurück, wäh
rend der Anteil der USA um 0,7 und der Japans sogar um 5
Prozent zunahm. In den Sektoren, die sich besonders dyna
misch entwickelten (elektronische Produkte, Datenverarbei-
mng, Büromaschinen) nahm der Anteil der EG-Staaten um
sogar 2,5 Prozent ab, während die USA ihren Anteil um 1,2
und Japan seinen Anteil um 7 Prozent ausweiten konnten. Le
diglich in Sektoren mitschwacher Nachfrage (Eisen, Stahl, Tex
tilien, Baumaterial) konnten die EG-Staaten ihren Marktanteil
um 1,9 Prozent erhöhen.' Außenwirtschaftlich sahen sich die
EG-Staaten also einer »Zangenbewegung« ausgesetzt: in den
traditionellen Fertigungssektoren mittlerer Technologie gerie
ten sie unter den Druck der Konkurrenz der Schwellenländer
undimHochtechnologiebereich gingen Marktpositionen andie
USAundJapan verloren.

Die schnelle Erholung der USA von der Krise 1980/82, die
die strukturellen Probleme der US-Wirtschaft zunächst verber
gen konnte, verstärkte die Befürchtung, »einem japanisch-ame
rikanischen Duopol in der Hochtechnologie«'" gegenüberzu
stehen und führte einerseitszu einem Ausbau der Technologie
politik der EG, um die technologische Entwicklung zu be
schleunigen." Andererseits wurde die Schlußfolgerung gezo
gen, daß die nationalen Märkte der EG-Staaten zu kleinseien,
um in der internationalen Konkurrenz bestehen zu können.
Der segmentierte EG-Markt erlaube nur einebeschränkte Mas
senproduktion, die wiederum zu niedrige Gewinne abwerfe,
um hohe Forschungsaufwendungen und Investitionen zu er
möglichen und dem Defizit bei Produkt- und Produktionsin
novationen zu begegnen. Der Binnenmarktintegration liegtdie
neoliberale Auffassung zugrunde, »daß die Gemeinschaft
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immer mehr Boden und Märkte an ihre Hauptkonkurrenten
USA undJapan verliert, wenn es ihrnicht gelingt, denpotentiell
großen Markt derzwölf Mitgliedstaaten voll zu nutzen.«'̂

Neben den wirtschafts- und handelspolitischen Konflikten
über die Haushalts- und Außenhandelsdefizite der USA, ihre
Dollarpolitik und den wachsenden Industriesubventionen
sowie den zunehmenden Protektionismus'' verstärkten sich
Anfang der achztiger Jahre auch die Interessendifferenzen im
sicherheitspolitischen Bereich.'̂ Die Konfrontationspolitik der
Reagan-Administration ließ es den westeuropäischen Suaten
angesichts der nachlassenden Akzeptanz der ofriziellen Sicher
heitspolitik inweiten Teilen der westeuropäischen Bevölkerung
als angebracht erscheinen, mit einer Politik der »Selbstbehaup
tungEuropas« eine in Ansätzen eigenständigere Sicherheitspo
litik zu verfolgen und institutionell abzusichern." Dieser »Eu
ropäisierung« derSicherheitspolitik liegen abernicht nur bünd
nisinterne Konfliktformationen zugrunde, sondern auch eine
Relativierung der einst privilegierten Region Westeuropa in der
Politik und Strategie der USA.'̂ Vor dem Hintergrund desAb
stiegs als Hegemonialmacht und dem Endedes Kalten Krieges
in Europa verfolgen dieUSA eine unilateral gefärbte unddamit
stärker an den als »national« dekfarierten Interessen ausgerich
tete Politik, in der die NATO als dasBündnis mitWesteuropa
seinen einstigen Stellenwert verlien und zunehmend als »Ko-
stenfaktor« angesehen wird.'' Dieser Trend zu einem Disenga
gement der USA hat in Westeuropa das »Sicherheitsproblem
Deutschland« aktualisiert und zu der integrationsfreundlichen
Haltung Frankreichs beigetragen, um über eine westeuropäi
sche Einbindung den Einfluß auf die außenpolitische Orientie
rung der Bundesrepublik aufrechterhalten zu können.'̂ Muster
nationaler Machtpolitik insbesondere gegenüber der Dritten
Welt, dieauch in der Bundesrepublik an Bedeutung gewinnen",
können daher letztlich nur über die Ausweitung der Hand
lungsfähigkeit der westeuropäischen Integration verfolgt wer
den.'"

Um jedoch die äußere Handlungsfähigkeit der EG zu erhö
hen, die angesichts der Reformprozesse in den UdSSR und eini-
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gen anderen sozialistischen Ländern noch als notwendiger für
den Fortbestand des EG-Systems erachtetwordenwar, wurde
es notwendig, die Stagnation des westeuropäischen Integra
tionsprozesses zu überwinden. Die inneren Problemlagen der
EG, die sich in dem Scheitern der Gemeinsamen i^rarpolitik,
in einem zunehmenden Protektionismus im Gemeinsamen
Markt, in einer Krise des Finanzsystems und des Gemein
schaftshaushalts niederschlugen '̂, mußten zunächst einer zu
mindest partiellen Lösung zugeführt werden. Mitder politisch
motivierten Aufnahme Spaniens und Portugals, die die bereits
nach den ersten Erweiterungen gewachsene Heterogenität der
EG weiter vergrößerte und zugleich dieinnere Achse derEG in
Richtung Südeuropa verschob, wurden weitreichende Reform
maßnahmen schließlich unumgänglich.^^ Die auf dem Sonder
gipfel des Europäischen Rates im Januar 1988 beschlossenen
Veränderungen in der Agrarpolitik (GAP) und dem Finanzsy
stem bilden daher die notwendigen Voraussetzungen für die
Umsetzung der in der EEA formulierten Zielstellung eines
neuenIntegrationsschubs.^^

2. Das Kernprojekt: ein einheitlicher Binnenmarkt

2.1. Der langeWeg zu einem einheitlichenBinnenmarkt

Das Kernstück der Anpassung und Umstrukturierung der EG
bildet das inder EEA beschlossene Ziel der Realisierung einen
einheitlichen Binnenmarktes bis 1992, das von dem flankieren
den Teil (Währungs-, Technologie- und Regionalpolitik) er
gänzt wird.^^ Obwohl das Integrationsziel Binnenmarktbereits
1957 mit der Unterzeichnung der RömischenVerträge beschlos
senwurde, blieb der Binnenmarkt bisheuteparzelliert. Diever
einbarteBeseitigung der Zollabgaben zwischen den EG-Staaten
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konnte zwar in den sechziger Jahren vorfristig abgeschlossen
werden, aber zahlreiche nichttarifliche Handelshemmnisse blie
ben bestehen und wurden im Zuge der wirtschaftlichenKrisen
prozesse in den siebzigerJahren zu emem protektionistischen
Instrumentarium ausgebaut.

Den Kemteil der »Vollendung« des Binnenmarktes beinhal
tet ein 1985 von der Kommission vorgelegtes Weißbuch, das den
schrittweisen Abbau aller zwischenstaadichen materiellen, tech
nischen und steuerlichen Schranken mittels einergegenseitigen
Anerkennung oder einer Harmonisierungvon Standards, Nor
men und Gesetze vorsieht.25 Der Abbau der nichttariflichen

Handelshinderenisse soll eine wohlstandssteigernde Kettenre
aktion in Gang setzen. Von der Binnenmarktintegration wird
erwartet, daß ein zunehmender Wettbewerbsdruck zu einem
Rückgang der Produkdonskosten und Preise führt, einehöhere
Kaufkraft dieNachfrage belebt,eine gesteigerte Wettbewerbsfä
higkeit wachstumsfördemd wirkt und die Außenhandelsposi-
Qon verbessert, Preissenkungen die Inflation dämpfen, eineLi
beralisierung der Beschaffungsmärkte und ein wirtschafdicher
Aufschwung die öffentlichen Haushalte entlasten. Insgesamt
wird mit einer zusätzlichen Steigerung des BIP von 4,5 bis 6,4
oder gar 7 Prozent gerechnet.^'

Die Binnenmarktpläne sind nicht ohne Einfluß auf Investi-
tions- und Kooperationsentscheidungen, insbesondere der in
ternational agierenden Unternehmen geblieben. Zum einen in
vestieren Unternehmen aus Drittstaaten verstärkt in EG-Län-

dem mit einer günsdgenKostenmatrix, um der mit der Beseiti
gung von Schranken im Gemeinsamen Markt verbundenen äu
ßeren Abschottung vorzubeugen. Zum anderen bilden sich pa
rallelzu nadonalenKonzentrationsprozessen - vor allem in den
hochtechnologieorienderten Wachstumsbranchen - westeuro
päische Konzemstrukturen heraus, die die bisher dominierende
»nationalistbias«aufbrechen.^^ Die grenzüberschreitendeKoo
peration von Großunternehmen wird von der Kommission
über industriepolitische Subventionen und auch wettbewerbs
rechtlich geförden. Die von ihr vorgelegten Plänezur Fusions
kontrolle erlauben grenzüberschreitende Kapitalzusammensch-
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lüsse im Interesse der globalen Wettbewerbsfähigkeit auch
dann, wenn siezu »marktbeherrschenden« Positionen führen.^®

Das Weißbuch der Kommission kann sich zwar auf grenz
überschreitende Unternehmensstrategien und einen hohen
Grad der ökonomischen Verflechtung der EG-Staaten stützen,
sieht sich aber ungleichen sektoralen Proportionen, Produktivi
tätsniveaus und Konzentrationsgraden der nationalen Volks
wirtschaften gegenübergestellt, die den vielfältigen Bmnen-
marktchancen zugrunde liegen und sich in zähen Auseinander
setzungen um Einzelregelungen niederschlagen. Bis Ende 1988
konnten zwar 127 der 285 im Weißbuch enthaltenen Maßnah
men verabschiedet werden.^ Die Mehrzahl der Beschlüsse be
zieht sich jedoch auf die Reduzierung dermateriellen und tech
nischen Schranken. Die »Problembereiche« wie die ihrer »pro-
tektionistischen« Wirkungen wegen beabsichtigte Angleichung
der Umwelt-, Arbeits-, Gesundheits- und Verbraucherschutzre
gelungen, die Beseitigung von »Schutzzäunen« um weniger
produktive Branchen sowie die Öffnung der nationalen Be
schaffungsmärkte können nur inStufen angeglichen oder müs
sen zunächst vertagt werden.'® Zugleich mobilisiert die Binnen
marktintegration Gegenbewegungen, die zusätzliche staatliche
Unterstützung oder weitere Entlastungen einfordern, um dem
Konkurrenzdruck im Binnenmarkt widerstehen zu können
oder eine Verlagerung von nationalen Handelsbeschränkungen
an dieAußengrenzen der EG zu verlangen."

Die Binnenmarktintegration bleibt daher ein Verfahren zwi
schenstaatlicher Kompromißbildung, in der die Realisierung
von nationalen Vorteilen mit der Minimierung von eigenen
Nachteilen verbunden ist.Angesichts deshohen »Regelungsbe
darfs« der Binnenarktintegration und der darin zumAusdruck
kommenden, über den Staat vermittelten Konkurrenz von Un
ternehmen,Branchenund Sektorensind bis 1992 zwar einetief
greifende Umstrukturierung nationaler Regulierungssysteme
und nationale wie grenzüberschreitende Konzentrations
schübe, aber kaum eine »Vollendung« des Binnenmarktes zu
erwarten. Die EG wird auch in Zukunft ein Raum mit starken
ökonomischen und sozialen Unterschieden bleiben, die sich
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tendenziell noch akzentuieren werden und nationale, regionale
und sektorale Interventionen der Mitgliedstaaten erforderlich
machen.

2;2. Auswirkungen des Binnenmarktes; Wachstum ohne neue
Beschäftigung

Die anhaltend hoheMassenarbeitslosigkeit bleibt in allen EG-
Staaten die zentrale ökonomische und soziale Herausforde
rung. Seit 1975 ist die Zahl der offiziell arbeitslos Gemeldeten
von fünf auf 16 Millionen gestiegen und liegt damit bei 12 Pro
zent. Gleichzeitig ist Vollbeschäftigung als Politikziel in allen
EG-Staaten in den Hintergrund getreten. Stattdessen werden
von derBinnenmarktintegration die Wachstumsimpulse erwar
tet, die die Arbeitslosigkeit zwar nicht beseitigen, aber deutli
cherals jede staatliche Beschäftigimgspolitik vermindern sollen
—eine Erwartung, die durch die reale Entwicklung nicht ge
deckt wird. So ging inden großen EG-Staaten inden achtziger
Jahren das Wachstum des BSP mit einer anhaltenden Massenar
beitslosigkeit einher. Das von der Beschäftigungsentwicklung
entkoppelte Wachstum lag 1986 bei 2,6 und 1987 bei 2,0 Pro
zent. »Ein solches Wachstum reichtgerade aus, um dieArbeits
losenquote auf 12 Prozent zu stabilisieren.«^^ Auch in den EG-
Staaten mit einer stärkeren Wachsmmsdynamik (Spanien, Ita
lien, Portugal und Großbritannien) blieb die Arbeitslosigkeit
relativ konstant."

Die Arbeitslosigkeit in der EG ist nicht mehr nur ein kon
junkturelles, sondern ein strukturelles Problem. Während die
Anzahl der Erwerbspersonen zwischen 1975 und 1985 um 10
Prozent anstieg, nahm dieAnzahl derArbeitsplätze imgleichen
Zeitraum um 1 Prozent ab. Vor allem in der Industrie wurden
Arbeitsplätze abgebaut. Ihre Zahl sank von 1975 bis 1985 um
7,5 Millionen. Parallel dazu nahmen die Arbeitsplätze in der
Landwirtschaft um 3,6 Millionen ab. ImDienstleistungssektor
hingegen entsunden 10,2 Millionen neue Arbeitsplätze. Darin
eingeschlossen sind Teilzeitarbeitsplätze und ungeschützte Be-
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schäftigungsverhältnisse, die außerhalb des Normaiarbeitsver-
hältnisses liegen.^ Hohe Arbeitslosenquoten konzentrieren
sich zudem auf Regionen mit Entwicklungsrückständen und in
der Krise begriffenen »alten« Industrien. Daher wächst neben
dem überproportionalen Anteil von Jugendlichen und Frauen
an der Gesamtzahl der Arbeitslosen (41 bzw. 47 Prozent) die
Anzahl der Langzeitarbeitslosen. Inder EG (ohne Spanien und
Portugal) lag der Anteil derer, die seit mehr als 12 Monaten ar
beitslos waren, 1985 bei 53 Prozent. 32 Prozentwaren bereits
länger als 23 Monate arbeitslos - und damit auf dem Weg indie
sozialeVerelendung."

Die hohe Arbeitslosigkeit konfrontiert die Gewerkschaften
mit dem Problem, ihren Anspruch aufVertretung aller abhän
gig Beschäftigten aufrechtzuerhalten. Denn die Verteidigung
von kollektiven Schutz- und Vertretungsrechten wird von den
Unternehmen und Regierungen in den Vorwurf umgemünzt,
an der Krise derBeschäftigung mitverantwortlich zu sein. Auf
diese Weise wird politischer Druck inRichtung auf Flexibilisie
rung und VerscUechterung der Arbeitsbedingungen erzeugt.
Die gewerkschaftliche Förderung nach Arbeitszeitverkürzung
ist ein Versuch, dieses Dilenruna aufzufangen. Ihr kommt aller
dings aufgrund des Widerstandes der Unternehmensseite mehr
eine beschäftigungssichemde als -schaffende Bedeutung zu.

Ein weiterer Ansatz, den Druck des Arbeitsmarktes in eine
gewerkschaftliche Strategie umzusetzen, bildete die Zustim
mung zu dem Vorschlag der Kommission zu einer »kooperati
ven Wachstumsstrategie für mehr Beschäftigung«", die bei
einem »mäßigen« Anstieg derReallöhne, stabilitätsorientierter
Nachfragepolitik des Staates und einem Wachstum von real 3,5
Prozent von1986 aneinen Rückgang derArbeitslosenquote auf
8,5 Prozent bis 1990 ermöglichen sollte. Zwar konnte die Kom
mission aufdieZustimmung des Europäischen Gewerkschafts
bundes (EGB)^^ in der Frage der Zurückhaltung bei RealUohn-
steigerungen zählen. Bislang scheiterte diese kooperative
Wachstumsstrategie aber an den nationalen wirtschaftspoliti
schen Orientierungen. Insbesondere die Bundesrepublik gab
der Stabilitätspolitik einen eindeutigen Vorrang vor beschäfti-
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gungspolitischen Maßnahmen. Die Lohnzuriickhaltung der
Gewerkschaften hat in der Konsequenz zwar die Gewinnent
wicklung der Unternehmen verbessert, aber nicht ihre Investi
tionstätigkeit gesteigert. Diese wird im Hinblick auf die Ge
winnentwicklung selbst von der Bundesbank nur als »gemä
ßigt« bezeichnet.^8

Stattdessen soll die Binnenmarktintegration für mehr Be
schäftigung sorgen. Erstmals seit Anfang der siebzigerJahre be
stünden nach Aussage des Gecchini-Berichts »reelle Aussichten,
zahlreiche neue Arbeitsplätze zu schaffen.« '̂ Jedoch beläuft
sich nach den Schätzungen des Berichts derbis 1998 kumuliene
Arbeitsplatzeffekt auf nur 1,866 Millionen neue Arbeitsplätze
und würde lediglich zu einem Rückgang der Arbeitslosigkeit
um 1,8 Prozent führen - die Binnenmarktintegration könnte
also, wie der Bericht selbst zugesteht, »das Ausmaß der Be
schäftigungskrise nur geringfügig lindern«.« Würde die Mark
tintegration hingegen von wirtschaftspolitischen Maßnahmen
begleitet, erwartet der Cecchini-Bericht einen Zuwachs um 4,4
bis 5,7 Millionen Arbeitsplätzen. Dies würde allerdings voraus
setzen, daß die EG-Staaten die zu erwartenden Entlastungen
der staatlichen Haushalte in Höhe von 2,2 Prozent des BIP
nicht zu einem Abbau der Verschuldung, sondern zu einer
nachfrageorientierten Ausgabenpolitik einsetzen.*'

Den mittelfristigen Wachstumsimpulsen sind jedoch zu
nächst Arbeitsplatzverluste vorgelagert. Die härtere Konkur
renz im Bmnenmarkt zwingt die Unternehmen zu weiteren
Produktivitätssteigerungen, die in Gestalt von Rationalisie
rungsmaßnahmen die Arbeitslosigkeit erhöhen. »Auf kürzere
Sicht ist daher mit Arbeitsplatzverlusten zu rechnen.«« Aber
auch mittelfristig ist es mehr als fraglich, ob die Rechnung -
größere Konkurrenz, Zwang zur Kosten- und Preissenkung,
größere Nachfrage und neueInvestitionen - nichtnur dasPro
dukt-, sondern auch das Arbeitsvolumen vergrößert. Die An
passung an veränderte Wettbewerbsbedingungen wird sich
zudem nicht ohne neue sektorale und regionale Verwerfungen
vollziehen. Berechnungen, die den erwarteten 1,8 Millionen
neuen Arbeitsplätzen 3 Millionen Arbeitsplätze gegenüberste-
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hen, die aufgrund der verschärften Konkurrenzsituation wegfal
len, sind dann realitätsnäher/' Selbst bei 5 Millionen neuer Ar
beitsplätze würde sich die Gesamtzahl von 16 Millionen Ar
beitslosen kaum verändern. Die Arbeitslosigkeit in der EG
»wird mit demBinnenmarkt nicht automatisch gelöst.«** Viel
mehr nimmt der beschäftigungs-, Industrie- und sozialpoliti
sche Handlungsbedarf der EG-Staaten mit der Realisierung des
Binnenmarktes zu.

3. Westeuropäische Integration: Herausforderung
an die Gewerkschaftsbewegung

3.1. Die »soziale Dimension des Binnenmarktes«

Der Binnenmarktintegration liegt ein Konzept der Verbesse
rung der Angebotsseite zugrunde, das die sozialen und ökologi
schen Auswirkungen unberücksichtigt läßt. Die Absenkung der
Standards im Sozial- und Umweltbereich sowie beim Verbrau
cherschutz, diemitneuen Belastungen imSteuer- und Gesund
heitsbereich einhergehen, bilden dieunausgesprochene Voraus
setzung, um die anvisierten Wachstumsziele zu erreichen. Die
Vertiefung der Marktintegration geht so als neokonservativer
Krisenbewältigungsversuch mit einer weitreichenden Deregu
lierung »von derQualität eines Befreiungsschlags«*® einher. Die
volle Durchsetzung der »vier Freiheiten« wird deshalb auch die
nationalen Arbeits- und Lebensbedingungen verändern. Die In
tegration des Binnenmarktes wird sich insbesondere auf die Be
dingungen und Formen der Erwerbstätigkeit abhängig Beschäf
tigter auswirken. Betroffen sind die betrieblichen Sozial- und
Arbeitsbeziehungen, die Arbeitsbedingungen, Informations-,
Konsultations- und Mitbestimmungsrechie, das kollektive imd
individuelle Arbeitsrecht und die Sozialgesetzgebung. Damit
verbunden sind noch nicht absehbare Auswirkungen auf die
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Steuer-, Sozial-, Umwelt-, Verbraucher-, Familien- und Ge
sundheitspolitik.

Das Weißbuch der Kommission enthält keine Aussagen zu
den sozialen Auswirkungen der umzusetzenden Maßnahmen
und daher auch keine sozialpolitischen Vorschläge. Dieser
»weiße Fleck« bildete eine zentrale Voraussetzung, um das
Weißbuch durch den Ministerrat zu verabschieden. Mit der
Konzentration auf die »technischen«, unmittelbar ökonomisch
relevanten Aspekte sollen die Annahme der Richtlinienvor
schläge im Ministerrat von den Auseinandersetzungen über un
terschiedliche sozial- und wirtschaftspolitische Rahmenbedin
gungen undOrientierungen abgelöst werden. Erstals Reaktion
auf gewerkschaftliche Forderungen, parallel zu dem Binnen
markt einen »Europäischen Sozialraum« zu verwirklichen^,
setzte die bundesdeutsche Präsidentenschaft die sozialen
Aspekte der Binnenmarktintegration auf die Tagesordnung des
Europäischen Rates in Hannover.Der Rat verwies einerseitsauf
die wohlstandssteigernden Effekte der Binnenmarktintegra
tion, andererseits erklärte er seine Absicht, über eine Anhebung
des Lebensstandards hinaus auch die Lebens- und Arbeitsbe
dingungen zu verbessern. Das erreichte Sozialniveau soll ausge
baut oder in den fortgeschrittenen Ländern zumindest erhalten
bleiben. Aber weder unter der griechischen Präsidentschaft, die
sich erste Schritte inRichtung einer »sozialen Dimension« zum
Ziel gesetzt hatte, noch unter der folgenden Präsidentschaft
Spaniens konnten diese Zielsetzungen präzisiert werden.

Verstärktdurch die Diskussionen in Untemehmensverbänden
und Regierung über die »Standortqualität« der Bundesrepublik
befürchten insbesondere die bundesdeutschen Gewerkschaften,
daß die im Vergleich zu anderen EG-Staaten hohen Arbeits
schutz- und Sozialstandards sowie die Mitbestimmung imter
Druck geraten. Daher fordern sie eine rechdich verbindliche
»ChartasozialerMmdestnormen«, die sich an den sozialen und
arbeitsrechdichen Standards in der Bundesrepublik orientiert.*'
Hinter den von den Gewerkschaften entwickelten Vorstellimgen
von der »sozialen Dimension« des Binnenmarktes bleibt der so
zialpolitische Ansatz derKommission jedoch deutlich zurück.
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Der von der Kommission entwickelte Ansatz ist nicht in der
Lage, eine Konkurrenz derSozialstandards zuverhindern. Der
»Harmonisierungsansatz« verfolgt eine Annäherung derSozial
niveaus über eine zeitlich (Fristen) oder qualitativ (Bandbrei
ten) versetzte Angleichung der zentralen Regelungsfelder der
Sozial- und Arbeitsbeziehungen, wobei auf der Ebene der EG
Rahmenvereinbarungen angestrebt werden. Mit diesem Ansatz
versucht die Kommission, einen Kompromiß zwischen dem
von den Untemehmerverbänden vertretenen »Dezentralisie
rungsansatz« und dem von den Gewerkschaften geforderten
»normativen Ansatz« herzustellen. Der »Dezentralisierungsan
satz« zieltdarauf ab, dienationalen Regelungen der Sozial- und
Arbeitsbeziehungen im wesentlichen dem freien Wettbewrb
auszusetzen und diese selbst auf ein Minimum zu beschränken.
Regelungen aufder Ebene der EG werden als kontraproduktiv
verworfen. Lediglich im Bereich der Arbeitshygiene und -Si
cherheit werden gemeinschaftsweite Grundnormen angestrebt.
Der »normative Ansatz« hingegen verfolgt einen für die ge
samte EG einheitlichen Rahmen für die verschiedenen sozialen
Bereiche und will einzelstaatliche Rechts- und Verwaltungsvor
schriften angleichen, um einen Mindestsockel von sozialen
Standards in allen Mitgliedstaaten zu garantieren. Dies erfor
dert im wesentlichen zwingende Rechtsvorschriften.''«

Der EGB hat seine Forderung nach einer für alleEG-Staaten
rechtlich verbindlichen »Charta« in den Wirtschafts- und So
zialausschuß getragen und ist dort am Widerstand des Unter
nehmerlagers gescheitert, daslediglich für unverbindliche Rege
lungen eintritt. Der »Harmonisierungsansatz« derKommission
istdamit politisch gestärkt worden, nachdem erbereits Eingang
in die Praxis des Ministerrats gefunden hatte. Unter bundes
deutscher Präsidentschaft sind Richtlinien zum Gesundheits
schutz verabschiedet worden, die einen »Mittelweg« bei der
Festlegung von Mindeststandards beschreiten. Dabei wird mit
Bandbreiten gearbeitet, die Spielraum nach unten und nach
oben lassen. Dennochhat sichdieBundesregierung für einSok-
kelgesetz sozialer Mindesmormen ausgesprochen - indem Wis
sen, daß dies gegenüber Großbritannien gegenwärtig nicht
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durchzusetzen ist.'" Zumindest der Ausbau des Systems der so
zialen Sicherung und Rechte in der Bundesrepublik ist damit
erschwert worden. Gleichwohl dürfte sich die harte - extrem
konservative - Haltung der britischen Thatcher-Regierung hei
derschließlichen Gestaltung dersozialen Grundnormen der so
zialpolitischen Regulierung in der EG insgesamt nicht durch
setzen. Ohne eine begleitende Sozialpolitik könnte das Binnen
marktprojekt selbst an sozialen Auseinandersetzungen schei
tern. Dieunterschiedliche Haltung derEG-Staaten kann daher
auch einen Ansatzpunkt für gewerkschafdiche Politik bilden.

3.2. Westeuropäische Integration: neue Anforderungen an ge
werkschaftliche Politik

Die Mehrheit der westeuropäischen Gewerkschaftsbewegung
'St gegenüber der westeuropäischen Integration positiv einge
stellt. Sie betrachtet die übernationale Vergemeinschaftung als
Realisierung von gewerkschafdichen Solidaritätsforderungen.
Diese verbindet sie mit der Forderung, daß sich die EG in Rich
tung einer »Sozialunion« entwickeln müsse.®" Diese Forderung
wurde bisher nicht verwirklicht. Gleichzeitig ist es der westeu
ropäischen Gewerkschaftsbewegung bisher noch nicht gelun
gen, eine autonome und handlungsfähige Einheitsgewerkschaft
auf westeuropäischer Ebene zu entwickeln. Vielmehr repräsen
tiert der EGB der »eher die Summe der Schwächen als die der
Stärken« (Luciano Lama) der nationalen Gewerkschaftsbewe-
gungen. Auch eine tendenzielle Angleichung der Forderungen
und Polidkmuster konnte differierende strategische Ansätze
bisher nicht überwinden.®' Gleichwohl kann der Anpassungs
und Veränderungsdruck, der von der westeuropäischen Integra
tion ausgeht, von den Gewerkschaften als Ausgangspunkt für
eine offensivere Politik genutzt werden.

Auch wenn in dem gesetzten Zeithorizont »1992« der projek
tierte Integrationsschub nur partiell umgesetzt werden sollte,
so werden sich doch die Bedingungen gewerkschaftspolitischer
Handlungsstrategien verändern. Die westeuropäische Integra-
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tion und insbesondere das Binnenmarktprojekt beinhalten als
einen wesentlichen Bestandteil der politischen Gestaltung der
Reorganisation und Neustrukturierung der Akkumulations
und Verwertungsbedingungen eine »Reregulierung« des Ver
hältnisses von Arbeit und Kapital, die die aktuellen Deregulie-
rungs-, Flexibilisierungs- und Ausgrenzungstendenzen noch
verstärkt. Die gesellschaftliche und insbesondere die wirt-
schafts- und sozialpolitische Realitätwird in einerWeise verän
dert, die auch für abhängig Beschäftigte und gewerkschaftliche
Interessenvertretung neue Rahmenbedingungen setzt.^^ Wie
sich diese neue Realität entwickelt, hängt von den konkreten
politischen und gewerkschafdichen Reaktionen ab, deren
Adressat aber nicht mehr nur im nationalen Rahmen zu suchen
ist. Die über die EG von den Mitgliedstaaten vollzogene Polidk
wie die Politikebene der EG selbst muß vielmehrzum Bezug
spunkt von nationaler und transnationaler Gewerkschaftspoli
tik werden.

Eine Gegenstrategie muß davon ausgehen, daß in den weite
renVerlauf der Integration sowohldie Internationalisierung der
Kapitalverwertung und der Bedeutungszuwachs der EG als
Ebene der politischen Auseinandersetzung als auch das jeweils
nationale Kräfteverhältnis zwischen Arbeit und Kapital einge
hen. Während also eine Gewerkschaftsstrategie einerseits den
sich vollziehenden Integrationsprozessen Rechnung tragen
muß, muß sie andererseits diesen Prozessen »in sich« eine Dy
namik einschreiben, die über den Integrationsprozeß als Reor
ganisation hinausweist und eine radikale Reform der EG, ihrer
Politikinhalte, ihrer Institutionen und ihrerSpielregeln beinhal
tet. Den Modemisierungskonzepten des Kapitals muß daher
ein eigenes, nicht national beschränktes Modernisierungspro
jekt entgegengesetzt werden, das zugleich Grundfragen gesell
schaftlicher Auseinandersetzungen (Abrüstung, Ökologie,
Technikentwicklung) in sich aufnimmt.

Die Voraussetzungen und Bedingungen für diese Strategiebil
dung sind aufgrund der verschiedenen sozioökonomischenEnt
wicklungsniveaus und der unterschiedlichen »politischen Kul
turen« national differenziert. Daraus resultieren notwendig In-
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teressengegensätze. Diese können nicht geleugnet werden: sie
müssen vielmehr als Voraussetzung transnationaler Handlungs
möglichkeiten einerFormzugeführt werden, dieZusammenar
beitnichtbehindert, sondern ermöglicht. DieBedingungen für
diese Zusammenarbeit - z. B. in der Frage der Solidaritäts
streiks und bei der Verhinderung von »Streikarbeit« in Kon-
zembetrieben anderer Länder - sind zunächst auf der nationa
len Ebene zu schaffen.

Bislang wurde es versäumt, eine effektive - über die Struktu
ren des EGB hinausgehende - grenzüberschreitende gewerk
schaftliche Infrastruktur zu entwickeln. Der Ausbau der Koor
dination bleibtjedoch eine Voraussetzung gemeinsamer Politik.
Diese betrifft zunächst die betriebliche Ebene. Hier muß vor
allem verhindert werden, daß Belegschaften eines Konzems
über »Standortentscheidungen« gegeneinander ausgespielt wer
den. Für die Koordinierung gewerkschaftlicher Politik ist aber
auch die unterschiedliche Politik der EG-Staaten im Integra
tionsprozeß zu beachten. Die stabilitätsorientierte Währungs
politik der Bundesrepublik z. B. ist wesentlich auf die Unter
stützung ihrer Exportinteressen ausgerichtet. Damit unterläuft
sie aber tendenziell Absätze zu einer beschäftigungspolitisch
orientienen Fiskalpolitik in anderen EG-Staaten. Wirtschafts-
pplitische Zielstellungen können daher innerhalb der westeuro
päischen Gewerkschaftsbewegung immer weniger entlang na
tionaler Prämissen formuliert werden.
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Rainer Falk

Neue Allianzen oder neue
Konkurrenz?

Weltwirtschaftskrise, Gewerkschaften und
Dritte Welt

1. Vorbemerkungen

In letzter Zeit ist die Frage nach veränderten Grundlagen des
gewerkschaftlichen Internationalismus' vor allem im Zusam
menhang der Diskussion um Tendenzen zur Herausbildung
einer »Neuen Internationalen Arbeitsteilung« zwischen Indu
strie- und Entwicklungsländern erörtert worden (im Mittel
punkt stehen dabei diebeiden umfangreichen Studien vonFrö-
bel/Heinrichs/Kreye 1977 und 1985). Ausgangspunkt dieser
These war die Beobachtung, daß sich im Laufe der siebziger
Jahreverstärkt Anhaltspunkte für zwei parallele Entwicklungs
prozesse innerhalb des kapitalistischen Weltsystems gezeigt hat
ten;

a) In den Industrieländern begann - sichtbar seit der Krise
1974/75 - ein tiefgreifender Prozeß der Umstrukturierung des
ökonomischen und gesellschafdichen Reproduktionsprozesses,
der in vielen Branchen zur Vernichtung von Produktionspoten
tialenund teilweise zur Verlagerung vonSegmenten desProduk
tionsprozesses an die Peripherie der kapitalistischen Weltwirt
schaft führte; neuartige Dimensionen von Massenarbeitslosig
keit, wie sie sich seit Mitte der siebziger Jahre in nahezu allen
entwickelten kapitalistischen Ländern zeigte, schienen in
hohem Maße Resultat der kombinierten Wirkungen der An-
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Wendung neuer Technologien im Inneren und der wachsenden
Intemationalisierung der Produktion (vor allem in Form von
Produktionsverlagerungen) zu sein.

b) In einer Reihe von Entwicklungsländern kam es zu
neuen Industrialisierungsschüben, die teilweise auf früheren
Phasen importsubstituierender Industrialisierung aufbauten,
teilweise aber auch als >aus dem Stand< betriebeneexportorien
tierte Industrialisierung auf eine verstärkte Reintegration der
Entwicklungsländer in die Weltwirtschaft drängten. Dies
machte sich einerseits in einem wieder wachsenden Anteil der
Entwicklungsländer am Gesamtexport der Dritten Welt be
merkbar; andererseits gingen damit verstärkt Differenzierungs
prozesse innerhalb derDritten Welt einher, was inder Heraus
bildung einer Reihe von »Schwellenländem« oder »neu-indu-
strialisierenden« Ländern (Newly Industrialized Countries -
NIC) zum Ausdruck kam, die sich - gemessen am Stand und
der Dynamik ihrer wirtschaftlichen Entwicklung - mehr oder
weniger deuüich vom Rest der Entwicklungsländer abzuheben
schienen.

Diese Entwicklungstendenzen wurden jenach wissenschafts
theoretisch-konzeptionellem Ausgangspunkt aufunterschiedli
che Weise interpretiert. Aus neoklassisch-ökonomischer Sicht
schienen sie Ausdruck eines säkularen weltwirtschaftlichen
Strukturwandels zu sein, in dessenVerlauf es zur Ablösung der
traditionellen Rolleder Entwicklungsländer alsLieferanten von
Rohstoffen und des damit verbundenen Systems der komple
mentären Arbeitsteilung undzur Herausbildung einer inwach
sendem Maße substitutiven Arbeitsteilung zwischen Industrie-
und Entwicklungsländern kommt. Wachsende Importkonkur
renz aus der Dritten Welt ist in diesem Sinne nicht nur als
zwangsläufige, sondern sogar wünschenswerte Übergangspro
blematik zu begreifen, deren negative Folgewirkungen für die
IndustrieländerAnstoß seinkönnen, ihreWettbewerbsfähigkeit
durch eine zielstrebige Modernisierung der Industriestruktur
und die Überlassung strukturschwacher Branchen an die Ent
wicklungsländer zu verbessern. Wachsende Handelsliberalisie
rung ist dabei sowohl im Interesse der Entwicklungsländer als

403



auch der Industrieländer wünschenswert, um diesen Prozeß zu
beschleunigen (vgl. Fels 1971, Fels/Schmidt 1980, Hiemenz/
Schatz 1976).

Aus marxistisch orientierter, politökonomischer Sicht ist
demgegenüber der Imperativ der Kapitalverwertung ins Zen
trum derErklärung derneuen Tendenzen gerückt worden. Die
Kapitale als Träger und Organisatoren des Prozesses weltwirt
schaftlicher Umstrukturierung seien bei Strafe des Untei^gs
gezwungen, qualitativ neue »Randbedingungen« kapitalisti
scher Verwertung in Gestalt eines unerschöpflichen Potentials
disponibler, billiger Arbeitskraft, einer hinreichend vorangetrie
benen Fragmentierung des Produktionsprozesses und einer ent
sprechend entwickelten Transport- und Kommunikationstech
nologie zielstrebig zu nutzen. Die in diesem Prozeß sich her
ausbildende »Neue Internationale Arbeitsteilung« habe not
wendigerweise strukturelle Arbeitslosigkeit inIndustrieländern
und weltmarktorientierte Teilindustrialisierung in den Entwick
lungsländern zur Folge (vor allem: Fröbel/Heichrichs/Kreye
1977: 30,Sl.ff. 61 ff.).

2. Krise und »Neue Internationale Arbeitsteilung«

2.1 Die neoklassisch-orthodoxe Sackgasse

Die neoklassische Erklärung des Wandels inder Arbeitsteilung
zwischen Industrie- und Entwicklungsländern erfolgt im we
sentlichen über die Theorie derkomparativen Kostenvorteile im
Außenhandel, die aus einer Verknüpfung derklassischen These
von den allgemeinen Wohlfahrtswirkungen des Freihandels (Ri
cardo 1959) mitdem Faktorproportionen-Theorem Heckscher/
Ohlins (vgl. Ohlin 1971) hervorgegangen istund inderBundes
republik vor allem durch das Kieler Weltwirtschaftsinstitut
vertreten wird. Danach ist die internationale Arbeitsteilung
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durch die komparativen Kostenvorteiie bestimmt, die die betei
ligten Länder durch Spezialisierung auf solche Güter erzielen
können, die mit der jeweils gegebenen relativen Ausstattungan
»Produktionsfaktoren« (Arbeit, Kapital, Ausbildung, Boden,
Rohstoffe) am günstigsten zuproduzieren sind. Wachsende Fer
tigwarenkonkurrenz der Dritten Welt indiziert in dieser Sicht
einen Verfall der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der In
dustrieländer, der seinerseits auf überhöhte Löhne, Einschrän
kung der unternehmerischen Dispositionsfreiheit durch staatli
che Regulierung, gewerkschaftliche Mitbestimmung usw. zu
rückgeführt wird. Begegnet werden kann einer solchen Tendenz
- diesem Denkmodell zufolge - nur durch eine Anpassung der
Faktorkosten an den säkularen Trend des Strukturwandels:
durch Senkung der Lohnkosten entweder absolut oder (wenn
sich dies politisch nicht durchsetzen läßt) relativ durch eine
Spezialisierung der Produktionsstrukturen, entsprechend den
realen Knappheitsrelationen der »Produktionsstrukturen«.
Dies bedeutet: Spezialisierung der Industrieländer auf relativ
kapital- und ausbildungsintensive Produktionen; Abgabe der
relativ arbeitsintensiven Produktionszweige an die Entwick-
lunsländer, woder Produktionsfaktor Arbeitbillig und in reich
haltigem Maße vorhanden ist, während Kapital und Ausbil
dungskapazitäten knappund teuer sind(Fels 1971: 214).

Das neoklassische Modell ist in der Vergangenheit vielfach
kritisiertworden. Während eszur Erklärung der Wirtschaftsbe
ziehungen zwischen Industrieländern weitgehend als falsifiziert
gilt (denn hier werden in überwiegendem Maße Produkte ver
gleichbarer Faktorintensität getauscht) und sein positiv-des
kriptiver Anspruch durch weitgehend unrealistische Modellan-
nahmen (Immobilität der »Produktionsfaktoren«, freie Kon
kurrenz, Freihandel) in Zweifel gezogen wird, hat esalsnorma
tives Konzept in den letzten beiden Jahrzehnten vor allem
durch Regierungspolitiken und Untemehmensstrategien eine
gewaltige Aufwertung erlebt. Dies ist kein Zufall, denn hin
sichtlich des »Faktors Arbeit« ist das an Kostenkalkülen orien
tierte Faktorproportionentheorem durchaus in der Lage, be-
triebswirtschafdiche Effizienzkriterien (etwa bei der Entschei-
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dung über die Vornahme von Direktinvestitionen) bereitzustel
len (Hemberger 1974: 289 f.). Gerade innerhalb transnational
agierender Konzerne, die als wichtigste Träger des internationa
len Strukturwandels im neoklassischen Theorie-Modell parado
xerweise ausgespart bleiben, sehen seine Verfechter den idealen
Rahmen zur Verwirklichung ihrer Empfehlungen (vgl. z. B.
Dönges 1974: 392 f.).

Während die neoklassische Theorie bei Kapitalvertretem
somit hoch im Kurs steht, verweist sie die Gewerkschaften auf
höchst problematische Perspektiven. Denn die Entwicklung ge
werkschaftlicher Strategien bleibt indiesem Rahmen an die Be
wegung des nationale und internationalen Kapitals gebunden,
der sich das gewerkschaftliche Handeln wohl oder übel anzu
passen hat.Dieökonomische Rationalität dieses Modells impli
ziert selbstredend die freiwillige Aufgabe zentraler gewerk
schaftlicher Errungenschaften, seiesdurchdenEintritt in einen
Wetdäuf um die Senkung desReallohns (umder Wiederherstel
lungder »internationalen Wettbewerbsfähigkeit« willen), seies
durch einen freiwilligen Verzicht aufdas Vollbeschäftigungsziel
zugunsten einer Politik der »Bestandswahrung« für jene Kern
bereiche von Beschäftigten, die in dem vom gefordenen Struk
turwandel begünstigten Sektoren beheimatet sind.Den Nieder
gang gewerkschafdicher Organisadonsmacht schließen derar-
dge Scheinaltemadven allemal als wünschenswertes Resultat in
sichein, propagieren dieVerfechter dieses Ansatzes inzwischen
doch offen selbst für die Industrieländer »Zonen freier Wirt
schaftsaktivität«, in denen neben allerlei anderen Erleichterun
gen für das Kapital auch die »Unabdingbarkeit undAllgemein
verbindlichkeit vonTarifverträgen einzuschränken« sei(Schatz/
Spinanger 1984).

Der Versuch, Veränderungstendenzen der internationalen Ar
beitsteilung mit Hilfe der neoklassischen Grundannahmen er
klären zu wollen, führt also aus gewerkschaftlicher Sicht sehr
schnell in eine Sackgasse, an deren Ende die Aufgabe gewerk
schaftlicher Gegenmachtpositionen überhaupt steht. Die neo
klassische Perspektive fürdieArbeiterbewegung istletztendlich
die der Vereinheitlichung von Löhnen und Reproduktionsbe-
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dingungen auf einem möglichst niedrigen Niveau im Gefolge
zunehmender Intemationalisierung. Einean der »Logik der Ar
beit« orientierte Perspektive müßte demgegenüber naturgemäß
darauf ausgerichtet sein, »die Bedingungen fürden Verkauf der
Ware Arbeitskraft zu verbessern und auf einem möglichst
hohen Niveau zu vereinheitlichen.« (Gündel u. a. 1981: 120)
Hinzu kommt: Der Orientierung der neoklassischen Theorie
aneinzelkapitalistischen Kostenkalkülen und Rentabilitätsüber
legungen entspricht ihre unzulängliche Aussagekraft in bezug
auf gesamtvtrirtschafdiche Prozesse. So ist die »internationale
Wettbewerbsfähigkeit« eines Landes nicht durch abstrakte Fak
torintensitäten und komparative Kosten bestimmt, sondern
durch das technologisch-ökonomische Potential, das als Basis
für Waren- und Kapitalexporte dient, sowie durch politische
Machtfaktoren, die gegebenenfalls zur Flankierung derartiger
Expansionsbestrebungen eingesetzt werden können. Die öko
nomistischen Abstraktionen der neoklassischen Theorie haben
schließlich die ideologische Funktion, allgemein undgleich ver
teilte Wohlfahrtswirkungen weltwirtschaftlicher Integrations
prozesse zusuggerieren, wo die empirische Reahtät derhistori
schen Entwicklung der kapitalistischen Weltwirtschaft sowohl
innerhalb der als auch zwischen denbeteiligten Ländern wach
sende Ungleichheiten bezeugt. Die strukturbestimmenden und
dominanten Träger weltwirtschaftlicher Veränderungsprozesse
in Gestalt transnationaler Konzerne bleibendemgegenüberent
weder ausgeklammert oder erscheinen als Exekutoren einer
scheinbar klassenneutralen Logik des Marktes bzw. eherner
Sachzwänge.

2.2 Weltwirtschaftlicher Umbruch und neue Intemationalisie-
rungsmuster

Dem steht die These von der »Neuen Internationalen Arbeits
teilung« gegenüber. Diese umschreibt eine Tendenz, »die Bewe
gung indie seit langem fixierte Teilung der kapitalistischen Welt
in einige wenige Industrieländer einerseits, und viele nur als
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Rohstoff-Exporteure und Industriegüter-Importeure in die
Weltwirtschaft integrieren Entwicklungsländer andererseits
bringt, sofern sie Ergebnis einer weltweiten Reoi^anisation der
kapitalistischen Produktion unter Einbeziehung der Auf
spaltung in Teilproduktionen und Zuweisung der Teilproduk
tion an verschiedene Standorte weltweit ist. Oder auch umge
kehrt: Die neue internationale Arbeitsteilung isteine weltweite
Reorganisation derProduktion, sofern sie Bewegung indie tra
ditionelle Aufteilung inIndustrieländer und Rohstoff-exportie-
rende Entwicklungsländer bringt.« (Fröbel/Heinrichs/Kreye
1985: 36 f.)

Die Verfechter dieser These führen derartige Reorganisa-
tions- bzw. Restrukturierungstendenzen vor allem auf verän
derte Prioritäten der Kapitalverwertung bzw. auf den »kategori
schen Imperativ der Rentabilität« zurück. Dieser Imperativ
mache sich heute im Vergleich zu früheren Jahren »in steigen
dem Maße ineinem verstärkten Druck inRichtung auf erhöhte
Flexibilität und verringerte Kosten der Produktion (durch ver
wertungsoptimale Aufspaltung und Neuverteilung) und damit
in Richtung auf Prozeß- und Standortinnovation geltend, statt
in einer verstärkten Ausweitung des Umsatzes und derProduk
tion und damit in Richtung auf Produktinnovation oder Pro
duktdifferenzierung« (ebenda: 36f.).

So unabweisbar dieser Hinweis auf das Verwertungsprinzip
als allgemeinsten Bestimmungsgrund für jedwede Bewegung
kapitalistischer Akkumulation und damit auch von Verände
rungstendenzen weltwirtschaftlicher Arbeitsteilung ist, so un-
zueichend freilich ist er, wenn die Bewegungsformen derAkku
mulationsprozesse selbstkonkret-historisch erfaßtwerden oder
der Stellenwert und die Reichweite des Phänomens modifizier
ter internationaler Produktionsstrukturen beschrieben werden
sollen. Denn hierin artikuliert sich selbst noch die vorab krisen
hafte Bewegungstendenz der kapitalistischen Produktions
weise, deren gesellschaftliche Entwicklungsdynamik eine perio
dische Zuspitzung von Widerspruchspotentialen nicht nur
möglich, sondern notwendig werden läßt (vgl. dazu Altvater
1983:90 ff.).
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Eben an der unzulänglichen Erfassung des Zusammenhangs
von krisenhafter kapitalistischer Akkumulation und internatio
naler Restrukturierung läßt sich der wichtigste systematische
Einwand gegen die ursprüngliche Erklärung der Tendenz zu
einer »Neuen Internationalen Arbeitsteilung« festmachen (vgl.
auch: Jenkins 1985). So interpretierten Fröbel/Heinrichs/Kr^e
die Krisenprozesse in den entwickelten kapitalistischen Län
dern in ihrer 1977 erschienenen Studie »als das Ergebnis des
Trends zu einer neuen internationalen Arbeitsteilung« (64), an
statt diese Tendenz umgekehrt als Ausdruck der Krise des welt
weiten Akkumulationsprozesses zu begreifen. Entsprechend
wurde vorschnell auf eine »Verlagerung der Schwerpunkte (!)
der Kapitalverwertung aus den traditionellen Zentren in die bis
herige Peripherie« (ebenda: 65) geschlossen, wobei dieser Pro
zeß, da er ja Ausdrück der Anpassung des internationalen Kapi
tals an neue Bedingungen ist, keinesfalls identisch mit einer
Krise des weltweit operierenden Kapitals sei.

Inzwischen herrscht in der krisentheoretischen Debatte weitge
hende Einigkeit darüber, daß das kapitalistische Weltwirtschafo-
sysstem seit Anfang der siebzigerJahre in eine tiefgreifende Phase
des Umbruchs und derRestrukturierung eingetreten ist, diekon
junkturtheoretisch allein nicht mehr erfaßt werden kann. Ob
dieser Einschnitt nun stadientheoretisch alsKrise desstaatsmono
polistischen Regulierungssysteras vor dem Hintergrund der struk
turellen Überakkumulation von Kapital (Goldberg 1986, Huff-
schmid 1986), wellentheoretisch als Endeeiner langen Welle kapita
listischer Prosperität (Kleinknecht 1986), regulationstheoretisch
aus Ausdruck der Erschöpfung des »fordistischen« Akkumula
tionsmodells (^lietta 1979) oder formtheoretisch als »Formkrise«
kapitalistisch-gesellschaftlicher Entwicklung (Altvater 1983) inter
pretiert wird - gemeinsam ist diesen Ansätzen die Betonung struk
tureller gegenüber zyklischen Krisenfaktoren, die Hervorhebung
der Momente des Bruchs inderkapitalistischen Entwicklung der
Nachkriegszeit sowie die Erkennmis, daß die Krise überden natio
nalstaatlichen Rahmen hinaus das kapitalistische Weltsystem in
seinerGesamtheit erfaßt.DieserStrukturbruchbrückt sichinmin
destensvier Entwicklungen aus.
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Unübersehbar isterstens ein grundlegender Wandel im Inve-
stitioiisverhaiten des Kapitals, das bei insgesamt vorherrschen
den Stagnationstendenzen immer mehr dazu übergeht, Ge
winnsteigerungen statt wie bisher vorrangig auf expansivem
Weg über Kapazitäts-, Produktions- und Nachfragesteigerun
gen auf »intensivem« Weg über Kostensenkung und zuneh
mende Flexibilisierung zuerzielen bzw. invornehmlich zinstra
genden, von der realen Akkumulation in derProduktion relativ
losgelösten Sphären (Spekulation, internationale Kreditge
schäfteetc.) Zukunft zu suchen.

Zweitens kommt es seit Mitte der siebziger Jahre sukzessive
zu einem Paradigmawechsel in der staatlichen Wirtschaftspoli
tik nahezu aller entwickelten kapitalistischen Länder, der sich
im Übergang vom Keynesianismus zum Monetarismus, von
nachfragegesteuerten auf angebotsorientierte Wachstumskon
zeptionen bemerkbar macht, verbunden mit einem wachsenden
staatlichen Druck auf die Löhne, der Steigerung unternehmeri
schen Kapitalrentabilität (Profitrate) sowie eiem Wettkampf um
die Steigerung der jeweiligen »internationalen Wettbewerbsfä
higkeit« über staatlich geförderte Modemisierungswettläufe
und eine Verstärkung protektionistischer Tendenzen.
Drittens drückt sich der Umbruch in einer offenkundig wer
denden Erosion des Modells US-amerikanischer Hegemonie in
der kapitalistischen Weltwutschaft aus, angefangen beim Zu
sammenbruch des Bretton-Woods-Systems und der Aufhebung
des Systems fester Wechselkurse aufderBasis derDollar-Parität
über die allmähliche Beseitigung der Produktivitätsvorsprünge
der US-Wirtschaft, den Aufstieg Japans und der Europäischen
Gemeinschaft, bis hin zum politischen Legitimationsverlust der
US-Führungsrolle infolge von Vietnamkrieg und Watergate-
Skandal.

Viertens schließlich kommt es in der zu Beginn der siebziger
Jahre einsetzenden Umbruchphase zu einem erneuten Schub in
der Intemationalisierung der kapitalistischen Produktion, der
in den einzelnen Ländern zu einem neuen Sockel internationa
lerwirtschaftlicher Verflechtung und Interdependenz führt, ver
bunden ist mit neuen Dimensionen der internationalen Kapital-
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konzentration und dieWirksamkeit nationalstaatlicher Regulie
rungssysteme zusätzlich unterhöhlt.

Erst in diesem Gesamtkontext sind letzdich auch jene mit
dem Stichwort einer »Neuen Internationalen Arbeitsteilung«
bezeichneten Tendenzen der internationalen Reorganisation der
Produktion, als »Ausdruck der ungleichmäßigen Entwicklung
der Kapitalakkumulation« bzw. als »Resultat der Schwierigkei
ten, in die das Nachkriegsmodell weltweiter Kapitalakkumula
tion im Laufe derJahre fast zwangsläufig geraten mußte« (Frö-
bel 1980: 19), sinnvoll zu analysieren. Die Tendenz zu einer
»Neuen Internationalen Arbeitsteilung« ist so gesehen ein
Aspekt krisenhafter Umbruchprozesse innerhalb des kapitalisti
schen Weltsystems, der isoliert nicht erklärungsfähig ist. Auch
die Konsequenzen dieser Tendenz für die Handlungsbedingun
gen der Gewerkschaftsbewegung können folglich nicht isoliert
vom Gesamtkontextkrisenhafter Akkumulationherausgearbei
tet werden. Dabei sind allerdings noch zwei weitere Gesichts
punkte in Rechnung zu stellen:

Zum einen beinhaltet die Definition der gegenwärtigen Um
bruchprozesse als eine länger andauernde Phase der Restruk-
turierung, daß sich ein neues »Akkumulationsmodell« bislang
weder herausgebildet hat noch abzeichnet; dies bedeutet zu
gleich, daß auch hinsichtlich der künftigen Form der internatio
nalen Produktionsstrukturen und Arbeitsteilung keine definiti
ven Aussagen getroffen, sondern allenfalls Tendenzen analysiert
werden können.

Zum anderen - und dies giltvor diesem Hintergrund umso
mehr- hatHella Gerth-Wellman (1984:62 ff.) zu Recht darauf
aufmerksam gemacht, daß der langfristige politische Druck, der
aus der seit Beginn der siebziger Jahre erhobenen Forderung
nach einer Neuen Weltwirtschaftsordnung erwächst, auch ei
genständige Vorstellungen der Entwicklungsländer von einer
Neuen Internationalen Arbeitsteilung beinhaltet, die nicht un
bedingt deckungsgleich mit den aus den objektiven Bewegungs
gesetzen weltweiter kapitalistischer Akkumulation resultieren
den Konsequenzen sind. Dies verweist darauf, daß die letztiiche
Gestalt einer Neuen Internationalen Arbeitsteilung wesentlich
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auch durch den Ausgang sozialer Konflikte und politischer
Kämpfe mitbestimmt werden wird.

Gleichwohl zeitigt der mit dem Bruch seit Anfang der siebzi
ger Jahre eingeleitete Prozeß weltwirtschaftlicher Umstruk
turierung heute schon mehr oder weniger deutliche Konsequen
zen. Der Wandel im Investitionsverhalten drückt sich auf der
Ebene realer Akkumulation von Kapital darin aus, daß inwach
sendem Maße Strategien Anwendung finden, die durch for
cierte Rationalisierung, »World-wide Sourcing«, d. h. die welt
weit optimale Nutzung von Standortvorteilen, und neue For
men der transnationalen Untemehmenskooperation und -Ver
flechtung gekennzeichnet sind (als aktuellen Überblick vgl.
z.B. Fröbel/Heinrichs/Krye 1987). Dies hat spätestens seit Be
ginn der siebziger Jahre zur massenhaften »Freisetzung« von
Arbeitskräften in den kapitalistischen Zentren geführt, verbun
den mit dem forcierten Aufbau weltmarktorientierter Produk
tionspotentiale in einer Reihe von Entwicklungsländern. Die
Herausbildung struktureller Arbeitslosigkeit in den Industrie
ländern und die Beförderung von partiellen Industrialisierungs-
prozessen in die Dritte Welt wird in dieser Periode zunächst,
nochverstärkt durch das Hervortreten der monetären Seite des
weltweiten kapitalistischen Akkumulationsprozesses in Gestalt
explosiven Wachstums der internationalen Verschuldung, vor
allem der Entwicklungsländer. Denn diese ist einerseits nichts
anderes als ein Reflex tiefgreifender Überakkumulationstenden
zen und Stockungen in derSphäre realer Akkumulation inden
Industrieländern, und dient andererseits zur Finanzierung des
Aufbaus von industriellen Exportpotentialen in der Dritten
Welt. Der »Entkoppelung von Konjunktur und Beschäftigung«
(Huffschmid 1979) in den meisten Industrieländern, die später
zum »Boom ohne Arbeitsplätze« (Welzk 1986) führt, entspricht
also eine »verschuldete Industrialisierung« (Frieden 1981) zahl
reicher Entwicklungsländer.

Die Zusammenhänge, die damit angesprochen sind, stellen
alles andere als zufällige oder willkürlich hergestellte Korrela
tionen dar; sie sind selbst noch vermittelt durch die wider
sprüchlichen Bewegungstendenzen des weltweiten kapitalisti-
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sehen Akkunjulationsprozesses in der Krise. Unter diesem
Aspekt betrachtet handelt es sich sowohl bei der strukturellen
Arbeitslosigkeit und den erwähnten Teilindustrialisierungspro
zessen als auch bei der internationalen Verschuldung und der
Beschäftigungskrise um »zwei Seiten einer Medaille« bzw. um
»verschiedene Symptome der gleichen Krankheit« (Altvater
1985 und 1987). Während die neuen, auf Kostenersparnis ausge
richteten Unternehmensstrategien unmittelbar mit Arbeits
platzabbau (inzwischen auch an Standorten der Dritten Welt),
Produktionsverlagerungen und neuen Konzentrationsvorgän
gen verbunden sind, drückt das damit einhergehende Wachstum
der internationalen Verschuldung aus, daß zur selben Zeit bzw.
etwas phasenverschoben »die monetäre Akkumulation den rea
len Prozessen mit Siebenmeilenstiefeln davonläuft« (ebenda:
418). Genau hierin, anders ausgedrückt in der Zuspitzung der
internationalen Schuldenknse bzw. der Krise des internationa
len Kreditsystems, sind allerdings auch die systemimmanenten
Grenzen jenes Prozesses angelegt, mit der der These von der
»Neuen Internationalen Arbeitsteilimg« umschrieben worden
ist.

Die Schuldenkrise, deren ausführliche Analyse nicht Gegen
stand des vorliegenden Beitrags ist (vgl. hierzu: Schubert 1985,
IMSF/ASK 1986, Altvater u. a. 1987), bildet vor allen deshalb
eine systemimmanente Grenze des Prozesses der »Neuen Inter
nationalen Arbeitsteilung«, weil inihrdie Widersprüche des auf
diesem Weg geförderten Modells der weltmarktorientierten In
dustrialisierung der Dritten Welt offen zum Ausbruch kommen.
Dieser Industrialisierungsprozeß erweist sich als »verstümmelt«
in doppelter Weise (Fajnzylber 1983): Zum einen bleibt erauf
einige regionale Schwerpunkte und Länder der Dritten Welt be
schränkt, vor allem auf lateinamerikanische Schwellenländer
wie Brasilien und Mexiko, diesüdostasiatischen »Billiglohnlän
der« Südkorea, Taiwan, Hongkong und Singapur sowie be
stimmte Länder des Mittelmeerraums(z. B.Tunesien). Zum an
derenerweist er sich auf Grund seines abhängigen, bruchstück
haften und letztlich aufdieReproduktionsbedürfnisse der Me
tropolen bezogenen Charakters als nicht durchgreifend genug.
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längerfristig die ihm zu Grunde liegenden hohen Kosten in
Form von Zins- und Rückzahlungen aus eigener Kraft zu finan
zieren.

Die einsetzende Suche nach einem systeminunanenten Lö
sungsansatz oder besser Krisenmanagement für die Schulden
krise verweist nun in Bezug auf die weitere Entwicklung der
Neuen Internationalen Arbeitsteilimg auf durchaus ambiva-
lente Perspektiven. Die über den Internationalen Währungs
fonds den Schuldnerländem aufgeherrschte Wirtschaftspolitik
(vgl. Kömer u. a. 1984 und Schui 1987) führt vielerorts zu »De-
Industrialisierungsprozessen«, zumindest aberzur Revision der
ursprünglichen, ehrgeizigen Zielstellungen »nachholender In
dustrialisierung«, Selbst die einst hoffnungsvollsten Fälle kapi
talistischer »Schwellenländer«, so scheint es, werden aufbereits
überwunden geglaubte Stufen ihrer Entwicklung zurückverwie
sen, vorallem in Lateinamerika. Zugleich beinhaltet die derzeit
vorherrschende Schuldenstrategie eine Reihe von Momenten,
die nicht nur auf eine massive De-Nationalisierung der betroffe
nen Ökonomien zielen, sondern über die Abwertung nationaler
Währungen den Preis von Produktionsanlagen und Arbeitskräf
ten nach unten drücken und damit z. B. Produktionsverlage
rungen internationaler Konzerne real verbilligen. Dies kann als
Indiz dafür genommen werden, daß auch im Zuge der gegen
wärtigen Krise nicht nur bestehende industrielle Potentiale und
Kapazitäten brachgelegt und entwertet werden, sondern zu
gleich nach neuen Formen gesucht wird, in denen der ins Stok-
ken geratene Akkumulationsprozeß fortgesetzt werden kann.
Mit Sicherheit wird sich die Integration der Entwicklungslän
der in die kapitalistische Wirtschaft im Zuge dieses Prozesses
erneut modifizieren.

Dies ist auch der objektive, gleichsam systematische Grund
dafür, weshalb die Diskussion um die empirische Evidenz der
These einer Neuen Internationalen Arbeitsteilung biswefilen in
einer Ausschließlichkeit und Überspitzung einzelner Tenden
zen geführt wird, als stände bereits heute der »Abschied von
dere Neuen Internationalen Arbeitsteilung« (Olle 1985) aufder
Tagesordnung. LIngeachtet möglicher künftiger Entwicklungen
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mußandieser Stelle zunächst festgehalten werden, daßdieEnt
wicklung der letzten beiden Jahrzehnte durchaus ins Gewicht
fallende Veränderungen inderStruktm derinternationalen Ar
beitsteilung zwischen Industrie- imd Entwickltmgsländem be
wirkt hat. In ihrerzweiten Studie gelangen Fröbel/Heinrichs/
Kreye sogar zuderThese, »daß sich die Tendenz zueiner neuen
internationalen Arbeitsteilung, vermittelt über den Zwang zu
>worldwide sourcing<, dem die Unternehmen inder Phase der
Krise verstärkt unterliegen, von der Mitte der siebziger zur
Mitte der achtziger Jahre ungebrochen fortgesetzt hat. Die
wichtigsten einschlägigen Kenngrößen haben sich in diesem
Zeitraum ungefähr verdoppelt. Bei genauerem Hinsehen sind
jedoch in diesem linear fortschreitenden Trend Differenzierun
gen zu erkennen ...« (1985: 64). So kann gezeigt werden, daß
- sich der Anteil der ^twichlungsländer an der Weltausfuhr
verarbeiteterErzeugnisse innerhalb von 15 Jahren vonweniger
als fünf Prozent Ende der sechziger Jahre auf fast 12 Prozent
(1983) mehr als verdoppelt hat, wobei sich dies allerdings stark
auf etwa fünf bis zehn Länder (Südkorea, Taiwan, Hongkong,
Singapur, Indien, Brasilien, Mexiko usw.) konzentriert (ebenda:
38 ff.),
- dieAuslandsbeschäftigung transnational operierender Kon
zerne der Industrieländer durchgängig in bemerkenswerter
Weise zugenommen hat, während die Inlandsbeschäftigung
stagnierte oder in derRegel sogar rückläufig war; die Gesamt
zahlderAuslandsbeschäftigten desbundesdeutschen warenpro
duzierenden Gewerbes schätzen Fröbel/Heinrichs/Kreye auf
über zwei Millionen, was einer Verdoppelung seit Mitte der
siebziger Jahre entspricht; davon wiederum entfallen nach wie
vor rund 45 Prozent auf die Entwicklungsländer; der Anteil
der Auslandsbeschäftigung an der Gesamtbeschäftigung des
produzierenden Gewerbes derBundesreublik istzwischen 1975
und 1983 von 12 auf 17 Prozent gestiegen (vgl. ebenda: 59f.
und 229),
- sich dieZahlder Exportproduktionszonen, diedieTendenz
zurverstärkten exportorientierten Industrialisierung zwar nicht
ausschließlich, jedoch am zugespitztesten zum Ausdruck brin-
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gen, ebenfalls etwa verdoppelt hat: So waren 1975 in 25 Ent
wicklungsländern 79 industrielle Exportproduktionszonen in
Betrieb, 1983 dagegen schon 183 solcher Zonen in 52Ländern;
die Zahl der hier beschäftigten Arbeitskräfte hatte sich von
725 000 auf mehr als 1,8 Millionen erhöht; insgesamt sollen
mindestens 3,6 Millionen Arbeitskräfte im Rahmen weltmark
torientierter Industrieproduktion in Entwicklungsländern be
schäftigt sein, wobei parallel zum Aufbau dieser Kapazitäte in
den letzten Jahrzehnten die Beschäftigung in der verarbeiten
den Industrie der Industrieländer (OECD) um 3,3 Millionen
(1975—1982) zurückgegangen und ie registrierte Arbeitslosig
keit um 12,7 Millionen angewachsen ist(vgl. ebenda: 63).

Die empirischen Entwicklungsdaten zeigen aber auch, daß
gegen die These von der »ungebrochenen Fortsetzung« der
Tendenz zu einer »Neuen Internationalen Arbeitsteilung« be
rechtigte Zweifel angemeldet werden können. Unübersehbar ist
Anfang der achtiger Jahre, daß sich die Entwicklung der Aus
landsbeschäftigung insgesamt verlangsamt und sich die Neuauf
nahme von Auslandsproduktion durch transnationale Unter
nehmen mehr und mehr aufdie kapitalistischen Industrielän
der, vor allemauf die USA konzentrien hat. Bemerkenswertist
vorallem, daß sich die Investitionstätigkeit in derDritten Welt
Mitte der achtziger Jahre auf einem Tiefstand seit dem Ende
des Zweiten Weltkrieges befindet, während Direktinvestitionen
in Industrieländern in einem Umfang wie niemals zuvor getä
tigt werden (aktuelle Nachweise bei: Olle 1986:26 ff.). Verlang-
samungstendenzen in Gestalt einer »gewissen Stagnation der
Auslandsbeschäftigung« und der »herausragenden Bedeutung
der USA für neue Auslandsproduktionen« werden im übrigen
auch von Fröbel/Heinrichs/Kreye durchaus eingeräumt und
führen sie zu derFrage, »ob wiruns nicht schon ineiner neuen
Phase der weltweiten Reorganisation der Produktionsstruktur
befinden, welche die Phase der neuen internationalen Arbeits
teilung dersiebziger Jahre ablöst«. Dazu gehört auch die Über
legung, daß es mit aller Wahrscheinlichkeit inden achtzigerJah
ren zu keiner Ausweitung der Atislandsbeschäftigimg bundes
deutscher Unternehmen »in eigenen Auslandsbetrieben« in
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dem in de siebziger Jahren beobachteten Ausmaß mehr kom
men wird (1985: 61).

Dies alles spricht für die von Werner Olle u. a. vertretene
These, daß sich nach einer Phase sprunghaft ansteigender Akti
vität transnationaler Unternehmen in Entwicklungsländern
während der siebziger Jahre seit Anfang derachtzigerJahre ein
neues Intemationalisierungsmuster herausbildet (Olle 1985;
vgl. auch: Kaplinsky 1986 und Junne 1986). Dies beinhaltet nun
aber keineswegs eine ins Gewicht fallende Rückverlagerung von
Produktionsstätten in die Industrieländer, wie verschiedentlich
imAnschluß an Friedrichs/Schaff (1982) vermutet worden war.
Soweit bislang absehbar, wirkt sich die Rolle der neuen Techno
logien, vor allem im Umfeld der Mikroelektronik - vermittelt
über modifizierte Kostenkalküle der Unternehmen - in Rich
tung einer Relativierung jener drei Faktoren aus, die die Verla
gerungsprozesse der siebziger Jahre nachhaltig gefördert hat
ten: Soreduziert sichbeiumfassender Anwendung undVerbilli-
gung neuer Techniken der Anteil der Lohnkosten an den ge
samten Produktionskosten; des weiteren verstärken neue tech
nologische Innovationen die Tendenz zur Vernetzung einzelner
Teilfertigungen und wirken damit der zunehmenden Fragmen
tierung von Produktionsprozessen entgegen; schließlich
eröffnen sie auch neue Möglichkeiten zurReduzierung derKo
sten bei der Lagerhaltung, so daß auch das Moment billiger
Transport- und Kommunikationskosten inseiner Bedeutung
wieder eingeschränkt wird (vgl. dazu: Olle 1985: 23). Dies be
deutet nicht, daß die Unternehmen künftig grundsätzlich auf
die Nutzung von »Standortvorteilen« in der Dritten Welt ver
zichten, wohl aber, daß »auf der einen Seite Standorte in Ent
wicklungsländern insgesamt an Attraktivität verlieren, auf der
anderen Seite, daß ihreselektive Einbeziehung in zahlreiche In
dustrien einer logistischen Optimierung entsprechen muß«
(ebenda).

Als wichtigste Konsequenzen dieses modifizierten Intema-j
tionalisierungsmusters sind bislang vor allem zwei Tendenzen
deutlich geworden: Zum einen hat für die transnationalen Kon
zerne derAuf- undAusbau regionalisierter Fertigungsverbünde
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an Bedeutung gewonnen, verbunden mit einer Verstärkung des
selektiven Charakters derEinbeziehung von ausgewählten Pro
duktionsstätten in Entwicklungsländern; zum anderen ist für
die globale Beschäftigungsentwicklung bei transnationalen
Konzemen seitBeginn derachtzigerJahre dieReduzierung von
Arbeitsplätzen an in- und ausländischen Standorten kennzeich
nend geworden. Insgesamt kann deshalb gesagt werden, daßdie
qualitativen Veränderungstendenzen in der Struktur der inter
nationalen Arbeitsteilung, die seit Anfang der siebziger Jahre
sichtbar geworden sind, durch dieses neue Intemadonalisie-
rungsmuster nicht gmndlegend (im Sinne der Wiederherstel-
lung der »alten« Arbeitsteilung zwischen Industrie- und Ent
wicklungsländern und in Gestalt der Aufspaltung in Rohstoff-
versus Fertigwarenproduzenten) revidiert werden. Vielmehr
verläuft die »Formveränderung derProduktion anden regional
situierten Produktionsorten« (Altvater) gegenwärtig in eine
Richtung, innerhalb derer bestehende Fertigungsstätten im
Ausland durch neue Trends überlageit und dabei selbst noch
einem wachsenden Druck zur Restrukturierung und Einpas
sung in neue Internationalisiemngsstrategien ausgesetzt wer
den.

3. Konsequenzen für die internationalen
Handlungsbedingungen der Gewerkschaften

Schon diebeiden zentralen Konsequenzen der »Neuen Interna
tionalen Arbeitsteilung«, nämlich strukturelle Arbeitslosigkeit
in den kapitalistischen Zentren und Teilindustrialisierungspro
zesse in den Entwicklungsländern, weisen darauf hin, daß sich
im Zuge und auf der Grundlage weltwirtschaftlicher Struktur
veränderungen ein Wandel auch der globalen Sozialstmkturen
entwickelt, der überkommene Grundlagen und Handlungsbe
dingungen gewerkschaftlicher Organisation und Politik in den
Industrieländern ebenso umfassend tangiert wie die gewerk-
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schaftlichen Entwicklungsperspektiven in den Ländern der
Dritten Welt. Auch wenn man Trendverlangsamungen imd er
neute Restruktierungstendenzen in Rechnung stellt, sind diese
bislang nicht mit einer grundlegenden Revision der einmal ge
schaffenen sozialen Tatbestände verbunden. SelbstRückverlage-
rungen, die in einzelnen Fällen bereits stattfinden, gehen auf
grund der arbeitssparenden Effekte der modernen Technik
nicht mit einer »Rückkehr der Arbeitsplätze« in die Zentren
einher, sondern belegen allenfalls die struktureUe Instabilität
der von den transnationalen Unternehmen in der Dritten Welt
geschaffenen Arbeitsplätze (vgl. Fröbel/Heinrichs/Kreye 1987).

Die Auswirkungen der weltwirtschaftlichen Umbruchpro
zesse und die qualitativen Veränderungstendenzen im Rahmen
der internationalen Arbeitsteilung betreffen, wie im folgenden
kursorisch gezeigt weden soll, restlos alle Handlungsebenen ge
werkschaftlicher Politik:
- das klassische Terrain gewerkschaftlicher Tarifpolitik;
- den betrieblichen Kampf um die Verbesserung der Arbeits
und Sozialbedingungen und den Erhalt der bestehenden Ar
beitsplätze;
- die Ebene der gewerkschaftlichen Wirtschafts-, Sozial- und
Gesellschaftspolitik in ihrernationalen und internationalen Di
mension;
- den Bereich internationaler Gewerkschaftspolitik in Gestalt
länderübergreifender gewerkschaftlicher Zusammenarbeit;
- schließlich selbst das Feld gewerkschaftlicher Organisations
politik, d. h. das Problem der Rekturierung und Mobilisienmg
gewerkschaftlicher Handlungspotentiale überhaupt.

3.1. Neue Konkurrenzbedingungen auf dem Arbeitsmarkt

Es wird also die These vertreten, daß es sich um einen ebenso
umfassenden wiequalitativ tiefgreifenden Umbruch gewerk
schaftlicher Kampfbedingungen handelt, der mit der Struk
turkrise der kapitalistischen Weltwirtschaft und den damit ein
hergehenden neuen Formen der internationalen Arbeitsteilung
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verbunden ist. Dies zeigt sich zunächst in einer qualitativen Ver
änderung der Konkurrenzverhältnisse auf dem Arbeitsmarkt,
deren Einschränkungseitjeherzu denGrundfunktionen gewerk
schaftlicher Organisationsbestrebungen gehört. DennimErgeb
nisder neuen Akkumulations- und Intemaionalisierungsmuster
kommt esnicht einfach nur zu einerAusbreitung von Arbeitslo
sigkeit imSinne dererneuten Wiederherstellung derindustriellen
Reservearmee alsgleichsam normales Regulativ bzw. »notwendi
ges Zubehör der kapitalistischen Wirtschaft« (Lenin) nach einer
relativ langen Phase annähernder Vollbeschäftigung; unüberseh
bar werden zugleich Tendenzen zu einer dauerhaften Ausgren
zungwachsender Bevölkerungsteile ausdemSystem »formeller«
Arbeit, diesich in einem zunehmenden Wachstum des»informel
len Sektors« auch in Industrieländern manifestieren.

Diese Entwicklung wirkt selbst noch - und staatlich unter
stützt durch monetaristischeWirtschaftspolitiken - in die Rich-
nmg einer allgemeinen »De-Formalisierung« der Arbeit im
Sinne der zunehmenden Erosion bzw. »Entregulierung des
Normalarbeitsverhältnisses« durch Flexibilisierung, Indivudali-
sierung, »Entgewerkschaftlichung« (De-Unionization), Abbau
arbeits- und sozialrechtlicher Sicherungen (Mückenbei^er
1986). Hier bereits von einer drohenden »Peripherisierung des
Zentrums« (Elsenhans 1979, S. 145 f.) zu sprechen, erscheint
angesichts der nach wie vor zentralen Bedeutung formeller
Lohnarbeitsverhältnisse im gesamtgesellschaftlichen Rahmen
mit Sicherheit überspitzt; doch bemerkenswert ist immerhin,
daß Begriffe und Konzepte, die bislang der sozialwissenschaftli
chen Dritte-Welt-Forschung vorbehaltenwaren, vermehrt in die
sozialpolitische Debatte der kapitalistischen Industrieländer
Einganggefunden haben.

Unterdessen erhöht sich nicht nur im nationalstaatlichen Zu

sammenhang der Druck aufdielohnabhängig Beschäftigten der
kapitalistischen Zentren. Diese werden vielmehr auch intema-
donal neuer Konkurrenzausgesetzt. Hierbei handeltes sichum
eine qualitativ neuartige Dimension insofern, als sie über die
bislang schon im Rahmen transnationaler Konzerne gegebene
Konkurrenz um Arbeitsplätze unter relativ bzw. tendenziell
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vereinheitlichten Reproduktionsbedingungen hinausgreift. In
den Mittelpunkt der »Neuen Internationalen Arbeitsteilung«
rückt nicht nur schlechthin die Suche nach billiger Arbeitskr^
zum Zwecke der Aneignung von Mehrarbeit innerhalb des in
ternational organisierten kapitalistischen Verwertunsprozesses.
Dies istselbst noch miteinem sozialökonomischen Transforma
tionsprozeß in den Gesellschaften der Dritten Welt verbunden,
deru. a. durch die massenhafte Freisetzung von vormals mehr
oder weniger in das System der ländlichen Subsistenzproduk-
tion integrierten Arbeitskräften gekennzeichnet ist, die nun
mehr auch international als industrielle Reservearmee für das
Kapital verfügbar werden. Dabei ist von zentraler Bedeutung,
daßder subsistenzwirtschaftliche Bereich nicht völlig aufgelöst
wird, sondern weiterhin einen Teil der Reproduktionskosten
aus der ihm vervorgegangenen Arbeitskräfte übernimmt, so daß
der Preis der Arbeitskraft (der Lohn) unter diesen Bedingungen
in aller Regel unter ihren Wert gedrückt werden kann.

In dem Maße also, wie sich transnational agierendes Kapital
dieses Arbeitskräftepotential durch den Aufbau von einstmals
den Metropolen vorbehaltenen verarbeitungsindustriellen Ka
pazitäten in der Dritten Welt real unterordnet, nimmt ein Welt
markt für industrielle Arbeitskräfte vergleichsweise niedriger
Qualifikation Gestalt an, auf dem lohnabhängig Beschäftigte
und Arbeitslose der kapitalistischen Industrieländer in dieser
Form erstmals mit Beschäftigten und potentiellen Arbeitslas
ten in der Dritten Welt konkurrieren. Dieser Arbeitsmarkt ist
entlang extrem unterschiedlicher nationaler Reproduktionsni
veaus und historisch erworbener Kampfbedingungen hochgra
dig fragmentiert. Anders ausgedrückt: Mit der internationalen
Reorganisation der Produktion im Zeichen der »Neuen Inter
nationalen Arbeitsteilung« korrespondiert eine internationale
Aufspaltung der Arbeiterklasse in eine gleichsam metropolitane
und periphere Abteilung auf der Basis gravierender Lohnunter
schiede, die das industrielle »Weltmarktmonopol« (Engels) der
Arbeiter in den kapitalistischen Zentren ein für allemal beendet
hat (vgl. hierzu auch: Fröbel/Heinrichs/Kreye 1985: 47; La
cher/Ruf 1984:15;Wortmann 1984: 44 ff.).
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3.2. Veränderte internationale Interessenkonstellation

Die damit bezeichnete Qualität des Umbruchs gewerkschafdi-
cher Handlungsbedingungen reicht über die Verschärfung von
Einzelproblemen gewerkschaftlicher Interessenvertretungspoli
tik, wie sie in den letzten Jahrenin Form vonReallohnsenkun
gen und »Freisetzungen« in direktem oder indirektem Zusam
menhang mit Produktionsverlagerungen in die Dritte Welt
schmerzlich deudich geworden sind, wesendich hinaus. Über
zeugende Antworten, wie die Gewerkschaftsbewegung den
neuen Herausforderungen gerecht werden kann, sind bislang
allenfalls ansatzweise formuliert worden. Naheliegend ist je
doch die Überlegung, daß die neue Konkurrenzsituation im Zu
sammenhang der »Neuen Internationalen Arbeitsteilung« zu
gleich ein ökonomisch begründetes Interesse der Gewerk
schaftsbewegungen und der lohnabhängig Beschäftigten an
neuen Allianzen hervorbringt, gleichsam einen Imperativ zur
Vereinheidichung ihrer »Front« über Länder- und Nord-Süd-
Grenzen hinweg. Dabei ist- ungeachtet unterschiedlicher An
satzpunkte und konzeptioneller Vorschläge - allerdings davon
auszugehen, daß derartige Vereinheitlichungsprozesse nur poli
tisch bewerkstelligt werden können, daß eine Überwindung
oder Einschränkung der Interessengegensätze auf dem Weg aus
schließlich ökonomischer Forderungen also nicht möglich sein
wird. In diesem Sinne kann zu Rechtvon einer veränderten In
teressenkonstellation im Verhältnis von Lohnabhängigen inder
Ersten und der Dritten Welt gesprochen werden, die sich im
Prozeß der Neuen Internationalen Arbeitsteilung herausbildet.

Eine Reihe von Autoren sieht diese Interessenkonstellation
nun im wesentlichen dadurch bestimmt, daß die bislang vor
herrschende Interessendisharmonie (Gattung) durch eine prin
zipielle Interessenharmonie abgelöst wird, da Lohnsteigerun
gen in der Dritten Welt jetzt zur »Voraussetzung für stabiles
Wachsttun, sichere Arbeitsplätze und steigende Eii^ommen der
Arbeitnehmer in den Industrieländern (werden) und damit in
ihrem >objektiven< Interesse« liegen (Wortmann 1984: 45). Da
es im Zuge der Herausbildung der »Neuen Internationalen Ar-
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beitsteilung« wegen der damit verbundenen strukturellen Mm-
senarbeitsiosigkeit in den Zentren und der niedrigen Löhne in
der Peripherie zu einer weltweiten Nachfragelücke komme,
müßten sich »im Westen und im Süden Kräfte, die weltweit
Vollbeschäftigung und steigende Masseneinkommen anstreben,
zusanunenschließen« (Elsenhans 1984: 120). Die wesentliche
Schlußfolgerung, die sich für die Gewerkschaftsbewegungen in
den kapitalistischen Zentren aus diesen Überlegungen ergibt,
lautet dann, daß eine auf die Erhöhung der Massenkaufkraft
gerichtete Tarif- und Wirtschaftspolitik allein nicht zur Über
windung der weltwirtschaftlichen Krise führen wird, sondern
ergänzt werden muß durch ein verstärktes gewerkschaftliches
Engagement für eine Entwicklungspolitik, die im Kern auf eine
Steigerung der Masseneinkommen auch in der Dritten Welt ge
richtet ist und über Strukturreformen in den Entwicklungsl^-
dern zu einer Integration der arbeitslosen und unterbeschäftig
ten Massen, vor allem im ländlichen Bereich, in den Produk
tionsprozeß führt (Elsenhans 1984: 114 ff.; Wortinann 1984:
45 ff.). Im Kern handelt es sich hier um ein weltweites Modell
keynesianischer Krisenüberwindung, dessen Tragfähigkeit un
geachtet seiner wirtschaftspolitischen Zielstellungen freilich ge
rade dann anzuzweifeln ist, wenn die neuen Akkumulations
und Intemationalisierungsmuster, darin eingeschlossen die Ten
denz zu einerNeuen Internationalen Arbeitsteilung, als Konse
quenz des Scheitems und der Erschöpfung eben solcher Regu-
liemngsformen interpretiert werden (siehe oben).

Von daher scheint ein grundlegend systemkritischer Interpre-
utionsansatz der veränderten Interessenkonstellation eher ge
recht zu werden, der hervorhebt, daß sich gerade unZuge der
Herausbildung der Neuen Internationalen Arbeitsteilung »die
grundsätzliche Interessenidentität von Arbeitern der Ersten
und der Dritten Welt an der Überwindung ihrer Ausbeutung
durch das Kapital« herauskristallisiert (Bröckelmann 1981:142).
Gleichwohl bleibt der Appell, »zur Kritik des Kapitalverhält
nisses selbst überzugehen« und eine »klassenbezogene, interna
tionale Gewerkschaftsstrategie« einzufordern, also die »inner
kapitalistische Funktion« der Gewerkschaften zu überschreiten
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(so Mitschein 1981:249,278) sinnlos, wennnichtder Nachweis
gelingt, daß und in welcher Weise die Verwirklichung der un
mittelbaren Lebensinteressen der Lohnabhängigen unter den
Bedingungen der aktuellen kapitalistischen Weltwirtschafts
krise und der Neuen Internationalen Arbeitsteilung an die
Grenzen derherrschenden Ordnungstößtundfolglich mitMo
dellen der »Neuordnung« verbunden werden muß (vgl. allge
mein dazu: Deppe 1984: 197). Auch Chancen für eine »Neu
orientierung gewerkschaftlicher Politik« (so auch: Fröbel/
Heinrichs/Kreye 1985: 69) dürften schließlich erst dann wahr
genommen werden, wenn sich praktisch zeigt, daß bislang ver
folgte gewerkschaftliche Strategien und Konzepte unter den
neuen internationalen Rahmenbedingungen obsolet geworden
sind.

3.3. Dilemmata gewerkschaftlicher Politik

In diesem Sinne läßt die »Neue Internationale Arbeitsteilung«
nun in der Tat eine Reihe von Dilemmata der Gewerkschaftsbe
wegung deutlich hervortreten, die sich im Rahmen der über
kommenen Ordnung kaum überwinden lassen:
—Zunächst ist festzuhalten, daß eine auf die betriebliche bzw.
Untemehmensebene beschränkte gewerkschaftliche Strategie
der Interessenwahrnehmung den im Zuge der »Neuen Interna
tionalen Arbeitsteilung« entstandenen neuen Konkurrenzver
hältnissen zwischen den Beschäftigten unterschiedlicher Län
der kaum noch gerecht zu werden vermag. Denn sowohl das
gewerkschaftliche Interesse an einer Einschränkung der Ar
beitsplatzkonkurrenz als auch aneiner Angleichung der unter
schiedlichen Lohn- und Reproduktionsbedingungen auf mög
lichst hohem Niveau wird auf dieser Ebene immer wieder mit
den durch die einzelwirtschaftliche Verwertungsrationalität her
vorgebrachten Fraktionierungstendenzen kollidieren. Ein auf
dieBelegschaftsebene beschränkter Betriebssyndikalismus wird
unter diesen Bedingungen die objektiv gegebenen Interessenge
gensätze sogar noch verstärken, da ersieh notwendigerweise die
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Bestandswahrung von Teilinteressen auf Kosten anderer zuei
gen machen muß, wenn derentscheidende Maßstab die »Wett
bewerbsfähigkeit« des »eigenen« Betriebs bleibt. Dabei zeigt
die betriebssyndikalistische Erfahrungspraxis, daß dieKonzen
tration auf die Absicherung von Interessen der Kern- und
Stammbelegschaften keineswegs eine Garantie im Sinne des
dauerhaften Erhalts gewerkschaftlicher Machtpositionen dar
stellt, sondern perse bereits Momente derKonzession und der
Anpassung an die kapitalistische Produktionslogik, mithin auch
die Aufgabe gewerkschaftlicher Vertretungsansprüche beinhal
tet. Eine Schlußfolgerung auf dieser Ebene besteht also zu
nächst darin, daß gegensätzliche Interessenlagen der lohnab
hängig Beschäftigten, die durch neue Formen der Intemationa-
lisierung der Produktion verschärft wurden, weniger denn je
im traditionellen Bezugsrahmen gewerkschaftlicher Interessen
vertretung überwunden werden können, sondern mehr denn je
der Bearbeitung in einer gesamtwirtschaftlichen und darüber
hinaus internationalen Dimension bedürfen.
- Gleichwohl stoßen die Gewerkschaften auch auf dieser
Ebene mit ihren traditionellen Optionen auf neue Hemmnisse,
Grenzen und Widersprüche. Wenn in Reaktion auf gefährdete
Exportpositionen, Produktionsverlagerungen und wachsende
»Importkonkurrenz« mit forcierter Modernisierung, Rationali
sierung undAutomatisierung reagiert wird, umaufdiese Weise
verlorengegangene Wettbewerbsfähigkeit an angestammten
Standorten wiederzugewinnen, so ist dies notwendigerweise
mit weiteren »Freisetzungen« verbunden, je erfolgreicher dies
praktiziert wird. Wie vertrackt das sich für die Gewerkschafts
bewegung hier ergebende Dilemma inWirklichkeit ist,kann am
Beispiel deraußenwirtschafdichen Abhängigkeit derBRD wie
folgt beschrieben werden: »Im Kampf umden Erhalt derwest
deutschen Außenhandelsposition ... muß rationalisiert wer-
den,/muß modernisiert werden,/muß der arbeitsplatzvernich
tende »Struktur«wandel vorangetrieben werden, mußinsbeson
dere auch die Produktionsstruktur immer stärker den Welt
marktanforderungen angepaßt werden. Andererseits ergeben
sich dadurch nichtLösungen, sondern weitere Verschärfungen
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—am Arbeitsmarkt durch millionenfache weitere Vernichtung
von Arbeitsplätzen, in der Vilrtschaftspolitik durch weitere
Oberakkumulation (Aufbau neuer Überkapazitäten und Schaf
fung noch umfangreicherer, vagabundierender Kapitalien), in
der Bildungspolitik durch >£litisierung<, in der Produktions
struktur durch zunehmende Orientierung auf High-Tech-Pro
dukte und insbesondere inder Investitionsgüterproduktion auf
Rationalisierungsprodukte usw. Wird dagegen nicht rationali
siert, modernisiert, wird die Produktionsstrukmr nicht noch
weiter deformiert, weil weiter auf Weltmarktbedürhiisse orien
tiertund von den Bedürfnissen imLande gelöst, gehen Export
arbeitsplätze möglicherweise in noch größerer Zahl verloren.
Das Dilemma besagt also: Jede Anwort innerhalb der herr
schenden Wirtschaftsordnung mitihrerProfit- undWachstums
logik (sowie derOrientierung am Primat derweltmarktgeleite
ten Modernisierung und Expansion; R. f.) ist falsch.« (Briefs
1986: 6 f.).

Gleiches gilt im Grunde genommen auchfür die nun schon
klassische (Schein-)Alternative zwischen protektionistischer
und Freihandelsoption. Wedere kann die Forderung nach maxi
maler Handelsliberalisierung umstandslos mitder quasi genui
nen »Halttmg der klassenbewußten Arbeiterbewegung« identi
fiziert werden (so aber: Busch 1974: 338), nochbietet der Pro
tektionismus der Gewerkschaftsbewegung eine den Lebensin
teressen ihrerMitglieder auflängere Sicht adäquate Perspektive.
Unter den Bedingungen der weltweiten kapitalistischen Krise
und der Neuen Internationalen Arbeitsteilung bietet keine der
beiden Optionen eine realistische Möglichkeit, Arbeitsplätze
im Inland zu sichern und zugleich dieGefährdung vonArbeits
plätzen im Ausland auszuschließen (vgl. auch: Hildebrandt/
Olle/Schoeller 1976: 39). Freihandel und Protektionismus sind
vielmehr zuallererst politische Instrumente der internationalen
kapitalistischen Konkurrenz um die Behauptung bzw. Neuauf
teilung von Marktanteilen zwischen stärkeren und schwächeren
Kapitalfraktionen, stärkeren und schwächeren Nationen (vgl.
auch dieBeiträge vonMarx und Engels überdieFrage vonFrei
handel und Schutzzoll in: MEW 4: 58ff.; 299 ff. und 444 ff.).
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Weltmarktexpansion und Freihandelspathos sind unter diesen
Bedingungen eng geknüpft, und ihrer Logik entspricht, daß die
»ganze Schärfe der Gesetze der politischen Ökonomie gegen
die arbeitende Klasse angewandt wird« (ebenda: 308), sei es
durch denVerlust vonArbeitsplätzen imGefolge derReorgani
sation der Produktion und von Verlagerungsprozessen, sei es
durch den Export von Arbeitslosigkeit als Kehrseite eines dau
erhaften und strukturellen Handelsbilanzüberschusses. Protek
tionistische Forderungen, sofern sie inderGewerkschaftsbewe
gung entstehen, können demgegenüber zwar auch als gleichsam
naturwüchsig-spontage Reaktion der Lohnabhängigeti auf die
negativen Auswirkungen der Weltmarkttendenzen interpretiert
werden (vgl. Bröckelmann 1981: 145); gleichwohl verstärken
auch sie die spontane Konkurrenz der Lohnabhängigen im in
ternationalen Zusammenhang, ohne auf Dauer eine wirkliche
Gewähr für den Erhalt von Arbeitsplätzen und sozialen Stan
dards bieten zu können. Denn unter den Bedingimgen eines
entwickelten kapitalistischen Weltmarkts sind protektionisti-
sche Bestrebungen unvereinbar mit jenen »Gesetzen der politi
schen Ökonomie« (ebenda: 308), diesich heute indenbeschrie
benen neuen Akkumulations- und Intemationalisierungsmu-
stem bzw. in einer weltweiten Reorganisation der Produktion
Geltung verschaffen. Mit anderen Worten: Die protektionisti-
sche Option wird dann obsolet, wenn es sich - wie gezeigt -
bei diesen Tendenzen selbst noch um den Ausdruck objektiver
Prozesse bzw. um spezifische Reaktionsformen auf die wach
sende (auch internationale) Vergesellschaftung von Produktiv
kräften und die Krisenhafögkeit der kapitalistischen Entwik-
kung handelt.

3.4. Die Notwendigkeit einer umfassenden Alternative

Neue Konkurrenzverhältnisse auf dem Arbeitsmarkt, verän
derte internationale Interessenkonstellationen der Arbeiter
klasse und die Verschärfung von Dilemmata traditioneller ge-
werkschafüicher Politik verweisen also zusammengenommen
vor allem auf die Notwendigkeit grundsätzlicher und tiefgrei-
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fender Alternativen, die über die bloße Verteidigung des herr
schenden Sutus quo und bisheriger Errungenschaften hinaus
weisen. Die neuen Konkurrenzverhältnisse unter den Bedin
gungen von weltweiter Krise und Neuer Internationaler Ar
beitsteilung bieten reale Möglichkeiten und Anknüpfungs
punkte zuihrer Überwindung durch neue Allianzbildungen auf
nationaler und internationaler Ebene. Doch wird das »emanzi-
patorische Potential« (Wortmann) der »Neuen Internationalen
Arbeitsteilung« weder aufder Ebene rein ökonomischer Forde
rungen noch durch eine Verstärkung der internationalen Zu
sammenarbeit allein (und sei es auch in verstärkt konfliktori-
scher Akzentuierung) noch durch eine Rückkehr zukeynesiani-
schen Wachstumskonzeptionen (und sei es ineiner globalen Di
mension) zu erschließen sein. Die durch den Wandel der inter
nationalen Handlungsbedingungen gewerkschaftlicher Politik
entstandenen Herausforderungen verlangen, um ihnen gerecht
zuwerden, nach einem neu begründeten gewerkschaftlichen In
ternationalismus, dessen zentrale programmatisch-konzeptio
nelle Aufgabenstellung in der politischen Verknüpfung betrieb
licher, regionaler, nationaler und »internationaler« Interessenla
gen gesehen werden muß. Im nationalstaadichen Rahmen ent
wickelte Alternativvorstellungen müssen sich selbst dabei noch
an den Erfordernissen internationaler Gewerkschaftssolidarität
messen lassen. Zugleich werden sichdie Gewerkschaften im in
ternationalen Bereich nicht auf den bloßen Ausbau ihrer länder
übergreifenden Beziehungen beschränken können, sondern
sich mit eigenen konzeptionellen Vorstellungen in den laufen
den Prozeß der Restrukturierung des internationalen Systems
einzuschalten haben. Dabei werden sie nicht zuletzt die Forde
rungen nach einer Veränderung der Struktur der gegenwärtigen
kapitalistischen Weltwirtschaft, wie sie von Seiten der Entwick
lungsländer artikuliert werden, zurKenntnis nehmen und mög
licherweise übernehmen müssen. Entscheidend für die Ent
wicklung und Realisierung einer solchen Perspektive istjedoch,
daß sie nicht losgelöst von den konkreten Erfahrungen gewerk
schaftlichen Handelns unter national je unterschiedlichen Be
dingungen erfolgen können.
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